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K u r z z u s a m m e n f a s s u n g

In dieser Dissertation wird urbane Subsistenz – städtische Selbstversorgung – thematisiert.

Urbane Subsistenz stärkt und fördert soziokulturelle Vielfalt, Funktions-, Innovations- wie

Evolutionsfähigkeit von westeuropäischen Städten. Sie ist gemeinschaftsorientiert, bildet

die Basis einer vitalen Bürgergesellschaft und ist Produktionsstätte sozialen Kapitals.

Dem Autor geht es in dieser Studie um die Revitalisierung und Modernisierung des Konzep-

tes der Subsistenz zur Förderung von Wohlstand und als wichtige Grundlage zukunftsfähi-

ger Lebensstile. Denn die arbeits- und wirtschaftspolitischen Potenziale einer zu Markt und

Staat komplementären und fördernden Entwicklung und eines Wachstumsprozesses des

bürgerschaftlichen Subsistenzsektors werden bisher nicht ausreichend erkannt und wahr-

genommen. Diese werden ausführlich im Kontext einer sich wandelnden sozioökonomisch-

en Ordnung, die sich gegenwärtig durch unterschiedliche Krisenphänomene, wie die Ero-

sion der Erwerbsarbeitsgesellschaft und die ‚Überwindung’ des Wohlfahrststaates, soziale

Segregationsprozesse besonders in Städten, Entsolidarisierungen und verminderte Demo-

kratiefähigkeit äussern, dargestellt.

Wohlstand und Lebensqualität hängen von einer Balance zwischen Wettbewerb und Koop-

eration, und von der Einbettung des Menschen in einen gemeinschaftlichen soziokulturel-

len Kontext ab. Die Leistungen, die gemeinschaftsorientierte Subsistenz in Komplementari-

tät zu Markt und Staat hierzu beiträgt, sind schon heute sehr beachtlich und bieten außer-

ordentliche Entwicklungschancen. Dies wird in der vorliegenden Studie theoretisch und

exemplarisch am Beispiel Kölns gezeigt und die wirksamen Mechanismen analysiert. In

Köln wurden eine umfassende Recherche, 10 qualitative Interviews und eine quantitative

Befragung durchgeführt. Außerdem wurde die Verteilung der Einrichtungen bürgerschaftli-

cher Subsistenz in der Stadt Köln kartiert.

Hiermit hat diese Dissertation auch deskriptiven Charakter, indem sie anhand Kölns erst-

malig Bedeutung, Funktionsweise und Umfang städtischer Subsistenz für die Humangeo-

graphie beschreibt und exemplarisch veranschaulicht, sowie deren unverzichtbaren Beitrag

zur Leistungsfähigkeit von Sozioökonomie und Bürgergesellschaft im angehenden 21. Jahr-

hundert argumentiert und dokumentiert. Es besteht dabei der Anspruch, das Konzept der

urbanen Subsistenz in seiner gesellschaftlichen und ökonomischen Bedeutung transparent

und wissenschaftlich operationalisierbar zu machen. So soll eine möglichst breite Grund-

lage für anschließende weitergehende Forschungsfragen gelegt und Ansätze und Ausblicke

auf bestehenden Forschungsbedarf gegeben werden.
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a b s t r a c t

The topic of this dissertation is ‚urban subsistence’ – municipal self-sufficiency. Urban sub-

sistence increases and encourages socio-cultural variety and functionality, as well as inno-

vation and evolution both in and of West European cities. It is orientated on the commu-

nity, it creates the foundation of civil society and it is also the production center of social

capital.

The author´s aim in this study is the revitalisation and modernization of the concept of

subsistence, in order to promote prosperity and to become an important basis of sustai-

nable lifestyles – appropriate for the future. Up to this time the potentials of supporting a

development of the civil subsistence sector complementary to the market and the state

were not sufficiently perceived and analyzed. Their description is made in detail in the con-

text of a changing socio-economic order, which currently manifests itself in different crisis

phenomenons: increased unemployment, the decline of the affluent state, urban social

segregation, and the decrease of solidarity and democratic capability. This is derived from

the broad analysis of socioeconomic patterns and the basics of wealth and quality of life in

western urban areas – in particular in Germany – and their interactions with the process of

the globalization of the market economy.

Prosperity and quality of life depend on a balance between competition and cooperation,

but also on the embedding of the human being into a common socio-cultural context. The

already highly considerable performance of subsistence, which is oriented towards the

community and complementary to market and state, offers a great capacity for develop-

ment. In this study the subsistence-complex will be theoretically and prototypically shown

by the example of the city of Cologne and analyzed in its effective mechanisms. Extensive

research, ten qualitative interviews, and one quantative survey were carried out in Cologne.

Additionally, the municipal civil subsistence sector was mapped out.

This dissertation is also of a descriptive character, in so far as it relates for the first time the

significance, the functioning, and the scope of urban subsistence in the direct context to

human geography, via the example of Cologne. Further on it displays arguments and

documentations of the indispensible contribution of subsistence to the efficiency of

socioeconomic system and the civil society in the beginning of the 21st century. In so far, it

is a basic intention of this dissertation to make the concept of urban subsistence transpa-

rent and scientifically operationable in its social and economic importance. Thus, a broader

basis for further research has been established, and perspectives on the existing need for

additional research are given.
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„Der Mensch braucht Wärme, Behaglichkeit und Sicherheit;

er braucht schöpferische Arbeit, und er muss staunen können.“

George Orwell
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P R O L O G

In der vorliegenden Dissertationsarbeit verbinden sich meine  Gedankenfäden der

letzten vier Jahre, die um die Frage nach zukunftsfähigen Lebensstilen, den

Grundlagen menschlichen Zusammenlebens und menschlichem solidarischem

Miteinander entstanden, zu einem aus meiner Sicht umfassenden und in dieser

Form neuen Gedankengebäude. Es war nie meine Absicht, eine nur einfache Arbeit

zu schreiben und es war nie mein Interesse mein Denken linear zu gestalten. Des-

halb ist auch meine Dissertationsarbeit nicht linear, sondern – wenn auch nicht

holistisch – durch sich berührende Kreise gekennzeichnet. Sie bildet mein Wissen

und Verständnis eines äußerst komplexen sozioökonomischen Prinzips ab. Sie

handelt von Selbstversorgung – Subsistenz, und zwar deshalb, weil ich die be-

wusste Zuwendung einzelner Menschen, Gruppen und Gemeinschaften, von Politik

und Wirtschaft zu einem selbstversorgerischen Prinzip für essentiell halte, um Zu-

kunftsfähigkeit und Gerechtigkeit für Menschen zu gewährleisten. Denn Selbstver-

sorgung beinhaltet auch Selbstverantwortung, und gemeinschaftliche Selbstver-

sorgung – und die ist das Thema dieser Studie – beinhaltet Verantwortung für mich

und für andere Menschen, beinhaltet Austausch. Ohne Verantwortung füreinander

ist der Mensch nichts und ohne breiten Austausch ist die Menschheit nicht mehr

als ein mechanistisches Selbsterhaltungskonstrukt, reizlos, mit dem ewigen Stre-

ben einmal ein Perpetuum Mobile werden zu können – langweilig.

Weil Menschen aber schon immer mehr sein wollten, schon immer nach mehr ge-

sucht haben, kann die Triebkraft und die Schöpfungskraft des Menschen nur durch

eine Zuwendung zu ihren vielfältigen und vitalen kulturellen Potenzialen, durch

Kommunikation und Austausch, durch Kooperation und Teilhabe aktiviert und ka-

talysiert werden. Um dies zu schaffen, müssen wir wagen, mündig zu handeln, uns

unserem Gegenüber zuzuwenden, verantwortlich zu sein. Und hierfür brauchen wir

alltagstaugliche Modelle, die uns dies lehren können, lernen und erproben lassen,

die fehlerfreundlich sind und durch die wir kulturelle Evolution dynamisieren in-

dem wir uns als interkonnektiv verstehen und so leben.

Ich hoffe, die Wissenschaft mit Pathos nicht peinlich zu berühren und die LeserIn-

nen nicht zu sehr zu ermüden,
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I .  E I N F Ü H R U N G

„... das Maschinenwesen vermehrte sich im Lande und bedrohte die arbeitsamen

Hände nach und nach mit Untätigkeit.“1

Johann Wolfgang von Goethe

Das Problem der Wissenschaft liegt nicht darin, das offenkundig Wesentliche ge-

genüber dem Unwesentlichen unter zu bewerten, sondern eher darin, das schein-

bar Unwesentliche gegenüber dem offenkundig Wesentlichen zu vernachlässigen.

Die folgende Arbeit erklärt die scheinbar unwesentlichen Grundlagen eines raum-

wirksamen Mechanismus, welcher auf sozioökonomischer Ebene menschliche Ge-

meinschaften, Siedlungsräume und besonders Städte mitgestaltet und -prägt. Ein

zentrales Anliegen dieser Arbeit liegt darin, Aufmerksamkeit auf den urbanen
Subsistenzkomplex zu lenken und Neugier danach zu wecken, seine Zu-

kunftspotenziale besser zu verstehen.

Selbstversorgung ist ein Begriff, der oft mit historischer Rückgewandtheit, Entwick-

lungsländern oder auch Alternativwahn und Hippie- und Punkertum assoziiert

wird. Ob dies Negativattribute oder Positivattribute sind, sei dahin gestellt. Aber

auf jeden Fall trifft es nicht das, worum es in der vorliegenden Dissertation geht.

Denn die vorliegende Dissertation befasst sich mit der Bedeutung von städtischer

Selbstversorgung – urbaner Subsistenz – für soziokulturelle Vielfalt, Funktions-

und Innovations- wie Evolutionsfähigkeit von westeuropäischen Städten. Sie wid-

met sich der gemeinschaftsorientierten Subsistenz als Grundlage einer vitalen

Bürgergesellschaft und als Produktionsstätte sozialen Kapitals. Dem Autor geht es

um die Revitalisierung und Modernisierung des Konzeptes der Subsistenz zur För-

derung von Wohlstand und als wichtige Grundlage zukunftsfähiger Lebensstile.

Gegenwärtig scheint es ‚en vogue’ zu sein, sich mit alternativen, teils innovativen,

teils scheinbar innovativen Konzeptionen für städtische Entwicklung und städti-

sches Leben zu beschäftigen. In Politik, Wirtschaft und Wissenschaft rückt hierbei

der Faktor Mensch – oft im Zusammenhang mit den Begriffen ‚Bürgergesellschaft’

und ‚Sozialkapital’ – zunehmend in den Vordergrund. In der Stadtplanung und

Stadtentwicklungsforschung wird bereits seit den 1970er Jahren die ‚Krise der

Städte’ diagnostiziert und verkündet.

Sie wird fest gemacht an mangelnden Anpassungsfähigkeiten städtischer Struktu-

ren und an der Unfähigkeit von (Kommunal)Politik hierauf steuernd einzuwirken.

                                                  
1
 Zitiert nach, Zukünfte, Nr. 23, 1998. Gelsenkirchen, S. 12.
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Gleichzeitig wird das Unvermögen der Kommunen, die materielle wie immaterielle

Grundversorgung der Bürgerschaft breit und adäquat sicherzustellen, angepran-

gert und Hände ringend nach Auswegen gesucht, die zunehmenden sozialen Seg-

regationen, Desintegrationsprozesse und Verluste an Standortqualität besonders

in den Städten aufzuhalten. Dabei ist die Stadt, und die Metropole besonders, oft

die Stein gewordene Manifestation vergangener Nutzungen und Versorgungsstruk-

turen, materiell unflexibel und gerade in Deutschland wesentlich geprägt durch die

stadtplanerischen Ideen vom Idealzustand der funktionalen Teilung von Wohnen,

Arbeiten und Versorgung.

Der Ausweg aus der Misere wird dort gesucht, wo sie ihren Anfang nahm, und so

wird versucht, der funktionalen Erstarrung der Stadt über marktökonomische und

politische Maßnahmen entgegen zuwirken. Aber gerade der marktökonomische

Druck hat massiv zur strukturellen Erstarrung der Stadt und zur kommunalpoliti-

schen Handlungsunfähigkeit beigetragen. Weiterhin lähmend erscheint die Fixie-

rung auf das erwerbswirtschaftliche Arbeitsparadigma, was eher hinderlich ist,

sich wandelnden sozioökonomischen Voraussetzungen, wandelnden Bedürfnissen

und Lebensstilen zu öffnen, und die Potenziale, die hieraus erwachsen wahr zu

nehmen.

So sind die Folgen der vorherrschenden Paradigmen der Wettbewerbs- und Kon-

kurrenzfähigkeit und der monetären Wertschöpfung, dass Jene, die wenig monetä-

res Kapital, oder zumindest keine Überschüsse erwirtschaften, im Wettbewerb um

Standorte, Infrastrukturen und Wohlstand unterliegen und an den Rand der Gesell-

schaft gedrängt werden. Dies betrifft leider zunehmend mehr Menschen, beson-

ders auch angesichts der anhaltend steigenden Erwerbslosigkeit. Aber es sind

nicht nur Einzelpersonen, die aus ihrer soziokulturellen und –ökonomischen Ein-

bettung gerissen werden, sondern ganze gesellschaftliche Gruppierungen, deren

Integration sich eine fast völlig monetarisierte Welt nicht mehr leisten kann. Kin-

der, Jugendliche, Alte, Menschen aus anderen Kulturkreisen, Kranke und Behin-

derte, Obdachlose, generell Menschen in Nöten.

Und auf sektoraler Ebene findet ähnliches statt – ist die Mehrung von monetären

Kapital nicht primärer Zweck einer Unternehmung – oder eines ganzen Wirtschafts-

sektors – wird dieser verdrängt, unabhängig davon, ob er zum Beispiel zur Meh-

rung oder Reproduktion von Human- und Naturkapital beiträgt.

Aber fast völlig monetarisiert ist diese Welt eben doch nicht, und das will diese

Studie zeigen und beweisen. Nicht nur in Nischen, sondern im umfassendsten

Maße, ist die Subsistenz ökonomisch von mindestens ebenso großer Bedeutung
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wie die Marktwirtschaft. Beide stehen zueinander in einem komplementären Ver-

hältnis, sind aufeinander angewiesen und voneinander abhängig.

Hinter der Motivation für die Ausarbeitung dieser Thematik zu einer Dissertation

steht die Überzeugung, dass die arbeits- und wirtschaftspolitischen Potenziale

einer komplementären und fördernden Entwicklung und eines Wachstumsprozes-

ses des bürgerschaftlichen Subsistenzsektors nicht ausreichend erkannt und wahr-

genommen sind. Der Autor ist der Auffassung, dass das Aufbrechen erstarrter, zu-

nehmend tautologischer marktwirtschaftlicher Dogmen für die Entwicklung global-

wie lokalwirtschaftlicher Systeme notwendig ist, wenn nicht die Human- und Na-

turressourcen weitere irreversible Schädigungen erfahren sollen. Nur mit einer ver-

stärkten Integration von gemeinschaftsorientierter Bürgerarbeit in das erwerbs-

arbeitsgesellschaftliche Paradigma im Sinne einer wechselseitigen Anreicherung

der Sektoren können in den industrialisierten und postindustrialisierten Ländern

die Ansprüche auf Menschengerechtigkeit, kulturelle Vielfalt und ökologische

Nachhaltigkeit umgesetzt werden. Es braucht lokale und regionale Wirtschafts-

kreisläufe und zwischenmenschliche Interaktionsräume, die nicht über den mone-

tären Wert, sondern über Sinn und Kreativität dynamisiert sind, wenn die Globali-

sierung der Märkte nicht fortgesetzt zu regionalen Schwächungen und sozioöko-

nomischen Zusammenbrüchen führen soll.

Vielfalt von ökonomischen Beziehungen und Strategien ermöglicht Flexibilität und

Anpassungsfähigkeit gegenüber sich verändernden Bedingungen. Wohlstand und

Lebensqualität hängt von einem ausgeglichenen Verhältnis zwischen Wettbewerb

und Kooperation, und von der Einbettung des Menschen in einen gemeinschaftli-

chen soziokulturellen Kontext ab. Die Leistungen, die gemeinschaftsorientierte

Subsistenz in Komplementarität zu Markt und Staat hierzu beiträgt, sind schon

heute sehr beachtlich und bieten außerordentliche Entwicklungschancen. Dies

wird in der vorliegenden Studie theoretisch und beispielhaft gezeigt und die wirk-

samen Mechanismen analysiert. Abschließend können die Zusammenhänge des

Subsistenzkomplexes hier nicht begründet werden. Auch Entwicklungsinstrumente

und Fördermechanismen können hier – auf Grund der unzureichenden Grundla-

genforschung vor allem zu institutionellen und organisatorischen Rahmenbedin-

gungen – nicht detailliert aufgezeigt werden. Aber es werden Richtungen für die

weitere Suche gezeigt, und Argumente und Motivationen für eine Stärkung der

Suchbewegungen geliefert.

So stellt die Dissertation erstmalig Bedeutung, Funktionsweise und Umfang städti-

scher Subsistenz für die Humangeographie dar und veranschaulicht sie exempla-
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risch am Beispiel der Stadt Köln. Es wird argumentiert und gezeigt, dass die ur-

bane Subsistenz einen unverzichtbaren Beitrag zur Leistungsfähigkeit von Sozio-

ökonomie und Bürgergesellschaft im urbanen Raum der Bundesrepublik im ange-

henden 21. Jahrhundert erbringt. Es besteht der Anspruch, das Konzept der urba-

nen Subsistenz in seiner gesellschaftlichen und ökonomischen Bedeutung trans-

parent und wissenschaftlich operationalisierbar zu machen. So soll eine möglichst

breite Grundlage für anschließende weitergehende Forschungsfragen gelegt und

Ansätze und Ausblicke auf bestehenden Forschungsbedarf gegeben werden.

Weiterhin soll in einem Überblick über die wichtigsten Strömungen der bisherigen

wissenschaftlichen Debatte (mit dem Schwerpunkt auf dem deutschsprachigen

Raum) der theoretische Diskurs um die behandelte Thematik, wenn auch nicht er-

schöpfend, so doch möglichst umfassend dargestellt werden. Hierbei werden die

aus Sicht des Autors bisher wichtigsten Diskussionsfäden aufgegriffen, dokumen-

tiert, systematisiert und – wo dies sinnvoll erscheint – weitergeführt. Im Besonde-

ren gehören dazu eine Begriffsklärung und die Integration verschiedener wissen-

schaftlicher Analysen und Perspektiven in den subsistenzökonomischen Kontext

des Autors. Dies kann nicht in allen Fällen optimal gelöst werden, da sich bisher

die Forschungslandschaft zum Themenbereich weder terminologisch noch analy-

tisch ausreichend gefestigt hat. Dennoch hofft der Autor, hierzu einen systema-

tisierenden und integrativen Beitrag zu leisten und das Feld der subsistenzöko-

nomischen Forschungen für die Weiterbearbeitungen aus unterschiedlichen Per-

spektiven mit zu eröffnen, zu erweitern und etwas übersichtlicher zu gestalten.
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I - I .  ARBEITSSTR UKTUR

Die vorliegende Dissertation ist bis zum dritten Unterkapitel nummeriert (z.B. I-

I.1.). Die nächste inhaltliche Abstufung ist durch Zwischenüberschriften kenntlich

gemacht. In der Köln-Studie erfolgt für die Fallbeispiele eine weitere alphabetische

Untergliederung (z.B. IV-III.2. A/ B/ ...).

I - I . 1 .  F U ß N O T E N  U N D  Z I T A T E

Die inhaltlichen Ausführungen des Verfassers sind durch einen reichhaltigen Fuß-

notenapparat unterstützt, der sich vor allem aus Literaturverweisen und –zitaten,

teilweise auch aus kommentierenden Ergänzungen zusammensetzt. Der überwie-

gende Anteil der Zitate ist hier untergebracht. Sind in Zitaten Formulierungen ent-

halten, die – dem jeweiligen Themenbereich entsprechend – die betreffenden Aus-

sagen optimal darstellen, erklären und ergänzen, sind diese direkt in den Fließtext

eingefügt und mit Anführungszeichen und „Kursivschrift“ kenntlich gemacht. In

diesem Fall findet sich im Fußnotentext nur der entsprechende Literaturverweis.

Sind innerhalb der Zitate Kürzungen oder grammatikalische Ergänzungen vom

Verfasser vorgenommen worden, sind diese durch [eckige Klammern] kenntlich

gemacht.

Die Stärke des überwiegenden Teils der vorhandenen und zitierten Literatur und

der wissenschaftlichen Untersuchungen zum Sektor der Subsistenzökonomie liegt

vor allem in der analytischen Tiefe und Schärfe sowie den qualitativen Aussagen

einzelner AutorInnen verschiedener Fachdisziplinen. Die induktiven empirischen

Grundlagen sind defizitär, deduktive Empirie wird zumeist nicht konsequent ver-

folgt und entbehrt dann häufig des induktiven Fundamentes aus erhobenen Zahlen

und Fakten. Integrative und vernetzende Studien zwischen verschiedenen wissen-

schaftlichen Disziplinen und Denkansätzen liegen unzureichend vor.  Aus diesem

Grund setzt sich der überwiegende Teil der Zitate aus qualitativen Aussagen zu

verschiedenen Themenkomplexen zusammen, während die sonstigen – eher ‚dün-

nen’ – empirischen Befunde in den Fließtext als Grafiken, Tabellen und Kartierun-

gen eingefügt sind.

I - I . 2 .  G R A F I K E N ,  D I A G R A M M E ,  T A B E L L E N  U N D

K A R T I E R U N G E N

Die Quellenangaben bei Grafiken, Diagrammen, Tabellen und Kartierungen finden

sich jeweils am unteren oder oberen Abbildungsrand. Großenteils sind die Grafi-
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ken, etc. ... ohne weitere Erläuterung versehen, nur mit Verweisen im Fließtext,

sofern sie ausreichend für sich selbst sprechen. Bei Erklärungsbedarf sind sie im

Text erläutert. Insgesamt haben sie, ähnlich wie die Zitate, einen überwiegend do-

kumentierenden und illustrierenden sowie ergänzenden Charakter.

I - I . 3 .  E X K U R S E

Diese Arbeit hat unter anderem den Anspruch – neben der Darstellung der Explora-

tion Köln, die einer induktiven Empirie folgt – einen transdisziplinären Überblick

zur Rahmenthematik der städtischen, gemeinschaftsorientierten Subsistenz zu

leisten. Auch deshalb sind 12 verschiedene ergänzende, weiterführende und do-

kumentierende Exkurse in den Text eingebaut. In ihnen sind auch einige der Exper-

tInnen-Interviews enthalten.

I - I . 4 .  G L I E D E R U N G

Die Arbeit ist grob in einen umfangreichen Theorieteil und einen empirischen Teil

aufgeteilt.

Im ersten einleitenden Kapitel, in dem Forschungsgegenstand, Anliegen der vorlie-

genden Untersuchung und inhaltlichen Konzepte erläutert und skizziert sind, sowie

der Aufbau der Arbeit und methodisches Vorgehen erklärt werden, wird auch ein

Überblick über den gegenwärtigen Stand der Forschung gegeben.

Dem folgen die ausführlichen theoretischen Ausführungen der verschiedenen, die

Rahmenthematik berührenden Themenkomplexe. In diesem zweiten Block sind die

sozioökonomischen Hintergründe und Konzepte, die der Arbeit zugrunde liegen,

erklärt und dargestellt.

Im dritten Kapitel werden die theoretischen Zusammenhänge zum Subsistenz-

komplex ausführlich hergeleitet, erläutert und terminologisch aufgeschlüsselt.

In einem vierten Gliederungsblock finden sich Darstellungen und Analysen zu den

Explorationen in Köln. Der Aufbau dieses empirischen Kerns der Arbeit folgt der

chronologischen Reihenfolge der Untersuchungen und Arbeiten in Köln. So folgen

– nach einer zusammenfassenden Einführung zur spezifischen Kölner Situation –

auf die ausführlichen und fallspezifisch vertiefenden qualitativen Interviews die

Ergebnisse der – primär quantitativ angelegten – Befragung in Kölner bürger-

schaftlichen Einrichtungen. Die Kölner Untersuchungen rundet die Kartierung der

bürgerschaftlichen Einrichtungen im sozialen Bereich und deren Auswertung ab.
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Dieser empirische Teil wird durch die drei ‚ExpertInnen-Interviews’ für Köln ergänzt

und mit einer kurzen Gesamtschau der Kölner Explorationen abgeschlossen.

Das abschließende fünfte Kapitel der Arbeit verbindet die Kölner Ergebnisse mit

den einführenden theoretischen Ausführungen. Hier werden die inhaltlichen Kon-

zepte und Fragestellungen der Arbeit kurz erneut aufgegriffen, resümiert und be-

wertet.

Dem folgt, wie üblich, das Literaturverzeichnis.

Am Ende der Arbeit steht ein umfangreicher Anhang. Dieser enthält die weiteren

fünf qualitativen Interviews, die in Köln in den bürgerschaftlichen Einrichtungen

durchgeführt und im Explorationsblock zu Köln analysiert und interpretiert, aber

nicht in den Text aufgenommen wurden, um ihn nicht zu überfrachten. Zudem ent-

hält er den Fragebogen, der für die quantitative Befragung verwendet wurde, so-

wie eine Auflistung sämtlicher bürgerschaftlicher Einrichtungen von Köln in alpha-

betischer Reihenfolge, welche in ihrem inhaltlichen Spektrum im vierten Gliede-

rungsblock integriert wurden.
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I - I I .  KON ZEPTION UND ÜBERBL ICK

Die vorliegende Studie befasst sich mit Subsistenz – Selbstversorgung, und mit

der ihr zugrunde liegenden Subsistenzarbeit. Thematisiert wird im folgenden die

gemeinschaftsorientierte Subsistenz, oft auch mit Begriffen wie ‚Ehrenamt’, ‚bür-

gerschaftliches Engagement’, ‚Freiwilligenarbeit’ und ähnliches umschrieben.2 Der

Studie liegen verschiedene Konzepte zugrunde, die in diesem gesamten Kapitel I-II

mit dessen Unterkapiteln dargestellt und differenziert werden. Die in den folgen-

den Unterkapiteln I-II.1. bis I-II.5. dargestellten Leitkonzepte mit den angebunde-

nen Frage- und Thesenkomplexen werden in den anschliessenden Kapiteln vertieft,

das heisst, anhand der dem Autor verfügbaren empirischen Grundlagen hergeleitet

und argumentiert. Einige Konzepte enthalten auch Vorgriffe auf die Quintessenz

dieser Studie, indem sie zum Teil in Form von Hypothesen das vorweg nehmen,

was über die Empirie in der Folge begründet wird.

A. Subsistenz ist keine Armutsökonomie der ‚Entwicklungsländer’ son-

dern existiert in allen Kulturgesellschaften, auch in den industrialisier-

ten und postindustriellen Gesellschaften. Gegenüber den ‚Entwick-

lungsländern’ erbringt die Subsistenzwirtschaft dort überwiegend

Dienstleistungen. Die aus ihr erbrachten Leistungen sind erheblich, und

lokal wie regional von eben solcher Bedeutung wie die des Marktes und

des Staates. Subsistenz ist unverzichtbar für die Funktions- und Anpas-

sungsfähigkeit des gesellschaftlichen Zusammenhalts, bildet die

Grundlage der Bürgergesellschaft und steht komplementär zu Markt-

wirtschaft und Staat. Sie stellt einen eigenen sozioökonomischen Sek-

tor dar – den Subsistenzsektor.

B. Die Grundlage der Subsistenz bildet die Subsistenzarbeit. Sie ist un-

bezahlte, informelle Arbeit und steht in einem komplementären Verhält-

nis zur Erwerbsarbeit. Subsistenzarbeit konstituiert die Erscheinungen

und Ausprägungen des Subsistenzsektors und teilt sich in die zwei Be-

reiche der individual- und der gemeinschaftsorientierten Subsistenzar-

beit.

C. Insbesondere die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit, häufig

unter dem Begriff der Bürgerarbeit subsumiert, bildet das Fundament

einer zukunftsfähigen Bürgergesellschaft. Ihre Grundlagen findet die

Bürgerarbeit in der intrinsischen Motivation des/ der Einzelnen und in

                                                  
2
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002a, S. 73 ff.
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den Prinzipien von Selbstbestimmtheit und Selbstorganisation, sowie

der Solidarität gegenüber der Gemeinschaft. Über sie wird soziales Ka-

pital gebildet, Standortqualität und –attraktivität gesichert und erhöht

und Lebensqualität in Gemeinschaft gesteigert.

D. Bürgerarbeit formiert sich in bürgerschaftlichen Einrichtungen. Diese

stellen als Plattformen bürgerschaftlichen Engagements ‚Produktions-

stätten’ für gemeinschaftsorientierte Dienstleistungen von Betreuung

und Pflege über Integration bis hin zu Bildung, Beratung und Informa-

tion dar. Bürgerschaftliche Einrichtungen bauen Kooperationen, Kom-

munikations- und Partizipationssysteme auf, und bilden so Kernzellen

bzw. Knotenpunkte lokaler, regionaler, zum Teil auch nationaler Netz-

werke.

E. Während die Erwerbsarbeit sich verringert und die Grundlagen der Er-

werbswirtschaft erodieren – mit entsprechenden Folgen für Sozialstruk-

turen, den gesellschaftlichen Zusammenhalt und Lebensqualitäten –

stellt die Subsistenzarbeit das Tätigkeitsfeld dar, welches noch ein gro-

ßes und wachstumsfähiges Potenzial beinhaltet. Die gemeinschaftso-

rientierte Subsistenzarbeit – Bürgerarbeit – kann das brachliegende Po-

tenzial menschlicher Produktivkraft binden und sinnvoll nutzen. Eine

Abkehr vom Paradigma der Erwerbsarbeit ist notwendig zugunsten ei-

ner verstärkten Zuwendung zu den kulturschaffenden und sozialstär-

kenden Tätigkeiten des Subsistenzsektors.

F. Insbesondere Städte sind durch die Aktivität des bürgerschaftlichen,

gemeinschaftsorientierten Subsistenzsektors, also durch Bürgerarbeit

geprägt. Gemeinschaftsorientierte Subsistenz fördert die soziale und

kulturelle Funktionsfähigkeit und –vielfalt der Stadt und trägt damit we-

sentlich zur Lebensqualität bei.

Die Grundlagen dieser Konzepte sind bisher noch nicht ausreichend untersucht. Es

liegen zudem nur in sehr geringem Umfang empirische Befunde hierzu vor. Subsis-

tenz wird als sozial- und wirtschaftsräumlich gestaltender Sektor gerade in den

westlich-europäisch geprägten Ländern, auch in Deutschland, kaum wahrgenom-

men, obwohl sie Gesellschaft und Staat mindestens ebenso konstituiert wie staat-

liche oder marktliche Wirtschaftstätigkeiten, wie in der vorliegenden Studie deut-

lich werden wird. Die Bearbeitung und Diskussion der oben aufgeführten Konzepte

und der ihnen zugeordneten Phänomene kann nicht isoliert voneinander erfolgen.

Zwischen den Punkten A. bis F. bestehen Übergänge, welche sich argumentativ
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häufig nicht voneinander trennen lassen. Insofern werden die grundlegenden Kon-

zepte der Studie in den (Unter)Kapiteln wiederholt aufgegriffen und argumentiert,

aber nicht in Fragmente zerlegt. Dass hierbei teilweise Doppelungen in der Argu-

mentationsführung vorkommen, liegt daran, dass einerseits verschiedene Ursa-

chenkomplexe in gemeinsame Wirkungszusammenhänge münden, bzw. verschie-

dene Wirkungen sich auf ein Bündel von Ursachen zurück führen lassen. So er-

scheinen die Grundkonzepte der Studie in den Kapiteln partiell in verschiedenen,

wenn auch verwandten Kontexten. Andererseits wird das Mittel der Wiederholung

bewusst auch didaktisch eingesetzt, um Sachverhalten eine besondere Betonung

zu geben, welche über die alltägliche mediale Informationsflut mit ihrer meist ein-

seitig marktwirtschaftlich-erwerbswirtschaftlich geprägten Fokussierung der All-

tagswelt leicht verdrängt werden bzw. als sekundär bedeutsam erscheinen. Dies

betrifft beispielsweise die häufig wiederholte Darstellung des sozioökonomischen

Bedarfs nach komplementären, pluralwirtschaftlichen Strategien als auch den wie-

derholt als notwendig argumentierten Paradigmenwechsel für die Arbeitsgesell-

schaft.

Eine besondere Schwierigkeit dieser Studie liegt darin, den Subsistenzsektor und

die ihm zugrunde liegende Subsistenzarbeit funktional und strukturell zu beschrei-

ben, einzuordnen und sektoral abzugrenzen. Dies erfolgt deskriptiv in einem um-

fassenden Theorieteil und exemplarisch anhand der Fallstudie Köln. Eine beson-

dere Herausforderung war es für den Autor, die Interrelationen zwischen Markt,

Staat und Subsistenz zu analysieren und die Bedeutung des Prinzips der Subsis-

tenz für die Arbeitsgesellschaft von morgen herauszustellen. Hierzu ist es erforder-

lich, die komplexen, sich wechselseitig verstärkenden Wirkungsmechanismen zwi-

schen Markt- und Erwerbswirtschaft, Staat und Bürgergesellschaft unter dem

Druck von Globalisierung und der Notwendigkeit zu nachhaltigen Lebensstilen zu

beschreiben, um die Notwendigkeit der verbesserten Einbettung der Subsistenz in

sozioökonomische Zusammenhänge zu argumentieren und verständlich zu ma-

chen. Insofern ist im Besonderen auch das Kapitel III (Der Subsistenzkomplex) für

diese Dissertation zentral, indem hier der Subsistenzkomplex in der Weite und

Kontextualisierung seiner Darstellung einen wichtigen Autorenansatz darstellt.

Die Dissertation wirft mit der umfassenden Darstellung des Subsistenzsektors als

gesellschaftskonstituierend eine Vielzahl von Anschlussfragen auf. Über die Unter-

suchung und die Fallstudie Köln können einige dieser Fragen beantwortet oder

zumindest Indizien zu deren Beantwortung geliefert werden. Für vertiefende wis-

senschaftliche Suchbewegungen, unter anderem auch für das breite Feld human-

geographischer Untersuchungen und Analysen, könnte diese Arbeit – so hofft der
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Autor – einen Ausgangspunkt darstellen, und die Forschungswürdigkeit von Fra-

gestellungen zum Untersuchungskomplex stützend argumentieren.

I - I I . 1 .  D A S  S U B S I S T E N Z K O N Z E P T

Die Subsistenz, meist immer noch mit der vorwiegend agraren Selbstversorgungs-

wirtschaft, dem ‚subsistence farming’, der ‚Entwicklungsländer’ assoziiert, umfasst

weit mehr.

Subsistenz ist die Selbstversorgung mit materiellen wie immateriellen

Gütern – also Agrarprodukten, handwerklichen Erzeugnissen, Bauwer-

ken, Kunstwerken ebenso wie Dienstleistungen – im familiären wie im

bürgerschaftlichen, gemeinschaftlichen Kontext, von Mütter- und Väter-

arbeit über Hausarbeit bis zu freiwilligem, ehrenamtlichen Engagement.

Sie ist am eigenen oder gemeinschaftlichen Bedarf orientiert, und pro-

duziert aus eigenem Antrieb zur Deckung individueller und gemein-

schaftlicher Güterwünsche, nicht fremdbestimmt für Geld. Ihre Kraft be-

zieht sie aus der freiwilligen, eigenmotivierten Übernahme von kulturell

etablierter Verantwortung für die soziale Mitwelt wie auch für sich und

der direkt eigenen sozialfamiliären Einbettung selbst. Ihre produktiven

Grundlagen liegen in Kommunikation, Partizipation und Kooperation auf

der Basis gegenseitiger Verantwortlichkeit, und sie reproduziert diese

Ressourcen ständig selber neu. So bildet sie die Bürgergesellschaft und

nährt sich aus ihr.

Nach dem vorherrschenden sozioökonomischen Verständnis in europäisch-indust-

rialisierten Kulturgesellschaften wird davon ausgegangen, dass über das Wechsel-

spiel vom Marktwirtschaft und Staat das Gros der alltäglichen individuellen wie ge-

meinschaftlichen Bedürfnisse an materiellen wie immateriellen Gütern befriedigt

werden kann, bzw. die wesentlichen Grundlagen zu deren Befriedigung geschaffen

werden. Dass ein unverzichtbarer Anteil des alltäglichen Bedarfs auch in der Bun-

desrepublik Deutschland über subsistenzwirtschaftliche Aktivitäten erwirtschaftet

wird, ist den wenigsten bewusst. Dass es den Sektor der Subsistenzökonomie

auch außerhalb agrarorientierter Gesellschaften, fern der ‚Entwicklungsländer’

gibt, wissen noch weniger. Dem steht z.B. folgende Aussage gegenüber: „Für

Deutschland hat das Statistische Bundesamt berechnet, dass auf die Subsistenzar-

beit insgesamt annähernd zwei Drittel aller Arbeitsstunden entfallen; die Berufsar-

beit nimmt nur das restliche Drittel ein. In anderen Industrieländern ist es ähnlich.

Rechnet man die Länder mit noch größerem Subsistenzanteil ein, so sind weltweit
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höchstens ein Fünftel aller Arbeitsstunden bezahlte Arbeit.“3 Würde man dem pub-

lizierten Kenntnisstand und der gängigen Lehrmeinung der heutigen Sozial- und

Wirtschaftsgeographie glauben (also denen, die die Maßstäbe wesentlich beein-

flussen, an denen sich der geographische Mainstream orientiert, siehe hierzu auch

Kapitel I-III), gäbe es Subsistenzökonomie nur noch auf dem Rückzug, dann würde

es sich um ein historisch überkommendes, von Not und Armut gekennzeichnetes

Wirtschaftsmodell der wirtschaftlich unterentwickelten Agrargesellschaften des

Südens handeln. Es handelt sich jedoch nicht um eine aus der Not geborene Wirt-

schaftsform, die nur in kleinbäuerlichen Agrarstrukturen ihren Platz hat, und der

vor allem die jungen Menschen zu entfliehen versuchen. Auch dies ist Subsistenz,

aber nicht in ihrer entscheidenden Qualität der synergetischen, komplementären

Ergänzung zu Marktwirtschaft und Staat, wie sie in dieser Studie untersucht und

beschrieben wird, sondern in ihrer schwächsten Ausprägung, nämlich der letzten

ökonomischen Strategie, die es noch ermöglichen kann, das alltägliche Überleben

am Existenzminimum zu gewährleisten. Auch die kapitalorientierte Marktwirtschaft

lässt sich nicht auf jene Eigenschaften verengen, die zu sozialen Spaltungen füh-

ren,die Arme immer ärmer machen, während immer weniger Reiche immer reicher

werden, die einer globalen ökologischen Katastrophe Vorschub leisten und die

Demontage der Steuerungskraft demokratischer politischer Systeme voran trei-

ben. Genauso wenig stellt die Subsistenz ein ökonomisches Rudiment rückständi-

ger Gesellschaften dar, genauso wenig gibt es sie nur in ‚Entwicklungs- und

Schwellenländern’. Weder ist sie nur reproduktiv, noch ist sie im Rückzug.

Vielmehr geht es um das Verständnis dessen, dass marktwirtschaftliches wie

staatlich-öffentliches Handeln in den Ländern des Nordens ebenso wie in denen

des Südens sich erst auf der Grundlage eines vitalen und funktionsfähigen Ge-

meinwesens entfalten kann. Mehr noch, erst auf der Grundlage einer, natürlich

nach Region und Kultur unterschiedlich gestalteten Bürgergesellschaft können

Markt4 und Staat ihre wohlstandsmehrenden und -sichernden Potenziale entfalten

und optimieren. Diese zivilgesellschaftliche Grundlage hat eine ökonomische Di-

mension, und diese zeichnet sich besonders dadurch aus, dass die Produktions-

leistung nicht monetär- sondern bedarfsmotiviert vonstatten geht, doch das ist we-

nig bekannt. In der gesamten vom Autor recherchierten und gesichteten geogra-

                                                  
3
 Dahm; Rabinovitch; Scherhorn; Schöne (1999a).

4
 So wird im folgenden der Begriff des Marktes synonym mit dem der kapitalorientierten Marktwirtschaft verwen-

det. Es hat sich in der Wissenschaft wie der Politik eingebürgert, mit Begriffen wie ‚Marktreglement’, ‚Marktge-

schehen’, ‚Regeln des Marktes’ eine ‚Marktlogik’ zu verknüpfen, die festgelegt und leider bisher unbeugsamer-

weise die kapitalorientierte Wettbewerbswirtschaft nach westlich-europäischer Prägung meint.
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phischen Literatur (dies betrifft das Spektrum geographischer Literatur, welches in

Deutschland über Archive (auch antiquarische) und Bibliotheken, sowie Internet

und verschiedene Institutsdatenbanken nach den unterschiedlichsten Suchkrite-

rien ermittelbar war) liessen sich keine Untersuchungen oder Studien finden, die

sich mit subsistenzökonomischen Perspektiven in westlich-europäisch geprägten

Industrieländern befassen. Stattdessen taucht der Begriff der Subsistenz in den

Standardwerken zur Sozial- und Wirtschaftsgeographie kaum auf, und wenn, dann

häufig in einem peinlich eurozentrischen und postkolonialen Duktus, geradezu

entstellt.5 Dies entspricht jedoch nicht dem häufig besseren Wissen zum Thema

Subsistenz und einem transdisziplinäreren Wissenschaftsverständnis vieler (be-

sonders jüngerer) GeographInnen, besonders solcher, die länger im Kontext von

Nord-Süd-Themen gearbeitet haben. Dies wurde dem Autor zumindest über eine

große Zahl von Gesprächen und Diskussionen, sowie Tagungs- und Konferenzbe-

suchen in den letzten Jahren deutlich. Aber in der gängigen Lehre scheint sich das

Verständnis und ein moderner Zugang zu Fragen lokaler und alternativer Ökono-

mien nur äußerst schwer durchzusetzen. Und eigentlich gerade die Geographie

wäre prädestiniert dazu sich diesem Themenkomplex zu öffnen, da sie wie kaum

eine andere Wissenschaft in ihrer Grundlehre bereits quer zu den wissenschaftli-

chen Disziplinen ausgerichtet ist, z.B. indem sie es vermag, die naturwissenschaft-

liche und die geisteswissenschaftliche Perspektive innerhalb eines Faches zu ver-

binden.

I - I I . 2 .  B Ü R G E R A R B E I T  –

G E M E I N S C H A F T S O R I E N T I E R T E  S U B S I S T E N Z A R B E I T

Während der Begriff der Subsistenz (lat. subsistere = standhalten) zwar mit mate-

rieller Minimalproduktion assoziiert, fälschlicherweise häufig auch derart reduziert

verwendet und – fatalerweise – noch gelehrt wird, umfasst er also viel mehr. In

Subsistenz – über Subsistenzarbeit – werden große Anteile der Reproduktion und

Regeneration natürlicher wie humaner Ressourcen sowie der sozialen und kultu-

rellen Grundlagen für Innovationsleistungen menschlicher Gemeinschaften er-

bracht. Entgegen mancher Vermutung ist es ein Faktum, dass sich die Bereitschaft

zu gemeinschaftsorientierter Bürgerarbeit bzw. Ehrenamt und die Zahl der hier be-

schäftigten Menschen in den letzten Jahren beständig erhöht hat. So hat sich nur

von 1985 bis 1996 die Zahl der ehrenamtlich Tätigen um 10 % erhöht.6 Knapp ein
                                                  
5
 Vergleiche Kapitel I-III.1.

6
 Aus Eberling, Grabow und Henckel, 1999.
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Drittel der bundesdeutschen Bevölkerung ist bürgerschaftlich engagiert.7 Indivi-

duelle wie gemeinschaftliche Versorgung mit sozialen und kulturellen Dienstleis-

tungen wäre ohne den Beitrag von Subsistenzarbeit nicht denkbar. Subsistenzar-

beit umfasst hierbei die haushalts-, familien- und individualorientierten Tätigkei-

ten8 ebenso wie die bürgerschaftlich getragenen, solidarisch-kooperativen, ge-

meinschaftsorientierten Tätigkeiten.9

So sind die informellen, unbezahlten Wirtschaftstätigkeiten10 besonderer Gegen-

stand der Untersuchung, indem sie die Grundlage der Subsistenzwirtschaft bilden.

Gemeinsames Merkmal von ihnen ist, dass sie zwar unter den Begriff ‚Arbeit’11 fal-

len, aber nicht im Rahmen formeller, erwerbswirtschaftlicher Konzepte von Arbeit

stattfinden, welche nur die beruflich, monetär entlohnten Tätigkeiten umfassen,

die Erwerbsarbeit. In dieser Untersuchung wird der umfassende Anteil der fami-

lien- und individualorientierten Tätigkeiten nicht vertieft, sondern die informellen

Tätigkeiten betrachtet, die sich auf den bürgerschaftlichen und gemeinschafts-

orientierten Bereich richten. Diese werden im folgenden vor allem unter den Begrif-

fen der gemeinschaftsorientierten bzw. bürgerschaftlichen Subsistenzarbeit oder

gemeinschaftsorientierten Bürgerarbeit zusammengefasst.

Bürgerarbeit stellt fundamentale sozioökonomische, soziopolitische und sozio-

kulturelle Grundlagen für gesellschaftliche, politische, kulturelle und besonders

auch marktökonomische Aktivitäten bereit und trägt maßgeblich zu lokaler und

regionaler Standortqualität wie auch alltäglicher Grundversorgung der Bevölke-

rung bei, was unter anderem in der vorliegenden Arbeit gezeigt wird.

I - I I . 3 .  U R B A N E  S U B S I S T E N Z  –  U R B A N E R

W O H L S T A N D

Der Fokus dieser Untersuchung liegt somit auf der gemeinschaftsorientierten Sub-

sistenz, jenem Bereich der Selbstversorgung, der unverzichtbare Beiträge zur

                                                  
7
 Vergleiche hierzu Eberling, Grabow und Henckel, 1999 sowie Freiwilligensurvey, 1999.

8
 Eigenarbeit, Alltagsarbeit, Hausarbeit, Versorgungsarbeit, Familienarbeit, Elternarbeit.. vergleiche Kapitel III-I.1.

9
 Freiwilligenarbeit, Bürgerarbeit, Vereinsarbeit, ehrenamtliche Arbeit, Gemeinschaftsarbeit.. vergleiche Kapitel III-

I.1.

10
 Wirtschaften ist der planvolle Umgang mit (knappen) Ressourcen zur Hervorbringung eines Ergebnisses (Sach-

gut, Dienstleistung, Information), das nicht nur in der Tätigkeit selbst liegt. Scherhorn, 1999.

11
 Arbeit, mittelhochdeutsch arebeit = Mühsal, Not, Anstrengung, das bewusste Handeln zur Befriedigung von

Bedürfnissen, soweit es nicht den Charakter des Hobbies, der Freizeitbeschäftigung, der Muße hat. Scherhorn,

1999a.
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Wohlfahrtsproduktion, zum Aufbau und zur Vitalität der Bürgergesellschaft leistet

und welcher der zentrale Produktionsbereich für soziales Kapital ist. In der gemein-

schaftsorientierten Subsistenz ist das bürgerschaftliche Engagement12 verortet,

über welches der überwiegende Teil der bürgerschaftlichen Arbeitsleistungen dy-

namisiert und dann in die Gemeinschaft eingebracht wird. Das bürgerschaftliche

Engagement wird unter dem Begriff der gemeinschaftsorientierten Subsistenzar-

beit konzeptionalisiert, weil er den Blick auf die Arbeitsleistungen von Personen

und Gruppen lenkt, die Kern und Triebkraft der Leistungsfähigkeit und Produktivi-

tät des bürgerschaftlichen Subsistenzsektors besonders in Städten darstellen.13

Indem die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit als initiale Keimzelle für den

Aufbau und die Etablierung bürgerschaftlicher Einrichtungen begründet und do-

kumentiert wird, wird auch ihre besondere Bedeutung für die Funktions- und An-

passungsfähigkeit der Stadt dargestellt. Bürgerschaftliche Einrichtungen stellen

Plattformen für gemeinschaftsorientierte Bürgerarbeit dar, und bilden Schnittstel-

len zwischen den Sektoren, über die Kooperationen mit dem marktwirtschaftlichen

und staatlichen Sektor aufgebaut werden können.

So entfaltet sich bürgerschaftliches Engagement in gemeinschaftsorien-

tierter Subsistenz, bildet dort produktive Einheiten – z.B. bürgerschaftli-

che Einrichtungen – aus und speist soziales Kapital, soziale und kultu-

relle Dienstleistungen in die (städtische) Zivilgesellschaft ein.

Weltweit nahm die urbane Bevölkerung von 1950 737 Millionen Menschen auf 2,6

Milliarden 1995 zu.14 Im Jahr 2000 lebten weltweit ca. 2, 9 Milliarden von gesamt

ca. 6, 2 Milliarden Menschen in Städten. Für das Jahr 2025 schätzt die UNO bei 8, 4

Milliarden Menschen, dass mit einer städtischen Bevölkerung von über 5 Milliar-

den Menschen zu rechnen sei. In den (post-)industrialisierten Ländern vor allem

des ‚Nordens’ leben über 75 % der Bevölkerung in urbanen Räumen. Allein in Eu-

ropa (exklusive der ehemaligen Sowjetrepubliken) leben gegenwärtig ca. 386 Mil-

lionen Menschen von einer Gesamtbevölkerung von 508 Millionen in Städten, im

Jahr 2025 ist mit über 420 Millionen zu rechnen. Die ‚Entwicklungsländer’ zeigen

eine hohe Dynamik zunehmender Urbanisierung, so dass dort 2025 eine städtische

                                                  
12

 Der Begriff ‚Bürgerschaftliches Engagement’ unterstreicht besonders den Engagementcharakter.

13
 „[...] bürgerschaftliches Engagement findet in der Bundesrepublik Deutschland überwiegend auf kommunaler

Ebene statt. Die Kommunen sind der zentrale Ort aktiver Bürgerschaft.“ Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürger-

schaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 333 ff.

14
 Siehe hierzu Lloyd-Evans und Potter, 1998.
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Bevölkerung von über 4 Milliarden Menschen zu erwarten ist.15 Die Fähigkeit, eine

ökologisch und sozial nachhaltige Entwicklung weltweit zu gewährleisten, hängt

zunehmend von der Fähigkeit der Städte ab, Menschen und unterschiedliche Le-

bensstile sozial zu integrieren und ihre sozioökonomischen Sicherungssysteme

kommunal wie regional neu zu konzipieren, um so den zunehmenden Konflikten

soziokultureller und –ökonomischer Segregationen entgegen wirken zu können.

Vor diesen Hintergründen erscheint es vor dem Hintergrund der vorliegenden Stu-

die unumgänglich, einen umfassenden soziopolitischen Paradigmenwechsel ein-

zuleiten, um die notwendigen Veränderungen für zukunftsfähige städtische Ent-

wicklung zu ermöglichen.16 Hierbei spielt die Beachtung der sozialen und kulturel-

len Leistungen, die über bürgergesellschaftliche Aktivitäten und Potenziale in den

Stadtraum in Form sozialen Kapitals eingebracht werden, eine zentrale Rolle.17 So

ist Urbanisierung ebenso ein sozialer wie ein struktureller Prozess. „[...] unsere

Produktions- und Konsummuster sowie unsere Lebensstile sind städtischer Art

und ohne Stadt als Produktions- und Gewerbestandort, als Marktplatz und kul-

turelles Zentrum, als Ausbildungs- und Qualifikationsort nicht vorstellbar.“18 Kon-

frontiert mit der massiven Dezentralisierung und Reduzierung von Erwerbsarbeits-

plätzen, sowie der zunehmenden Entkoppelung lokaler und regionaler Wirtschafts-

unternehmen von der Kommune, werden lokale – städtische – Regierungen gegen-

über der staatlichen Ebene zunehmend geschwächt. In der Folge dieses Trends

werden zunehmend ehemals kommunale Funktionen und Verantwortungen priva-

tisiert oder nicht mehr ausreichend erbracht.19 Die städtische Lebensqualität

nimmt hierdurch ab, und Leben in Städten wird mehr und mehr mit Unannehmlich-

keiten als mit Annehmlichkeiten verknüpft.20 Urbaner Wohlstand in Innenstädten

und Wohngebieten sinkt21 und die Anforderung an die Kommunen ihre sozialen,

integrativen und partizipativen Aufgaben gegenüber der Bevölkerung wahrzuneh-

men, überfordern diese und das mit steigender Tendenz, denn die Entwicklungen,

die die Handlungsunfähigkeit kommunaler Verwaltungen verursachen, gehen ste-

tig und immer rapider weiter.

                                                  
15

 Siehe hierzu Lloyd-Evans und Potter, 1998.

16
 Vergleiche Lloyd-Evans und Potter, 1998.

17
 „[...] cities are formed through the geographic concentration of a social surplus product [...].“ Harvey, 1973, S.

216, in: Lloyd-Evans und Potter, 1998, S. 33.

18
 BUND und Misereor, 1996, S. 252.

19
 Vergleiche hierzu Knox und Pinch, 2000.

20
 Vergleiche  Knox und Pinch, 2000, S. 206.

21
 Siehe hierzu auch BUND und Miseror, 1996; Hall und Pfeiffer, 2000; Eberling, Henckel und Grabow, 1999.
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Bürgerschaftliche, gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit steht

komplementär zur lohnorientierten Erwerbsarbeit, ergänzt und erweitert

diese um den Bereich eigenmotivierter selbstbestimmter und bedarfs-

orientierter Leistungen vor allem im sozialen und kulturellen Sektor.

Im folgenden wird aufgezeigt, wie über urbane Subsistenz der sozioökonomische

‚Nährboden’ gebildet wird, der für eine sozial und kulturell vitale Bürgergesell-

schaft und ihre Standort stärkenden Wirkungen die strukturellen Voraussetzungen

und institutionellen Rahmenbedingungen bereit stellt. Umgekehrt wird dargestellt,

wie urbane Subsistenz ihre soziale und kulturelle ‚Fruchtbarkeit’ durch die eigen-

motivierten, solidarischen und kooperativen Beiträge aus gemeinschaftsorientier-

ter Bürgerarbeit – bürgerschaftlicher Subsistenzarbeit erhält. Deren Grundlage

bildet wiederum das bürgerschaftliche Engagement.

Urbane Subsistenz nährt sich aus gemeinschaftsorientierter eigenmoti-

vierter Bürgerarbeit und kann so als ‚Mutterboden’ die Grundlage für

eine kooperative und partizipative Bürgergesellschaft schaffen.

Wie im zweiten und dritten Teil dieser Studie deutlich werden wird, stärkt die städ-

tische Selbstversorgung lokal, kommunal und regional demokratische Teilhabe

und Integrationsprozesse. Außerdem trägt sie wesentlich zum immateriellen

Wohlstand – unter anderem durch die Produktion sozialer und kultureller Dienst-

leistungen – bei22, fördert Kreativität, Selbstorganisation und Innovationskraft. Auf

diese Weise schafft urbane Subsistenz die soziokulturellen Grundlagen, auf denen

Lebensqualität und Standortqualität wachsen und gedeihen können.23 Dies stellt

eines der zentralen Grundkonzepte der vorliegenden Studie dar und wird ausführ-

lich und im Detail begründet werden.

So wird festgestellt, dass urbane Subsistenz (nicht nur) für die Städte unersetzbar,

ist und nur innerhalb kooperativ, kommunikativ und eigenmotiviert dynamisierten

Strukturen funktioniert. Sie folgt nicht der Logik des Wettbewerbs und der Konkur-

renz, sondern der Kooperation und der Solidarität, nicht dem Produktivitätsmaß-

stab von maximaler Quantität bei minimalem Input, sondern von maximaler Quali-

tät bei optimalem Input. So folgt die Subsistenzökonomie einer grundsätzlich an-

deren ökonomischen Strategie als die marktlich geregelten Wirtschaftsbereiche. Es

steht nicht das Angebot vor der Nachfrage, sondern das Angebot richtet sich aus-

schließlich am Bedarf aus. Der Zweck der Subsistenzarbeit liegt primär in der Sinn-

                                                  
22

 Vergleiche  Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 333 f.

23
 Vergleiche Kapitel II-III.
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haftigkeit des Handelns begründet, nicht im monetären Gegenwert. Arbeit, Produkt

und Leben sind hier eng miteinander verbunden, der Mensch ist im subsistenzwirt-

schaftlichen Produktionsprozess unersetzbar.

I - I I . 4 .  M A R K T ,  S T A A T  U N D  S U B S I S T E N Z  –

A B H Ä N G I G K E I T E N  U N D  K O M P L E M E N T A R I T Ä T E N

Die Perspektive auf den städtischen Subsistenzsektor wird explizit nicht einge-

nommen, um das Versagen marktökonomischer Strategien und Utopien hervorzu-

heben, oder um den Subsistenzsektor in Konkurrenz zum Marktsektor zu stellen.

Dies wäre weder sinnvoll, noch ließe es sich sachlich begründen, denn die interde-

pendenten Abhängigkeiten zwischen Staat, Marktwirtschaft und Subsistenz sind

so hoch, dass weder das eine, noch das andere Element ohne die Komplementari-

tät der zwei anderen Interaktionspartner noch leistungs- und damit zukunftsfähig

sein könnte. Sie sind aufeinander angewiesen.

Um die Potenziale und Leistungen aus städtischer Subsistenz auch für Markt und

Staat deutlich zu machen, ist es ein Anliegen dieser Dissertation, die Chancen, die

in der Anerkennung und wissenschaftlichen Durchdringung dieses ‚Aufeinander-

Angewiesen-Seins’ liegen, erkennbarer zu machen und aus dem Muster unserer

angelernten marktökonomischen Betrachtungsweise zu befreien.

Die wechselseitigen Abhängigkeiten, die die Notwendigkeit zu einer verbesserten

Komplementarität der Sektoren und der verschiedenen Arbeitsformen dringlicher

erscheinen lassen, werden durch die gegenwärtigen sozioökonomischen Hinter-

gründe und Konflikte verschärft und unterstrichen. Denn angesichts der zuneh-

menden Reduzierung der Erwerbsarbeit stellt sich mit heute wachsender Brisanz

die Frage nach dem sinnvollen Gebrauch der menschlichen Produktivkraft. In einer

Zeit, in der die (Erwerbs-)Arbeitsgesellschaft24 ihren Untergang förmlich ausruft,

kann der Wert von produktiven Tätigkeiten nicht mehr ausschließlich an den tradi-

tionellen Lohnerwerb gebunden werden. Diese bisherige einseitige Bindung er-

scheint von ihrem Grundansatz keine Perspektive zu bieten, denn sinnvolle,

schöpferische Arbeit  von Menschen sollte sich aus sich selbst anhand ihres Pro-

duktes und des Arbeitsprozesses erschließen, und nicht aus ihrer Wettbewerbsfä-

higkeit mit Automaten. Und auch deshalb wird es keine Vollbeschäftigung nach
                                                  
24

 „Weil die gesellschaftlich bestimmte und vergütete Arbeit – auch für diejenigen, die sie suchen, sich auf sie

vorbereiten oder ihrer ermangeln – den bei weitem wichtigsten Sozialisationsfaktor darstellt, deshalb begreift sich

die Industriegesellschaft als eine ‚Arbeitsgesellschaft’ und unterscheidet sich darin von allen vorangegangenen

Gesellschaften.“ Dahrendorf, 1983.
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dem klassischen lohnorientierten Erwerbsparadigma mehr geben können.25 Diese

Argumentation wird in der Folge weiter ausgebaut werden. Darauf aufbauend wird

geschlossen, dass die Arbeitsverhältnisse der Zukunft grundsätzlich anders gestal-

tet werden müssten und ein Alternieren zwischen unterschiedlichen Tätigkeits-

bereichen zur wünschenswerte Normalität werden wird (bzw. werden sollte).26

Parallel lässt sich, durch die Internationalisierung des Wettbewerbs und der Fi-

nanzmärkte und der dadurch bedingten Entkoppelung des Kapitals von der natio-

nalen und regionalen Ebene, eine zunehmende Erosion der sozialen und kulturel-

len Leistungen seitens Markt und Staat beobachten.27 Die entsprechenden Folgen

sind lokale und regionale Fragmentierungen des gesellschaftlichen Zusammen-

halts, Schwächungen der Bildungs- und Gesundheitssysteme, Verringerungen so-

zialer Fürsorgeleistungen, eine Abnahme demokratischer Teilhabe und in der Folge

auch eine allgemeine Verringerung der Lebensqualität ebenso wie der (marktrele-

vanten) Standortqualitäten und -stabilitäten. Genau diesen Prozessen wirkt eine

vitale und zukunftsfähige Bürgergesellschaft und die verstärkte Bildung sozialen

Kapitals entgegen. Der Subsistenzsektor, hier in den Kontext der gemeinschafts-

orientierten Subsistenzarbeit gerückt, ist über bürgerschaftliches Engagement in

der Lage, die brachliegenden Produktivkräfte in ihrer Qualität zu erkennen, zu nut-

zen und zu binden, und hierüber soziokulturelle Stabilität, Innovationskraft und

Standortqualität zu stärken als vor allem auch zur regionalen, lokalen bzw. kom-

munalen Lebensqualität wesentliche Beiträge zu leisten. Auf diese Weise bildet die

gemeinschaftsorientierte Bürgerarbeit das Fundament der urbanen Subsistenz. Die

Beiträge urbaner Subsistenz zur städtischen Funktions- und Anpassungsfähigkeit

werden in ihren Qualitäten und lokalen Ausprägungen sowie den ihnen vorherge-

henden Voraussetzungen detailliert beschrieben, und beispielhaft anhand der Fall-

studie Köln dokumentiert (siehe unten).

                                                  
25

 Vergleiche: Beck, 1996 – 2001; Bergmann, 1998; Bierter, 1998; Biesecker; 1998; Busch-Lüty, 2000; Dahrendorf,

1983; Danielmeyer, 1997; Deloria, 1982; Diefenbacher und Douthwait, 1998; Dettling, 2000; Dettman, 1998; Er-

linghagen, 1999; Espenhorst, 2000; Evers, 1996; Giarini und Liedtke, 1999; Gorz, 1997 – 2001; Guggenberger,

1998; Held, 2000; Hensch und Wismer, 1997; Heuser, 1998; Hildebrandt, 20o2; Hinterberger und Messner, 1998;

Illich, 1982; Kambartel, 1990 – 1994; Kiper und Schütte, 1998; Mittelsten-Scheidt, 1995; Morris, 1877 – 1896;

Mückenberger, 1998; Müller, 1998; Muller, 1997; Mutz, 1997 – 2001; Offe, 1990; Olk, 2001; Polanyi, 1998; Rifkin,

1997; Roth, 2000; Scherhorn, 1997 – 2002; Spitzley, 1998; Tapiola, 1997; Teichert, 1999; von Weizsäcker, C. und E.,

1978 – 2000; von Winterfeld, 1998; Wolf, 1998; und viele Andere mehr ..

26
 Siehe hierzu auch: Hildebrandt, 1998 – 2000; Bosch et al, 1998; Gorz in: Schaffroth und Tao, 1998; Bergmann,

1998.

27
 Vergleiche Kapitel II-II.
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Zusammengefasst lässt sich als eine Konsequenz der Ausführungen dieser Studie

vorweg nehmen, dass, wenn gemeinschaftsorientierte Subsistenz besonders in

städtischen Räumen versagt – welche Gründe dies auch auslösen mögen – der

Standort sozial und ökonomisch zusammen bricht bzw. die Standortqualität äu-

ßerst gefährdet ist.28 Umgekehrt wird gefolgert, dass, wenn gemeinschaftsorien-

tierte Subsistenz gemäß ihrer eigenen Systemeigenschaften gefördert und in ihrer

Bedeutung gesellschaftlich, politisch und wirtschaftlich anerkannt wird, zu erwar-

ten ist, dass Standortstabilität, Innovationskraft und Lebensqualität lokal und re-

gional gesteigert werden kann. Wollen Markt und Staat ihre Zukunftsfähigkeit si-

cherstellen, sollten diese Zusammenhänge berücksichtigt, in Rechnung genommen

und strategisch integriert werden.

I - I I . 5 .  U R B A N E  S U B S I S T E N Z  I N  K Ö L N  –  D I E

F A L L S T U D I E

Mit der Fallstudie werden die theoretischen Darstellungen und Herleitungen zur

gemeinschaftsorientierten Subsistenz anschaulich am Beispiel bürgerschaftlicher

Einrichtungen in Köln dokumentiert, an der Praxis überprüft und empirisch unter-

mauert.

Wie bereits umrissen, wurde das komplementäre Verhältnis informeller (unbezahl-

ter) zu formeller (bezahlter) Arbeit für Organisation und Leistungsfähigkeit der

bürgerschaftlichen Einrichtungen, sowie deren stadträumliche Verteilung in den

Mittelpunkt des Untersuchungsinteresses gestellt. Welche spezifischen Leistungen

und Qualitäten insbesondere der Subsistenzarbeit auf der Plattform der bürger-

schaftlichen Einrichtungen zugeordnet werden können, war klärungsbedürftig. Es

stand für den Verfasser die Frage im Vordergrund, ob der Subsistenzsektor, und

hierin Arbeit im Sinne der kleinsten produktiven Maßeinheit, zukunftsfähig und

damit wirklich förderungswürdig sei. Inwieweit ist bürgerschaftliche Subsistenz als

Komplementär zu Markt und Staat fähig, Leistungen zu erbringen, die allein des-

halb nicht ersetzbar sind, weil sie einer eigenen, gesellschaftlich unverzichtbaren

ökonomischen Logik folgen, die nicht der des ‚Marktes’ entspricht, und aus einem

eigenständigen, inneren Antrieb erbracht werden, der eben nicht durch monetäre

Anreize ersetzbar29 ist? Und welche Bedeutung und Funktion kommt dabei den

                                                  
28

 Dies lässt sich anhand vieler Beispiele in anderen Ländern nachweisen; ob in Afrika, Asien oder Südamerika,

auch historisch in Europa.

29
 Unabhängig davon, ob die Gelder überhaupt verfügbar wären, selbst wenn es sinnvoll erschiene, bürgerschaft-

liche Subsistenzarbeit zu kommerzialisieren und wie Erwerbsarbeit zu entlohnen.
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Unternehmen der Subsistenzökonomie, den bürgerschaftlichen Einrichtungen zu?

Dies wird theoretisch hergeleitet und mit der Fallstudie dokumentiert.

Die Ausgangsüberlegung, nach welcher der gemeinschaftsorientierte Subsistenz-

sektor gleichberechtigt neben Markt und Staat als Domäne der Bürgergesellschaft

steht, ließ sich nur überprüfen, indem erstens die Dimension von Produktivität und

Leistung der bürgerschaftlichen Subsistenztätigkeiten in bürgerschaftlichen Ein-

richtungen beispielhaft ermittelt wurde. Zweitens wurde untersucht, ob es sich

hierbei wirklich um einen der Logik, der Motivation, der Qualität und der Wert-

schöpfung nach eigenständigen, nicht in Markt oder Staat überführbaren Sektor

handelt. Denn nur, wenn die Einzigartigkeit und Unersetzbarkeit für bürgerschaft-

liche Subsistenz feststeht, steht auch fest, dass es keine Lösung ist, eine Ver-

marktlichung oder Verstaatlichung dieses Sektors anzustreben. Und wenn die Di-

mensionen der Leistungsfähigkeit und der Produktivität bürgerschaftlicher Sub-

sistenzarbeit in qualitativer wie quantitativer Hinsicht anhand der Fallstudie Köln

in dieser Untersuchung aufgezeigt werden, wird deren Bedeutung für soziokultu-

relle und sozioökonomische Stabilität und Flexibilität für die Stadt transparent und

unabweisbar.
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I - I I I .  FORSCHUN GSHINTERGRUN D UND METHODIK

Im Kapitel zu Forschungsstand, vorliegenden Publikationen und dem bisher gängi-

gen wissenschaftlichen Fokus auf sozioökonomische Zusammenhänge geht der

Autor bewusst sehr kritisch an die etablierten Lehrmeinungen und den wissen-

schaftlichen ‚Mainstream’ heran. Dies begründet sich darin, dass oft nur die

‚schmerzhaften’ Kritiken auch die entsprechende Beachtung für die weiteren wis-

senschaftlichen Suchbewegungen erfahren. Weder soll diese Kritik die bisherige

wissenschaftliche Auseinandersetzung diskreditieren, noch die bestehende Litera-

tur in ihrer Bedeutung für ihre Untersuchungsbereiche herab würdigen. Vielmehr

ist es ein wichtiges Anliegen des Autors, die etablierte Wissenschaft und die gän-

gige Lehrmeinung für die behandelte Thematik und das weite Spektrum von

Anschlußfragen zu sensibilisieren und zu ermutigen, vorhandene Defizite mit ver-

tiefender Forschung zu kompensieren und substantiell zu füllen. Erst die letzten

zwei Jahrzehnte haben erkennbar gemacht, dass die Regelungsfähigkeit markt-

ökonomischer Strategien ihre Grenzen hat, wenn es um die Sicherung des sozial-

kulturellen Wohlstandes und der allgemeinen Wohlfahrt geht. So versucht diese

Studie hier vor allem auch ein Forschungsfeld mit zu öffnen, und dies besonders

für die geographische Forschung. Nur aufgrund der bestehenden Forschungslü-

cken war es dem Autor möglich, die aufgeworfene Thematik in Form einer Disserta-

tion zu verarbeiten. Keinesfalls liegt es im Interesse des Autors, dass die teilweise

scharf geübte Kritik zu einer Blockade des wichtigen Forschungsansatzes führt. In

diesem Sinne sind auch die folgenden Seiten zu verstehen.

I - I I I . 1 .  F O R S C H U N G S S T A N D

Das Hauptgewicht liegt in dieser Studie auf deutschsprachigen Untersuchungen

und Publikationen, sowie der Integration der wichtigsten englisch- und franzö-

sischsprachigen Literatur zur Thematik, soweit vorhanden bzw. unter angemesse-

nem Aufwand recherchierbar.  Einige Literatur stellt bereits umfassend die euro-

päische und us-amerikanische Debatte in der eigenen Literaturauswertung dar, so

dass über diese Vorarbeiten ein guter Überblick über die Subsistenzforschung der

Gegenwart auch ausserhalb des deutschsprachigen Raumes gewährleistet werden

konnte. Insgesamt konnte überwiegend nur jene Literatur verarbeitet werden, die

über öffentliche Archive, Antiquariate und Bibliotheken sowie wissenschaftliche

Institutionen recherchierbar und einsehbar bzw. bestellbar ist. ‚Graue’ Literatur,

unveröffentlichte Forschungsberichte und in Schubladen verschwundene Diplom-

und Magisterarbeiten und ähnliches konnten in die Auswertungen nur integriert
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werden, soweit sie dem Autor bereits bekannt waren, empfohlen wurden, oder

aber in der recherchierten und bereits vorhandenen Literatur verwendet, zitiert

oder erwähnt wurden. Insofern wird vor allem der wissenschaftliche ‚Mainstream’

und jene, die nahe dessen Schwelle sind, in der vorliegenden Arbeit die Auseinan-

dersetzung des Autors mit der bestehenden Forschungslandschaft prägen. Jene

AutorInnen, die im wissenschaftlichen ‚Establishment’ nicht angekommen sind,

oder denen, aufgrund unüblicher methodischer Vorgehensweisen, inhaltlicher

Fokussierung oder zu scharfer Kritik der Zugang zum ‚Mainstream’ und zur Lehre

verweigert oder massiv erschwert wird, haben oftmals schlechte Chancen ihre wis-

senschaftlichen Ansätze und Suchbewegungen zu kommunizieren und publizieren.

Die Entwicklungs- und Etablierungsfähigkeit schwieriger und kritischer Wissen-

schaftlerInnen hängt sehr davon ab, dass das jetzige Wissenschaftsestablishment

den Mut findet, neue wissenschaftliche Wege zu beschreiten, anstatt sich aus-

schliesslich nur auf die damit eng verknüpften neuen Angriffsfläche zu stürzen mit

der Folge, dass ungewohnte Denkansätze zum Schweigen gebracht werden und

wichtige Teile des akademischen Nachwuchses die wissenschaftliche Freiheit im

Ausland sucht (nicht immer mit Erfolg). Auch deshalb mag einige wichtige, aber

nicht publizierte oder bereits wieder vergriffene Literatur in der vorliegenden Dis-

sertation fehlen. Der Autor ist für weiterführende Hinweise zu bestehender Lite-

ratur, die die weitere Arbeit am behandelten Themenkomplex bereichern könnte,

dankbar.

Aber insgesamt ist in der Wissenschaftslandschaft die Erforschung des gesamten

Sektors der Subsistenz höchst defizitär.30 Beispielsweise kennt das VAHLEN-Lexi-

kon der Wirtschaftswissenschaften Subsistenz ausschließlich als eine ‚zu über-

windende ländliche Subsistenzwirtschaft unterentwickelter Regionen’; Subsistenz

ist in der neoklassischen Sicht ein „[...] Sumpf, der ausgetrocknet werden muss.“31

Im neuen Handbuch von Knox und Marston, Humangeographie, findet sich zwar

ein Verweis auf die Bedeutung des informellen Sektors in „peripheren Volkswirt-

schaften“32, aber Subsistenz taucht nur unter der Zwischenüberschrift «Traditio-

                                                  
30

 „Kein einziges voll ausgebautes Hochschulinstitut hat den Dritten Sektor [ungünstig gewählter und umstritte-

ner Begriff für den hier behandelten Subsistenzsektor, siehe auch Kapitel II-III.3.] als Schwerpunkt, von einem

interdisziplinären Forschungszentrum ganz zu schweigen. [...] Die großen Forschungsfördereinrichtungen wie die

DFG, die Volkswagenstiftung oder der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft haben bisher keine For-

schungsschwerpunkte in diesem Bereich aufgelegt. Forschungsergebnisse entstehen aus dem Engagement ein-

zelner Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler oder als Nebeneffekte in anderen Zusammenhängen.“ Enquete

Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 611.

31
 Vergleiche Serries, 1995, S. 49.

32
 Knox und Marston, 2001, S. 577.
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nelle Agrargeographie» auf. Es handle sich dabei um eine „[...] vor allem seit der

Verbreitung des Eisenbahnwesens im Schwinden begriffene, noch in den Randre-

gionen der Erde praktizierte Form der Landwirtschaft für den Eigenbedarf.“33 Auch

anderen Wissensbereichen, wo transdisziplinäre Analysen vonnöten sind, mangelt

es an komplexen transdisziplinären Analysen. Grenzüberschreitungen und Quer-

denken erscheinen im linear denkenden Wissenschaftsestablishment weiterhin

und wachsend mehr als Bedrohung denn als Bereicherung. Und andere Lebens-

und Weltsichten fordern dem Intellekt ab, die eigene Kulturationsbrille abzulegen

und sich neuen Perspektiven zu öffnen, was sich aus Sicht des Autors in der aka-

demischen Lehre besonders in Deutschland bisher nicht ausreichend abbildet.

Dies betrifft einen Bereich wie den der Subsistenz im besonderen Maße, da er uns

abverlangt, unsere gewohnten Denkmuster zwischenmenschlicher sozioökonomi-

scher Interaktionsregeln zu durchdringen. Die vorliegende Dissertation versucht in

diesem Sinne zumindest den Blick auf die Sozioökonomie urbaner Räume exem-

plarisch für Deutschland neu zu beleuchten und die bisherigen wissenschaftlichen

Grundlagen zu ergänzen und zu erweitern.

F o r s c h u n g s h i n t e r g r u n d  i n  d e r  G e o g r a p h i e

„Geht ein Mensch von Gewissheiten aus, wird er im Zweifel enden; gibt er sich aber

damit zufrieden, von Zweifeln auszugehen, wird er am Ende Gewissheit haben.“34

Die verfügbare geographische Literatur weist zum behandelten Untersuchungs-

thema nach Wissen des Autors keine Studien auf. Dies mag auch darin begründet

liegen, dass das weite Feld sozioökonomischer Regelungssysteme nicht im origi-

nären Feld der Geographie liegen und die Thematik der Subsistenz bisher auch in

den Sozial- und Wirtschaftswissenschaften erst in den letzten Jahren einen Bedeu-

tungszuwachs erfährt, aber immer noch eher ‚stiefmütterlich’ behandelt wird. Erst

die immer brennenderen Fragen zur Entwicklung der Arbeitsgesellschaft, der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung und zur Zukunft des Wohlfahrtsstaates haben

die in dieser Studie behandelten Themenkomplexe stärker in das Bewusstsein der

ökonomischen und sozial-kulturellen Wissenschaften gebracht.  Dennoch bietet

sich für die geographischen Wissenschaften die Chance, diese Themenbündel pro-

aktiv und innovativ anzugehen, zumal gerade die Geographie zumindest in ihrer
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 Knox und Marston, 2001, S. 393.

34
 Francis Bacon, in: Giarini und Liedtke, 1998, S. 21.
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Tradition eine interkulturelle und interdiziplinäre Grundlage bieten, die hierfür

grundsätzlich gute Ausgangsbedingungen liefern sollten.

Zum Untersuchungsthema ‚städtische bzw. urbane Subsistenz’ existiert bislang

sehr wenig Literatur, in der Geographie gibt es hierzu nichts. Auch die Begriffe der

‚Subsistenz’, der ‚Subsistenzökonomie’, der ‚Selbstversorgungswirtschaft’, der

‚Subsistenzarbeit’, der ‚Subsistenzproduktion’ und verwandte Termini ergeben in

der Recherche zu geographischer Literatur nur wenig Ergebnisse.

Im «Wörterbuch der Allgemeinen Geographie»35 , einem Nachschlagewerk vor al-

lem für Studienanfänger, wird unter dem Begriff ‚Selbstversorgungswirtschaft’ (mit

Verweis auf ‚Subsistenzwirtschaft’) das „Ziel der Eigenversorgung“ genannt, und

darüber hinaus erweitert festgestellt: „Bei der Selbstversorgungswirtschaft wird

nahezu alles, was zum Leben benötigt wird, selbst erzeugt, sowohl im landwirt-

schaftlichen als auch im gewerblichen Bereich.“ Diese Darstellungsform ist da-

durch positiv bemerkenswert, indem hier keine Eingrenzung auf die agraren klein-

bäuerlichen Strukturen in den ‚Entwicklungsländern’ erfolgt, wenn diese richtiger-

weise auch als besonderes Verbreitungsgebiet subsistenzwirtschaftlicher Strate-

gien betont werden. Dieser Definition entsprechen jedoch keine geographischen

Untersuchungen. Thomas Reichart hat in seinem «Bausteine der Wirtschaftsge-

ographie» den Begriff der ‚Selbstversorgungswirtschaft’ ebenso übergangen wie

den des ‚Dritten Sektors’ bzw. des ‚Dritten Systems’, zumindest werden sie nicht

erwähnt. Bei Peter Sedlacek, «Wirtschaftsgeographie – eine Einführung» wird Sub-

sistenzwirtschaft nur im Kontext mit ‚Kolonialvölkern’ erwähnt. Elmar Kulkes mehr-

bändige «Wirtschaftsgeographie» enthält zur Subsistenzwirtschaft keine Informa-

tionen , ebensowenig Ludwig Schätzls gleichnamiges Werk. Bathelt und Glückler

haben diesen Bereich der Ökonomie in «Wirtschaftsgeographie» ausgelassen wie

leider auch Dicken und Lloyd in «Standort und Raum».. Aber sie nehmen, leider am

Rande, anhand geographischer und ökonomischer Grundbegriffe eine differen-

zierte Perspektive auf Hintergründe und Berechnungsgrundlagen der volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnung ein, indem sie auf die Begriffe des Sozial- und Hu-

mankapital eingehen und diese als Produktionsfaktoren darstellen, die die ge-

samtwirtschaftliche Produktion beeinflussen. In diesem Kontext wird kritisiert,

dass die „handwerklichen Eigenleistungen“ nicht rechnerisch einbezogen würden,

und diese zumindest „[...] in Gemeinden der Mennoniten und Hutterer oder in Län-

dern wie Italien, wo gemeinschaftliche Aktivitäten einen hohen Stellenwert besit-
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 Leser (1997).
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zen, besonders bedeutsam [...]“36 seien. Darüber hinaus wird auf Fritjof Bergmanns

Konzept der neuen Arbeit (new work) verwiesen, welches für die Zukunft der Ar-

beitsgesellschaft grundlegend wichtige Trends analysieren und vorgeben würde.

Aber auch hier sind dies eher Randnotizen als bedeutende Themen für die Wirt-

schaftsgeographie. Nicht nur, dass diese Themenkomplexe offensichtlich nicht

geläufig oder relevant genug erscheinen, als dass sie in die Standardliteratur der

Wirtschaftsgeographie aufgenommen werden, auch die (sektoralen) Betrachtun-

gen des sozioökonomischen Rahmens der Bürgergesellschaft, der Grundlagen so-

zialen Kapitals und der siedlungsräumlichen Einordnung, im Grunde des gesamten

theoretischen Hintergrundes erfolgen nicht. «Urban Social Geography»37 von Knox

und Pinch leistet eine herausragende Darstellung von sozialgeographischen Ana-

lysemöglichkeiten des urbanen Raumes, wie sie im deutschsprachigen Raum in

vergleichbarer Breite und Anschaulichkeit nicht vorliegt. Knox und Pinch widmen

sich hier auch Fragen der urbanen Lebensqualität („social well-being“), und der

Wechselbeziehungen zwischen Staat und Zivilgesellschaft im urbanen Raum. In

diesem Zusammenhang betonen sie die Bedeutung der ‚welfare geography’ und

leisten hierzu Beiträge, die zumindest Ansatzpunkte für weitere Studien liefern

könnten. Hier werden bürgerschaftliche Einrichtungen als essentielle Elemente de-

mokratischer Infrastruktur aufgegriffen. Knox und Pinch bemängeln: „... relatively

little is actually known about the number of citizen organizations of different kinds

in cities ...“38, und es seien zwar einige spezifische Untersuchungen zu bürger-

schaftlichen Bewegungen mit Themen wie Stadterneuerung, Transportsysteme

und Organisation der Schulen erfolgt, die aber höchstens die Spitze des Eisbergs

andeuteten. Neun Zehntel der großen Vielfalt und Dimension bürgerschaftlicher

Einrichtungen, von Wohlfahrtsverbänden und ähnlichen Organisationen seien je-

doch unerforscht. Aber auch Knox und Pinch tragen nicht zu einer weiteren Erhel-

lung des von ihnen selbst als unterbelichtet bemängelten bürgerschaftlichen städ-

tischen Subsistenzsektors bei. Krätke geht 2002 in seiner «Medienstadt»39 diffe-

renziert auf die Bedeutung des sozialen Kapitals für Wirtschaftsregionen ein, und

stellt es besonders im Rahmen kulturökonomischer Produktion und der Medien-

wirtschaft als bedeutsam dar, ohne es jedoch durchgängig in seine Analyse einzu-

beziehen.40 In der «Stadtgeographie»41  von Heinz Heineberg, einem Studien-Stan-
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 Bathelt und Glückler, 2002, S. 59.
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 2000.
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 Knox; Pinch (2000): 150-152.

39
 Krätke, 2002.

40
 Vergleiche Krätke, 2002, S. 37 – 43 und  S. 70 ff.
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dardwerk, tauchen die Begriffe ‚Zivil- oder Bürgergesellschaft’, ‚Selbstversorgung’,

‚bürgerschaftliches Engagement’ oder gar ein ‚Drittes System’ nicht auf. Unter Ver-

weis auf Schöller und Christaller erwähnt er den ‚Selbstversorgerort’ nach Kluczka,

aber auch er stellt einen marktgebundenen Selbstversorgungsbegriff terminolo-

gisch wie analytisch nicht in Frage. Aber er erkennt, indem er die Stadt als „ [...]

sozialen Lebensraum (mit einem sozialen Interaktionsnetz, mit lokaler Ortsbezo-

genheit etc.) und aus Sozialräumen zusammengesetzt [...]42“ bezeichnet, die Be-

deutung soziokultureller und –ökonomischer Untersuchungen im urbanen Raum.

„Die Stadt wird zur universellen Lebensform, alle sozialen Phänomene sind

zugleich auch Stadtphänomene.“43 Der erweiterte Blick auf diese ‚Stadtphäno-

mene’ erfolgt aber nicht.

Eine Ausnahme stellt Werner Hennings dar, der beim Geographentag 1999 konsta-

tierte: „Erfolgreich im Sinne von Entwicklung ist nicht das Marktmodell, sondern

zunächst einmal das Subsistenzmodell: Eine intakte Subsistenzproduktion ‚sub-

ventioniert’ gewissermaßen die Marktproduktionen, indem sie ganz grundsätzlich

und für alle Mitglieder die Reproduktion absichert und erst auf dieser Basis Markt-

tätigkeit ohne existenzielles Risiko zulässt – der moderne Sektor ist vom vor-mo-

dernen abhängig “44 Hennings argumentiert primär auf der Grundlage der stark

agrar orientierten Entwicklungsperspektiven der Länder des ‚Südens’ (hier stimmt

der Autor seinen Analysen uneingeschränkt zu) und überträgt seine Ergebnisse

nicht konsequent auf die industrialisierten Staaten, er grenzt diesen Analyseweg

aber nicht aus. Er geht dabei spielerisch mit den Begriffen ‚modern’ und ‚vor-mo-

dern’ um und schärft – indem er die Abhängigkeit der ‚Moderne’ verdeutlicht, seine

Schlussfolgerungen zusätzlich zu. Im selben Tagungsbericht zum 52. Deutscher

Geographentag in Hamburg 1999 verweist Dietrich Soyez im Kontext von ‚transna-

tionalen Bewegungsorganisationen’ auf die wachsende Bedeutung von Nicht-Re-

gierungsorganisationen als „neue zivilgesellschaftliche Akteure“45 für interkultu-

relle Prozesse, ‚soziales empowerment’, Sozialstruktur und Konsumstile. „Offen-

sichtlich sind die neuen zivilgesellschaftlichen Akteure als Raumgestalter ebenso

von Interesse wie etwa Staaten oder Unternehmen: neben die raumwirksame

Staatstätigkeit (Boesler, 1969) ist damit die raumwirksame Lobbyarbeit (Soyez,
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 Heineberg, 2001.
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 Heineberg, 2001, S. 25.
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 Hamm, 1982, S. 21, in: Heineberg, 2001, S. 25.
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 Hennings, 1999, S. 343.

45
 Soyez, 1999, S. 30.
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1984, 1997) zu stellen.“46 Die Argumentation zur Bedeutung der global agierenden

„Bewegungsorganisationen“47 lässt sich aus Sicht des Autors durchaus auf das

Spektrum bürgerschaftlicher Einrichtungen übertragen, denn NRO`s nichts ande-

res als bürgerschaftliche Einrichtungen mit  häufig kosmopolitischen Anliegen dar,

und sie sind stark von unbezahlter, bürgerschaftlicher Arbeit – also gemeinschaft-

sorientierter Subsistenzarbeit – getragen sind.

Die aus Sicht des Autors bisher differenziertesten Analysen und Ausführungen

leistet Stefan Krätke 1995 in «Stadt – Raum – Ökonomie».48 Krätke erkennt die

hohe Bedeutung von Netzwerkanalysen für die geographische Raumforschung und

für zukünftige Politik- und Planungsprozesse. Insbesondere ordnet er „... regiona-

len Produktions-‚Milieus’ und ‚endogenen Potenzialen’ große Bedeutung...“49 zu.

Er verweist darauf, dass sich das ‚Phänomen Stadt’ besonders über interdiszipli-

näre Ansätze untersuchen und erfassen lässt, was über einzelne Fachdisziplinen

nur sehr reduktiv möglich sei. So lässt sich gerade die stadtökonomische mit der

wirtschafts- und sozialgeographischen Perspektive verknüpfen.50 Vor diesem Hin-

tergrund geht er auch auf Läpples Raumkonzepte von 1991 ein. Hier liesse sich die

vorliegende Arbeit nahe dem ‚gesellschaftszentrierten Raumkonzept’ ansiedeln,

welches Wirtschafts- und Sozialgeographie als „[...] Beitrag zur Analyse der Raum-

bezogenheit gesellschaftlicher Strukturen und Prozesse und ihrer regionalen Diffe-

renzierung [...], als Analyse der gesellschaftlichen Produktion [...] 51“ versteht. Auch

hebt Krätke die Bedeutung sozialökologischer Analysen hervor, nach denen bio-

ökologische Konzepte auf Sozial- und Kulturräume übertragbar seien.52 Er kritisiert

die Zersplitterung geographischer Analysen in Teilfachdisziplinen als kontrapro-

duktiv für die gesellschaftsbezogene Raumforschung.53 Stadtentwicklung müsse

als sozialökonomischer Prozeß begriffen werden, der im Kontext eines globalen

gesellschaftlichen Strukturwandels ablaufe. Dabei stellen Städte eine „[...] funkti-

onal heterogene Agglomeration von Wirtschaftsaktivitäten [...]“54 dar. „In bedeu-

                                                  
46

 Soyez, 1999, S. 31.
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 Vergleiche Krätke, 1995, S. 3.
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 Krätke, 1995, S. 5.
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 Vergleiche Krätke, 1995, S. 8.
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 Vergleiche Krätke, 1995, S. 9.
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tenden städtischen Versorgungsbereichen ist der Marktmechanismus überhaupt

funktionsunfähig; hier werden Infrastrukturen nach vom Marktmechanismus ab-

weichenden Prinzipien erstellt und bewirtschaftet.“55 Mit diesen Ansätzen und

Ausblicken ist Krätke richtungsweisend für die Wirtschafts- und Stadtgeographie.

Jedoch geht er zwar auf die „[...] Dualität von ‚modernem’ und ‚traditionellem’ Sek-

tor [...]“56ein, und verweist auf das Konzept der Dualwirtschaft, aber plurale öko-

nomische Ansätze vertieft er in seinem Buch kaum. Auch umreisst er die zuneh-

mende Differenzierung städtischer Arbeitsplätze, besonders bezüglich ihrer Auf-

teilung auf formelle und informelle Wirtschaftstätigkeiten – dennoch findet die

Subsistenzarbeit bzw. das bürgerschaftliche Engagement keinen Platz in seinen

stadtökonomischen Perspektiven.57 Krätke liefert wichtige innovative Ansätze und

Ausblicke auf zukünftige Arbeitsfelder und Untersuchungsfoki für die Stadt- und

Sozial- wie Wirtschaftsgeographie. Leider ist sein Werk vergriffen, eine Neuauflage

bisher nicht geplant.

Der Autor betrachtet es als zentrale Aufgabe dieser Studie, die Bedeutung der in-

formellen, unbezahlten Subsistenztätigkeiten als Keimzellen und produktive Kerne

des bürgerschaftlichen Sektors theoretisch und beispielhaft aufzuzeigen und zu

belegen. Eine derartige Sektoralbetrachtung und Darstellung des Subsistenzkom-

plexes wie in der vorliegenden Dissertation ist bisher noch nicht erfolgt, und liegt

in vergleichbarer Form und Aktualität auch in den Nachbarwissenschaften nicht

vor.

F o r s c h u n g s h i n t e r g r u n d  i n  S o z i o l o g i e ,  Ö k o n o m i e

u n d  P o l i t o l o g i e

In der Soziologie, Politologie und Ökonomie wird die hier behandelte Thematik

unter verschiedenen Oberbegriffen bereits seit Mitte der 1970er debattiert. Hier

gibt es einige wichtige VertreterInnen, die sich mit Arbeiten zu ‚Zukunft der Arbeit’,

‚Ende der Arbeitsgesellschaft’, ‚Bürgergesellschaft’, ‚Dritter-Sektor-Forschung’ und

dem umfangreichen Spektrum zum ‚Bürgerschaftlichen Engagement’, sowie zur

Subsistenztheorie als PionierInnen und GrundlagenforscherInnen verdient ge-

macht haben. Aber auch zu der Gruppe dieser WissenschaftlerInnen, die sich zum

großen Teil mit hohem persönlichen Engagement für die wissenschaftliche Bear-
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beitung und Wahrnehmung des bürgerschaftlichen Sektors seit Jahren einsetzen

und hier wichtige Marksteine gelegt haben, muss gesagt werden, dass sie inner-

halb ihrer Fachdisziplinen in der Regel einer Minderheit angehören, und sich nur

schwer gegen den akademischen ‚Mainstream’ durchsetzen können. „Viele Facet-

ten des gesellschaftlichen Lebens sind empirisch noch nicht erfasst und konzepti-

onell unterentwickelt. In einigen Bereichen fehlen Daten und Konzepte, und beides

ist eng miteinander verbunden. Zu diesen Bereichen gehören der Dritte Sektor

oder Freiwilligensektor58, die Schwarzarbeit, der informelle Sektor, neue Formen

der Arbeit, soziales und kulturelles Kapital sowie Lebensqualität.”59 Zusammenfas-

send ergeben sich nach Anheier und Schneider folgende Forschungsfragen: „Wel-

che Einrichtungen entstehen im Dienst an der Gemeinschaft, insbesondere, aber

nicht ausschließlich, im Dritten Sektor? Wie können diese Einrichtungen quantitativ

und qualitativ mit neuen Formen der Arbeit verbunden werden, damit Arbeitsplätze

geschaffen werden und Nachhaltigkeit gefördert wird? Wie kann ein Umdenken

und Revidieren bei der Unterscheidung zwischen offizieller Wirtschaft und infor-

mellem Sektor60 Innovationskapazitäten in europäischen Gesellschaften freiset-

zen?”61

Gerhard Scherhorn äußert „Wir müssen die Bedeutung der informellen Arbeit für

die formelle Ökonomie klären” 62, denn es setze sich die Einsicht durch, dass die in-

formellen Aktivitäten von vitalem Interesse für die Industrieländer und nicht nur für

die Volkswirtschaften der Entwicklungsländer sind.63 Nach Hilpert et al müsse die

Funktion des Freiwilligensektors zur Generierung sozialen Kapitals sowie die von

Frauen geleisteten Haus- und Familienarbeiten besser verstanden werden64, be-
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 Scherhorn, 2000, in: Hilpert, Holtopp, Kistler, 2000, S. 92.

63
 Vergleiche Hilpert, Holtopp, Kistler, 2000, S. 72; siehe hierzu auch BMBF, 2000, S. 124.

64
 So „gibt es nur sehr wenige Bereiche, in denen die empirische Sozialforschung und dabei besonders die vorlie-

genden repräsentativen Meinungsumfragen derart disperse Ergebnisse [...] erbringen wie gerade bei diesem

Thema [Freiwilligenarbeit, bürgerschaftliches Engagement].” Hilpert, Holtopp, Kistler, 2000, S. 80.
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sonders im Übergang zur postindustriellen Dienstleistungsgesellschaft.65 Die Un-

tersuchung der intersektoralen Schnittstellen und ihrer Funktionen wird als beson-

ders relevant unterstrichen: „Wir müssen messen, wo und wie die formelle und

informelle Wirtschaft zusammenwirken und welche Rolle dabei organisatorische

Aspekte spielen. Wir müssen akzeptieren, dass es zwischen ihnen oft keine strik-

ten Grenzziehungen und oft ‚Brückenköpfe’ gibt.“66 Die Tatsache, dass bürger-

schaftliches Engagement, der Dritte Sektor, bzw. sozioökonomisch gefasst, die

gemeinschaftsorientierte Subsistenz nicht eine Randerscheinung im Wechselspiel

zwischen Staat, Markt und Bürgergesellschaft darstellt, sondern bedeutende Bei-

träge zur Funktionsfähigkeit des Gemeinwesens und zur Zukunftsfähigkeit einer

wohlständigen und nachhaltigen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung liefert, hat

sich eigentlich noch in keiner wissenschaftlichen Disziplin zufriedenstellend

durchgesetzt.67

Abgesehen von den Bielefelder Soziologinnen68 um das Bielefelder Institut für

Theorie und Praxis der Subsistenz, die als VorreiterInnen der neuen Subsistenzfor-

schung Begriffe neu definiert, erweitert und geprägt haben. Das komplemetäre

Verhältnis von Subsistenz- zu Warenproduktion ist ein zentrales Thema und deren

Kombination wird als Grundlage des Kapitalismus betrachtet69: „Das Kapital-Lohn-

arbeitsverhältnis ist nur die Spitze des Eisbergs, die aus dem Wasser hervorragt.

Diese Spitze hat aber als Fundament alle jene Nicht-Lohnarbeitsverhältnisse und

eben auch das räuberische Verhältnis zur Natur.“70 Herausragend ist, wie hierbei

die Analogien zwischen der vor allem kleinbäuerlichen, agrarorientierten Subsis-

tenz der Länder des ‚Südens’ und der Subsistenz, welche sich eben auch in den

urbanen Räumen der industrialisierten Staaten findet, über die Grundlage der Sub-

sistenzproduktion (informelle Haushalts-, Familien-, Eigenarbeit und gemein-

schaftsorientierte Bürgerarbeit) und dem gesellschaftlichen Naturverhältnis her-

aus gearbeitet werden (vergleiche hierzu Kapitel III.). Die gemeinschaftsorientierte
                                                  
65

 Hilpert, Holtopp, Kistler, 2000, S. 74 ff.

66
 Scherhorn, 2000, in: Hilpert, Holtopp, Kistler, 2000, S. 92.

67
 „Die Anerkennung der Bedeutung des informellen Sektors als eine Quelle von Beschäftigung, Wachstum und

Innovation war zu lange durch ein Paradigma verhindert worden, das den Sektor als eine Abweichung definierte

und ihn im Grunde genommen als problematisch betrachtete.” Anheier und Schneider 2000, S .16. Anheier und

Schneider fassen auch freiwillige, selbstorganisierte Bürgerarbeit unter den Begriff des informellen Sektors, was

sicherlich kritikwürdig ist, vergleiche hierzu Kapitel III.

68
 Besonders zu nennen: Veronika Bennholdt-Thomsen, Maria Mies und Claudia von Werlhof.

69
 Kritisch anzumerken ist, dass die Perspektive gegenüber dem Markt sehr polarisierend ist und der Kompleme-

tariätsansatz nicht konsequent genug vertreten wird.

70
 Baier und Müller, 1998.
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Subsistenzarbeit wird bei den Bielefelderinnen – gegenüber der agrarorientierten

Subsistenz und der feministischen Perspektive auf den Bereich der Familien- und

Hausarbeit71 – bisher wenig bzw. rudimentär behandelt.

Bis heute ergänzen sich die Vielzahl der unterschiedlichen Untersuchungsfoki und

Suchbewegungen nur unzureichend. Die oft isoliert voneinander verlaufenden

Forschungsprozesse haben eine Fragmentierung der Forschungslandschaft geför-

dert und es bisher nicht befriedigend möglich gemacht, sich beispielsweise auf

gemeinsame Terminologien zu einigen.72 Auch deshalb werden im theoretischen

Teil II ein Großteil der in der gängigen Literatur verwendeten und diskutierten Ter-

minologien systematisiert und den verschiedenen Untersuchungsebenen zuge-

ordnet.

A b s c h l u s s b e r i c h t  d e r  E n q u e t e – K o m m i s s i o n  ‚ Z u -

k u n f t  d e s  B ü r g e r s c h a f t l i c h e n  E n g a g e m e n t s ’

Unerhoffte Rückendeckung und Unterstützung für die vorliegende Studie kam im

Juli 2002 mit dem ausgesprochen differenzierten und fundierten, über 800-seitigen

Abschlussbericht ‚Bürgerschaftliches Engagement: Auf dem Weg in eine zukunfts-

fähige Bürgergesellschaft’ der Enquete-Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlich-

en Engagements’ des Deutschen Bundestages: „Nach einem Überblick über den

Stand der vorliegenden quantitativen und qualitativ-rekonstruktiven Untersuchun-

                                                  
71

 Hierzu eine kurze Anmerkung: Es erscheint bei der Auseinandersetzung mit den Erörterungen und Analysen der

Bielefelder Gruppe teilweise etwas befremdlich, wenn die kapitalorientierte Marktwirtschaft als männliches,

ausbeuterisches System gegenüber der reproduktiven, weiblichen Subsistenzwirtschaft konstatiert wird. Denn

Marktaktivitäten wurden schon immer von Frauen wie von Männern verrichtet und in funktionierenden (!) Sub-

sistenzökonomien arbeiten ebenso Männer wie Frauen kooperativ miteinander. Dass sich hier über verschiedene

historische Entwicklungen massive Ungleichgewichte und soziale Spaltungen ergeben haben, und diese vor-

wiegend von Männern forciert wurden, ist sicher richtig. Aber es ist eigenartig, wenn hierbei einseitig die Männer

als ausbeuterische Gewinner und die Frauen als Opfer der ‚Hausfrauisierung’ am Beispiel der Familien- und Haus-

haltsarbeit karikiert werden. Der Autor kann nicht nachvollziehen, inwiefern die Aneignung der und die Festlegung

auf ‚entfremdete (Lohn)Arbeit’ und der gesellschaftlich geförderte Verlust der Reproduktionstätigkeiten einen

Gewinn für Männer darstellen soll. Er lehnt diesen Betrachtungsfokus ab, weil die einseitige feministische Argu-

mentation polarisierend und somit wenig konsensfreudig ist, wenn auch der sachlich richtige Hintergrund ver-

standen sein muss. Die Interpretation im guten Sinne sollte sein, dass es keine geschlechtliche Festlegung auf

Subsistenz- oder Lohnarbeit geben muss, sondern eine komplementäre Anreicherung beider Tätigkeitsbereiche

im inter- wie intrapersonalen Bereich wünschenswert wäre. Dies könnte in den Bielefelder Texten ruhig deutlicher

werden.

72
 Insgesamt wird in der Literatur moniert, dass es zur Thematik eine ‚babylonische Sprachverwirrung’, ein wahres

‚Begriffswirrwarr’ gäbe. Die Ursachen liegen in der Komplexität der Thematik, weshalb über die Vielzahl diverser

Betrachtungswinkel und Analysen jeweils andere Aspekte und Qualitäten dieses unterbelichteten Arbeitsbegriffes

kontrastierenwerden wollen.
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gen wird ein erheblicher Forschungsbedarf sichtbar. [...] die institutionelle Seite

des bürgerschaftlichen Engagements [ist] beim derzeitigen Forschungsstand un-

terbelichtet. Nur wenige Untersuchungen befassen sich mit den organisatorischen

Rahmenbedingungen oder dem Umgang von Verbänden und Vereinen mit dem

bürgerschaftlichen Engagement. Hier besteht erheblicher Forschungsbedarf so-

wohl bei der quantitativen Erfassung von organisatorischen Bedingungen als auch

bei der qualitativ-rekonstruktiven Analyse von organisatorischen Abläufen und

Strukturen. [...] Um die institutionelle Seite des bürgerschaftlichen Engagements

genauer auszuleuchten, sind Untersuchungen notwendig, die die konkreten Ab-

läufe in den Einrichtungen und Organisationen in den Blick nehmen. So mangelt es

bis heute an fundierten Untersuchungen, die die Beziehungen und die Kooperation

zwischen beruflichen Mitarbeitern und bürgerschaftlich Engagierten in den ver-

schiedenen Bereichen zum Gegenstand der Analyse machen. Forschungsdefizite

gibt es ebenso bei Fragen zur Einbettung bürgerschaftlichen Engagements in ein

lokales Gemeinwesen.“73 Die vorliegende Studie entspricht dem hier eingeforder-

ten Betrachtungswinkel. Aus Sicht des Autors ist der Enquete-Bericht der bislang

umfassendste und sachkundigste Beitrag zur Thematik. Dass die Enquete-Kom-

mission in ihrem Bericht nicht die Konsequenzen aus ihrer Analyse für zukünftige

arbeitsgesellschaftliche und wirtschaftspolitische Reformen zieht, und die so not-

wendige Abkehr vom Paradigma der Lohn orientierten Erwerbsarbeit als alleinigem

anerkannt Wert schöpfenden Produktionsbereich nicht wirklich thematisiert, bes-

tenfalls ‚zwischen den Zeilen’ andeutet, kann bei einem parlamentarisch getra-

genen Gutachterkreis nicht wirklich verwundern. Trotzdem sei ihr vorgeworfen,

nicht eindeutig in die gesellschafts- und wirtschaftspolitische Konsequenz gegan-

gen zu sein.

I - I I I . 2 .  M E T H O D I K  U N D  V O R G E H E N

Im Teil I der vorliegenden Studie werden Forschungshintergrund und -überblick

sowie die zentralen Konzepte vorgestellt, im Teil II und III sind die theoretischen

Hintergründe mit den empirischen Grundlagen aus der Sekundärliteratur ver-

knüpft. Da zu den organisatorischen und institutionellen Funktionen und Rahmen-

bedingungen bürgerschaftlicher Subsistenz keine ausreichenden Explorationen

verfügbar sind, stützt sich der Großteil der theoretischen Erörterungen auf Auswer-

tungen qualitativer Studien hauptsächlich deduktiven Charakters sowie auf wirt-

schaftliche und soziologische Eckdaten aus der Sekundärliteratur. Im Teil IV wer-
                                                  
73

 Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, Abschlussbericht (2002): 121 – 122.
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den die empirischen Ergebnisse der Interviews, Fragebögen und Kartierungen aus

der Fallstudie Köln vorgestellt, analysiert und interpretiert und mit den zentralen

Konzepten der Untersuchung verknüpft.

K r i s e  z w i s c h e n  A r b e i t s g e s e l l s c h a f t  u n d  B ü r g e r -

g e s e l l s c h a f t

Wesentliche Argumentationen des Verfassers liegen in der Interpretation und Be-

schreibung der Entwicklungen der erwerbswirtschaftlichen Gesellschaftsgrundla-

gen vor allem der letzten 20 Jahre. Hierzu werden verschiedene AutorInnen und

Forschungsgruppen mit ihren Analysen vorgestellt und eingebunden. Eingebettet

werden die unterschiedlichen Perspektiven und Ausführungen in den Kontext der

gemeinschaftsorientierten Subsistenz. Hieraus abgeleitet wird die Bedeutung der

Subsistenz als Produktionsbereich des sozialen Kapitals und als ökonomische Do-

mäne der Bürgergesellschaft.

Vor dem Hintergrund der Schwächung marktwirtschaftlicher und staatlicher Ak-

teure als Gewährleister sozialer Sicherheit, von Wohlfahrt und gesellschaftlicher

Teilhabe wird die Notwendigkeit der Förderung der Bürgergesellschaft argumen-

tiert. Hierzu wird die zunehmende Krise im Verhältnis zwischen Markt, Staat und

Zivilgesellschaft anhand der Literatur aufgezeigt und begründet, sowie mögliche

zukünftige Entwicklungspfade beschrieben.

L e b e n s q u a l i t ä t  u n d  g e m e i n s c h a f t l i c h e r

W o h l s t a n d

Lebensqualität ist ein wichtiger Fokus der Studie. Die Förderung subsistenzwirt-

schaftlicher Tätigkeiten wird dabei unter unterschiedlichen Gesichtspunkten argu-

mentiert. Dass den sozioökonomischen Argumentationen besonderes Gewicht zu-

geordnet wird, hängt primär mit der großen Wirkkraft wirtschaftlicher Messgrößen

auf politische Entscheidungsprozesse und die Definitionen von Förderungswürdig-

keit zusammen. Individuelle und gemeinschaftliche Zufriedenheit sind jedoch

wichtige sozialpsychologische Indikatoren für sozioökonomische und –kulturelle

Stabilität, Vielfalt und Interaktivität. Das Gelingen oder Scheitern ökonomischer

wie politischer Strategien und Maßnahmen steht und fällt mit den wohlstandsmin-

dernden oder –mehrenden Wirkungen ihrer Umsetzung. Deren Messbarkeit ist

äußerst eingeschränkt, besonders wenn Parameter wie gemeinschaftlicher Wohl-

stand erhoben werden sollen. Diese lassen sich eigentlich nur über Indikatoren-
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gruppen höherer Komplexitätsgrade erfassen. Die Messung von lokaler bzw. regio-

naler Lebensqualität, von individuellem wie gemeinschaftlichen Wohlstand soll

hier nicht geleistet werden. Aber es wird ausführlich dargestellt und begründet, in-

wiefern über gemeinschaftsorientierte Bürgerarbeit zivilgesellschaftlicher Zusam-

menhalt und soziales Kapital gebildet wird, welche wiederum wichtige, unverzicht-

bare Grundlagen für die Entwicklung und Ausbildung lokaler und regionaler Le-

bensqualitäten sind. Intrinsische Motivation, selbstbestimmtes, produktives Han-

deln und Kooperations- wie Partizipationssysteme auf bürgerschaftlicher Ebene

werden als unverzichtbare Grundlagen individuellen wie gemeinschaftlichen Wohl-

stands begründet.74 Dies wird argumentativ anhand der Literatur und der empiri-

schen Befunde für Köln untermauert.

Die Erkenntnis der lebensqualitätssteigernden Wirkungen gemeinschaftlicher Sub-

sistenzarbeit wird zugunsten der Bedeutung des bürgerschaftlichen Subsistenz-

sektors operationalisiert und als zentral unterstützendes Argument für die Förde-

rung bürgerschaftlicher urbaner Selbstversorgung in die Darstellung eingebaut.

K o m p l e m e n t a r i t ä t  v o n  M a r k t ,  S t a a t  u n d  S u b -

s i s t e n z

Das komplementäre Verhältnis, in dem Markt, Staat und Subsistenz zueinander

stehen, wird im Teil II und III hergeleitet, anhand von Beispielen begründet und

über Referenzliteratur bestätigt. Im Teil IV wird die synergetische Ergänzung städ-

tischer Funktionen und Qualitäten durch gemeinschaftsorientierte Subsistenz ex-

emplarisch aufgezeigt und interpretiert. Diese Perspektive zieht sich durch die ge-

samte Studie und wird in allen Kapiteln wiederholt aufgegriffen und argumentiert,

ein besonderer Schwerpunkt liegt auf dem Kapitel III-III, wo die bürgerschaftlichen

Einrichtungen als Schnittstellen in ihrer Verortung zwischen den Sektoren be-

schrieben werden. Insgesamt ist das Bewusstsein und die Aufmerksamkeit gegen-

über diesem Analyseblick noch zu sehr in den Anfängen, als dass hierzu auf rei-

chere Literatur zurück gegriffen werden könnte.75 Deshalb, aber auch der Anschau-

                                                  
74

 Siehe auch Kapitel II-III.

75 Es liegen keine Studien vor, die sich explizit der Komplementaritätsthematik widmen. Allerdings wird in der

Literatur dem gemeinten Sachverhalt des hohen Potenzials wechselseitiger Ergänzung und Bereicherung zwi-

schen den Sektoren immer wieder Relevanz zugesprochen. Häufig werden Anregungen und innovative Impulse

aus bürgerschaftlichem Engagement für die Kommunen beschrieben, das Verhältnis zwischen Produktion und

Reproduktion wird diskutiert, oder es werden die positiven Effekte aus gemeinschaftsorientierter Bürgerarbeit für

Standortqualität und -stabilität hervorgehoben.
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lichkeit halber, wird diese Thematik mit der Fallstudie Köln aufgegriffen und exem-

plarisch gezeigt.

F a l l s t u d i e  K ö l n

Anhand der exemplarischen Studie in Köln werden die in Teil II und III theoretisch

hergeleiteten und beschriebenen Zusammenhänge dokumentiert, aufgezeigt und

kritisch hinterfragt. Die Dissertation verarbeitet hierbei teilweise die bisher unver-

öffentlichten Ergebnisse einer Studie im Rahmen des Forschungsverbundes ‚Zu-

kunft der Arbeit’, die der Verfasser im Auftrag des Wuppertal Instituts für Klima,

Umwelt, Energie GmbH, Arbeitsgruppe ‚Neue Wohlstandsmodelle’ zwischen Januar

1999 und September 2000 alleinverantwortlich durchführte. Die Projektleitung lag

bei Prof. Dr. Gerhard Scherhorn. Im Rahmen dieser Studie wurde die Schaffung

hauptamtlicher (Erwerbs–)Arbeitsplätze durch Bürgerarbeit in bürgerschaftlichen

Einrichtungen Kölns untersucht. Für diese Dissertation wurden die Studienergeb-

nisse aktualisiert sowie empirisch und analytisch vertieft und ausgeweitet.

Die Fallstudie Köln dient dem exemplarischen Nachweis der beschriebenen bür-

gerschaftlichen Strukturen, ihrer inneren Organisation, der Bedeutung der Bür-

gerarbeit für ihre Funktionen und ihrer sozioökonomischen Hintergründe in einer

Großstadt. Sie widmet sich im Besonderen der Bedeutung des komplementären

Verhältnisses von Lohn- zu Subsistenzarbeit für die Leistungsfähigkeit des gemein-

schaftsorientierten Subsistenzsektors. Zudem werden die Voraussetzungen und

Funktionen sowie infrastrukturellen Abhängigkeiten bürgerschaftlicher Einrichtun-

gen anhand verschiedener Fallbeispiele für Köln dokumentiert und systematisiert.

Für die Kölner Erhebung wurden verschiedene Verfahren der qualitativen sowie der

quantitativen Induktion verwendet (siehe unten).

R e c h e r c h e  b ü r g e r s c h a f t l i c h e r  E i n r i c h t u n g e n

Den im folgenden dargestellten qualitativen und quantitativen Befragungen, sowie

der Kartierung der bürgerschaftlichen Einrichtungen, ging eine umfassende, Re-

cherche bürgerschaftlicher Einrichtungen voraus (Herbst 1999 bis Frühjahr 2000,

Aktualisierung im Frühjahr 2002). Dieser erhebliche, teilweise detektivische Ar-

beitsaufwand der Namens- und Adressbeschaffung, inhaltlichen Zuordnung der

bürgerschaftlichen Einrichtungen nach Angebot, Zielgruppe und Einrichtungstyp,

lässt sich auch über die Zahl von 1079 bürgerschaftlichen Einrichtungen nicht ver-

mitteln. Größte Unterstützung waren einige wenige Adresssammlungen, die in ei-
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nigen Einrichtungen bereits bestanden, und dem Autor zur Verfügung gestellt wur-

den. Diese wurden, soweit möglich, aktualisiert. In der Zahl von 1079 sind die gro-

ßen Wohlfahrtsverbände nur jeweils einmal vertreten76, ebenso sind kirchliche Trä-

ger hier nicht enthalten.77

Um die erwarteten Ergebnisse systematisieren und auswerten zu können, wurden

im Vorfeld verschiedene Typologien von bürgerschaftlichen Einrichtungen auf der

Grundlage von Stichprobenuntersuchungen und Pretests entwickelt. Diese Typo-

logie wurde mittels der im folgenden skizzierten qualitativen Untersuchungen auf

ihre Operationalisierbarkeit überprüft und bestätigt.

Q u a l i t a t i v e  I n t e r v i e w s

Es wurden zehn offene, qualitative Interviews in zehn ausgewählten Einrichtungen

in Köln mit Schlüsselpersonen geführt. Die InterviewpartnerInnen waren in der

Regel entweder langjährig aktive EhrenamtlerInnen in einer Vorstandsfunktion,

oder langjährig hauptamtliche Mitarbeiter der Einrichtung, die in der Geschäftsfüh-

rung oder auch im Vorstand tätig sind. In Ergänzung der Interviewergebnisse wur-

den Informationsmaterialien, die dem Autor zur Einsicht zur Verfügung gestellt

wurden, ausgewertet. Über diese Interviews wurden ausführliche Profile zur Funk-

tionsweise und Zweckbestimmung der Einrichtungen erstellt. Wesentliche Gliede-

rungsmerkmale sind hierbei Leistungen und Angebot, Arbeit und Funktion von

formell und informell Tätigen, Hierarchien sowie Zukunftsperspektiven, sofern zum

letzten Punkt Antworten gegeben wurden.

Q u a n t i t a t i v e  B e f r a g u n g

Auf Grundlage der Interviews wurde ein Fragebogen nach diversen Pretests entwi-

ckelt, über den die angebotenen Leistungen und NutzerInnen als auch die Finan-

zierungen der Einrichtungen quantitativ erhoben wurden. Im Zentrum des Frage-

bogens stand das Verhältnis formeller zu informeller Arbeit in den bürgerschaftli-

chen Einrichtungen. Die erbrachten Stundenzahlen wurden leistungsspezifisch

formell und informell Tätigen zugeordnet und das Stundenvolumen informeller wie

formeller Tätigkeiten je nach Angebot bestimmt. Weiterhin wurden die besonderen
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 Würde man die Vielzahl der Untergruppen hinzuaddieren, kämen noch über 400 Einrichtungen der Wohlfahrts-

verbände hinzu.

77 Die Untergruppen und –organisationen der großen Wohlfahrtsverbände und kirchlichen Wohlfahrtsträger sind

über eine gesonderte Recherche erhoben worden, und werden im Kapitel IV zusammenfassend dargestellt.
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Qualitäten formeller wie informeller Arbeit abgefragt und Motivationen zur Tätig-

keit in beiden Arbeitsbereichen erfragt. Ergänzend wird in einem kurzen Frageblock

nach lokalen und regionalen ‚Konkurrenzen’ von marktlicher oder staatlicher Seite

gefragt. Der Fragebogen schließt, sieht man von den Fragen zur Person ab, mit

einem umfangreichen Fragekomplex, über den hindernde Faktoren für die Leis-

tungsfähigkeit der Einrichtungen bewertet werden. Er ist im Anhang einzusehen.

Der Fragebogen wurde an 500 Einrichtungen in Köln verschickt. Diese wurden mit

einem Zufallszahlengenerator aus den recherchierten bürgerschaftlichen Einrich-

tungen ausgewählt (abzüglich der zehn Einrichtungen, die bereits über die qualita-

tiven Interviews befragt wurden). Nach einer Vielzahl von telefonischen Nachfra-

gen, nochmaligem Versenden und Faxen kamen letztlich ‚nur’ 50 Antwortfragebö-

gen zurück, was also einem Rücklauf von rund zehn Prozent entspricht. Dies ist

aber objektiv bei solchen Befragungen durchaus üblich, und somit kein Sonder-

fall.78 Dennoch ermöglichen 50 Rückläufer eine gute Auswertung und bieten, in

Ergänzung mit den zehn qualitativen Interviews und der sektoralen Erhebung für

Köln, eine ausreichende empirische Grundlage, um die theoretischen Befunde an-

hand der Fallstudie exemplarisch zu begründen und zu untermauern. Vor allem

aber fordern sie erweiterte und ergänzende Erhebungen in städtischen Reverenz-

räumen ein, um so zu einer überregionalen Vergleichbarkeit zu gelangen.

K a r t i e r u n g

Anhand der Erhebung der bürgerschaftlichen Einrichtungen in Köln wird – zumin-

dest für die BRD erstmalig – der öffentliche urbane Subsistenzsektor für Köln kar-

tographisch dargestellt. Sämtliche bürgerschaftlichen Einrichtungen wurden ort-

genau auf einem Kölner Stadtplan im Maßstab 1:25 000 kartiert. Nicht kartiert wur-

den bürgerschaftliche Einrichtungen im Bereich Kunst, Theater und Musik. Diese

wurden ausgegliedert, da sie nicht unumstritten zu den Einrichtungen zählen, die

                                                  
78 Erschwerend kam hinzu, dass in bürgerschaftlichen Einrichtungen eben vorwiegend informell Tätige

beschäftigt sind, die in der Regel sich auf die zentralen Inhalte und Funktionen ihrer Einrichtung konzentrieren

und solchen Fragebögen vielfach nur ein geringes Interesse entgegenbringen. Außerdem setzen Fragen nach

Finanzierungen, Aufteilung von Arbeit und ähnliche Fragen, die institutionelle und organisatorische Bedingungen

berühren, Vertrauen voraus. Dieses Vertrauen ist, besonders wegen den oft prekären finanziellen und materiellen

Ausstattungen der Einrichtungen, verständlicherweise häufig gering, zumal die öffentliche und institutionelle

Anerkennung der Leistungen des bürgerschaftlichen Engagements viel zu niedrig ist.
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Leistungen erbringen, die mit dem Attribut ‚sozial wirksam’ versehen werden kön-

nen.79

Unterschieden wurde in der Kartierung zwischen bürgerschaftlichen Einrichtungen,

und Bürger- bzw. Kulturzentren. Weiterhin wurden – zum Vergleich – die kommu-

nalen, öffentlichen Einrichtungen mit sozialen Leistungen in Köln kartiert. Auf

Grundlage der Kartierung wurden Cluster gebildet, soweit dies bei der flächigen

Verteilung möglich war, und kartographisch umgesetzt. Eine Modellbildung ist

über die Kartierungen leider nicht möglich, da es bisher keine Vergleichskarten

gibt, welche die Grundlage für einen Strukturvergleich bilden könnten.

E x p e r t I n n e n g e s p r ä c h e

Im Rahmen der Dissertation wurden sechs kurze, qualitative ExpertInnen-Inter-

views geführt.

Diese teilen sich in drei Interviews mit ‚Köln-ExpertInnen’ auf, diese sind vollstän-

dig im Rahmen des vierten Gliederungsblocks als Exkurse eingearbeitet. In diesen

Interviews wurde die generelle Bedeutung von bürgerschaftlicher Subsistenz für

Funktions- und Anpassungsfähigkeit, Standortqualität und Lebensqualität von

Köln thematisiert. Hierzu wurden der Kölner Oberbürgermeister Fritz Schramma,

der Direktor des Caritasverbandes für die Stadt Köln e.V. Pfarrer Franz Decker und

die Geschäftsführerin des Kölner Arbeitskreises Bürgerschaftliches Engagement

(KA:BE!) Cornelia Harrer befragt. Diese Interviews sind als Exkurse im vollständi-

gen Wortlaut eingearbeitet. Angefragt waren auch die Kulturdezernentin Marie

Hüllenkremer und der Sozialdezernent Franz-Josef Schulte, die leider beide nicht

die Zeit fanden, telefonisch, persönlich oder schriftlich zur behandelten Thematik

Stellung zu beziehen.

Weitere drei Interviews mit ‚FachexpertInnen’ aus der Wissenschaft sind auszugs-

weise im zweiten, dritten und vierten Gliederungsblock verarbeitet. Sie behandeln

primär theoretische Zusammenhänge, unter anderem in den Themenkomplexen

‚bürgerschaftliches Engagement – Bürgergesellschaft’, ‚Erwerbsarbeit – Bürgerar-

beit – Mischarbeit’, ‚Subsistenz – gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit –

Markt und Staat’ mit Dr. Karl Birkhölzer – Forschungsgruppe ‚Lokale Ökonomie’,
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 Der Autor ist zwar der Auffassung, dass ein interkulturelles Theater, wo beispielsweise Türken und Kurden ge-

meinsam Theater machen, eindeutig sozial integrativen Charakter hat, will aber nicht die Angriffsfläche bieten,

Einrichtungen als sozial und gemeinschaftsorientiert kategorisiert zu haben, bei denen dies umstritten sein

könnte, und somit das Gesamtergebnis geschwächt würde.
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Technische Universität Berlin, Prof. Dr. Eckhart Hildebrand – Wissenschaftszent-

rum Berlin, Dr. Christa Müller – Stiftung Anstiftung, Stiftung Interkultur und Institut

für Praxis und Theorie der Subsistenz Bielefeld geführt. Wo Artikel und Aufsätze in

ihren Aussagen detaillierter oder differenzierter sind, werden diese zitiert.

Einen Sonderfall stellen die umfassenden Gespräche mit Prof. Dr. Gerhard Scher-

horn dar, die der Autor seit 1998 immer wieder in einer Vielzahl von Einzelgesprä-

chen und –diskussionen führen konnte. Diese sind nicht in Form von Interviewtex-

ten enthalten, sondern werden über eine Vielzahl von Zitaten aus Veröffentlichun-

gen wiedergegeben.
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I I .  A R B E I T ,  M A R K T  &
L E B E N S Q U A L I T Ä T

In diesem zweiten Teil der Studie werden die sozioökonomischen Hintergründe

und Einbettungen der Subsistenzthematik beleuchtet.

Es soll im folgenden gezeigt und argumentiert werden, welche Chancen und Poten-

ziale für zukünftige gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklungen in der, ins-

besondere gemeinschaftsorientierten, Subsistenz liegen. Aufgrund international

steigender Wettbewerbseinbindungen und dem hiermit steigenden Konkurrenz-

druck, sind marktwirtschaftlich agierende Unternehmen immer weniger in der

Lage, substanzielle Beiträge für die Verbesserung und Aufrechterhaltung des

‚Wohlfahrtsstaates’ zu erbringen. Ursächlich im Zusammenhang stehen damit

deutlich die Entwicklungen des Erwerbsarbeitsmarktes als auch die Anforderungen

an eine sozial und wirtschaftlich nachhaltige Entwicklung. Wie sich über die Krise

der Arbeitsgesellschaft und die Globalisierung der Marktökonomie Prozesse sozi-

aler Erosionen, siedlungsräumlicher Segmentierungen und das ‚Versagen’ des So-

zialstaates entwickeln, und welche Kompensations- und Umsteuerungsbeiträge

über gemeinschaftsorientierte Subsistenz geleistet werden können, wird in diesem

und dem dritten Kapitel erläutert.

Dass wir gegenwärtig an einer Bifurkation stehen, uns mitten in einer Zeitenwende

befinden und diese sich zu Teilen bereits vollzogen hat, neue Dynamiken dieses

ankündigen und ein stetiger Wandel sozioökonomischer, -kultureller und ökologi-

scher Realitäten unseren Lebensalltag nahezu zwangsweise von Konservatismen

befreit, gehört inzwischen fast zu unserer Normalität. Ob wir uns daran gewöhnt

haben, oder es je tun werden, steht an anderer Stelle. Dennoch sind wir heute

mehr denn in den letzten Jahrzehnten mit der Notwendigkeit zur Reform der sozia-

len Sicherungssysteme und der ökonomischen Grundlagen unserer Gesellschaft

konfrontiert. In der Literatur wird seit spätestens dem Meadows-Bericht ‚Grenzen

des Wachstums’ 1972 in immer dichterer Folge das Ende von irgendwas verkün-

det80, sei es das Ende der Moderne81, der Souveränität82, des Nationalstaates83, der

Nationalökonomie84, des westlichen Industriemodells85, einer Weltordnung86, der
                                                  
80

 Siehe hierzu auch Menzel, 1998.

81
 Vatimo, 1988.

82
 Camilleri und Falk, 1992.

83
 Ohmae, 1996; Guéheno, 1995; Fix, 1991.

84
 Reich, 1993.

85
 Kiefer, 1995; Weizsäcker, 1989; Sachs, 1998.
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Dritten Welt87, auch das Ende der Zeiten88, schlimmer noch, das Ende der Geogra-

phie89 und – natürlich – das Ende der Arbeit.90 Rifkin verkündet 1995 dankenswer-

terweise allerdings nicht nur das Ende der Arbeit91, sondern auch ihre Zukunft, und

der Club of Rome schildert uns 1998 auch ‚wie wir in Zukunft arbeiten werden’. Am

Ende steht ja glücklicherweise wieder ein Anfang. Ob wir in der Lage sein werden,

diesen Anfang mitzugestalten, die neuen, vor allem ökologischen Anforderungen

an unser wirtschaftsstrategisches Handeln und unser gesellschaftliches Miteinan-

der zu bewältigen, oder ob wir umgekehrt überbewältigt werden, wird sich noch

herausstellen müssen, denn bisher haben wir einen echten Wandel mit den nöti-

gen tief greifenden sozioökonomischen Reformen nicht geschafft bzw. gar nicht

erst gewagt anzugehen. Die Gesellschaft des 21. Jahrhunderts wird anerkennen

müssen, dass die Festlegung des Wertes einer Persönlichkeit nicht mehr an die

Erwerbstätigkeit und dass hieraus resultierende Einkommen gekoppelt sein kann,

denn Vollerwerbsbeschäftigung wird es für den Grossteil der Bevölkerung nicht

mehr geben.

Wie lange uns noch die Möglichkeit bleibt, einen Wandel selbstbestimmt und

entschleunigt92 anzugehen und einzuleiten, wird nicht über bundesdeutsche poli-

tische und wirtschaftliche Interessenslagen, zumindest nicht derart, wie wir sie

kennen, bestimmt werden. Denn die ökologischen wie soziokulturellen Folgen der

Globalisierung des Marktparadigmas und der damit verbundenen Lebensstile wer-

den zunehmend und unausweichlich unsere politischen und wirtschaftlichen Hand-

lungsspielräume einschränken.93 Wesentliches Element eines Wandels wird ein

Wandel der Lebensstile und Konsummuster sein müssen, denn ökonomische und
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 Knieper, 1991.

87
 Menzel, 1992.

88
 Thompson, 1997.

89
 O´Brien, 1992.

90
 Rifkin, 1995.

91
Eine eindrückliche historische Übersicht zur Zukunft der Industriearbeit sowie der industriellen Massenproduk-

tion bieten Bierter und v. Winterfeld, 1998a, S. 8 – 23.

92
 Zum Begriff der ‚Entschleunigung’ siehe Virilio, 1998.

93
 Denn die sozialen, ökologischen und in der Folge ökonomischen Konflikte der Globalisierung werden sich über

umfassenden Folgekosten in den Volkswirtschaften der Industrieländer niederschlagen und unsere soziopoliti-

sche Gestaltungsfähigkeit einschränken. Die globalisierte Marktökonomie bringt globale Standortqualitätsver-

luste mit sich. „Die Gewinner [der Globalisierung] konzentrieren sich auf wenige ost- und südostasiatische Länder

und die OECD-Länder. Verlierer ist der Rest der Welt [...].“ Aus Hennings (1999), S. 341, nach Sternberg (1997), s.

681. „Es ist völlig unzweifelhaft, dass Globalisierung für wohl die meisten Menschen Einschränkungen, Verluste

und Mangel nach sich zieht.“ Aus Hennings (1999), S. 341, nach Sternberg (1997), s. 685.
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soziale Paradigmenwechsel verlangen auch einen vielleicht nicht ‚neuen’ Men-

schen, aber neue bzw. erneuerte Grundlagen für das alltägliche gesellschaftliche

Miteinander, als auch Neubestimmungen der Rollen, welche die/ der Einzelne

darin in Zukunft einnehmen. Um hierhin zu gelangen, oder wenigstens neue Aus-

gangsvoraussetzungen und Optionen für Einzelpersonen wie Gruppen im Wechsel-

spiel zwischen Ökonomie, Sozialem und Politischem zu schaffen, braucht es in

vielen Bereichen Neubestimmungen unseres Wohlstandsbegriffes und unserer

gesellschaftlichen Wertegrundlagen. „Wohlstand war in der deutschen Sprache ur-

sprünglich ein Wort für Wohlfahrt und Wohlergehen, Abwesenheit von Not und

friedliches Zusammenleben in einem Gemeinwesen. Erst im 20. Jahrhundert ist das

Wort auf die materiellen Ressourcen eingeengt worden, auf den Erwerb und Auf-

wand an Sachgütern und Diensten, die Wohlhabenheit, die Gütermenge.“94 Die

Konsequenz aus den Anforderungen an umfassende Nachhaltigkeit, an neue Tätig-

keitsfelder und Produktivitätsbemessungen (siehe Exkurs 1), an ein neues Mitein-

ander zwischen den Kulturen, den Generationen, Menschen unterschiedlicher Le-

bensweisen, einer konfliktfähigen und demokratischen Gesellschaft wird ein Zu-

wenden zu den gemeinschaftlichen soziokulturellen und –ökonomischen, wie zu

den natürlichen Lebensgrundlagen sein müssen. Der wichtigste Ansatzpunkt, von

dem aus wir unser Konsumverhalten, unsere Maßstäbe von Wohlstand, unser ge-

sellschaftliches Mit- und Nebeneinander gestalten können, ist die lokale und regi-

onale Gestaltung unserer sozioökonomischen Austauschprozesse. „Ein Ausweg

aus der Naturkrise der Industriegesellschaften ist nur dann in Sicht, wenn mit der

wachsenden Einsicht in die alleinige und umfassende Produktiv- und Wertschöp-

fungskraft der Natur zugleich auch eine komplette Neuorganisation der wirtschaft-

lichen und technologischen Reproduktionsprozesse geleistet wird.“95 Hierbei

kommt den gemeinschaftsorientierten Tätigkeiten eine besonders wichtige Rolle

zu, denn sie produzieren und reproduzieren gemeinschaftliche Wohlstandsgrund-

lagen, schaffen und stärken Kooperationssysteme und reagieren direkt und ohne

große zeitliche Verzögerungen auf neue und sich wandelnde Bedarfslagen. Sie

stellen gemeinsam mit den individualorientierten Subsistenztätigkeiten den rein

anthropogen gesteuerten Wertschöpfungsprozess dar, der neue Werte schafft und

vermehrt, ohne dabei andere teilweise irreversibel zu verbrauchen und zu er-
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 Scherhorn, 2001c, S. 1. „[Seit] der industriellen Revolution, die zugleich eine Konsumrevolution war, [wird] der

materielle private Wohlstand überbewertet (vergleiche auch Scherhorn, 1997, S. 172, ff.) und seine externen

Kosten – der Verlust an immateriellen und Gemeinschaftsgütern – unterbewertet.“ Vergleiche hierzu auch Scher-

horn, 2001a, S. 2.

95
 Busch-Lüty, 2000, S. 5.
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schöpfen. So steht die Subsistenz der natürlichen Wertschöpfung näher als die

Marktproduktion, nämlich indem sie – zusammen mit der Natur – deren Grundlage

und Nährboden bildet.

Als Konsequenz dieses Verständnisses müssen die Fragen nach den Quellen und

Maßstäben der Wertschöpfung radikal neu gestellt werden, vor allem, wenn Ent-

wicklungen für nachhaltiges Wirtschaften gerade in den Industrieländern strate-

gisch neu definiert werden sollen. Dabei kommt der Definition und dem Verständ-

nis dessen, was wir als ‚produktiv’ wahrnehmen – und wertschätzen – eine zentrale

Rolle zu.

1. EXKURS ‚PRODUKTIVITÄTSMAßSTÄBE’

BIP = C + I + G + X

(„[Das Brutto Inland Produkt] entspricht dem nominellen Wert der Summe aus Konsum (C), pri-

vaten Bruttoinlandsinvestitionen (I), Staatsausgaben für Güter und Dienstleistungen (G) und

Nettoexporten (X), die im Inland während eines Jahres produziert bzw. konsumiert werden“.96).

Das BIP (oder gängig auch Sozialprodukt – zu unterscheiden vom Bruttosozialprodukt!) ist eine

der wichtigsten, wenn nicht die wichtigste Meßgröße zur Einschätzung der wirtschaftlichen Ak-

tivität97. Folgt man den Maßstäben der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, ist die gegen-

wärtige Messung des BIP „hinreichend genau“98. „Das BIP entspricht der Summe der Geldwerte

aller Konsum- und Investitionsgüter, Staatsausgaben und Nettoexporte in andere Länder.“99

Fragezeichen entstehen dann, wenn folgende Aussage folgt: „ [...] in einer gut funktionierenden

Marktwirtschaft reflektieren die Preise die relative Befriedigung, die Konsumenten durch jedes

Gut erfahren.“100 Dies setzt voraus, dass jedes Gut auch preislich, also monetär, fassbar ist101.

Oder, wenn die Aussage haltbar wäre, würde diese Studie an dieser Stelle enden, denn dann

hätten die über bürgerschaftliche Subsistenz erwirtschafteten Güter und Dienstleistungen ei-

nen Wert Null, da sie ja nicht bezahlbar sind.102 Andere Möglichkeit ist, dass unsere Marktwirt-
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 Samuelson, 1998, S. 492.

97
 Siehe auch Mühlbradt, 1999.

98
 Samuelson, 1998, S. 472.

99
 Samuelson, 1998, S. 473.

100
 Samuelson, 1998, S. 474.

101
 „Das Geld hat den Zweckverband zu seinen reinen Formen entwickelt.” Georg Simmel, Philosophie des Geldes

[Selbstanzeige von 1901], in: Simmel 1989, S. 721 ff. Andererseits ermöglicht es eine gewissermaßen unvollstän-

dige Freiheit: „Dass es eine bloß negative Freiheit ist, die der Geldbesitz gegenüber jedem anderen – der uns

immer von den Bedingungen seiner Erhaltung und Nutzung abhängig macht – verleiht, ist nicht ohne Belang für

das Verständnis unserer Zeit.” Simmel 1989, S. 722. Vergleiche zur Funktion des Geldes auch Adam Smith, 1974.

102
 „Jedes frei verfügbare Gut, etwa frische Luft, hat keinen Preis und daher, der traditionellen ökonomischen The-

orie zufolge, keinen Wert.“ Giarini und Liedtke, 1998, S. 139.
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schaft eben nicht ‚gut’ funktioniert. Die Konsequenzen aus der hier getroffenen Aussage sind

wohl auch Paul Samuelson bewusst geworden, der am Ende seiner Ausführungen noch schnell

die Frage nachschiebt „Läuft die moderne Volkswirtschaftslehre einem Fetisch hinterher, der

zur Produktion von Quantität auf Kosten der Lebensqualität führt?“103

Da in das Sozialprodukt „... nur statistisch messbare und in Geld bewertbare Güter und Leis-

tungen eingehen...“104, werden zunehmend Alternativen zum und Ergänzungen des BIP105 ge-

sucht, wie z.B. das Wohlfahrtsorientierte Nettoinlandsprodukt (NIPW)106, worüber Freizeitwert

und Schattenwirtschaft in die Berechnungen integriert werden soll107. Es besteht aber weder

eine analytische Durchdringungen des subsistenzwirtschaftlichen Sektors108, noch ist der Beg-

riff und das Verständnis der Schattenwirtschaft akzeptabel. Hier sind Prostitution, Drogenhan-

del, illegale Glücksspiele, Diebstahl, Korruption und die Ernte im heimischen Garten zusam-

mengefasst, Bereiche die ökonomisch und von der Motivation großenteils nichts oder wenig

miteinander zu tun haben. Vor allem aber wird unter Wohlfahrt nur die individuelle Wohlfahrt

verstanden, das gemeinschaftliche scheint inexistent. Additions- und Summationsspielchen–

sonst bei vielen Ökonomen beliebt – werden mangels Methodik zur monetären Erfassung109,

nicht angeboten.
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 Samuelson, 1998, S. 489.

104
 Mühlbradt, 1999, S. 298.

105
 Einige wichtige Ergänzungen fassen Douthwaite und Diefenbacher 1998 zusammen. So sollte:

1. die Verteilung des materiellen Reichtums sowie der Einkommen und Vermögen in das BIP einfließen; 2. sich ein

erweitertes Kapitalverständnis im BIP widerspiegeln. Dies sollte speziell den Faktor des Verbrauchs natürlicher

Ressourcen und des Humankapitals erfassen; 3. der informelle Teil der Ökonomie (damit wird nicht die informelle

Wirtschaft im Sinne der Schattenwirtschaft nach Sassen, 2000 gemeint), insbesondere Selbsthilfe, bürgerschaftli-

che Arbeit und besonders auch die Hausarbeit (was Douthwaite und Diefenbacher hierunter fassen und was nicht,

wird nicht deutlich) berücksichtigt werden; 4. die ‚Leistungen’ der Natur nicht als unentgeltlich betrachtet werden.

Weder ihre Eigenschaften als ‚Quellen’ noch als ‚Senken’ werden berücksichtigt. Hier müssen auch ökologische

Folgekosten einbezogen werden; 5. das BIP zwischen wohlfahrtssteigernden und mindernden Gütern und

Dienstleistungen unterscheiden; 6. den Wert immaterieller Wohlfahrtskomponenten, wie den Wert Freizeit einbe-

ziehen, aber auch den ästhetischen Wert einer unzerstörten Landschaft, das Ausmaß von Lärmbelästigung, und

ähnliches.

106
 Siehe hierzu Samuelson, 1998.

107
 Vergleiche hiermit auch den ‚Index of Sustainable Economic Welfare’ bei Douthwaite und Diefenbacher, 1998.

Hier findet sich eine ausführliche Kritik und Gegenüberstellung beider ‚Wohlfahrtsmaße’.

108
 „Für Deutschland berechnete 1994 das Familienministerium in Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundes-

amt, dass sich das BIP um ein Drittel erhöhen würde, wenn man die unbezahlte Arbeit in Familie, Haushalt oder

Ehrenamt mit nur dem Nettostundensatz einer Hauswirtschafterin bewerten würde.“ Giarini und Liedtke, 1998, S.

150.

109
 „Der monetäre Wert nichtmonetarisierter Tätigkeiten kann nicht geschätzt werden, da sie sich außerhalb unse-

res Geldsystems befinden, ohne Bezugspunkt, wie und unter welchen Bedingungen sie mit anderen Tätigkeiten

innerhalb des Systems verflochten oder zumindest angemessen verknüpft werden könnten. Sie bilden einen

lebenswichtigen Bestandteil unserer Wirtschaft, und doch bleiben sie monetär gesehen unquantifiziert.“ Giarini

und Liedtke, 1998, S. 151.



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

46

Samuelson zweifelt an der Ganzheitlichkeit des BIP und zitiert, wie zur Entschuldigung, Arthur

Okun: „Und dennoch, Wohlstand ist eine Voraussetzung für das Erreichen vieler unserer Bestre-

bungen110.“111 Man muss sich fragen, ob das BIP als ökonomische Determinante denn all jenes

fassen muss, was unser Leben berührt, und all dies auch produktiv bewertet werden kann oder

darf, oder ob die vollständige Ökonomisierung der Gesellschaft nicht gerade dazu führt, be-

stimmte, ökonomisch (nicht nur marktökonomisch) schwer fassbaren Werte wie Ästhetik,

Liebe, Gesundheit, und andere einem (volkswirtschaftlichen) Denksystem aufzudrängen, wel-

ches hierdurch schlicht überfordert ist. Grundsätzlich müssen sich die anderen ‚Humanwissen-

schaften’ fragen lassen, warum sie nicht in der Lage sind, dem ökonomischen Denken ein Ge-

gengewicht zu geben?

Denn dass über das gängige Produktivitätsverständnis das individuelle und arbeitsteilige112 Tä-

tigsein – die Arbeit113 – der Ansatzpunkt ist, über den sich die und der Einzelne im gesellschaftli-

chen Kontext am ehesten definiert und auch ihren sozialen Eigenwert bestimmt, äußert sich zur

Zeit noch als Krise und Problem. Der Autor nimmt diesen Konflikt dem entgegen als große

Chance für ein zukunftsfähiges, verantwortliches Miteinander in einer interkonnektiven globali-

sierten Sozioökonomie der Lokalitäten und Regionen wahr. Denn die Schwierigkeit liegt ja nicht

darin, dass der überwiegende Anteil der Menschen ihre persönliche Produktivität, möglicher-

weise auch in Zusammenarbeit mit Anderen, als Maßstab ihrer Selbstwertschätzung betrach-

ten. Das Problem liegt darin, dass unsere Gesellschaft mittlerweile fast nur noch das erwerbs-

wirtschaftliche, marktökonomisch determinierte, monetär messbare Tätigsein als produktiv an-

erkennt114, unabhängig davon, ob nicht trotzdem ein hoher Wert in der geleisteten Tätigkeit und

den aus ihr hervorgebrachten Gütern115 für Gesellschaft oder Familie liegt.116 Mit diesem be-

                                                  
110

 „Hier findet sich ein schwerwiegender Widerspruch, da ein System, das zunächst einmal produziert, um den

Wohlstand zu steigern, genau das Gegenteil erreichen und mehr Knappheiten schaffen könnte. Güter, die knapp

werden, haben im Hinblick auf realen Wohlstand weniger Wert, als wenn sie praktisch unbegrenzt im Angebot

wären. Unser ökonomisches System berücksichtigt dies jedoch nicht, denn nur ausgepreiste Güter haben einen

wirtschaftlichen Wert. Der reale Wert eines Gutes wird solange nicht erkannt, bis es knapp wird und daher einen

Preis bekommt, ohne dass ein ursprünglicher Bestand oder Vorrat berücksichtigt würde.“ Giarini und Liedtke,

1998, S. 140.

111
 Okun, 1970, S. 124, aus Samuelson, 1998, S. 491.

112
„Als gesellschaftliche Arbeitsteilung bezeichnet man die Aufgabenteilung zwischen Marktwirtschaft, Wohl-

fahrtsstaat, intermediären Assoziationen [der Zivilgesellschaft] und Haushalten. [...] Ein weiterer Aspekt gesell-

schaftlicher Arbeitsteilung ist die Arbeitsteilung zwischen den Haushalten. Sie findet in den informellen sozialen

Netzwerken statt und beinhaltet vor allem wechselseitige soziale Unterstützung. [...] Die dritte Dimension betrifft

die innerhaushaltliche bzw. innerfamiliale, im wesentlichen geschlechtsspezifische Arbeitsteilung.” Schäfers und

Zapf, 2001, S. 304. Der Klassiker hierzu ist Adam Smith, der in «Der Reichtum der Nationen», 1974 (Original: An

Inquiry into the Nature and Causes of the Wealth of Nations, London 1776) als Erster die Vorteile der Arbeitstei-

lung für die Ökonomie darstellt.

113
 Hier zunächst unabhängig davon, ob erwerbs- oder subsistenzorientiert.

114
 Vergleiche Biesecker, 1999.

115
 Güter sind unter ökonomischen Gesichtspunkten materiell wie immateriell, umfassen also Kartoffeln und Com-

puter ebenso wie Dienstleistungen.
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grenzten Verständnis von Produktivität ist die Reproduktionsarbeit – die Subsistenzarbeit –

nicht attraktiv117, obwohl wir sie heute mehr brauchen denn je zuvor, wie aus dem folgenden

deutlich werden wird.

Über die Maßstäbe der Produktivität wird wesentlich bestimmt, was in den markt-

wirtschaftlich orientierten Ländern des ‚Nordens’ als wertvoll anerkannt wird. All

jenes, was nicht erfasst werden kann, erhält auch keinen Wert zugesprochen. So

führt die Krise der Erwerbsarbeit automatisch zu einer Krise der Soziokultur. Der

Verlust der als alleinig Wert schöpfend anerkannten Tätigkeit – der Erwerbsar-

beit118 – ist für die/ den Einzelnen ohne adäquaten Ersatz völlig inakzeptabel, denn

dies kommt dem Verlust der produktiven Mitgestaltung an der eigenen sozioöko-

nomischen Einbettung gleich, und das entspricht dann dem Verlust von mündiger

Teilhabe an kultureller Evolution und gesellschaftlicher Ausgestaltung. Gleichzeitig

ist an die Verfügbarkeit von Lohnerwerb und Erwerbseinkommen gegenwärtig im-

mer noch die Möglichkeit sozialer Sicherung gebunden, sowie zu freibestimmten

Konsum im Rahmen des Waren- und Güterangebotes. So ist die Krise der Erwerbs-

arbeit nicht nur eine individuelle Krise, sondern eine Krise des Staates, der sich als

Gewährleister von Wohlfahrt versteht119, ebenso wie des Marktes, der auf die Bür-

ger als Konsumenten angewiesen ist.120 Diese Krisen äußern sich in einem Abbau

                                                                                                                                     
116 Friedrich August von Hayek, ein wichtiger Vertreter des Wirtschaftsliberalismus, hat 1974 anlässlich der Verlei-

hung des Nobelpreises für Ökonomie sich in seiner Rede vehement von der verhängnisvollen Fiktion und Neigung

der modernen Ökonomie distanziert, nur das vorgeblich Mess- und Quantifizierbare sowie Mathematisierbare

überhaupt als ‚wissenschaftlich’ und damit relevant anzusehen und aus diesem Grund komplexe sozialökonomi-

sche Phänomene von vornherein auszublenden, die nur auf Grund unserer Alltagserfahrung qualitativ zu beurtei-

len und für die allenfalls ungefähre Entwicklungsmuster voraussagbar seien.

117
 „[...] die Vorstellung, der Zweck der Arbeit sei allein der Gelderwerb [...] blendet die informelle Arbeit in Haus-

halt und Familie, in Eigenproduktion und Realtausch, in Nachbarschaftshilfe und bürgerschaftlichem Engagement

aus, obwohl diese für den Gesamtwohlstand umso wichtiger wird, je höher die Produktivität und je geringer das

Arbeitsvolumen in der formellen Arbeit sind, und deshalb dringend in das sichtbare und gesellschaftlich gewür-

digte Sozialprodukt einbezogen werden muss.“ Scherhorn, 2001a, S. 9.

118
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 402.

119
 „[Mit dem Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes (Art. 20 Abs. 1GG) ... ] nimmt das ‚Soziale’ einen zentralen

Stellenwert in unserer Gesellschaft ein. Sozialstaatlichkeit ist als Staatsziel und gesellschaftliches und politisches

Gestaltungsprinzip gegen Verfassungsänderungen geschützt (Art. 79 Abs. 3) .“ Enquete Kommission ‚Zukunft des

Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 190  ff..

120
 „Die Normalarbeit war von den 1960er bis 1990er Jahren für den ganzen Sozialstaat ein Modell, das sehr er-

folgreich in Deutschland war und ungeheuer viel integriert hat; verglichen mit der Weimarer Republik. Es waren 70

– 80% der Erwerbsbevölkerung abgedeckt, wovon alle Sicherungssysteme abhingen, inklusive Witwenrente. Es

war ein Modell für alle; Mit Eigenschaften wie der 35–Stundenwoche und langem Wochenende, an dem keine

Arbeit nach Hause mitgenommen werden musste. Der Papa hatte Zeit für die Kinder am Samstag. [...] Das Ideal

waren Normalarbeitsverhältnisse. Dass die ganze Gesellschaft auf ein vorher kaum vorstellbares Niveau angeho-
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von Bildungs- und Partizipationsmöglichkeiten, in einem Öffnen der Schere zwi-

schen einkommensstarken und –schwachen Bevölkerungsgruppen und einer Viel-

zahl weiterer Konflikte, unter anderem auch in der sozialräumlichen Fragmentie-

rung von Städten und Stadtteilen und einem generellen Absinken der städtischen

Lebensqualitäten. Um diese kulturgesellschaftlichen Degradationserscheinungen

abzufedern und neue Impulse für neue Orientierungen im Wechselspiel zwischen

Bürgergesellschaft, Politik und Ökonomie zu entwickeln, braucht es die Abkehr

vom alleinigen Erwerbsparadigma hin zu einem erweiterten, postindustriellen Ar-

beitsverständnis. Hier wird insbesondere die unbezahlte gemeinschaftsorientierte

Arbeit mit vor allem lokalen und regionalen Bezug bedeutungsstark werden.121

Welche Chance in dem Verständnis und Wandel des Arbeitsbegriffes für die

Grundlagen einer neuen (Arbeits)Gesellschaft122, für zukunftsfähige Lebensstile

und nachhaltigen Konsum liegen, soll unter anderem auf den folgenden Seiten ver-

ständlich werden. Hier werden die sozioökonomischen Ursachen der Krise der Er-

werbswirtschaft beschrieben, und ihre Interrelationen mit Marktwirtschaft, Globa-

lisierungsdruck und Wohlstandsmodell sowie Lebensqualität analysiert.

                                                                                                                                     

ben worden ist, wurde ja zu Recht mit dem Fahrstuhleffekt verglichen. Das ist heute vorbei.“ Eckart Hildebrandt im

Interview, 4. Juli 2002.

121 „Das Industriezeitalter setzte der Sklavenarbeit ein Ende – das Informationszeitalter wird die Massenarbeit

und die Vollbeschäftigung abschaffen. [...] jedoch, diejenige Arbeit, die bis vor kurzem so gering geschätzt wurde

und zu aller unterst in der industriellen Statuspyramide anzutreffen war, die ja nicht einmal auf dem Arbeitsmarkt

anwesend war, weil sie mehrheitlich von Frauen geleistet wurde, nennen wir sie einmal die ‚zivile’ Arbeit, die ist so

grundlegend komplex, dass keine von uns erfundene Technologie sie jemals wird automatisieren können. Die

unmittelbare, menschliche Fürsorge, der kleine und elementare Dienst am Nächsten, innerhalb einer Familie, im

Freundeskreis oder unter Nachbarn, das Eingehen auf und die Befriedigung der Bedürfnisse anderer Menschen.

Diese zivile Arbeit, die ein Mann oder eine Frau zum Beispiel in einer Tagesaufsichtsstätte für Kinder oder in einem

Altersheim leistet, ist zu vielschichtig und kompliziert, als dass sie jemals von einer Maschine bewältigt werden

könnte.“ Rifkin, 1997, S. 85 – 87.

122
 „Arbeitsgesellschaften deuten sich selbst von der dominierenden Rolle her, welche die (Erwerbs-) Arbeit in

ihnen spielt. In ihnen ist die soziale Zugehörigkeit an Arbeit und deren Anerkennung gebunden.“ Kambartel 1997,

S. 223, siehe auch Krebs 2002. Vergleiche auch Dahrendorf, 1983a, S. 31.
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Grafik 1

I I - I .  KRI SE DER  ARBEI TSGESELLSCHA FT

„Arbeitsplätze werden geschaffen, indem wir unsere Einstellung zum Arbeiten und

Wirken in der Welt stärken, und nicht, indem wir Blätter an einen kranken Baum

kleben.“123

I I - I . 1 .  D I E  P R O D U K T I V I T Ä T S S C H R A U B E

Wesentliche Argumente dieser Studie stützen sich auf die ‚prekäre’ Entwicklung

der Erwerbsarbeit seit Ende der 1970er Jahre (siehe Grafik 1). 124 Noch in den 1980er

Jahren galt die lohnorientierte Erwerbsarbeit als die eigentlich Wert schöpfende

Arbeit, ihre anhaltende Dynamik wurde in einem grenzenlosen Fortschreiten der

Industrialisierung gesehen. Die sich

immer fort steigernde Produktivität

pro Erwerbstätigen125 sollte sich in

einem an Gütern immer ‚wohlständi-

geren’ Menschen äußern, den pro-

duktiven Grenzen der Naturpoten-

ziale wurde ebenso wenig Beach-

tung geschenkt126 wie der über die

Marktregeln logischen globalen

Ungleichverteilung der Kaufkraft.127

Dies lässt sich auch über den Zu-

sammenhang von Löhnen und Ge-

hältern und deren Anteil am

                                                  
123

 Mathew Fox, 1996, S. 27.

124
 Vergleiche auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 102 ff.

125
 75 % der gesamten Arbeit in unserer Industriegesellschaft sind so genannte repetitive, das heißt, wiederhol-

bare Aufgaben, und diese sind bereits heute durch die Technologien, über die wir verfügen, automatisierbar. Nicht

einbezogen sind hier die neuen Technologien, die sich in Verbindung mit der Digitalisierung vieler Produktionsbe-

reiche noch entwickeln und ausbreiten werden. 1997 hatten weltweit erst fünf Prozent aller Unternehmen damit

auch nur begonnen, ihre Infrastruktur an die damals bestehenden technologischen Möglichkeiten anzupassen.

Vergleiche Rifkin, 1997.

126
 Vergleiche hierzu Scherhorn, 1997a.

127
 „Der Club of Rome spielte in diesem Geschehen eine Rolle, wenn auch weitgehend unbewusst. Weil er sich den

Gedanken zu eigen machte, dass das Wachstum sich verlangsam könnte, wurde der erste Bericht des Club of

Rome von der großen Mehrzahl der Ökonomen weltweit heftig kritisiert. Es sei nicht verstanden worden, dass

dank der Fortschritte von Wissenschaft und Technik das Angebot mehr oder weniger beliebig elastisch bleiben

könne. Hier fand der Teufel in Gestalt eines vorübergehenden Trends seinen Weg in den Geist der ökonomischen

Analyse.“ Giarini und Liedtke, 1998, S. 136.
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Volkseinkommen darstellen. Zwischen 1870 und 1950 stabilisierte sich der Anteil

des Volkseinkommens, der über Löhne und Gehälter aus Erwerbsarbeit entsteht128,

und wies dabei einen leichten Anstieg von 54,8 % auf 65,3 % auf.129 Dieser Trend

setzte sich in den folgenden Jahren fort. 1974 betrugen die Lohn- und Gehaltszah-

lungen 70,5 % des BSP zu Marktpreisen. Nach 1974 kehrte sich das Verhältnis je-

doch um. 1987 gingen nur noch 63,8 % des BSP an geleistete Arbeit, der Zuwachs

des BSP und besonders des Geldvermögens klafft gegenüber der Entwicklung der

Nettolöhne und Gehälter radikal auseinander (siehe auch Grafik 2).

Dieser Prozess setzt sich bis heute fort130, wurde aber nicht regelmäßig weiter be-

rechnet. Er ist vor allem die Folge des Einsatzes produktivitätssteigernder Techno-

logien, was mit dem Ersatz menschlicher Arbeit durch Automation einherging.131

André Gorz stellt die ketzerischen Fragen: „Wie verkauft man Produkte, für welche

es keine Kaufkraft mehr gibt? Woher soll

die Nachfrage kommen, wenn für die

Schaffung von Reichtum immer weniger

Lohn an immer weniger Menschen ausge-

schüttet wird?“132 So oder so, die Nachfra-

ge im marktwirtschaftlichen Sektor konnte

und kann der Produktivitätssteigerung

nicht nachkommen. Denn bei genauer Be-

trachtung und Analyse der Entwicklung der

Produktivität pro Erwerbstätigem ist ein

überproportionaler Anstieg gegenüber

dem Zuwachs des Bruttoinlandproduktes –

Indikator für die Entwicklung der Nach-

frage – zu diagnostizieren.

Hieraus folgt ein relativ schlichter Zusam-

menhang: Um eine im Verhältnis gering

steigende Nachfrage zu decken, braucht

es immer weniger Menschen um das ent-

                                                  
128

 Gegenüber dem Anteil derer, die Einnahmen aus Vermietungen, Zinsen oder Dividenden erhalten.

129
 Vergleiche hierzu Douthwaite und Diefenbacher, 1998.

130
 Siehe hierzu auch Douthwaite und Diefenbacher, 1998.

131
 „Niemals zuvor in der Menschheitsgeschichte waren so wenige Arbeitskräfte nötig, um die für die Weltbevölke-

rung notwendigen Produkte und Dienstleistungen zu erbringen.” Rifkin 1995, S. 12.

132
 Schaffroth und Tao, 1998.

Grafik 2
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sprechende Angebot an Diensten und Gütern verfügbar zu machen.133 Oder, um

eine Vollbeschäftigung im Lohnerwerbssektor zu erreichen, und auch längerfristig

zu gewährleisten, müsste mindestens eine gleiche Steigerung des Bruttoinland-

produktes in Prozent– also der Nachfrage – erreicht werden, wie die prozentuale

Zunahme der Produktivität pro Erwerbstätigen verlangt. Denn nur so ließen sich

alle Erwerbsfähigen in sinnvollen Tätigkeiten im Lohnerwerbssektor beschäftigen.

Aber eine stetige und andauernde Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Produk-

tion – mindestens ebenso schnell wie die Arbeitsproduktivität pro Erwerbstätigen

steigt – setzt die Möglichkeit zu unbegrenzter ökonomischer Expansion voraus. Da

ein unbegrenzter Naturraum und Ressourcenvorrat global nicht existiert, kann un-

begrenztes Wirtschaftswachstum nur bei andauernder und zunehmender Exter-

nalisierung der Folgekosten aus der Übernutzung der natürlichen und, damit ver-

knüpft, sozioökonomischen Grundlagen regional begrenzt gewährleistet werden.

Dass Externalisierungen in einem global begrenzten und vor allem erschlossenen

Natur- und Kulturraum mittelbar wieder – meist erst raum-, dann zeitversetzt – in

volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen rückfließen, wird zunehmend erkannt.

Aber statt die Konsequenz zur Abkehr vom Erwerbsparadigma zu ziehen, werden

regionale und nationalstaatliche (tautologische) Lösungen gesucht, um das zuneh-

mende Dilemma möglichst lange aus soziopolitischen und –ökonomischen Prozes-

sen herauszuhalten. Die Angst vor dem immensen Transmissionsprozess ist zu

hoch. So werden Güter- und Dienstleistungsproduktionen regional zentralisiert,

um die Arbeitskräfte regional zu binden, jedoch besteht die entsprechende Nach-

frage nur überregional. Orte des Angebotes und des Bedarfs im globalen Maßstab

rücken also in Folge dieses Prozesses auseinander. Zudem kann der Zugang zu

Gütern und Dienstleistungen nur monetär gewährt werden, allein schon, um das

Paradigma ‚monetärer Lohnerwerb’ zu bedienen, denn der Sinn der Erwerbsarbeit

ist extrinsisch durch Geldeinkommen definiert.

Monetäres Kapital ist primär dort gebunden, wo die Nachfrage zwar im globalen

Vergleich eher hoch (wenn auch für Vollbeschäftigung, entsprechend der Produkti-

vitätssteigerung, nicht hoch genug), der wirkliche Bedarf (besonders an Lebens-

gütern134) demgegenüber aber gering ist. Der Bedarf nach Gütern und Dienstleis-

tungen ist gegenwärtig gerade in den Regionen, vor allem der ‚Entwicklungs’- und

Transformationsländer gross genug, um die entsprechende Produktionssteigerung

                                                  
133

„Fortschritt führt zu Arbeitslosigkeit“ ist die lakonische Formel, in die Adelheid Biesecker diesen Zusammen-

hang fasst. Biesecker, 1999, S. 75.

134
 Vergleiche Eppler, 2000.
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zu rechtfertigen, wo jedoch das BSP zu gering ist, um die dazu in Relation sehr

hohe Population versorgen zu können (vergleiche Grafik 3). Da die Verteilungs-

frage aber weiterhin über die Verfügbarkeit von Kapital determiniert wird, ist un-

begrenztes Wachstum schon allein aus Gründen der Nachfrageentwicklung sinn-

los.

Die reale

Antwort

ist aber,

dass wir

mensch-

liche

Arbeits-

kraft

über

direkte

und indi-

rekte

staatli-

che För-

derungen

(Steuer-

begünstigungen, Subventionen, ...) soweit verbilligen, dass es für Unternehmen

günstiger wird, mehr Menschen in minderproduktiven Tätigkeiten zu beschäftigen

als weniger Menschen in hochproduktiven.

Aber solche Arbeit ist volkswirtschaftlich nicht sinnvoll und eine Missachtung der

besonderen Qualität menschlicher Schöpfungs- oder, ökonomisch formuliert, Pro-

duktivkraft. Sie wird verschwendet und Kreativität und Innovationskraft von

menschlicher Arbeit zurückgebaut. Und weniger Menschen (oder Arbeitszeit) in

hochproduktiven Erwerbstätigkeiten zu beschäftigen, führt zu einer Erosion der

Erwerbsgesellschaft.135

                                                  
135

 „Seit Jahrhunderten – und in den Zeiten des billigen Erdöls erst recht – sind diese [politischen] Entscheidungen

[die die Relation von Natur und Arbeit definieren] so ausgegangen, dass Unternehmen für Naturverbrauch weniger

zahlen müssen als für Arbeitskräfte, also ist es wirtschaftlich, die Arbeitsproduktivität auf Kosten der Ressourcen-

produktivität zu steigern. Das verhindert, dass die naturgegebenen Ressourcen effizient und schonend behandelt

werden; deshalb wird Umwelt zerstört. Die Arbeitsproduktivität wird durch verschwenderischen Einsatz fossiler

Energien, nun auch kombiniert mit digitalen Informations- und Kommunikationstechnologien, so rasant gestei-

gert, dass die Gesamtnachfrage nicht Schritt halten kann; deshalb gehen Arbeitsplätze verloren.“ Scherhorn,

2001a, S. 7.

Grafik 3
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Da aufgrund der ständigen Zunahme der Produktivität die Belastung des Bundes-

und der Länderhauhalte permanent ansteigt, um menschliche Arbeit durch Sub-

vention für den Markt billig und attraktiv zu halten, wird auch die Handlungsfähig-

keit des Sozialstaates immer mehr eingeschränkt. So schwächt der Erhalt der Er-

werbswirtschaft zunehmend die Volkswirtschaft, statt sie zu stärken. Die Finanzie-

rung des öffentlichen, bürgerschaftlichen Sektors bleibt auf der Strecke, demokra-

tische, partizipatorische und solidarische gemeinschaftsbildende Tätigkeiten und

Einrichtungen sind nicht mehr finanzierbar – der Sozialstaat versagt. So stellt sich

die Frage, welche Tätigkeitsbereiche denn noch für die Wertschöpfung der Gesell-

schaft in Frage kommen, und womit Wohlfahrt und soziale Fürsorge gesichert wer-

den wird? Und was mit der neu gewonnenen Zeit angefangen werden kann?

Es wird keine Lösung sein, der zunehmenden Produktivitätssteigerung nur durch

Arbeitszeitverkürzungen entgegenzuwirken, um mehr Erwerbsarbeitsplätze zu

schaffen. Dies kann zwar ein Element sein, um den Restbedarf an klassischer Er-

werbsarbeit auf möglichst viele Menschen zu verteilen, aber wird nicht ausreichen,

um sinnvolle Beschäftigungsmöglichkeiten und Tätigkeitsfelder für den überwie-

genden Teil der Bevölkerung langfristig zu gewährleisten136. Statt dessen wird in ei-

ner Gesellschaft, die sich immer noch als Vollbeschäftigungsgesellschaft (gemäß

des Erwerbsparadigmas) verstehen will, zeitlich, räumlich und vertraglich flexible

Nicht-Normarbeit zur Norm (siehe auch Grafik 1).

Standards werden geschaffen, Menschen zu dem zu zwingen, wovon sie immer

weniger haben – Arbeit. Dass diese Paradoxie sich nicht in ihrer offensichtlichen

Eindringlichkeit aufhebt, zeigt, wie sehr sich die Menschen daran gewöhnt haben,

sich innerhalb sozioökonomischer Tautologien zu bewegen, wo sich Systemlogik

und Strategien aus dem System selber ableiten, anstatt von der Wirklichkeit.

I I - I . 2 .  W I R  A R B E I T E N  U N S  A R B E I T S L O S

„The rich don´t work, because they get to little money, while the poor don´t work

because they get too much.“137

Im Verlauf der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts lassen sich grob zwei Haupt-

phasen unterscheiden. Die Jahre zwischen 1950 und 1975 waren durch ein stetiges

Wachstum von Wohlfahrt und sozialer Inklusion durch Erwerbsarbeit bei Vollbe-
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 Siehe hierzu unter anderen auch Schaffroth und Tao, 1998.
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 Galbraight, J. In: Mau, 2001, S. 7.
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schäftigung geprägt. Mitte der 1970er Jahre hat sich dann in kurzer Zeit die Ar-

beitslosigkeit verdoppelt und die Millionengrenze überschritten (vergleiche hierzu

auch die Grafiken 1 und 2).138 Von da an hat es wiederum fast ein Vierteljahrhun-

dert gedauert, bis Staat, Wirtschaft und Gesellschaft langsam gelernt haben, dass

dies nicht nur ein vorübergehender Zustand ist.139 So ist nach Jeremy Rifkin bis ins

Jahr 2020 „mit dem quasi totalen Abgang des Fabrikarbeiters von der Bühne der

Arbeitswelt [zu] rechnen.“140 Das Institut für Wirtschaftsforschung in Halle legte im

Frühjahr 2000 eine Studie vor, nach der allein in Westdeutschland die Zahl der

prinzipiell erwerbswilligen Personen – der Erwerbsquote – von 32,1 Mio. 1998 auf

ca. 34 Mio. im Jahr 2012 steigen wird.141 Nach Prognos sei bei Verbleib in der beste-

henden Wirtschaftsordnung im Jahr 2010 immer noch mit mindestens vier Mio. Ar-

beitslosen zu rechnen.142 Auch nach der ILO143 in Genf ist die Vorstellung, es gäbe

Arbeit für jeden, grundsätzlich falsch. Weltweit waren schon 1997 über 900 Millio-

nen Menschen ohne Arbeit oder massiv unterbeschäftigt.144 Die ILO konstatierte

damals, dass nicht damit zu rechnen sei, dass sich diese Zahl verringert145, wir wis-

sen heute, dass sie Recht behielt. Im Gegenteil, es ist ein Faktum, dass immer we-

niger Arbeiter – dank technischer Hilfeleistung – immer mehr Leistung erbringen146,

und dies in allen (!) Produktionsbereichen147, auch im oft überbewerteten Sektor

der Informationstechnologien148.

Es gibt immer noch einflussreiche Störungen in Wissenschaft, Wirtschaft und Ge-

sellschaft, die die geschilderten Zusammenhänge missachten und so einen Wandel

der Arbeitsgesellschaft behindern bzw. verlangsamen. Gerhard Bosch vom Institut

für Arbeit und Technik in Gelsenkirchen erachtet zwar „die Umbrüche in der Ar-

beitswelt” insofern als schwerwiegend, als es um „das ‚Ganze’” der Arbeit gehe,
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 Vergleiche hierzu Dettling, 1998.

139
 Vergleiche auch Kambartel, 1990 und 1994.

140
 Rifkin, 1997, S. 82.

141
„Bei der Erwerbsquote handelt es sich um den Anteil der Erwerbstätigen und Erwerbslosen an der gesamten

Bevölkerung. [...] Welche Probleme der weiter anhaltende Anstieg der Erwerbsquote für den Arbeitsmarkt mit sich

bringt, liegt auf der Hand.” Jesse, 1997, S. 209.

142
 Vergleiche Espenhorst, 2000.

143
 International Labour Office der UNO.

144
 ILO, 1997.

145
 Vergleiche auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 405 ff.

146
 Siehe hierzu auch DIW, 1997; Scherhorn, 1998.

147
 Siehe hierzu auch Hensch; Wismer, 1997.

148
 Siehe hierzu auch: Rifkin, 1997; Giarini und Liedtke, 1998, S. 156.
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doch beschränkt er sich merkwürdigerweise im Wesentlichen auf die Perspektiven

Erwerbsarbeit.149 Damit isoliert er sich und setzt auf eine Strategie, die sich histo-

risch – glücklicherweise – als inzwischen obsolet erweist. Jedoch darf die Vorstel-

lung, dass veraltete Erwerbsparadigma wieder beleben zu können, nicht auf Kos-

ten der Beachtung und Zuwendung zu den zukunftsträchtigen Subsistenztätigkei-

ten gehen. „Die Arbeitsgesellschaft missachtet ihre eigene Basis, wenn sie die for-

mellen, entlohnten Tätigkeiten höher schätzt als die informellen, unbezahlten.“150

Auch die häufige Beschwerde aus dem Lager der Vertreter der Unternehmensin-

teressen, dass die politischen Rahmenbedingungen verändert werden müssten,

sind nicht haltbar, denn auch unter Bedingungen von Hochkonjunktur entwickelte

sich die Produktivität pro Erwerbstätigen nicht anders als bereits geschildert.151

Zudem würde es den Voraussetzungen einer freien Gesellschaft zuwiderlaufen,

wenn sich Politik immer dem Unternehmerwillen beugen würde, denn dies würde

zwangsläufig in eine oligarchische oder plutokratische Gesellschaft führen. Außer-

dem wurden, besonders unter dem Druck der Globalisierung der Märkte, eine

große Zahl von arbeitsmarktpolitischen Forderungen aus der Wirtschaft politisch

umgesetzt ohne das sich entsprechende Erfolge einstellten und es drängt sich

ohnehin die Frage auf, ob die Kulturgesellschaft der Ökonomie dienen soll, oder

Ökonomie wieder zum Instrument der Gesellschaft wird. Dass die viel beschwore-

nen selbstregulativen Kräfte des Marktes bei der Lösung der bestehenden Kon-

flikte, auch bei zunehmender Auslagerung – ‚Outsourcing’ – vieler Produktionsbe-

reiche auf die internationale Ebene, versagt haben, zeigen die Erfahrungen in der

jüngeren Vergangenheit, übrigens neben den Konflikten auf dem Arbeitsmarkt

genauso im Bereich des Ressourcen- und Klimaschutzes.

Aber erfreulich ist es, wenn Giarini und Liedtke in ihrem Bericht an den Club of

Rome 1998 feststellen, dass „der Anteil der Erwerbsarbeit [...] vielleicht zurückge-

hen [mag], doch [...] sich das nicht von den produktiven Tätigkeiten insgesamt sa-
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 Bosch, 1998, S. 13. Innovationsförderung sowie Arbeitszeitpolitik und „offensive Formen von Flexibilität”

(Bosch, 1998, S. 239) lauten seine (recht traditionalistischen) strategischen Empfehlungen. Wirtschaftliche Regio-

nalisierungsbestrebungen gelten als „unrealistische Vorstellung”, so wie es gegenwärtig die Aufwertung von

Subsistenzarbeit oder Eigenarbeit sei (Bosch, 1998, S. 21, 28, 40 ff.). Es entspricht Bosch, dass er zunächst seine

ablehnende Haltung gegenüber der Einbeziehung informeller Arbeit darüber begründet, dass die empirische

Forschungsgrundlagen dies nicht rechtfertigen, im folgenden jedoch schlicht so argumentiert, als besäße er

bereits den Überblick über den ihm unbekannten Subsistenzsektor, um die ehrenamtlichen Tätigkeiten usw. in

ihre Grenzen weisen zu können (vergleiche Becker, 1998, S. 44 und S. 47 ff.).
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 Scherhorn, 2000b, S. 4.

151
„Alle wirtschaftspolitischen Rezepte haben bisher wenig geholfen, um der strukturellen Arbeitslosigkeit Herr zu

werden.” Jesse, 1997, S. 224 ff.
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gen [lässt].“152 Auch der Sozialwissenschaftler André Gorz unterscheidet – wie der

Autor – grundsätzlich zwischen Arbeit und Erwerbsarbeit. Der Erwerbsarbeit prog-

nostiziert er ein baldiges Ende, während Arbeit im anthropologischen Sinne nie-

mals verschwinden kann – zumindest solange die Menschheit existiert. Sie ist als

gestalterisches und formendes Element untrennbar mit dem Menschen ver-

knüpft.153

Damit ist es eine der großen Aufgaben von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft im

21. Jahrhundert, den Konflikt zwischen Arbeitswillen und Arbeitsverfügbarkeit auf-

zuheben bzw. die sinnvolle Bindung und Nutzung der Produktivkraft Arbeit zu leis-

ten.

I I - I . 3 .  D I E  N E U E  ‚ N U T Z L O S I G K E I T ’

Bisher werden die Chancen und Potenziale, die im Willen der Menschen liegen,

ihre Arbeitskraft sinnvoll zu entfalten, nicht wirklich genutzt. Im Gegenteil, eine

Optionalität wurde in ihr Gegenteil, in eine Fessel verkehrt. „Die Industrialisierung

versprach, in den großen jahrtausende alten Menschheitstraum zu münden: die

Befreiung des Menschen von Qualarbeit durch die Maschine. [...] Doch dann schlug

die Industrialisierung in das entsetzliche Missverständnis des Beschäftigungsstaa-

tes um. Anstatt das Verschwinden der Arbeit zu begrüßen und so gleichzeitig die

gewaltigen Material- und Energieströme zu drosseln, griff die Politik wieder zur

paradoxesten aller möglichen Maßnahmen: sie beklagte das Verschwinden der

Arbeit und versuchte verzweifelt, ihm durch ständige Steigerung des Material- und

Energieumsatzes entgegen zu wirken. Sie benutzte jene Maschine, die den Men-

schen von Arbeit befreien sollte, zur Erzeugung eben jener Material- und Energie-

ströme, die diese Befreiung wieder aufhob.“154 Wenn man sich diesen Sachverhalt

einmal verdeutlicht, lässt er einen erschauern. Erst werden Menschen unter un-

würdigsten Bedingungen dazu gebracht, Maschinen zu bauen. Dann werden sie

durch dieselben überflüssig und man entlässt sie, jedoch nicht, ohne vorher ihre

ökonomische und gesellschaftliche Existenzberechtigung an jene Arbeit zu binden,

die man ihnen – mittels ihrer eigenen Maschinen – weg nimmt. Dann verteilt man

das immer größer werdende, von den Maschinen erwirtschaftete Produktionsvo-

lumen nicht an die von ihnen ersetzten Menschen, sondern macht deren soziale
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 Giarini und Liedtke, 1998, S. 211.
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 Siehe hierzu auch  Schaffroth und Tao, 1998.
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 Moewes, 1998, S. 13 – 14.
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und wirtschaftliche Existenzfähigkeit von sinnloser Weiterarbeit abhängig. So ope-

riert die Politik mit der von ihr selbst erzeugten Existenzangst und scheitert selber

daran. Dennoch werden mit der Beschäftigungslüge ständig und zunehmend mehr

Verbrechen gerechtfertigt, seien es Raubbau an der Natur, Ressourcen- und Ener-

gieverschwendung, Verpackungsmaterialien noch und nöcher, sinnlose Transport-

wege, überflüssige Bürokratie oder Rüstung und Kriege.155 Die Arbeitsplatz schaf-

fende Wirkung ist im Zweifel das letzte Argument absurde politische Entscheidun-

gen zu rechtfertigen.

Und all dies ist nicht erfolgreich, obwohl so teuer erkauft. „Der soziale Wandel von

einer industriellen zu einer postindustriellen Gesellschaft geht nicht nur einher mit

einem erheblichen Ausmaß an Arbeitslosigkeit, sondern es besteht zudem die be-

gründete Befürchtung, dass ein Teil der Bevölkerung dauerhaft vom Arbeitsmarkt

ausgeschlossen bleiben wird. Als Folge des Strukturwandels der Arbeitswelt ist es

bereits zum Auftreten neuer Armut in den Wohlstandsgesellschaften gekom-

men.”156 Die Fixierung von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft auf die sich erodie-

renden Erwerbstätigkeiten führen zu sozialen Spaltungen und Segmentierungen,

soziale Spannungen und Verluste an Selbstbestimmtheit und Lebensqualität ge-

hen mit ihr einher. Im Rahmen des UNDP-Kolloquiums ‚Governance for Sustainable

Growth and Equity’ 1997, an welchem unter anderen 151 Bürgermeister teilnah-

men, wurde „[...] die Arbeitslosigkeit zum zentralen Problem der Städte erklärt. [...]

An der Jahrtausendwende sind Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung nach wie

vor ein Welt umspannendes Problem. Sie sind die chronische Krankheit der städti-

schen Entwicklung, die sich – abgesehen von einigen wenigen Ausnahmen – von

Stadt zu Stadt lediglich der Intensität nach unterscheidet.“157 Ihre Ursache findet

sich darin, dass die Städte grundsätzlich immer mehr als Produktionsstandorte an

Bedeutung verlieren.158 Aufgrund städtischer Synergieeffekte werden wohl noch

die technologisch anspruchsvollen Produktionen, besonders im Dienstleistungs-

segment, in der Stadt verbleiben. Massenproduktion wird aber nicht mehr in Städ-

ten stattfinden, und Massenbeschäftigung nirgendwo mehr zu finden sein. Die

Städte drohen zunehmend sozial und in der Folge räumlich auseinander zu drif-
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 Hall und Pfeiffer, 2000, S. 93.
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 Vergleiche hierzu Eberling, Grabow, Henckel, 1999 und Krätk, 1998.
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ten159. Kommunale Fragmentierungen des sozialen Zusammenhaltes160 bewirken

nicht nur ein beständiges Absinken individueller und gemeinschaftlicher Lebens-

qualität161 sondern auch wesentliche Verluste an Standortqualität und –stabilität.

Die Segregation des Sozialraums Stadt führt in der extremen Folge zu Gettoisie-

rungen bzw. zu polaren Stadtgebilden, die durch reiche, wohlhabende, hochquali-

fizierte Bevölkerungsschichten in bevorzugten Stadtteilen und sozialschwache,

minderqualifizierte und unterbeschäftigte bzw. prekärbeschäftigte in städtischen

Ungunsträumen mit mangelhafter infrastruktureller Anbindung geprägt sind. „Der

Weg zurück zur Vollbeschäftigung erfordert große Anstrengungen und innovative

Strategien, die bei den spezifischen Ressourcen der jeweiligen Stadt ansetzen

müssen.“162 Dies ist sehr richtig, sieht man einmal davon ab, dass der ‚Expertenbe-

richt zur Zukunft der Städte – Urban 21’ hier (versehentlich?) das Paradigma der

Vollbeschäftigung durch Erwerbsarbeit meint. Die spezifischen Ressourcen einer

Stadt sind nicht (mehr) die Menschen als Teilnehmer am Produktionsprozess, son-

dern es sind primär die Menschen als Teilnehmer und Teilhaber der Bürgergesell-

schaft, und nur so prägen sie die besondere Soziokultur und Standortqualität. Das
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 Siehe auch zum Zusammenhang zwischen Krise der Arbeitsgesellschaft, Erosion sozialer Kohäsion und Per-

spektiven des Aufbaus von Sozialkapitals: Tagungsband der Ev. Akademie Mühlheim a.d.R., 1999, sowie Sennett,
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160 „Steeply rising crime, divorce and illegitimacy rates, fragmenting family life, diminishing fertility, and a
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verstanden. Dies wird durch verschiedene Indikatoren gemessen: Sie beziehen sich auf Sinnlosigkeit, soziale

Isolation, Entfremdung von der Arbeit, Machtlosigkeit, Normlosigkeit.” Glatzer, 2001, S. 442) der spätkapitalisti-

schen Gegenwartsgesellschaft bündeln Krisensymptome in Gestalt von Strukturkrisen, Regulations- und Kohäsi-

onskrisen. Konkret sind dies unter anderem soziale Polarisierungen, Exklusionstendenzen, Abbau sozialer Un-

terstützungs- sowie Infrastruktursysteme, Rückzug aus den großen Institutionen, Fragmentierung lebensweltli-

cher Zusammenhänge, Erosionen sozialer Beziehungsnetze und die Zerstörung normativer Grundlagen. „So

scheinen die regelnden Verbindungen zwischen den Handlungszielen sozialer Gruppen und Individuen einerseits

und moralischen Normen andererseits unter immer größeren Druck zu geraten bzw. schon auseinander gerissen

zu sein, die Eindeutigkeit und Bestimmtheit der Geltungskraft von Normen und Handlungszielen in Frage gestellt.

[...] Die Normalitätsdefinitionen werden unterminiert.” Heitmeyer 1997, S. 10 ff.
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 Hall und Pfeiffer, 2000, S. 97.
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Profil der Städte wird nicht mehr nur der Produktionsstandort sein können, son-

dern weitergehend der Lebens- und Interaktionsort, und das ist gut so.

Denn die Hauptursache der stetig steigenden Arbeitslosigkeit liegt im technischen

Fortschritt, und anstelle sich zu freuen, dass wir in unserer Gesellschaft immer we-

niger auf Arbeitnehmer als Teilnehmer am Produktionsprozess in den ersten drei

Wirtschaftsektoren angewiesen sind, erstarrt unsere Gesellschaft in Reformunfä-

higkeit. Der englische Begriff der ‚redundance’ – Überflüssigkeit – benennt

treffend, was oft unter ‚struktureller Arbeitslosigkeit’ oder ‚Strukturwandel’ ver-

standen wird. Nicht der Mensch als Mensch ist überflüssig geworden, sondern der

Mensch als Teilnehmer in den klassischen Produktionsbereichen ist unwirt-

schaftlich, zunehmend überflüssig geworden163. Hierin liegt eher Chance als Ver-

lust.164 Oft wird dies jedoch in der Politik negiert, und „die [traditionelle Erwerbs-]

Arbeit [...] zum Privileg erhoben, die Muße [dagegen] herab gewürdigt zur Untä-

tigkeit.”165 Dabei geht es darum, zu schauen, welche neuen Formen der Arbeit und

der Förderung menschlicher Schöpfungskraft166 es jenseits der Erwerbswirtschaft
                                                  
163

 Siehe hierzu unter anderem: Hensch und Wismer, 1997; Rifkin, 1997; Giarini und Liedtke, 1998.
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 Muller, 1997, S. 36 ff.

166
 André Gorz hat sehr scharfsinnig den Wandel zur Wissensgesellschaft in ihrer Bedeutung für die Abkehr von

der Erwerbsgesellschaft gedeutet: „Unmittelbare, abstrakte Arbeit gilt nicht mehr als Quelle des Reichtums oder
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die Fähigkeit, es anzuwenden, können als fixes Kapital angesehen werden. Nun lassen sich weder der Umfang des

Wissens noch die Fähigkeit, es zu erweitern und anzuwenden, an einem einheitlichen, vorgegebenen Maßstab
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gleichgesetzt sein kann, herstellt. [..] Dass Wissen, knowledge, und nicht mehr unmittelbare Arbeit zur wichtigsten

Form des fixen Kapitals wird, hat enorme Konsequenzen. Denn Wissen lässt sich schwerlich, wenn überhaupt, in

Privateigentum umsetzen und als exklusiver Alleinbesitz anhäufen. Es eignet sich nicht mehr dazu, von wenigen

als Mittel zur Unterwerfung und Ausbeutung der Massen eingesetzt zu werden. Hier liegt der große Unterschied

zwischen Fordismus und Postfordismus. [...] In der so genannten Wissensökonomie ist das wichtigste Kapital

einerseits das frei zugängliche Wissen, das in Computern gespeichert ist, und andererseits das Wissen in den Köp-
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gibt.167 Denn sonst wird die „massenhafte Zwangsmuße” zwangsläufig Ursache

künftiger gesellschaftlicher Konflikte in Europa sein. Der ILO168 Bericht über Arbeit

stellte schon 1996 fest, dass über die lang andauernde Massenarbeitslosigkeit ein

Teil der Arbeitslosen zu einer Klasse von Ausgeschlossenen transformiert wird.

Hieraus ergäbe sich, unter Bezug auf die Philadelphia Erklärung von 1944, „eine

anhaltende Gefahr für den Wohlstand aller – und damit für den Weltfrieden.“169 Die

Sicherheit des traditionellen Arbeitskollektives baut sich ab, und das Beschäfti-

gungsprofil ändert sich. Aber auch Kari Tapiola, stellvertretender Generaldirektor

der ILO, sieht keinen Mangel an notwendiger und produktiver Arbeit in dieser Welt,

auch wenn er kein Alternativmodell zu dem, auch von ihm diagnostizierten, un-

haltbaren traditionellen Arbeitsverhältnis anbietet. „Die Stadtentwicklung muss

sich darauf einstellen, dass in vielen Großstädten künftig weniger Menschen mit

insgesamt weniger Geld leben, die aber mehr Zeit zur Verfügung haben. Das Quar-

tier, das Haus, in dem man lebt, gewinnen dann eine größere Bedeutung, weil es

zum Lebensmittelpunkt in einem unmittelbaren Sinn auch für die beschäftigte

Bevölkerung wird.”170

Und dies zeigt, dass die produktiven Tätigkeiten der Menschen sich stärker als

bisher am direkten Lebensumfeld orientieren werden, dass Arbeiten, Wohnen und

Versorgen sich in Städten dichter miteinander verweben wird; und dass die Sub-

sistenzarbeit hierfür große Potenziale aufzuweisen hat.171

                                                                                                                                     
fen der Arbeitenden. [...] Die kleinen auf ‚Selbstverwertung’ angelegten Unternehmen sind zur Triebfeder der

postfordistischen Entwicklung geworden. Der Gegensatz zwischen Arbeit und Kapital ist bei ihnen weitgehend

aufgehoben, da sie ihr Arbeitsvermögen als Kapital behandeln und kein fremdes Eigentum an ihm zulassen.”

Gorz, 2000, S. 609 ff.

167
 Wir müssen aufhören, „[...] die untergehende Arbeitsgesellschaft noch nachträglich heilig zu sprechen. Die

Gesellschaft, die wir verlassen, war nicht die beste aller Welten, und die künftige muss keineswegs schlechter

werden.“ Dettling, 1998, S. 14.

168
 International Labour Organisation.

169
 Siehe hierzu auch: Tapiola, 1997, S. 1.

170
 Häußermann und Siebel, 1997, S. 197.

171
 Siehe hierzu auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 490

ff., insbesondere auch S. 491.
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I I - I . 4 .  V O N  D E R  E R W E R B S A R B E I T S -  Z U R

T Ä T I G K E I T S G E S E L L S C H A F T

„Die hoch angesehene, professionelle Arbeit dieses Jahrhunderts [des 20. Jahrhun-

derts] wird immer mehr den Maschinen anvertraut werden – im Gegensatz dazu

muss daher das Ansehen jeder menschlichen Arbeit, die soziales Kapital172 erzeugt,

zunehmen.“173

Welche Tätigkeiten wir als Wert schöpfend anerkennen, wird das Maß sein, an dem

sich positive oder negative Entwicklungen für die Arbeitsgesellschaft von morgen

entscheiden werden. „Entweder wir halten an der Vorstellung fest, dass nur das

monetisierte Beschäftigungssystem lebensfähig ist, und meinen infolgedessen, wir

würden vor einem unlösbaren Arbeitslosenproblem stehe, oder wir akzeptieren

allmählich die Auffassung, dass heutzutage der Wohlstand auf eine integrierte und

voneinander abhängige Weise im Rahmen der monetisierten und der nichtmoneti-

sierten Systeme gemeinsam geschaffen wird, und müssen deshalb aus dieser An-

nahme einige unvermeidliche Schlüsse ziehen.“174

Im Fordismus war Arbeit Quelle eines gesellschaftlichen Status und gesellschaft-

licher Rechte, der Arbeitgebende, als derjenige, der die Arbeit anderer nutzt, hatte

immer gegenüber der Gesellschaft umfassende Verpflichtungen und der Arbeit-

nehmer soziale Rechte. Ob deren Verhältnis je ausgeglichen war, sei dahin ge-

stellt175, aber der gesellschaftliche Übergang zu einer sich verstärkt liberalisieren-

den und deregulierenden Globalwirtschaft hat die sozialen Verpflichtungen derer,

die über die – im alten Sinnen formuliert – Produktionsmittel verfügen, deutlich

abgebaut.176 Gleichzeitig sind diese allerdings auch mit anderweitigen, nämlich zu-
                                                  
172

 Zum Begriff des ‚Sozialen Kapitals’ siehe auch Kapitel II-III.

173
 Rifkin, 1997, S. 88.

174
 Giarini und Liedtke, 1998, S. 207.

175
Die hochgradige Chronometrisierung der fordistischen Arbeitsteilung erlaubt nur geringe Autonomieräume,

welche auch hart erkämpft werden müssen. Die Rentabilitätskriterien, denen die Arbeitszeit unterworfen ist,

lassen sich nur schwer gestalten, die Wiederaneignung der Arbeitszeit ist quasi unmöglich. Arbeitszeit bleibt über

Kapital weitgehend fremdbestimmt. Selbst in den Positivbeispielen – Vorzeigebetrieben – fordistischer Arbeitstei-

lung, z.B. Volvo, bestimmen ArbeiterInnen weder das Produkt, das sie zusammensetzen, noch die Kriterien der

gesellschaftlichen Nützlichkeit ihres Produktes.

176
„Infolge de Strukturkrise des Arbeitsmarktes und einer Politik der Deregulierung zeichnen sich Tendenzen in

Richtung auf eine gesellschaftliche Spaltung ab, die mit dem grob vereinfachenden Schlagwort der Zwei-Drittel-

Gesellschaft zu Beginn de 80er Jahre ins öffentliche Bewusstsein gehoben wurde. [...] Unter den Bedingungen

struktureller Massenarbeitslosigkeit und sich verschlechternder sozialer Mindeststandards (Kürzungen des Ar-

beitslosengeldes und de Arbeitslosenhilfe; Einschränkungen von Sozialhilfeleistungen; Privatisierung von Krank-

heitskosten) sind darüber hinaus alle diejenigen von sozialer Deklassierung bedroht, die aufgrund spezifischer

Problemlagen keinen Zugang zu Vollzeit- und Dauerarbeitsplätzen finden und deshalb als Problemgruppen des
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nehmend internationalisierten Wettbewerbszwängen konfrontiert. Aber auf jeden

Fall haben sich die sozialen Verpflichtungen der Unternehmen in Europa gegen-

über Staat und Gesellschaft verringert. In der Folge wurden zunehmend Erwerbs-

arbeitsplätze aufgrund der bereits dargestellten Produktivitätszuwächse abge-

baut, jedoch ohne entsprechende alternative Arbeitssysteme zu schaffen oder

zumindest zu fördern, die den ausfallenden Erwerb und die daran gebundenen

sozialen Rechte und Teilhaben kompensieren könnten. Im Gegenteil, über die Ar-

gumentation der Wettbewerbsfähigkeit wird Erwerbsarbeit sozial und lokal entbet-

tet und verbilligt. André Gorz formuliert, dass wir „... in eine Gesellschaft überge-

hen, in welcher weder die Arbeit selbstangeeignet ist – Selbsttätigkeit im philoso-

phischen Sinne – noch mit sozialen und ökonomischen Rechten verbunden ist.“177

So verkündet er das Ende der Arbeit, die gesellschaftlich geregelt und sozial ein-

gebettet ist.178 Er zieht – ebenso wie der Autor – die Konsequenz, dass es nicht zur

Entwertung der Arbeit an sich, sondern vielmehr zur Neubewertung oder Neuin-

wertsetzung des Arbeitsbegriffes kommen muss. Oder, in Gorz Worten: „... dass

früher oder später Arbeit in freie Selbsttätigkeit aufgehoben werden muss.“ 179 Es

braucht neue Arbeitsparadigmen180, deren Wert nicht primär an Wettbewerb, son-

dern an der einzigartigen Authentizität, Vielfalt und Qualität der Leistungen von

Menschen bemessen wird.

Fritjof Bergmann fordert 1998 ‚Wirklich-Arbeit’ ein: „’Wirklich-Arbeit’ ist Arbeit , auf

die man stolz ist, Arbeit, die einen anspornt, Arbeit, die einen so erregt, dass man

über sie überhaupt nur im Lallen reden kann, nur in Andeutungen – ungefähr so

wie über die Liebe. Arbeit an die man glaubt, von der man überzeugt ist. Und jeden

Tag ist es bei dieser Arbeit, als ob einem Flügel wachsen. Und jeden Tag kommt

man näher heran an das, was man wirklich will.“181 Von diesem zwar hochideellen,

aber einforderungswürdigen Maßstab ist die Erwerbsarbeit meilenweit entfernt,

war wohl dem nur selten, und dann für Minderheiten, je nahe. Dass in einer Gesell-

schaft, der die Erwerbsarbeit ausgeht, weil es ‚kaufbare’ Arbeit nicht mehr aus-

reichend gibt, bzw. der Bedarf nach ihr nicht mehr umfassend besteht, weil ihre

(entfremdete) Produktivkraft nicht mehr sinnvoll gebunden werden kann, diese
                                                                                                                                     

Arbeitsmarktes gelten (allein erziehende Frauen; Haftentlassene; körperlich und seelisch Behinderte; Obdachlose;

Langzeitarbeitslose).” Scherr, 2001, S. 524.

177
 Gorz, 1998, S. 7.

178
 Siehe hierzu auch Schaffroth und Tao, 1998.

179
 Gorz, 1998, S. 7, siehe hierzu auch: Schaffroth und Tao, 1998.

180
 Siehe auch Rifkin, 1995, S. 13.

181
 Bergmann, 1998, S. 19.
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Beschreibung nun erst recht Gültigkeit und Anspruch erlangt, ist eigentlich nahe

liegend. Denn das der Mensch sich nicht nur aus dem Haben, sondern auch aus

dem Sein nährt,182 ist Gabe und nicht Schwäche, und verdient Wertschätzung. In

der Konsequenz stützt sich die Arbeit des ‚Center for New Work’ in Flint unter

Bergmanns Leitung auf die Idee von drei Arbeitsformen: Dies ist erstens die regu-

läre Erwerbsarbeit, jedoch in Teilzeit183 (Job-Arbeit); zweitens die ‚schlaue’ Selbst-

versorgung (Wirklich-Arbeit) und drittens das Aufspüren und Umsetzen der indivi-

duellen Fähigkeiten und Wünsche. Die Job-Arbeit wird von Bergmann als die ‚nied-

rige Arbeit’ bezeichnet. Die ‚New Work’ sieht er in der Kombination der unter-

schiedlichen Arbeitsformen, wobei die wirkliche, erfüllende Arbeit auch zugleich

die einzige Antwort auf Armut ist – das ‚high-tech-self-providing’. Unter diesem

Begriff fasst Bergmann Selbstversorgungsarbeit auf der Grundlage von ‚high-tech-

knowledge’.184 Diese Idee einer Modernisierung der Subsistenz in Komplementari-

tät und wechselseitiger Bereicherung zu Erwerbsarbeit185 ist nach Auffassung des

Autors zwar noch vergröbert, aber eindeutig der Königsweg aus der Krise der Ar-

beitsgesellschaft. Nach Espenhorst „wird eine cross-over-Kultur entstehen, in der

die verschiedenen Lebenskonzepte, die wir aus früheren Phasen kennen, miteinan-

der vernetzt werden. Aus der Erwerbsarbeitsgesellschaft wird eine Tätigkeitsge-

sellschaft, die sich aus anderen Quellen des Reichtums speist wie bisher.“186 So sei

der Übergang von der Erwerbsarbeitsgesellschaft zur Tätigkeitsgesellschaft vorbe-

stimmt187. Ralf Dahrendorf stellte 1983 – im Anschluss an Aristoteles, Marx und

Hannah Arendts Diktum, dass der Arbeitsgesellschaft die Arbeit ausgehe – schon

                                                  
182

 Vergleiche hierzu Fromm, 1976.

183
„Die Teilzeitarbeit hat für alle Betroffenen vielfältige Vorteile. [...] der Ausbau der Teilzeitarbeit [kann] dazu

beitragen, dass die Zahl der Menschen in einem Beschäftigungsverhältnis steigt und damit die gesellschaftlich

und wirtschaftlich kostspielige Trennung in Beschäftigte und Unbeschäftigte gedämpft wird. Teilzeitarbeiter

können sich als produktiver und höher motiviert erweisen als Vollzeitarbeiter wegen der geringeren Müdigkeits-

anfälligkeit, einer effektiveren Arbeitsorganisation und wegen der größeren Freizeit, die sie genießen können.

Verbesserte Möglichkeiten, Teilzeit zu arbeiten, können ferner verschiedene Gruppen anlocken, die sonst nicht zur

Erwerbsbevölkerung gehören würden. Damit würde die produktive Kapazität der Wirtschaft gesteigert, aber auch

die Auswirkung auf die registrierte Arbeitslosigkeit verringert.“ Giarini und Liedtke, 1998, S. 215. Eine gute histori-

sche Übersicht zur Debatte um Arbeitszeitverkürzung als Mittel der Vermittlung von Erwerbs- und Eigen- bzw.

Freiwilligenarbeit geben Bierter und von Winterfeld, 1998a, S. 13.

184
 Vergleiche hierzu Bergmann, 1998.

185
 Vergleiche auch Mückenberger, 1998, S. 96 ff.

186
 Und weiter: „[...] Leben in einem Mix aller Tätigkeitsformen (Erwerbsarbeit, Gemeinschaftsarbeit, Privatarbeit)

mit dem Ziel die alte Vollbeschäftigung (im Sinne von Erwerbsarbeit) durch eine neue Vollbeteiligung aller (in

einem vielfältigeren Tätigkeitskonzept) zu ermöglichen.“ Espenhorst, 2000, S. 8.

187
 Siehe hierzu auch Espenhorst, 2000.
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relativ früh Überlegungen an, wie die anstehenden Transformationen der Arbeits-

gesellschaft ein neues positives Tätigkeitsparadigma hervorbringen könne. Als

Folge des „Niedergangs der Arbeitsgesellschaft” sieht er wichtige Potenziale im

Agieren „nichtklassischer Organisationen”, also zivilgesellschaftlicher Nichtregie-

rungs-Organisationen, und in der Ausbildung einer „Alternativökonomie.“188 Ein

Kern seiner Analyse liegt in den grundsätzlich anderen Motivlagen der hier statt-

findenden Tätigkeiten gegenüber der Erwerbsarbeit. Für Dahrendorf ist die Ent-

koppelung des Lebensunterhalts von der Erwerbsarbeit ein zentrales Kriterium

einer zukunftsfähigen Tätigkeitsgesellschaft. Der Begriff der Tätigkeitsgesellschaft

wird vom Autor als etwas unglücklich betrachtet, da er eine Teilung von Tätigkeit

und Arbeit suggeriert, die so nicht vorgenommen werden kann. Auch in Zukunft

wird Arbeit Tätigkeit sein, aber nicht jede Tätigkeit Arbeit. Analytisch als auch im

Wortsinne ist somit der Begriff der Tätigkeitsgesellschaft schwammig und irrefüh-

rend, wie auch Kambartel kritisiert189, und wird sich wohl kaum durchsetzen. Der

Begriff ist außerdem schlicht langweilig, weder in einer Arbeits- noch einer Tätig-

keitsgesellschaft zu leben, klingt reizvoll. Aber das, worum es geht, nämlich das

biografisch wie thematisch freie Alternieren zwischen unterschiedlichen Arbeitsbe-

reichen – Bürgerarbeit, Eigenarbeit und (Teilzeit-) Erwerbsarbeit190 – ist wichtig und

notwendig.191

Eckart Hildebrandt macht in diesem Zusammenhang den Begriff der ‚Mischar-

beit’192 zum Thema.193 Den Kern des Konzepts der Mischarbeit194 erklärt Hildebrandt

als „die Gleichzeitigkeit unterschiedlicher gesellschaftlicher Arbeiten der oder des

einzelnen, die Vielfalt der individuellen Kombinationen dieser Arbeiten und die

Veränderung der Kombinationen in biographischer Perspektive195.“196 Er begründet

Mischarbeit an der Erosion der Erwerbsarbeit und der Notwendigkeit einer neuen

                                                  
188

 Dahrendorf, 1983a, S. 32.

189
 Siehe auch Kambartel, 1994, S. 122 ff.

190
 Vergleiche auch. Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 409 f..

191
 Vergleiche auch  Bierter, 1995, S. 45ff.

192
Leider auch eine etwas wässrige, indifferente Wortwahl, die nicht für sich spricht ...

193
 Vergleiche hierzu auch Dettling, 1998.

194
Zu den Voraussetzungen des Konzepts von Mischarbeit bei Hildebrandt siehe Biesecker, 2000. Vergleiche auch

Krebs, 2002, S. 37.

195 Im Sinne eines „[...] Lebens in Phasen, also mit biographisch unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen [...]“

Eckart Hildebrandt im Interview, 4. Juli 2002.

196 
Brandl und Hildebrandt, 2002, S. 526.
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Grundstruktur der Arbeitsgesellschaft.197 Im Interview am 4. Juli 2002 mit dem Au-

tor formuliert er: „Es vollzieht sich schlicht ein Erosionsprozess in Bezug auf die

ökonomische Normalität, wobei auch persönliche Interessen, Wertewandel, Wan-

del des Sozialstaats, Globalisierung eine Rolle spielen. Hier findet eine massive

Dynamik statt, die Normalarbeit zu zersetzen, so dass es real zu Mischarbeit

kommt. Wenn ich konventionell Entwicklungstendenzen von Erwerbsarbeit be-

obachte, kommen alle Analysen zu dem Punkt, dass es starke Wechselwirkungen

zwischen den verschiedenen Tätigkeitsfeldern gibt. Beispielsweise ‚Transferar-

beitsmärkte’: Man geht mal in die Bildung, mal in Erziehungszeit, mal Sabbatical

usw. Die hermetische Aufgabentrennung und -teilung wird sukzessive aufgehoben.

‚Entgrenzung’ und ‚Differenzierung’ sind die soziologischen Grundbegriffe, mit

denen das behandelt wird.“ Hildebrandt geht richtigerweise davon aus, dass un-

sere Gesellschaft bereits einer Mischarbeitsgesellschaft entspricht, allerdings nicht

im konstruktiven Sinne einer Zuwendung zu etwas Neuen, sondern als schleich-

ender Prozess, der bisher mehr Konflikt als Gewinn darstellt. „Heute ist aufgrund

von Flexibilisierung der freie Samstag gestorben, weil man immer verlässlich sein

muss. Die Räume werden massiv enger. Die vorhandene Mischarbeit ist also prob-

lematisch, und man muss die Ambivalenz kennzeichnen: Wechsel und Unsicherheit

in den Kombinationen, Einkommensreduktion bei Teilzeitarbeit; im Wesentlichen

sind [... das] alles prekäre Formen, die [...] Anstrengung und Stress bedeuten.“198

Hildebrandt geht es jedoch um Mischarbeit als ein positives und zukunftsfähiges

Arbeitsmodell.199 So sei Mischarbeit nur konstruktiv, sofern bestimmte Bedingun-

                                                  
197

 „Mischarbeit ist ein erweiterter konzeptioneller Rahmen, um auch neue Arbeitsstrukturen zu beschreiben, die

in hoch industrialisierten Ländern auf der Basis der Erosion der Normalarbeit an Bedeutung gewinnen. [...] Ein

Paradigmenwechsel von Normalarbeit zu flexibler Mischarbeit würde sowohl den Begriff des Arbeitnehmers wie

das Konzept der Vollbeschäftigung qualitativ verändern.” Brandl und Hildebrandt, 2002, S. 527 ff.

198
 Eckart Hildebrandt im Interview, 4. Juli 2002.

199
 „Einer der großen Fehler, die wir früher gemacht haben, bestand darin, ‚Arbeit’ nur ökonomisch zu begreifen,

den Ausgleich und Konsum davon aber zu trennen. Die Erwerbsarbeit war ausschließlich die abhängig repetitive

Arbeit, welche die Entfremdung begründete, und bei der man dann zu Hause ‚von Mutti’ aufgefangen werden

musste. Man darf jedoch Arbeit nicht so einseitig betrachten: Die Leute haben immer in und mit der Arbeit gelebt

und mussten sich auch mit ihrer Arbeit identifizieren – selbst wenn es eine falsche Identifikation war. Dem Ethos

der ‚Verstümmelung’ beispielsweise der Kumpel im Kohlenpott entsprach es, dass Arbeit richtig auf die Knochen

gehen muss. [...] Die informelle Arbeit würde ich unter einer Reihe verschiedener ökonomischer Aspekte betrach-

ten: Man stellt etwas selbst her, weil man es sich anders nicht leisten kann; daneben gibt es auch die Lust an der

eigenen Arbeit. Entscheidend ist: Beides [informelle und formelle Arbeit, vergleiche Kapitel III-I) muss sich überla-

gern und kommt zusammen: Mal etwas anderes machen, zusätzliche Qualifikationen erwerben, das Produkt mit

einer normativen Orientierung verbinden usw.. Sehen muss man, wie aus der individuellen Perspektive jeweils das

Mischungs-Verhältnis der Arbeit bei den Leuten ausschaut. Aus dieser Perspektive ist manches ökonomisch,

anderes rein normativ begründet, das ist ganz unterschiedlich in der Kombination. Diverse Motivlagen hängen mit
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gen erfüllt sind. „Möglich ist sie [Mischarbeit] nur im Verhältnis zwischen den Ele-

menten Staat, Markt, Gemeinschaft. [...] Grundbausteine von Mischarbeit sind Viel-

falt, Interdependenz von Erwerbs- und anderen Arbeitsformen, Umverteilung unter

gewissen Personengruppen, Entgrenzung von Zusammenarbeiten und

Für–sich–Arbeiten.“200

Er differenziert fünf Aspekte, die eine ausgewogene Mischarbeit201 kennzeichnen:

1. die Einbeziehung informeller Arbeitsformen;

2. die Betonung des Komplementärverhältnisses zwischen den verschiede-

nen Arbeitsformen, ungeachtet des faktisch fortdauernden Primats der Er-

werbsarbeit, woraus sich unter anderem die Erfordernis von Zeitpolitik so-

wie Umverteilung gesellschaftlicher Arbeiten ergibt;

3. die Zunahme von Erwerbsarbeit von Frauen und Versorgungsarbeit ge-

nerell;

4. die Forderung einer allgemeinen erwerbsunabhängigen Grundsiche-

rung202 und

5. die Beziehungen des erweiterten Arbeitsbegriffs zu den Ideen von De-

mokratie und sozialer Gerechtigkeit.203

Auch Ulrich Becks Konzept der „pluralen Tätigkeitsgesellschaft“204 soll den Blick

auf die Vielfältigkeit der Möglichkeiten von Mischungen unterschiedlicher Tätigkei-

ten wie Familienarbeit, Selbstarbeit und Bürgerarbeit öffnen.205 In einer „dualen

                                                                                                                                     
informeller Arbeit zusammen; teils aufgrund von Mangelerscheinungen, teils aus Lust an Veränderung.“ Eckart

Hildebrandt im Interview, 4. Juli 2002.

200
 Eckart Hildebrandt im Interview, 4. Juli 2002.

201 Zum Zusammenhang der Mischarbeit und des nach Scherhorn mit neuen, nachhaltigen Lebensstilen verbun-

denen Begriffs des Zeitwohlstands vergleiche auch Hildebrandt, 1998.

202 Vergleiche hierzu auch André Gorz, 2000, S. 616: „Zur Finanzierung eines allgemeinen arbeitsunabhängigen

Grundeinkommens eigne sich [laut der ‚pluralen Ökonomie’ René Passets] am besten ein ‚Konsumgeld’ von zeit-

lich und räumlich begrenzter Gültigkeit. [...] Wie sich die verschiedenen Geldsorten und die verschiedenen Sekto-

ren einer ausdifferenzierten Wirtschaft zueinander verhalten, wie sie sich mit einer globalisierten Weltwirtschaft

vertragen, wie die Funktion des IWF [Internationaler Währungsfond], der WTO [World Trade Organization], der

Weltbank auszuweiten und neu zu bestimmen sind, um sie in den Dienst einer nachhaltigen ökosozialen Ent-

wicklung zu stellen, all das sind Fragen, die technisch lösbar sind.”

203
 Vergleiche Hildebrandt, 2002.

204
 Beck, 2000, S. 62.

205
 Beck kann wohl auch als Urheber des viel debattierten Modells der Bürgerarbeit gelten. Es sollte insgesamt

eher als Suchbewegung denn als abgeschlossenes Konzept verstanden werden. Die Anstöße, die er in Wissen-

schaft und Politik auslöste sind dabei beachtenswert, auch wenn die Diskussion teilweise sehr ambivalent und
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Beschäftigungsgesellschaft”206 sollen diverse Verbindungen zwischen Erwerbsar-

beit und Bürgerarbeit zu Stande kommen.207 Als noch zu gestaltende aber notwen-

dige Voraussetzungen einer ‚multiaktiven’ Gesellschaft fordert Beck:

1. Arbeitszeitverkürzungen für alle Vollerwerbstätigen;

2. für jede Frau und jeden Mann erweiterte Chancen, auf Wunsch teilweise

einer Erwerbstätigkeit nachzugehen;

3. die gesellschaftliche Anerkennung von Eltern- bzw. Familienarbeit sowie

künstlerischer, politischer, sozialer und kultureller ‚Bürgerarbeiten’ bzw.

gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeiten, insbesondere in Gestalt von

rechtlichen Ansprüchen bei Rente und Krankenversicherung;

4. eine verbesserte Umverteilung der haushaltsbezogenen informellen Ar-

beiten zwischen Frauen und Männern.208

Beck leitet aus der nötigen Neubestimmung der Arbeit und der neuen Kontexte in

denen Arbeit stattfinden wird, einen grundlegenden Wandel des gegenwärtigen

Gesellschaftsparadigmas ab. „Wenn man den Bezugspunkt der Vollbeschäfti-

gungsgesellschaft ersetzt durch den Bezugspunkt der pluralen Tätigkeitsgesell-

schaft, sind die Verfallsszenarien Anlass für eine Neubestimmung des Arbeitsbeg-

riffs und notwendige Reformen. Entsprechend lassen sich drei weitere Zukunfts-

szenarien entwickeln, indem Verteilungsfragen zwischen den Arbeits- und Tätig-

keitsfeldern sowie der Existenzsicherung aufgeworfen werden.“209 So formiere sich

das „europäische Gesellschaftsmodell der Nach-Arbeitsgesellschaft” um eine Idee

alltäglicher politischer Freiheit, aus der sich eine „in einem neuen, alltäglichen

                                                                                                                                     
polarisierend ist. Der Autor ist wiederholt erstaunt, wie viel Neid und Missgunst Ulrich Beck in der wissenschaftli-

chen Debatte von unterschiedlichsten Personen entgegengebracht wird, vor allem von Jenen, die regelmäßig

unterlassen sich öffentlich zu artikulieren. So schreibt Beck denn auch: „Eine Vision, in der an die Stelle der auf

Erwerbsarbeit zentrierten und fixierten Gesellschaft Schritt für Schritt die Ermöglichung von Zeitsouveränität und

erfahrbarer politischer Freiheit in selbstorganisierten Aktivitätsnetzen tritt, sieht sich dementsprechend zahl-

reichen Fragen und Dilemmata ausgesetzt: Wie organisiert man Spontaneität? Ist das nicht eine Ideologie, die den

Staat, insbesondere den Sozialstaat, von seiner Verantwortung für die Versorgung seiner Bürger entlastet.“ Beck,

1999, S. 12.

206
 Beck, 2000, S. 444.

207
 So spricht Beck auch von der „Gesellschaft der pluralen Tätigkeiten”, „Freizeitgesellschaft“ sowie der „postna-

tionalen und zugleich politischen Bürgergesellschaft.” Beck, 1999, S. 41.

208
 Siehe auch Beck, 1999, S. 13.

209
 Beck, 1999, S. 125.
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Sinne politische Gesellschaft in weltbürgerlicher Absicht“210 entwickle. Diese Per-

spektive und diesen Anspruch teilt der Autor uneingeschränkt.

Eine Arbeitsgesellschaft, die ein Alternieren zwischen unterschiedlichen Tätig-

keitsbereichen ermöglicht, verschiedene Anerkennungsformen schafft und ge-

währleistet, und die besonderen individuellen und schöpferischen Qualitäten von

Menschen, von Frauen und Männern und Gemeinschaften wertschätzen und zu

nutzen weiß, ist die einzig sinnvolle, wünschens- und umsetzungswerte Antwort

auf eine Ökonomie, die uns von vielen unangenehmen Arbeiten befreit hat.211 Wel-

che Tätigkeiten in Komplementarität zum klassischen Erwerb die Ökonomie der Zu-

kunft mit prägen können und welche Eigenschaften und sozioökonomischen Ein-

bettung ihnen zugeordnet werden müssen, wird in Kapitel III erörtert. Im folgenden

Unterkapitel II-II werden die Grenzen und Konflikte des bisher sehr starren und

dominanten Marktmodells aufgezeigt, und bezüglich notwendiger strategischer

Modifikationen und Erweiterungen analysiert.

                                                  
210

 Beck, 1999, S. 126.

211
„Erwerbsarbeit, Tätigkeiten in der Familie, Eigenarbeit und das bürgerschaftliche Engagement bilden eine

Einheit zur Gestaltung einer lebendigen Wirtschafts- und Bürgergesellschaft.“ Enquete Kommission ‚Zukunft des

Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 102 ff..
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I I - I I .  GR ENZEN UND KONFLIKTE DES MARKTES – POTENZIA LE EIN ER

NEUEN ÖKONOMIE

I I - I I . 1 .  I D E O L O G I E  E I N E R  G L O B A L I S I E R T E N

K O N K U R R E N Z S W I R T S C H A F T

„Nicht vom Wohlwollen des Metzgers, Brauers und Bäckers erwarten wir das, was

wir zum Essen brauchen, sondern davon, dass sie ihre eigenen Interessen wahr-

nehmen. Wir wenden uns nicht an ihre Menschen-, sondern an ihre Eigenliebe, und

wir erwähnen nicht die eigenen Bedürfnisse, sondern sprechen von ihrem Vor-

teil.“212

Dieses Menschenbild, von Adam Smith, dem ‚Vater der Nationalökonomie’, formu-

liert, ist jenes, welches die Ideenwelt der Marktwirtschaft213 und die Idee des

‚homo oeconomicus’ befruchtet hat. Der Glauben, dass der Mensch nur eigennüt-

zig handelt, hat einem Menschenbild zugearbeitet, welches die Verneinung

menschlicher Kooperationsfähigkeit impliziert, sowie die Überzeugung, dass der

Mensch des Menschen Wolf sei, als Naturzustand definiert – und die Folgerung,

dass dies denn auch jegliche gesellschaftliche und wirtschaftliche Ordnung prägen

müsse. So wurden Ideengebäude in Systemzusammenhänge umgesetzt, die heute

darin gemündet haben, dass unsere sozioökonomische Ordnung und die ihr zu-

geordneten Interaktionen und Austauschprozesse scheinbar nur noch über diese

strategischen Paradigmen bedient und dynamisiert werden können. Handeln Men-

schen, individuell oder in Gemeinschaft jetzt dennoch kooperativ, uneigennützig

aber solidarisch, gedeiht ihnen dies zum eigenen Nachteil, zumindest entspre-

chend der Wettbewerbsdynamik und bezüglich ihrer Positionierung am Markt. Jetzt

ist es so, dass die Ideologie zum Dogma geworden ist, und jeder, der sich ihm wi-

dersetzt, ob es auch der Gemeinschaft förderlich sein mag, wird von den Zahnrä-

dern der Marktlogik zerrieben. Dies äußert sich in der Organisation internationaler

Marktmechanismen genauso wie in der Logik der Erwerbsarbeitsgesellschaft.214 Je-

der, der die Marktdogmatiker als Dogmatiker benennt und die Utopie eines globa-

lisierten, entgrenzten Kapitalismus als nicht zukunftsfähig enttarnt – weder für

Mensch und Kulturgemeinschaft noch für Natur, wird von denen, die verzweifelt an

                                                  
212

 Smith, 1776, S. 17.

213
 Vergleiche zu den Anfängen unseres Wirtschaftssystems auch Wallerstein, 1974, 1980, 1987.

214
 Die Marktutopisten stellen die Sachverhalte auf den Kopf. Günther Moewes bringt es auf den Punkt: „Die

Ideologie des Beschäftigungsstaates pervertiert alle Begriffe. Sie spricht vom ‚Recht auf Arbeit’, wo es statt des-

sen ‚Pflicht zur Arbeit’ und ‚Recht auf Nicht-Arbeit’ heißen müsste. Sie nennt die, die ihre Arbeit geben, ‚Arbeit-

nehmer’ und die, die sie nehmen ‚Arbeitgeber’.“ Moewes, 1998, S. 14.
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der Idee des realexistierenden Kapitalismus festhalten215 weil ihre gesamte sozio-

kulturelle Einbettung, ihre individuelle wie gesellschaftliche Wertbestimmung nach

dem Marktreglement entworfen wurde, als Verräter und Systemfeind beschrieben,

bloß weil er sich für Fortschritt entscheidet.216 Stattdessen muss sich die Ökonomie

der Modellfigur des ‚homo oeconomicus’ konsequent entsorgen, und sich „der

‚vergessenen Innenwelt’ und der Heranbildung des ‚zukunftsfähigen’ Menschen

annehmen und Wirtschaft als kulturelles Ökosystem verstehen und gestalten, so-

wie durch größtmögliche natürliche, soziale und kulturelle Vielfalt Kreativitätspo-

tenziale und Fehlerfreundlichkeit sichern lernen.“217 Dieses neue ökonomische

(Selbst)Verständnis wird sich einstellen, denn dass die kapitalorientierte Wettbe-

werbswirtschaft keinerlei Anspruch auf einzige ökonomische Gültigkeit in einer

globalisierten Welt mehr hat, eigentlich dies nie hatte, wird kurzfristig (innerhalb

der nächsten 15 bis 25 Jahre) der neue ‚common sense’ sein. Dies stellt sich aus

Sicht des Autors als zwangsläufige Notwendigkeit der fortschreitenden sozioöko-

nomischen und ökologischen Entwicklung auf globaler Ebene dar.

I I - I I . 2 .  G L O B A L I S I E R U N G  D E S  W E T T B E W E R B S

Denn spätestens seit den Anfängen der Globalisierung, zu der Zeit, als das Be-

wusstsein des globalen Zirkelschlusses in die meisten Köpfe vorgedrungen war218,

frühestens zum Ende des Merkantilismus, bekam die Entwicklung der Marktöko-

nomie eine Dynamik, die zur zunehmenden, nicht mehr ignorierbaren Instrumenta-

lisierung von Kultur führte.219 Die Gesellschaftssubstanz wird, vor allem seit Mitte

der 1980er Jahre, mehr und mehr den Gesetzen des Marktes (siehe Exkurs 2) un-

tergeordnet.220

                                                  
215 „Die industrielle Arbeitsgesellschaft, die das Leben der Menschen und den sozialen Zusammenhang um die

Erwerbsarbeit herum organisiert hat, war eine historische Ausnahmeerscheinung, und sie war nicht nur eine

ökonomische, sondern auch eine kulturelle, ja eine quasi-religiöse Veranstaltung [...]“ Dettling, 1998, S. 3.

216
 Noch häufig führt das zu dem, was Rosenbaum wie folgt beschreibt: „Wer es wagt, am Markt zu zweifeln, wird

flugs zum Ketzer wider den marktwirtschaftlichen ‚common sense’ erklärt und ins gesellschaftliche Abseits ge-

stellt. Rosenbaum, 2002, S. 39.

217
 Busch-Lüty, 2000, S. 13 – 14.

218
 Nach Auffassung des Autors ist dies seit frühestens den 1950er Jahren des 20. Jahrhunderts der Fall, aber diese

Diskussion soll hier nicht vertieft werden.

219
 Vergleiche Diefenbacher und Douthwaite, 1998, S. 303.

220
 Siehe hierzu auch Polanyi, 1990.



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

71

2. EXKURS ‚WAS IST EIN MARKT?’

Für einige Ökonomen existiert ein Markt bereits dann, wenn wenigsten zwei – oder mehr –

Menschen bereit sind, einen Tausch vorzunehmen.221 Dabei ist der Kontext, in dem dies ge-

schieht, nebensächlich. Also bereits dann, wenn sich zwei Fremde auf einem Feldweg begegnen

und ein Glas Wein gegen einen Zipfel Salami tauschen, existiert schon ein Markt. Entsprechend

dieser Definition, sind Abgrenzungen zu dem was ein Markt ist, und was nicht, kaum möglich.

Bereits der Austausch von Geschenken muss dann als Markt betrachtet werden, und alle Öko-

nomien dieser Welt wären Marktökonomien. Natürlich kann man Märkte so weit fassen – offen

bleibt, weswegen wir den Begriff überhaupt verwenden. In der volkswirtschaftlichen Forschung

werden Untersuchungen von Austauschprozessen auf Märkten von bestimmten Fragen ange-

regt. Hier werden z.B. Preise, Wettbewerbskonstanten und –variablen thematisiert. Betrachtet

man mit diesem Hintergrund die Frage danach, was einen Markt ausmacht, liegt die Frage nach

den Bedingungen nahe, unter denen ein Marktgeschehen abläuft. Reduziert man diese auf ei-

nen Kern, ohne sich dabei in den Details unterschiedlichster Märkte zu verirren, und orientiert

man sich weiter an wirtschaftswissenschaftlichen Perspektiven, lassen sich drei Hauptkriterien

identifizieren.

1. Man weiß über die Bedingungen des Tausches/ Kaufes Bescheid, man kennt den Preis;

2. Der Tausch-/ Kaufvorgang ist kein singuläres Phänomen, sondern weist Regelmäßigkeit auf,

also gehört zu einer Klasse von gleichen oder ähnlichen Tauschvorgängen;

3. Es findet ein Wettbewerb statt, über den sichergestellt ist, dass es nur um den Vorteil der ei-

genen Person beider Tauschpartner geht, während keine Absichten eine Rolle spielen, die in

der Person des Tauschpartners liegen. Während Tausch an sich auch eine sozialisierende Kom-

ponente enthält, werden über das Kriterium des Wettbewerbs die Determinanten des Tauschs

auf die Vorlieben und Wünsche – die Präferenzen – sowie Einkommens- und Vermögenslage –

als zentrale wirtschaftliche Restriktionen – reduziert.

Zur Gewährleistung der Tauschprozesse ist Kommunikation essentiell nötig. Diese brauchen

die Tauschpartner, um Transparenz über Angebot, Preis und Wettbewerber zu bekommen, so-

wie, um den Tausch zu vollziehen. Die Grundlage dieser Kommunikation liegt in der grundsätz-

lichen Bereitschaft zu kooperativen und sogar solidarischen Handeln. Nur wenn dieses beides

gegeben ist, kann der Markt funktionieren. Ist er dann funktionsfähig, wird häufig die Vertrau-

ensgrundlage222 (aus der dann auch politische und soziale Stabilität, Innovation, Kooperations-

systeme, etcetera resultieren) dem Markt zugeschrieben. Das ist jedoch nicht richtig, denn die

Vertrauensgrundlage, die marktliches Geschehen erst ermöglicht, wird in der Bürgergesell-

schaft,223 außerhalb des Wettbewerbs, eigenmotiviert erschaffen.224 „Ohne tiefer gehende Re-

                                                  
221

 Vergleiche Gravell und Rees, 1992.

222
 Siehe hierzu Misztal, 1997 und des weiteren Hartmann und Offe, 2001; Beck, 1996; Giddens, 1995 und 1996;,

Luhmann, 1968; Kahler, 1999; Francis Fukuyama, 1995.

223
 Die Bürgergesellschaft wird dabei häufig mit dem Begriff des ‚sozialen Kapitals’ gleichgesetzt, vergleiche auch

Kapitel II-III.

224
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 413.
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flexion werden allenthalben Märkte voraus gesetzt, die Bedeutung nichtmarktlicher Institutio-

nen dagegen unterschätzt. Im Kontext der Debatte um Vertrauen und Sozialkapital zeigt sich

aber, dass Märkte zwar auf Vertrauen angewiesen sind, dieses aber nicht reproduzieren kön-

nen. Nur Institutionen, die Wettbewerb und die Verfolgung individueller Interessen nicht in den

Vordergrund stellen, sind dazu in der Lage.“225. Wenn wir also über Markt reden, ist damit eine

Marktwirtschaft gemeint. Diese hat ihr Fundament in den (subsistenzwirtschaftlichen) Grundla-

gen der Soziokultur einer Gesellschaft bzw. in der Bürgergesellschaft (vergleiche Kapitel III).

Bedrohen wir die subsistenzorientierte institutionelle Vielfalt durch die Monokultur des Mark-

tes, beginnt bereits die Erosion des marktwirtschaftlichen Fundaments.

Spätestens seit Mitte der 1970er Jahre nachdem – zugunsten eines Systems be-

weglicher, marktgesteuerter Wechselkurse – das Bretton-Woods-System der fi-

xierten Wechselkurse abgelöst wurde, ist eine massive Entgrenzung der Weltwirt-

schaft zu beobachten.226 Als die letzte der GATT-Runden, die Uruguay-Runde, 1993

abgeschlossen wurde, wurden – in Zusammenarbeit mit der Welthandelsorganisa-

tion (WTO) – die rechtlichen Fundamente für die politisch unregulierte Mobilität

von Gütern, Dienstleistungen, Geldkapital und Investitionen quer über den Globus

gelegt. „Gleiche Spielstandards überall sollen eine globale Arena für wirtschaftli-

chen Wettbewerb herstellen, in der nur noch die Effizienz der Anbieter zählt, unbe-

hindert und unverzerrt durch die besondere Tradition und Gestalt eines Gemein-

wesens vor Ort. [...] grenzüberschreitende Wirtschaftsaktivitäten [werden] aus ihrer

Einbettung in lokale bzw. nationale Sozialverhältnisse [herausgehoben] und, wenn

überhaupt, weltweit gleichen Regeln [unterworfen]. [...] Lebensorte werden zu blo-

ßen Standorten wirtschaftlicher Tätigkeit verkürzt.“227 So werden Lokalitäten, Re-

gionen, Nationen und ganze Kontinentalzusammenschlüsse zu Wettbewerbern um

die Präsenz der international agierenden Unternehmen.

Die Internationalisierung des Wettbewerbes wurde nur über die irrige Idee forciert,

dass die alten Industrieländer im Wettbewerb um den besten Standort immer au-

tomatisch siegen würden, und somit in den Genuss wirtschaftlicher und steuerli-

cher Vorzüge kommen würden. Jedoch wurde durch die Tertiarisierung und Virtua-

lisierung der Ökonomie, insbesondere durch das tumoröse Wachstum des Finanz-

sektors, die fiskalische und soziale Souveränität der Nationalstaaten durchlö-

chert.228 Außerdem lassen sich die boomenden Segmente des Dienstleistungssek-

                                                  
225

 Rosenbaum, 2002, S. 39.

226
 Vergleiche Sachs, 2000.

227
 Sachs, 2000, S. 9 – 10.

228
 Siehe hierzu auch Menzel, 1998.
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tors, hier gerade im Finanzbereich, nur schwer besteuern, vor allem durch die Ent-

koppelung von Kapital und Raum. Hinzu kommt noch, dass die Standortqualität

und –attraktivität für Unternehmen primär durch den Standortvorteil geringer Pro-

duktionskosten bestimmt wird, nicht aber durch tradierte Standortbindungen.

Auch werden die Gewinne nicht in die Gemeinschaften ausgeschüttet, sondern in

die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit reinvestiert, ungeachtet dessen, ob diese

dann der Förderung lokaler, regionaler, nationaler oder kontinentaler Standort-

qualitäten dienen. Die Gewährleistung der Standortsicherung obliegt weiter den

Staaten und dem Gemeinwesen.

So beruht der globale Siegeszug der kapitalorientierten Marktwirtschaft „auf der

ständigen Absorption ökonomischer Verluste durch politische [und kulturelle] Ge-

bilde, während der ökonomische Gewinn an ‚private’ Besitzer verteilt wird.“229

Mit der wachsende Zahl von Arbeitslosen, dem zunehmenden Druck internationa-

ler Konkurrenzen und den damit verbundenen geringeren fiskalischen Mitteln, die

für soziale Siche-

rungen zur Verfü-

gung stehen,

wachsen entspre-

chend die Ansprü-

che und der Leis-

tungsdruck gegen-

über den Sozial-

kassen (vergleiche

Grafik 4), die die

ausfallenden Er-

werbseinkommen

substituieren sol-

len (und dies nicht dauerhaft leisten können). Der überwiegende Teil der hier ent-

stehenden Kosten230 ist nicht an besondere soziale Situationen gebunden, also

bereits Bestandteil der gesellschaftlichen Normalität (vergleiche Grafik 5). Die

staatlichen Sicherungssysteme versagen und durch zunehmendes Lohndumping,

geringere Einkünfte und höhere Arbeitslosenzahlen können die hier ausfallenden

Leistungen ebenso wenig adäquat aus dem privaten Bereich substituiert wer-

                                                  
229

 Wallerstein, 1987, S. 516.

230
 Siehe auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Bd. 4, S. 191.

Grafik 4
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den.231 Eine Folge davon ist eine massive Spreizung der Einkommen zwischen Arm

und Reich.232 Und all das, obwohl eigentlich die Wirtschaftsordnung nicht mehr

und nicht weniger als Funktion der Gesellschaftsordnung ist, sicherlich nicht umge-

kehrt.

So kommt es bundes-

weit, aber auch weltweit

zu einer immer weiteren

Öffnung der Schere

zwischen Wohlstands-

nutznießern und denen,

die diesen Wohlstand

mit dem Raubbau an

natürlichen wie sozialen

Ressourcen bezahlen

müssen. Dabei gibt es

immer weniger Reiche,

die auf dem Verbrauch

der Human- und Natur-

reserven der Erde und

der Kulturgesellschaften parasitisieren können (vergleiche auch Grafik 3).

I I - I I . 3 .  S T A N D O R T  I S T  N I C H T  L E B E N S O R T

Dies äußert sich besonders radikal in der Qualität städtischen Lebens, und eigent-

lich ist – mit 75 % städtischer Bevölkerung in Europa – überall ‚Stadt’. Gegenüber

ländlichen Siedlungsstrukturen und Sozialbeziehungen, sind in Städten die Ein-

wohner im höheren Maße an eine kooperative, Soziokultur fördernde Kommunal-

verwaltung gebunden, denn ihre Aktivitäten brauchen Raum und institutionelle

Unterstützungen. Durch die funktionale Entmischung der einzelnen Lebensberei-

che Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Freizeit233, haben viele Stadträume an All-

                                                  
231

 Sehr gut stellen diesen Zusammenhang Giarini und Liedtke in ihrem Bericht an den Club of Rome dar, verglei-

che Giarini und Liedtke, 1998, S. 50.

232 Zur „Spirale des regionalen Verfalls [durch die] Spaltung der Ökonomie [in] Wohlstandsinseln [und] Armutszo-

nen” innerhalb urbaner Zentren vergleiche Saupe et al, 1994. Zur Entwicklung der Einkommensverteilung verglei-

che auch Nationalatlas BRD, gesellschaft & Staat, 2000.

233
 Vergleiche hierzu BUND und Miseror, 1996.

Grafik 5
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tagslebensqualität verloren.234 „Die vollständige Trennung von Wohnen und Arbei-

ten, die immer weitergehende Kolonialisierung des alltäglichen Lebens durch

Markt und Staat haben [...] immer mehr Möglichkeiten autonomer Lebensführung

eliminiert.”235 Keim verbindet die sich verändernden Sozialräume mit dem Verlust

des Städtischen als solchen, also des öffentlichen Stadtraums, mit dem sich Städ-

ter identifizieren.236 Denn wenn in den Städten das öffentliche Gut immer mehr hin-

ter dem privaten verschwindet, stellt sich die berechtigte Frage, was denn dann

noch die Stadt ausmacht, wenn nicht die Möglichkeit zur Gemeinsamkeit? Segmen-

tierung, Fraktionierung und Polarisierung des Stadtraumes gehen mit Ausgrenzun-

gen, Armutsproblemen und Straßengewalt einher und produzieren so Angst, De-

privationen und Unsicherheiten der subjektiven Lebensgestaltung.237 Die Integra-

tion von Lebens- und Arbeitswelten gelingt nicht mehr.238 Gleichzeitig stehen die

Kommunen, unter anderem in Folge der Entwicklung des europäischen Binnen-

marktes, unter dem Druck ihre marktwirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit unter

Beweis zu stellen.239 Der hieraus resultierende hohe finanzielle Aufwand wird

durch die ‚schlanke Verwaltung’ in Form von schmerzlichen Streichungen im Be-

reich der sozialen und kulturellen Infrastruktur der Stadt und der ihr zugeordneten

Dienstleistungen kompensiert.240 Auf diese Weise werden die (monetären) Kosten

der marktwirtschaftlichen Konkurrenzkultur auf die Sozialgemeinschaft, in die Bür-

gergesellschaft abgewälzt – externalisiert. Aufgefangen werden können sie nur

über ein reiches soziales Kapital.241  Aber dieses wird durch die über den Staat ver-

mittelten anhaltenden Auslagerungsprozesse des Marktes überlastet, die Repro-

duktionsfähigkeit seiner Grundlagen geht zunehmend verloren. Dynamisierend

wirkt gerade seit den 1990er Jahren die Renaissance der Liberalisierung der Märkte

mit unterschiedlichsten Deregulierungsprozessen, die die Wirtschaft immer weiter
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 Siehe zur Krise des urbanen Raumes auch Richard Sennett, 1983.

235
 Häußermann und Siebel, 1997, S. 190.

236
 Keim, 1997, S. 248 ff.

237
 Vergleiche  Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 414 ff.

238
„Ständig in Bewegung zu sein, gehört inzwischen für viele zur städtischen Lebensweise mit der Folge, dass

man dort, wo man lebt, nicht arbeitet, und wo man arbeitet, nicht seine Sozialbeziehungen in dem Stadtteil entwi-

ckelt, und seine Freizeit da verbringt, wo man sich ansonsten nicht aufhält.“ BUND und Miseror, 1996, S. 257.

239
 Vergleiche auch Petrella, 1997, S. 285.

240
„Die Demontage des Wohlfahrtsstaates ist in unterschiedlichem Maße in allen westlichen und der westlichen

Kultur angepassten Ländern in den vergangenen zwanzig Jahren eine der größten Störungen des sozialen Gefü-

ges moderner Gesellschaften gewesen.“ Petrella, 1997, S. 295.

241
„Unternehmerisches Sachkapital und Humankapital werden durch Sozialkapital produktiv ergänzt (Habisch

1996).“ Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 104 ff.
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dem kulturgesellschaftlichen Zugriff und der nationalstaatlichen Kontrolle entzie-

hen. Der Liberalismus reduziert die Freiheit auf die Freiheit der Unternehmen.242

So ist beispielsweise Frankfurt am Main – ‚Bankfurt’! – die bundesdeutsche Stadt

mit der höchsten Pro-Kopf-Verschuldung243 – ‚Krankfurt’? – wo Sozialhilfe und

Schuldendienst die größten Posten auf der Ausgabenseite ausmachen. Die Folgen

sind massiver erzwungener Abbau kommunaler Leistungen und eine nahezu hand-

lungsunfähige Stadtregierung. Wer es sich leisten kann, wohnt in den Wohlstands-

inseln des Umlandes.244 Die Selbstregulationskräfte des Marktes wirken nicht,

scheinen gänzlich abwesend. Standort ist nicht gleich Lebensort. Und Lebensquali-

tät sinkt.245 Werden staatliche Versuche unternommen, über die Steuer- oder Sozi-

alabgabenschraube der sozialen Degradation entgegenzuwirken, schlägt eine glo-

balisierte, vom Nationalstaat entkoppelte Ökonomie mit Deindustrialisierung und

Verlagerung von Dienstleistungsbereichen über die (nicht nur städtische) Grenze

hinaus zurück. 246  Ähnliches kann über den Bereich ökologischer Steuern und Ab-

gaben festgestellt werden. Dass Steuern steuern können, ist zwar wahr, setzt aber

voraus, dass das Steuer noch am zu steuernden Gefährt befestigt ist. Dies kann bei

einer von regionaler und erst recht lokaler Ebene zunehmend entbetteten Ökono-

mie nicht mehr behauptet werden.

Denn die ehemals überwiegend regionalen Beziehungen und Abhängigkeiten ha-

ben sich global ausgeweitet, das frühere Stadt-Land-Verhältnis hat sich in ein

Stadt-Weltmarkt-Verhältnis gewandelt. Sich der wirtschaftlichen Globalisierung zu

entziehen, ist deshalb für Städte nicht möglich, es sei denn für den Preis der Ab-

koppelung vom Weltmarkt und zugunsten einer Orientierung an nicht leistungsfä-

higen regionalen Wirtschaftskreisläufen. Aber auch wünschenswert wäre dies – zu-

mindest generell – nicht, denn selbst wenn die Zuwendung zu regionalen Wirt-

schaftskreisläufen sich im Sinne der Versorgung mit Alltagsgütern bewerkstelligen
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 Siehe hierzu auch Polanyi, 1990.

243
 Vergleiche Menzel, 1998.

244
„Wer es sich leisten kann, verlässt die (Groß-) Stadt. [...] Zahler gehen, Empfänger kommen, eines Tages ist das

Tafelsilber verkauft und der Kämmerer ratlos. [...] Die soziale Mitte zerbröselt.” Bieber, 1997.

245
„Die Ausdehnung der städtischen Welt führt ihre einzelnen Bruchstücke immer weiter von der Stadt fort und

lässt den Einzelnen bindungsloser, einsamer und hilfloser zurück, als er wahrscheinlich je zuvor gewesen ist.

Erzwungene Beweglichkeit schafft nicht etwa mehr, sondern weniger Gelegenheit zur Bindung als das erzwungene

Verharren innerhalb einer ummauerten Stadt.“ Lewis Mumford, 1979, in BUND und Miseror, 1996, S. 257.

246
„Eine der größten Errungenschaften der Menschheit, der soziale Kontrakt, der sich im ‚Wohlfahrtsstaat’ nie-

derschlug, wird nun – welche Ironie! – als Hindernis für die globale Wettbewerbsfähigkeit privater Unternehmen

hingestellt.“ Petrella, 1997, S. 295.



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

77

ließe – und dies wäre durchaus erstrebenswert – sind doch die kommunikativen,

interkulturellen und innovativen Austauschprozesse, die die Soziokultur von Städ-

ten, und damit auch des Umlandes wesentlich mitgestalten, doch unter anderem

von überregionalen Quellen abhängig. Vielmehr geht es also darum, den Welt-

markt soweit umzugestalten, dass es eine komplementäre Ergänzung zwischen

regionalen, möglicherweise auch weitgehend geschlossenen Wirtschaftskreisläu-

fen, und überregionalen und internationalen Märkten wachsen kann, die eine bes-

sere und gleichmäßigere Verteilung von technischen und dienstleisterischen Gü-

tern und Leistungen gewährleisten. Hierzu wird ein komplementäres, synergeti-

sches Kooperativ zwischen Markt, Staat und Subsistenz unerlässlich sein (siehe

Kapitel III).

So müssen Städte (Re)Regionalisierungen von Wirtschaftskreisläufen fördern und

das Wachstum des Subsistenzsektors massiv unterstützen, um die polarisierenden

Wirkungen der Globalisierung abzufedern und Globalisierung aktiv zu gestalten.

I I - I I . 4 .  V I E L F A L T  U N D  I N T E G R A T I O N S F Ä H I G K E I T  A L S

E L E M E N T E  E I N E R  Z U K U N F T S F Ä H I G E N  Ö K O N O M I E

Eine Förderung regionaler Wirtschaftskreisläufe und des reproduktiven ökonomi-

schen Bereiches der Subsistenz, über den die sozialen und kulturellen Ressourcen

einer Gemeinschaft regeneriert werden können, ist demnach Bedingung für eine

zukunftsfähige und wohlständige Gesellschaft. Nur auf diesen Grundlagen, und

unter Berücksichtigung der natürlichen Regenerationsanforderungen und –zeiten,

kann sich eine stabile, interaktive und wachstumsfähige Marktökonomie langfris-

tig entwickeln, die nicht in eine Diktatur des Geldkapitals mündet. Merkwürdiger-

weise wird aber Marktwirtschaft meist vom gesellschaftlichen und sozialen Kontext

des Marktes abstrahiert (vergleiche auch Exkurs 2), als sei genau ein ökonomi-

sches Diktat das Ziel, anstelle zukunftsfähiger, nachhaltiger und demokratischer

Wohlstand auf Grundlage eines funktionsfähigen und vielfältigen Gemeinwe-

sens.247 Aber es verlangt nach neuen ökonomischen Leitbildern, die den Anforde-

                                                  
247 Busch-Lüty fasst 2000 ihre Kritik an der Marktökonomie in fünf Konfliktfeldern zusammen: 1. Über die totale

Monetarisierung der (Markt-)Ökonomie wird die Wahrnehmung der Wirtschaft als Prozess physischer Transforma-

tion unterbunden. Anstelle dessen wird die Illusion der ‚Produktion aus dem Nichts’ vermittelt, und hieraus die

Substituierbarkeit aller physischer Natur und ihrer Gesetze durch menschengemachte Technik und Wirtschaft

begründet; 2. Die Ökonomie wird auf die der monetären Tauschwertrationalität unterworfene Erwerbswirtschaft

reduziert. Die Natur kommt nur im ‚Datenkranz’ des Marktgeschehens vor, was zwar die Allokation der Produkti-

onsverfahren selbstorganisierend zu optimieren vermag, aber nicht mögliche Veränderungen des ‚Datenkranzes’

– z.B. in der Ökologie – berücksichtigt; 3. Die volkswirtschaftliche Produktionsfunktion umfasst – zumindest in der
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rungen ökologischer und sozialer Nachhaltigkeit entsprechen. Dies setzt den Wan-

del und die Erneuerung der ökonomischen Wertegrundlage voraus.

3. EXKURS ‚SUSTAINABILITY’ IN DER ÖKONOMIE

In der Ökonomie wird ‚sustainability’ definiert als ‚Konstanz des natürlichen Kapitalstocks’, also

die Erhaltung des Naturvermögens als Bestandsgrösse.248 Das Sustainability-Prinzip stellt sich

als„hochkomplexes integratives Lebensprinzip“ dar, wie es der Forstwissenschaftler Horst

Kurth beschreibt, und eine jede Ökonomie ist verpflichtet, sich an der interdependenten Ver-

zahnung allen Lebens zu orientieren, indem sie anerkennen muss, dass „die Produktivität des

Lebenden den Suchprozess der evolutionären Bewährung antreibt und steuert.“249 Es ist ent-

scheidend, dass jenes Ordnungsprinzip nicht nur die physische Einheit von Produktion und Re-

produktion als ‚erhaltende Nutzung’ im statischen Sinne als strukturkonservierende Sub-

stanzerhaltung umfasst, sondern unmittelbar auch als ökonomisches Prinzip zum Ausdruck

bringt, welches die dynamische Komponente „der Erhaltung und Mehrung von Reproduktions-

kraft, Resilienz und Evolutionsfähigkeit der Naturpotenziale“250 einschließt. So formuliert

Busch-Lüty: „Ökologische, am Nachhaltigkeitsprinzip orientierte Ordnungspolitik verlangt ein

ganz neues Ordnungsdenken, nämlich die Überwindung einer einseitig die Koordination ar-

beitsteiligen Wirtschaftens durch Markt- und Wettbewerbsregeln sowie die Verfügungsrechte in

Gestalt ‚ordnenden’ Politik zugunsten einer Annäherung an ‚natürliche’ Ordnungsprinzipien der

Vielfalt, Gemächlichkeit, Selbstorganisation, Resilienz, Fehlerfreundlichkeit, Lern- und Wand-

lungsfähigkeit u.ä. Dies spricht für Dezentralisierung und Subsidiarität als politische und ge-

sellschaftliche Organsisations- und Gestaltungsprinzipien im Interesse und nach Maßgabe

bestmöglicher ‚Lebensnähe’ aller Entscheidungsebenen; es spricht damit zugleich für die wich-

                                                                                                                                     

Ökonomik der letzten 100 Jahre – nur den in Geld bewerteten Einsatz von Arbeit und Kapital, sowie den techni-

schen Fortschritt (vergleiche hierzu Exkurs 1). Hierbei wird Natur als Produktionsfaktor ignoriert, worin sich bis

heute die Auffassung einer – nach Schöpfungsende – ‚fertigen’ Natur spiegelt, und – das impliziert ‚unerschöpf-

lich’ – keinen Beitrag zum Wirtschaftswachstum liefert und somit auch nicht bei der Berechnung des Produktions-

ergebnisses in die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung Eingang finden kann; 4. Über die Alleinherrschaft des

Tauschwert bildenden Marktgeschehens wird zugleich die Natur als ‚freies Gut’ im ökonomischen Denken und

Handeln als wertlos konstituiert, mit allen Konsequenzen aus der industrialisierten Produktions- und Konsum-

weise. Hieraus erklärt sich das Unterbleiben von Reproduktion bzw. Regeneration, wie sie schließlich für den Pro-

duktionsfaktor Kapital berechnet und getätigt wird, ebenso wie für den Produktionsfaktor Arbeit, jedoch unter

Ausblenden der in dieser Untersuchung behandelten Subsistenzarbeit; 5. Auch der jüngere Versuch der Einbezie-

hung des Faktors Natur in das Marktgeschehen durch Setzen von Knappheits-Schattenpreisen folgt den linear-

kausalen marginalen Denkmustern einer ‚Newtonschen Ökonomik’, und verkennt die prinzipielle Irreversibilität

und Komplexität physischer Prozesse der natürlichen Lebenswelt. Busch-Lüty, 2000, S. 10.

248
Siehe hierzu auch Busch-Lüty, 2000.

249
 Busch-Lüty, 2000, s. 10.

250
 Busch-Lüty, 2000, S. 3.
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tige Rolle der Kommunen als Entscheidungsträger, für Regionalisierung, für so wenig zentrale

Zielvorgaben wie möglich.“251

Was Busch-Lüty im Kontext Ökonomik–Natur beschreibt, lässt sich sinngleich auf den Produkti-

onsfaktor ‚Soziales Kapital’ übertragen und anwenden. Um dem Anspruch der Lebensnähe zu

entsprechen und zu einer integrativen Ökonomie zu gelangen, müssen jedoch die gesell-

schafts- und wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen vorhanden sein, denn „[...] es ist un-

möglich, in einer Kultur zu nachhaltigem Wirtschaften zu kommen, in der die Entscheidung für

den Kauf von Individualgütern eine Entscheidung gegen die Schonung Natur gegebener Ge-

meinschaftsgüter gleichkommt und dies als selbstverständlich und unvermeidlich hingenom-

men wird. Wer für nachhaltige Entwicklung eintritt, muss sich deshalb der Bedeutung und des

Wertes der Gemeinschaftsgüter bewusst sein und dieses Bewusstsein auch anderen vermit-

teln.“252 Eine nachhaltige – ökologische – Ökonomie muss die Einbettung des Lebendigen in

Wirtschaftsprozesse leisten, und vom „aufbauenden Evolutionsprozess der Natur durch dessen

intelligente Imitation“253 lernen. Sie muss sich grundsätzlich vorsorgend und kooperativ, so le-

bensähnlich als möglich verhalten. Hier schließt der Begriff des Lebens „die Erhaltung des Gan-

zen im naturgeschichtlichen und kulturellen Wandel“254 mit ein.255

Auch die Leistungen des familiär-sozialen Systems bleiben wie die der Natur aus

der marktorientierten und -gesteuerten Ökonomie ausgeblendet, obwohl sie ent-

scheidende Quellen unseres produktiven Reichtums und seiner Erhaltung und Ent-

wicklung sind. Deshalb muss „insbesondere der Bereich versorgungswirtschaftli-

chen Handelns und der Familienarbeit mit seinen spezifischen Handlungsprinzi-

pien, Leitorientierungen und Strukturen und seiner Basisfunktion für die Erwerbs-

wirtschaft und eine Ökonomie der Nachhaltigkeit als Ganzes im Mittelpunkt der

Betrachtungen256 [stehen].“257 Weiter fordert ein nachhaltige Ökonomie „dezidiert

[…] eine bestmögliche Reproduktion und Regeneration, Pflege und Gesunderhal-
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 Busch-Lüty, 2000.

252
 Scherhorn, 2001b, S. 35.

253
 Busch-Lüty, 2000, S. 11.

254
 Meyer-Abich, 1988, S. 32.

255
 Auch nach Gorz muss sich die Marktökonomie der westlichen Gesellschaften zu einer Selbstversorgung und

Kooperationen anerkennenden Solidarwirtschaft weiterentwickeln. Auch wenn Gorz hier einige Thesen auf eine

Weise argumentiert, die ihn sehr angreifbar als einen rückgewandten Sozialromantiker machen, pflichtet der

Autor ihm grundsätzlich zu. Zentrale Elemente einer Solidarwirtschaft sollen lokale Selbstverwaltungen, Koopera-

tionsringe und die Wiederaneignung der Arbeitsmittel über selbstbestimmte Arbeit sein.  Siehe hierzu auch: Gorz,

1997. Gorz Vorstellung der Mutation der Arbeitsgesellschaft, der Sozioökonomie und der Marktökonomie stimmt

der Autor ebenso zu, wie seinem Ausrufen des „l`avènement de l`économie de l`immateriel“, des Beginns einer

immateriellen Wirtschaft.  Siehe hierzu auch Gorz, 1997; Schaffroth und Tao, 1998.

256
 Busch-Lüty thematisiert vor allem den sozial-familiären Sektor, jenen, den der Verfasser in den Kontext der

individual- und familienorientierten Subsistenzarbeit setzt, siehe auch Kaptitel III-I.

257
 Busch-Lüty, 2000, S. 6.
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tung sowie physische und psychische Entwicklung der humanen (Natur-)Potenzi-

ale, ganz im Sinne der [...] dynamisch’ verstandenen Nachhaltigkeit. Deswegen ge-

hört die ‚natürliche, nachwachsende, regenerierbare Ressource Mensch’ unver-

zichtbar in die Nachhaltigkeitsdiskussion einbezogen, gehören ihre Reproduktion

und Entfaltung mit zum Konzept einer nachhaltigen Wirtschaft und Entwicklung,

sie sind sogar deren zentraler Ansatz!“258 So bildet die Subsistenz nicht nur die

Grundlage eines sozialen, kooperativen, flexiblen und leistungsfähigen Gemeinwe-

sens, den wohl wichtigsten Bestandteil des Umfeldes funktionierender Märkte259,

sondern auch eine unverzichtbare Komponente einer nachhaltigen, ökologischen

Ökonomie.

D i e  B e d e u t u n g  d e r  S u b s i s t e n z  f ü r  e i n e  Ö k o n o -

m i e  d e r  V i e l f a l t

Städte, als immer bedeutendere soziale, kulturelle und politische Akteure und

auch politische Entscheidungsinstanzen auf globaler wie regionaler Bühne, wer-

den eine wichtige Triebkraft für die Implementation einer neuen Ordnung zwischen

Marktökonomie und Soziokultur sein. Im urbanen Raum wirkt (noch) die bürger-

schaftliche Subsistenzproduktion (siehe Kapitel III) wie ein Bollwerk den sozial

segregierenden Wirkungen des globalen Marktdrucks entgegen. In der industriali-

sierten Welt ist eine Bewegung in Gang gekommen, die in Richtung einer neuen

Verantwortungsteilung zwischen Staat, Gesellschaft und Wirtschaft zielt.260 Die

Menschen der Städte werden sich zunehmend bewusst, dass sie selber es sein

werden, die auf kooperativer Basis lokal bis global ihre Verantwortlichkeiten ge-

genüber sozialen, ökonomischen und ökologischen Anforderungen organisieren

müssen.261 Die radikale Konfrontation mit den laufenden makro-sozialen Verände-

rungen und den Folgen der Globalisierung des Wettbewerbs und der Konkurrenz

für Ökologie und sozialen, kulturellen und politischen Frieden ist hierfür die Trieb-
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 Busch-Lüty, 2000, S. 9 – 10.

259
 Vergleiche hierzu auch Rosenbaum, 2000 und 2002.

260
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 494 ff.

261
Rifkin entwirft das Krisenbild eines individuellen Alltagslebens, das künftig weder von Markt noch Staat be-

stimmt werde: „Wirtschaftsunternehmen und Nationalstaaten sind Geschöpfe des Industriezeitalters. Im Verlauf

dieses [des 20.] Jahrhunderts haben sie mehr und mehr Aufgaben an sich gezogen, die zuvor von Tausenden

lokaler Gemeinschaften erfüllt wurden. Jetzt aber, da Wirtschaft und Staat nicht mehr in der Lage sind, die wich-

tigsten Bedürfnisse der Bevölkerung zu erfüllen, müssen die Menschen sich notgedrungen wieder selbst umtun

und neue lebensfähige Gemeinschaften bilden – als Puffer gegen die unpersönlichen Kräfte des Weltmarkts und

gegen das Unvermögen des Regierungsapparates.” Rifkin, 1997, S. 179.
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kraft. Direkt individuell wirken diese Prozesse auch über die wachsende Instabilität

der Erwerbswirtschaft. In dieser Studie steht ja die gemeinschaftsorientierte Sub-

sistenz und ihrer Grundlage, die weitgehend selbstbestimmte, unbezahlte Arbeit

im Mittelpunkt. Über sie werden bürgerschaftliche Kooperationen und soziales

Kapital geschaffen (siehe auch nächstes Unterkapitel II-III). Dem Staat kommt da-

bei die Rolle des ‚aktivierenden Befähigers’262 zu, er soll die gesellschaftlichen Ei-

genkräfte wecken und fördern, und so dem Leitbild der Bürger- oder Zivilgesell-

schaft entgegenkommen.263

Um zu einer neuen sozioökonomischen Ordnung zwischen Staat, Markt und Sub-

sistenz zu gelangen, braucht es eine vitale und leistungsfähige Bürgergesellschaft,

die in einer wechselseitigen und synergetischen Ergänzung und Bereicherung zu

den Sektoren steht. Nur so kann sie stark genug sein, Integration, Kooperation und

Kommunikation zu leisten um Individuen wie Gruppen in gemeinschaftliche kultu-

relle Kontexte einzubetten.264 Jedoch mit der (scheinbar) ‚kostenlosen’ Aneignung

der Leistungen des subsistenzwirtschaftlichen Sektors, werden beide zerstört, das

soziokulturelle System ebenso wie auch das natürliche, zumindest werden sie

massiv in ihrer Regenerations- und Entwicklungsfähigkeit behindert, und wir desin-

tegrieren sie aus ihren ökologischen Kontexten.265 Da Gesellschaft und Erwerbs-

wirtschaft jedoch dauerhaft auf die Funktionsvielfalt und –fähigkeit der vorgelager-

ten sozialen und ökologischen Reproduktions-, Sicherungs- und Vorsorgeleistun-

gen angewiesen bleiben, kann eine Degradation dieser Natur- und Kulturpoten-

ziale nicht hingenommen werden. Anstelle dessen muss in einer angemessenen

Honorierung der erbrachten direkten und indirekten Leistungen dem Degradati-

onsprozess vorgebeugt werden. Dass Honorierung hier nicht automatisch an einer

monetären Wertschöpfungslogik266 orientiert sein darf, versteht sich durch die be-

reits dargestellten strukturellen Unterschiede der Sektoren von selbst. Weitere

und differenzierte Argumente werden auch in Kapitel III dargelegt.

                                                  
262

 Siehe hierzu auch: Klages, 2001.

263
 Siehe hierzu Busch-Lüty, 2000, S. 13.

264
 Vergleiche auch Petrella, 1997, S. 299.

265 Scherr formuliert 2001 die Gefahr, die mit dem Marktparadigma für die Entwicklung und Entfaltung anderer

Lebensstile verbunden ist: „Lebensformen jenseits der marktbezogenen beruflichen Erwerbsarbeit verlieren im

sozialhistorischen Prozess der Durchsetzung marktwirtschaftlich-kapitalistischer Gesellschaften ihre Existenz-

grundlage. Damit werden diejenigen sozialen Gruppen zu gesellschaftlichen Randgruppen, die eine Lebensfüh-

rung außerhalb eine beruflich-marktwirtschaftlichen Existenzsicherung und auf der Grundlage von Sesshaftigkeit

und Staatsbürgerschaft nicht realisieren können oder wollen bzw. für die dies angenommen wird.” Scherr, 2001,

S. 325.

266
 Vergleiche hierzu Biesecker, 1999.
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4. EXKURS ‚IMMATERIELLE GÜTER UND GENÜGSAMKEIT’

Humankapital im erweiterten Sinne – Schöpfungsfähigkeit, Kreativität, Lern- und Kommunikati-

onsfähigkeit, intuitive Entscheidungsfindung, Autonomiefähigkeit – ist heute im Verwertungs-

prozess wichtiger als Sachkapital.267 Gibt man den „naiven Apologeten des Marktes“268 poli-

tisch weiter freie Hand, dann droht die Zerstörung eben jener sozial- und kulturökologischen

Grundlagen, auf denen Märkte überhaupt nur funktionieren können.269 „Begrenzt sind die Mit-

tel in einer endlichen Welt nun einmal. Begrenzt ist der Raum als Ressource für die Güterpro-

duktion und als Senke für die Abfälle, begrenzt ist die Zeit für immer mehr materielle Güter. Das

Akzeptieren dieser Grenzen schafft eine neue Freiheit.270 Aus ihm erwächst eine Entscheidung,

den Sinn der materiellen Güter in den immateriellen Gütern (wie Umweltschonung, Gerechtig-

keit, Zeit für Kinder, Freundschaft, Wissen, Kunst) zu sehen, die sich mit ihrer Hilfe selbst her-

vorbringt. Diese Priorität der immateriellen Güter bindet die Ziele an die begrenzten Mittel.

Denn immaterielle Güter werden durch Handlungen verwirklicht, die auch für sich genommen

als sinnvoll erscheinen, also selbst Zielcharakter haben. Die Verfügbarkeit der Handlungen als

Mittel ist dadurch begrenzt, denn da sie zugleich Ziele sind, beanspruchen sie angemessene

zeit und angemessenen Raum.“271 Hier formuliert Wolfgang Sachs sehr eingängig, welche Be-

deutung immaterielle Güter, eine Dematerialisierung unseres Wohlstandsbegriffes für zu-

kunftsfähige und nachhaltige gesellschaftliche wie wirtschaftliche Entwicklungen haben wird.

Hier greift auch der Terminus der Suffizienz – Genügsamkeit – der untrennbar mit dem Effizienz-

begriff verbunden ist. Effizienz im Sinne der Nachhaltigkeit führt zu einer schonenden und re-

spektvollen Nutzung und Verwertung natürlicher und humaner Ressourcen, und ist auch an de-

ren Regeneration gebunden, sonst wäre Effizienz ja gar nicht nötig. Suffizienz ist das gesell-

schaftliche Pendant zur Effizienz, nämlich Wohlstandsempfinden in einer begrenzten Welt in ei-

nem suffizientem Reichtum zu kultivieren.

Die Zuwendung zu immateriellen Gütern, die Internalisierung eines immateriellen Wohlstands-

begriffes verlangt auch, sich dem Wert der selbstzweckhaften Tätigkeit zuzuwenden. So resul-

tiert die Befriedigung eines schöpferischen Aktes nicht primär im erschaffenen Gut (ob materiell

oder immateriell) sondern im Schöpfungsakt selber (siehe Unterkapitel II-III). „Nachhaltigkeit

setzt ein wirtschaftliches Denken voraus, das sich an befriedigenden statt maximalen Ergebnis-

sen orientiert, Erfüllung auch im Sein und nicht allein im Haben sucht und das Privatinteresse
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 Siehe hierzu auch Gorz, 1997.

268
 Rosenbaum, 2002, S. 40.

269 So stellt sich hier die radikale Frage, ob nicht die Märkte von geistigen und intellektuellen Eliten gesteuert und

geprägt werden sollten, anstelle nur – wie gegenwärtig überwiegend – von den Akkumulateuren, die sich in

hochbeschleunigtem, egozentriertem Pragmatismus beweisen, und selbst als Wohltäter der Gemeinschaft titulie-

ren. Es ist wohl kaum angemessen, dass die Fähigkeit zur massiven Durchsetzung der eigennützigen Individualin-

teressen mit sozialer Kompetenz oder Wissenheit gleichgesetzt wird.

270
 Vergleiche Sachs, 1999.

271
 Scherhorn, 2001a, S. 4.
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an das Gemeininteresse bindet.“272 Die Sinn- und Zweckbindung ist elementar auch an den ko-

operativen und kommunikativen Produktionsprozess geknüpft, nicht nur an das Produkt selber

(welches vielleicht in einem völlig entfremdeten Schaffensakt entstanden ist), erst recht nicht

an dessen monetären Wert (sofern sich dieser überhaupt bemessen lässt). Bei Hannah Arendt

steht das marktliche Handeln für die Verzweckung des Umgangs von Menschen miteinander.

An die Stelle kooperativ-kommunikativen Handelns tritt das Herstellen. Die Kategorie des Her-

stellens wiederum pervertiert den kommunikativen Bereich. Das Herstellen ist an Leistung, Er-

gebnis, Erfolg, Wirkung, Ziel orientiert, dem Handeln geht es um das Miteinander, um Gemein-

samkeit, um Verständigung bei angemessener Berücksichtigung aller in einen Konflikt verwi-

ckelten Interessen.273 Soweit ist Gemeinschaftlichkeit nicht über die Strategien marktökonomi-

scher Systeme zu erreichen, ist aber substanziell für die soziokulturelle und –ökonomische

Grundlage einer nachhaltigen Gesellschaft und Wirtschaft.274

Die Lebenswelt der Menschen des 21. Jahrhunderts verändert sich. Ebenso ist die

Stellung der Arbeit im Alltag des Menschen im Wandel. Arbeitszeit-Freizeitverhält-

nisse lösen sich auf oder fließen ineinander. Die Informations- und Kommunikati-

onstechnologien bilden zunehmend die Grundlage für eine aktive gesellschaftliche

und erwerbstätige Teilnahme an wirtschaftlichen und kulturellen Entwicklungspro-

zessen. Bildung und Abstraktionsfähigkeit gewinnen an Bedeutung, Effizienzkrite-

rien und der Produktivitätsbegriff wandeln sich ebenso. Um die Vorzüge verschie-

dener Strategien und Modelle miteinander zu vereinen, ist der Ansatz einer Kom-

plementarität der Sektoren Staat, Markt und Subsistenz jener, welcher die höchste

räumliche wie zeitliche Flexibilität und Variabilität – also Anpassungsfähigkeit – er-

möglicht.275 Aber nachhaltige Wirtschafts- und Lebensstile lassen sich nicht wis-

senschaftlich berechnen, modellieren und bestimmen, sondern nur in einem

selbstorganisierten Such- und besonders Verständigungsprozess aller beteiligten

Menschen und Gemeinschaften finden.

Dass man Stadt auch als anthropogen gesteuertes lernendes System verstehen

kann, erhöht die Möglichkeit zur Umsetzung der genannten Anforderungen. Um

den geschilderten Ansätzen und Anforderungen im urbanen Raum entgegenzuar-

beiten, muss die Stadt das, was sie zum Leben braucht, soweit wie möglich aus

sich selbst nehmen und das, was sie verbraucht, soweit möglich bei sich halten
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 Scherhorn, 2001b, S. 19.

273
 Siehe hierzu auch Arendt, 1958.

274
 Auch die Agenda21 rückt die Kommune in ihrer Gesamtheit in das Blickfeld und fordert Stadtentwicklung als

ein integriertes und balanciertes Wechselspiel ökologischer, ökonomischer und soziokultureller Faktoren.

275
 Siehe hierzu auch Gorz, 1997; Schaffroth und Tao, 1998.
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und zwar im soziokulturellen ebenso wie im natürlichen System. Ipsen prognos-

tiziert, dass ein solcher Internalisierungsprozess auf Kulturalisierung zurückwirkt,

und dementsprechende Optimierungsstrategien erzeugt.276 Oder, anschaulicher

formuliert, fördert eine starke Bürgergesellschaft die Bildung von sozialen Kapital,

und dieses erhöht wiederum die Leistungsfähigkeit der Bürgergesellschaft, schafft

Anreize, sich sozial und kulturell zu engagieren, politisch zu partizipieren und in

verschiedensten Feldern Eigeninitiativen zu entwickeln. Das Empfangen von Soli-

darität befähigt auch zu Solidarität.

Das Wissen, dass Stadt kein autarker Raum ist, und die Vorteile aus der sich immer

stärker verdichtenden Entfaltung des Weltmarktes für die Funktionsfähigkeit und

–vielfalt der Stadt elementar notwendig und sinnvoll sind, steht in keinerlei Wider-

spruch zur Schaffung lokaler und regionaler Wirtschaftskreisläufe. Diese sollen

und dürfen nicht voneinander und von internationalen Märkten abgetrennt sein277,

aber wo sie können, die eigenen Selbstregulierungs- und –versorgungskräfte we-

cken, nutzen und verbessern.278 Die Stadt der kurzen Wege muss auch eine Öko-

nomie der kurzen Wege bedeuten. Ein pluralistisches, stark regional und lokal ori-

entiertes Wirtschaftssystem im konstruktiven und kooperativ-solidarischen Aus-

tausch mit internationalen Märkten wäre zukunftweisend und würde den hohen

Ansprüchen an Wohlstand, Freiheit und flexibler Stabilität besser und gerechter

entsprechen können.

Ob die derzeitige Entwicklung in Richtung eines neuen Beginnes deutet, oder mehr

der schmerzvolle Untergang einer überkommenden und erstarrten Globalökono-

mie des 20. Jahrhunderts die Stimmung und kurzfristige Entwicklung prägen wird,

sei dahin gestellt. Dass auf das Alte etwas Neues folgen wird, ist sicher. Dass die-

ses dem alten, fremdbestimmten Arbeitsbegriff nicht folgen wird, ist zu hoffen,

dass es dem materiellen, ressourcenintensiven Lebensstil des 20. Jahrhunderts

nicht folgen kann, ist beruhigend.
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 Vergleiche Ipsen, 1995.

277
 Die eindringliche Frage, ob und wie eine Balance zwischen dem Weltmarkt und lokalen Ökonomien gefunden

werden kann, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden, darf aber nicht verschwiegen werden. Der beträcht-

liche Verlust kultureller Vielfalt ist nicht mehr lange ohne hohe Stabilitätsverluste zu verkraften, denn nur flexible,

lokal und regional orientierte Märkte mit integrierten und vitalen subsistenzwirtschaftlichen Elementen können

auf lokale und regionale Ansprüche und Bedarfslagen adäquat und kurzfristig reagieren.

278
Durch beispielsweise Subventionierung von Transportkosten der Nähe ihren Standortvorteil zu nehmen, ent-

spricht nicht der Logik des Marktes. So verlangt Ipsen 1995, in die Tauschbeziehungen der Stadt auch die Stadtre-

gion stärker einzubeziehen.
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I I - I I I .  L EBENSQUALITÄ T & WOHLSTAN D DURC H SUBSISTENZ

„Wir arbeiten um Muße zu haben. Die Muße ist die Schwester der Freiheit.“279

I I - I I I . 1 .  W O H L S T A N D S W A N D E L

„Muße ist nicht, wie unsere heutige Kultur meint, Freiheit von der Arbeit, sondern

Freiheit in der Arbeit“.280

Als Folge der Erosion der Arbeitsgesellschaft und der zunehmenden Schwäche

staatlich-öffentlicher und marktlicher Akteure den zunehmenden Bedarf nach so-

zialen Fürsorge- und Sicherungssystemen zu decken, erodiert auch der Wohlfahrts-

staat. Die wachsende erwerbs- bzw. marktwirtschaftliche Unfähigkeit, alle Men-

schen mit einem adäquaten und verlässlichen Einkommen zu versorgen, stellt

wohl den schärfsten Konflikt zwischen Staat, Markt und Bevölkerung dar. Hiermit

verbunden sind auch die Schwierigkeiten des Bundes, der Länder und Kommunen

eine umfassende, individuell angepasste und qualitativ hochwertige Bildung zu

gewährleisten, und angemessene und breit angelegte Weiterbildungs- und Qualifi-

zierungsangebote zu schaffen. Zu den in der Folge wachsenden sozialen Unsicher-

heiten trägt die wachsende Zuwanderung aus wirtschaftsschwachen Regionen der

Erde, besonders aus den Entwicklungs- und Transmissionsländern noch bei. Der

daraus resultierende hohe Integrationsdruck ist in den von Einkommensspreizun-

gen und einem hohen Bildungsgefälle geprägten und teilweise bereits stark sozial

segregierten Städten kaum noch aufzufangen. Hinzu kommen unterschiedliche

Faktoren einer sich wandelnden Soziokultur, die neue und hohe Anforderungen an

wohlstandssichernde politische und gesellschaftliche Strukturen und Mechanis-

men stellen. So führt die wachsende Pluralisierung der Lebensstile und Lebens-

entwürfe besonders in Städten aufgrund zunehmender kultureller Vielfalt, ver-

stärkten Individualisierungsprozessen, einem Auseinanderbrechen der klassischen

Familienverbände, wachsender räumlicher Mobilität und einem sich wandelnden

Selbstverständnis vieler besonders junger Menschen, die ihre Lebensqualitäten

nicht mehr nur an den Erwerb koppeln und sich intensiver ihrem direkten sozialen

Umfeld zuwenden, dazu, dass Staat und Stadt, ebenso wie der Markt vollkommen

überfordert sind, der Heterogenität der urbanen Bevölkerung des frühen 21. Jahr-

hunderts noch gerecht zu werden.
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 Aristoteles, aus Zukünfte, 1998, Nr. 23, S. 12.

280
 Lewis Mumford, aus Zukünfte, 1998, Nr. 23, S. 12.
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Man kann in Deutschland de fakto nicht mehr von einer Wohlstandsgesellschaft

sprechen, besonders dann

nicht, wenn man einen relati-

ven Armutsbegriff verwendet.

Denn wenn man als Schwellen-

wert zu Armut 50 % des durch-

schnittlichen Haushaltsein-

kommens zugrunde legt, sind

derzeit mindestens 10 % der

bundesdeutschen Bevölkerung

als arm zu bezeichnen (ver-

gleiche auch Grafik 6).281 Be-

sonders betroffen sind junge

und jüngere Menschen, je älter

die Menschen sind, je weniger

sind sie beispielsweise auf die

Leistungen der Sozialhilfe an-

gewiesen (siehe Grafik 7). Hier

zeigt sich auch, wie sich Er-

werbsarbeitslosigkeit auf das Verhältnis zwischen den

Generationen auswirkt, denn die sozialen Kosten der

letzten Jahrzehnte wurden primär auf die kommenden

Generationen abgewälzt, weshalb heute gerade jüngere

in Armut und armutsähnlichen Verhältnissen leben,

während sich die älteren Generationen auf den Renten

ihres Vollwerwerbslebens ausruhen – und Politik und

Wirtschaft unverdrossen weiter gestalten und bestim-

men. Doch auch die Situation derer, die jenseits dieser

Armutsschwelle leben, ist mit ‚Wohlstand’ nicht ange-

messen beschrieben.

Es müssen drei Einkommensgruppen unterschieden werden. Die Einkommensar-

mut, der prekäre Wohlstand und der gesicherte Wohlstand.282 Die Einkommensar-

mut ist vom prekären Wohlstand durch die Armutsgrenze getrennt. Der gesicherte

Wohlstand zeichnet sich gegenüber dem prekären Wohlstand durch eine signifi-
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 Nationalatlas BRD, 2000.

282
 Siehe hierzu auch: Hübinger, 1996.

Grafik 6

Grafik 7
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Grafik 8

kant bessere Versorgungslage in allen wichtigen Lebensbereichen aus. Die Per-

sonen bzw. Haushalte, die auf einem unterem Wohlstandsniveau leben – das sind

immerhin 25 – 30 % (!) der bundesdeutschen Bevölkerung283 – sind in Bezug auf

Lebensbedingungen, Versorgungslagen, und subjektives Wohlbefinden vielfach

eher mit den Menschen unterhalb der Armutsgrenze als oberhalb der Wohlfahrts-

schwelle vergleichbar. Setzt man sich nur mit diesen Zahlen auseinander, lässt

sich die Aussage treffen, dass mindestens 35 % der bundesdeutschen Bevölke-

rung nicht in einem gesicherten Wohlstand lebt, wahrscheinlich sogar mehr. Dies

ist eigentlich unfassbar, wenn man bedenkt, dass die Bundesrepublik die mit

Abstand stärkste Volkswirtschaft der

Europäischen Union darstellt, zumin-

dest, wenn man es am absoluten Brut-

tosozialprodukt bemisst.284 Zudem ist

eine deutlich Spreizung zwischen

Bruttoinlandsprodukt und Brutton-

ationaleinkommen je Einwohner zu

erkennen, auch schon, wenn man

Durchschnittswerte betrachtet (ver-

gleiche auch Grafik 8). Kommt die

bereits geschilderte massive Un-

gleichverteilung der Einkommensver-

teilung hinzu, wird dies noch klarer.

Nach Friedrich Engels müsse – durch

Überfluss oder Überproduktion – lang-

fristig „der Gesellschaft eine hinreichende Masse von Produkten“ zur Verfügung

gestellt werden können, „um damit die Bedürfnisse aller zu befriedigen.“285 Dies

würde allerdings voraus setzen, „dass die Entwicklung der Bedürfnisse bei wach-

sendem Wohlstand einem Sättigungspunkt zustrebe, also das ‚ökonomische

Problem’ irgendwann gelöst sein werde. Aber in einer Marktgesellschaft geschieht

das nicht, weil die Märkte die Güterknappheit, von der sie abhängen, das Voraus-

eilen der Güterwünsche nämlich286, andauernd selbst hervorbringen.“287 Dass das
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 Nationalatlas BRD, 2000.

284
 Vergleiche Institut für Länderkunde Leipzig, 1999 und Nationalatlas BRD, 2000.

285 
Aus F. Engels (1959): Grundsätze des Kommunismus. S. 375.

286
 „The production of goods creates the wants that the goods are presumed to satisfy.“ Aus: Galbraigth, J.

(1958): The affluent society. London. S. 149.

287
 Sachs und Scherhorn, 2001, S. 29, vergleiche auch Scherhorn, 2001a.
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wirtschaftliche System vom Vorauseilen der Güterwünsche unterhalten wird, ist

ein spezifisches Kriterium des angebotsgesteuerten288 Marktkapitalismus.289 Und

dieses Leitbild macht das Fehlen von Erwerbseinkommen für den Einzelnen immer

unerträglicher, denn nur über Erwerb ist auf diese Weise letztlich Wohlstand defi-

niert und erreichbar. Also mehr als ein Drittel der Deutschen erfährt die hehre

Wohlstandsgesellschaft im ‚Mainstream-Sinne’ schon wegen geringen Einkom-

mens nicht, obwohl der Autor in dieser Studie ja noch einen erweiterten Wohl-

standsbegriff hervorhebt290, der zudem noch von immateriellem Wohlstand ge-

prägt ist, von dem wir ja erst recht weit entfernt sind.

Und auch der direkteste soziale Rahmen, in dem sich Menschen in unserer Gesell-

schaft eingebettet und gesichert fühlen können, nämlich der klassische Familien-

verbund, löst sich unter anderem durch den Einfluss der Erwerbsarbeitskrise im-

mer mehr auf.291 Eckart Hildebrandt diagnostiziert diese Auflösungsprozesse be-

züglich der ‚Normalfamilie’ auch im Interview am 4. Juli 2002. So ist die typische

‚Versorger-Familie’ mehreren Erosionsprozessen ausgesetzt: Einerseits führt die

Instabilität des ‚Versorger–Mannes’, der als traditioneller Alleinernährer zuneh-

mend prekären Beschäftigungsverhältnissen unterliegt, zu enormen Einkommens-

unsicherheiten samt Schwankungen sowie Lohnsenkungen.292 In der Folge ‚spült’

ökonomische Unsicherheit sozusagen in die Familien hinein. Gleichzeitig werden

Frauen zunehmend erwerbstätig, auch um die Einkommensdefizite ihrer Ehemän-

ner mit zu kompensieren, aber um gesellschaftliches Renomee zu erlangen, das

gegenwärtig vielfach immer noch an Erwerb gebunden ist. So werden die eigenen

Zeitressourcen nicht für Versorgungs- oder Gemeinschaftsarbeit verwendet, son-

dern für ganz- oder halbtägige Erwerbstätigkeit, obwohl diese ja im immer gerin-

geren Maße vorhanden ist. Dabei nimmt der Zeitanteil für Versorgungsarbeit von

Männern nicht zu. Die Folge ist eine steigende Instabilität der Familien, und eine
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 „Das Angebot schafft sich seine eigene Nachfrage.“ Jean-Baptiste Say, in: Giarini und Liedtke, 1998, S. 45.

289
 So verlangt Barkin „ [...| the separation of consumption and production [...]“ Barkin, 2000, S. 54.

290
 Auch Busch-Lüty sieht in den Industrieländern des Nordens den Lebensqualitätsbegriff gegenwärtig wesent-

lich determiniert durch das, was vom Markt als Deckung des Bedarfs gekennzeichnet wird. So ist die alleinige

Fixierung des ‚Lebensnotwendigen’ auf die Versorgung mit privaten materiellen (= marktvermittelten) Gütern und

Dienstleistungen gerichtet, die käuflich sind. Dem arbeitet die Unterstellung zu, dass die Nachfrage danach der

zentrale Indikator sei, der den entsprechenden Bedarf nachweisen, und deshalb so bestimmen könne, was das

Lebensnotwendige sei. Busch-Lüty, 2000.

291
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 418 ff.

292
Das so genannte ‚Normalarbeitsverhältnis’, also die bruchlose und lebenslange Berufstätigkeit eines in der

Regel männlichen Familienversorgers, ist gegenwärtig noch Dreh- und Angelpunkt der sozialen Sicherungssys-

teme. Vergleiche hierzu auch Eberling, Grabow und Henckel, 1999.
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alltäglich sich wiederholende Individualisierung von Einzelpersonen, selbst wenn

sie formell Teil eines Familienverbandes sind. Diese Form unfreiwilliger Individua-

lisierung ist nie ein Gewinn an Freiheit und Selbstbestimmung, sondern führt zu

Isolation und Entsolidarisierung. Kommunikation und Kooperation im engsten fa-

miliären Umfeld findet immer weniger statt.

Städtische Lebensqualität schwindet gerade auch dann, wenn die kleinzelligen

Solidargemeinschaften wie Familien und Freundeskreise auseinander brechen,

weil die sozioökonomischen Voraussetzungen dies für die Gewährleistung des

Lebensunterhaltes einfordern, z.B. wenn Arbeitsorte, –zeiten und umstände eine

Teilhabe am sozialen Leben kaum noch ermöglichen.293 Während die Entwicklung

der Städte besonders in der alten Bundesrepublik lange von ihrer hohen Integrati-

onsfähigkeit profitierte, ist nun ein Gegentrend zu erkennen. So steht nun offen-

sichtlich eine Periode höherer Desintegration bevor.294 Denn durch den ständig

steigenden Druck auf die erwerbsfähige Bevölkerung, besonders auch auf junge

Menschen, sich ‚am Markt zu behaupten’, sich durchsetzen, durchbeißen zu kön-

nen, in einer Gesellschaft, in der die ‚Verlierer der Globalisierung’ den Alltag und

dessen Wahrnehmung zunehmend prägen, sinkt soziale Verantwortung und das

Gefühl für Gemeinsinn schwindet. die die Qualität des Lebensraums Stadt mehr

und mehr beeinträchtigen, der Raumwohlstand sinkt. 295 Dass es gegenteilige

Strömungen besonders über das bürgerschaftliche Engagement gibt, wie im fol-

genden noch mehrfach deutlich werden wird, muss genutzt werden, um dem mas-

siven asozialisierenden Trend in der (Markt)Gesellschaft entgegen zu wirken.296

Sonst besteht die Gefahr, dass Stadtteile und ganze Kommunen von den sozialen

Folgelasten der ökonomischen Entwicklungen überfordert werden und sozioöko-

nomisch zusammen brechen.

Und nicht nur in Deutschland und bundesdeutschen Städten ist die Diagnose zu

Lebensqualität297 und Wohlstandsverteilung bitter, sondern auch – oder erst recht
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 Siehe hierzu auch Eberling, Grabow, Henckel, 1999.

294
 Vergleiche hierzu Eberling, Grabow, Henckel, 1999.

295 „Als Raumwohlstand bezeichne ich das Wohlbefinden in der natürlichen und sozialen Mitwelt.“ Scherhorn,

2001c, S. 5.

296
 „Während in der privaten Wirtschaft die For-Profit-Logik vorherrscht und im Staate die Hierarchie- und Büro-

kratielogik, sollen sich in den sozialen Räumen der civil society eher ideelle Motive und gemeinsames Engage-

ment entfalten können, auf die wiederum die Bürgergesellschaft angewiesen ist.” Dettling, 2000, S. 18.

297
 „Lebensqualität gilt heute als Maßstab zur Bewertung gesellschaftlicher Entwicklung, denn sie impliziert „ei-

nen mehrdimensionalen Wohlfahrtsbegriff, der im emphatischen Sinne gute ‚objektive’ Lebensbedingungen und

hohes ‚subjektives’ Wohlbefinden beinhaltet und neben der individuellen Bedürfnisbefriedigung auch die kollek-

tive Wohlfahrt mit einbezieht.” Glatzer, 2001, S. 437.
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– weltweit. „Der Gini-Koeffizient des realen BIP/ E, anerkannter Maßstab zur Mes-

sung von Gleichheit bzw. Ungleichheit, stieg weltweit von 0,44 (1960) auf 0,55

(1989) und entfernt sich damit immer weiter von der 0-Linie (vollkommene Gleich-

verteilung) und bewegt sich kontinuierlich auf den Wert 1 (vollkommene Ungleich-

verteilung) zu.“298 Ein Grund hierfür liegt in der Dynamik des international bewegli-

chen Finanzströme und dem Paradigma, alles von Wert monetär messen können zu

sollen.299 Dies hat zur Folge, dass all jenes, was sich nicht in Geld messen lässt,

auch nicht als Wert und als Wert schöpfend verstanden wird, und deshalb auch

keine Investitionen nach sich zieht. Umgekehrt ist es vor allem so, das Geldkapital

quasi nie – oder sehr selten – in einen Natur- oder Kultur-/ Sozialraum investiert

wird, wenn die Investition nur zu wachsendem Wohlbefinden, wachsender Zufrie-

denheit, höherer Lebensqualität führt, aber kein monetärer Mehrwert heraus

springt. Also ist ein zufriedener Mensch, eine zufriedene, wohlständige Gemein-

schaft per se wertlos, außer es lässt sich über sie Geld machen, vervielfältigen,

akkumulieren.300  Das ist zwar absurd, aber nach der bestehende Kapitallogik ein-

leuchtend. Über die Dominanz des marktwirtschaftlichen Systems und dessen Fä-

higkeit nahezu alle sozioökonomischen und –kulturellen Zusammenhänge nicht

nur zu berühren, sondern in Teilen sogar zu determinieren, werden Solidaritäten

und Kooperationssysteme lokal, regional, aber auch global zerstört oder zweckra-

tionalisiert, jedoch ohne für die wegfallenden oder an den Rand gedrängten Wer-

tesysteme eine neue normative Grundlage zu schaffen, auf der wieder Solidarität

wachsen könnte. Deshalb versucht diese Studie unter anderem auch zu zeigen,

dass eine kommunikative, kooperative und immateriell wohlständige Gesellschaft

auch ohne viel Geldkapital eine ökonomischen Wert haben kann, nämlich, indem

sie Standortattraktivität, Standortstabilität und im weiteren Sinne Standortqualität

erzeugen, sichern und steigern kann – und dies im Besonderen in einer Welt, deren

Marktökonomie sich mittel- und langfristig an stärker immateriellen Gütern orien-

tieren sollte. Zumindest dann, wenn Kriterien von Freiheit, Gleichheit und Frieden

zwischen Mensch und Mensch, den Kulturen sowie Mensch und Natur Maßstäbe

für kulturelle Evolution sein und bleiben sollen.301

                                                  
298 

Aus Hennings (1999), S. 341, nach Sternberg (1997), s. 681.

299
 „Wir beobachten seit Jahren, wie sich das Geld weltweit von den realen Wertgegenständen abkoppelt“ Espen-

horst, 2000, S. 6.

300
 Vergleiche Bierter 1995, S. 10 ff.

301 Nicht so umfassend und idealistisch wie der Autor, aber trotzdem wegweisend, muss nach der Philadelphia

Erklärung von 1944, die später zu einem Teil der Statuten der International Labour Organisation (ILO) wurde, das

Hauptziel nationaler und internationaler Wirtschafts- und Finanzpolitik im „ Recht auf materielles Wohl und geis-

tige Entwicklung“ aller Menschen und Gemeinschaften liegen. So gehört es zu den „Aufgaben der Internationalen
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Sofern es also inhaltliche Überschneidungen zwischen dem traditionellen Wohl-

standsbegriff und realer Lebensqualität gibt, so ist es um diese nicht all zu weit

bestellt. Aber der Glaube an die Lösbarkeit aller Probleme über das System der

Marktwirtschaft ist überwunden, die Zweifel daran werden mittlerweile zunehmend

geistiges Gemeingut und offen geäußert.302Dennoch unterstützen und verstärken

„die Konsumleitbilder, die um die Welt gehen, [...] den Traum vom oligarchischen

Lebensstil. In unseren Konsumleitbildern sind wir noch nicht in der Demokratie

angelangt, weder bei der Gleichheit noch bei der Brüderlichkeit, und deshalb auch

nicht bei der Freiheit – denn wir träumen von Aufstieg, von Vorrang, von Privile-

gien.“303 Dieser Widerspruch wird auch öffentlich immer sichtbarer, denn gleich-

zeitig schwindet der Glaube, dass Erwerbstätigkeit, ehemals Garant für die wenigs-

tens langfristige Chance auf Erfüllung der unbegrenzten Güterwünsche, ein Syn-

onym für Sinnerfüllung im Lebensalltag wäre. „Noch vor 20 Jahren konnten die

Arbeiter die Arbeit an sich in Frage stellen. Heute müssen sie, nur weil sie nicht

arbeitslos sind, Zufriedenheit heucheln, und die Arbeitslosen müssen, nur weil sie

keine Arbeit haben, Unzufriedenheit heucheln. Die Kritik der Arbeit hat sich in

Wohlgefallen aufgelöst. Der Glückliche Arbeitslose ist über diese infantile Erpres-

sung erhaben.“304 Der grauenhafte Zynismus ‚Arbeit macht frei’ des nationalsozia-

listischen Faschismus wird in einer Arbeitsgesellschaft, in der die Bündelung ‚att-

raktive Erwerbsarbeit’, ‚Reichtum’, ‚Sicherheit’, ‚Anerkennung’ und ‚Persönlich-

keitsentfaltung’ kaum vorkommt (aber als Maßstab beschworen wird) in ‚Arbeit

macht froh’ ungewollt parodiert. Je mehr der traditionelle Erwerbsarbeitsbegriff

seine segensbringenden Attraktivitäten einbüsst, desto nachdrücklicher wird auf

die lebensqualitätstiftenden Eigenschaften von – egal welcher – Erwerbsarbeit ge-

pocht. Karl Marx entwickelte in seinen frühen Schriften, besonders den ‚Pariser

Manuskripten’ eine eigene Theorie des Endes der Arbeitsgesellschaft, natürlich zu

einer Zeit, als die Arbeitsgesellschaft noch eine wesentlich andere Prägung hatte,

als in den 1960er bis 1980er Jahren und später. Hier stand speziell die Kritik der

‚entfremdeten Arbeit’ im Zentrum. Der Arbeiter wird als „abstrakte Existenz des

Menschen“ gekennzeichnet, die Arbeit als „erfülltes Nichts ... [das] ...in das abso-

lute Nichts hinabstürzen kann.“ So diagnostiziert Marx: „Der Arbeiter fühlt sich

daher erst außer der Arbeit bei sich und in der Arbeit außer sich.“

                                                                                                                                     

Arbeitsorganisation, alle internationalen Pläne und Maßnahmen wirtschaftlicher und finanzieller Art unter diesem

grundlegenden Gesichtspunkt zu prüfen und in Erwägung zu ziehen.“ Siehe hierzu auch Tapiola, 1997.

302
 Siehe hierzu auch Hirsch; Roth, 1986 sowie Drucker, 1993 und auch  Meadows, 1972.

303
 Scherhorn, 2000b, S. 10.

304
 Aus dem ‚Berliner Manifest’ der Initiative der ‚Glücklichen Arbeitslosen’, in Beck, 1998.
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Der Konflikt der Trennung zwischen Arbeit und Produkt, zwischen Tätigkeit und

Zweck, zwischen der Arbeit eines Menschen und dem, was er erschafft, führt zu

einer Loslösung des Menschen vom Bewusstsein seiner Eingebundenheit in einem

kulturgesellschaftlichen Kontext. Man könnte auch von einer psychosozialen Ent-

bettung der individuellen Produktivkraft aus der Gemeinschaft sprechen. So rückt

in der Folge das Geld an Stelle des Inhaltes und Sinnes der eigenen produktiven

Tätigkeit.305 „Entscheidend ist nicht mehr, wozu etwas nützt, sondern wie viel man

damit verdienen kann.“306 Nach Erich Fromm übernimmt der Habens-Modus den

Seins-Modus307 und fördert so eine Entsolidarisierung der Gesellschaft. Denn da

die Identifikation mit dem zu schaffenden Produkt und der eigenen Tätigkeit – be-

sonders auch in einer sich immer stärker globalisierenden, immer arbeitsteiligeren

Gesellschaft – den meisten Menschen immer schwerer fällt, muss der Eigenwert

der Tätigkeit durch den Geldwert ersetzt werden.308 Eine Folge ist die zunehmende

Monetarisierung großer Lebensbereiche, besonders dort, wo die Interaktion mit

der tragenden Gemeinschaft mit Mühen verbunden sind.309 Wo die Sensibilität für

den Sinn des eigenen Schaffens durch den abstrakten Fremdwert ‚Geld’ ersetzt,

und dies über Generationen durch Sozialisation und Anreizsysteme gefördert wird,

ist eine partielle Auskoppelung des Individuums aus dem gesellschaftlichen Kon-

text ziemlich logisch. Dass Solidaritäten hierbei abgebaut werden, ist klar. Lebens-

qualität geht dabei ebenso verlustig. Dynamisiert wird dieser Prozess noch durch

die Konkurrenz- und Wettbewerbskultur des Marktes, wo jene, die am stärksten

den individuellen eigennützigen Interessen folgen und die dem Wert der Gemein-

schaft und Solidarität ein gegenüber kurzfristigen, individuell gebundenen Gewin-

                                                  
305

 Wie sich dies auf die Arbeitszufriedenheit auswirkt, zeigt sehr anschaulich die Darstellung eines Experimentes

von Robert Lane bei Diefenbacher und Douthwaite, 1998, S. 70 ff.: „Studenten wurden für eine langweilige Arbeit

bezahlt und waren danach zufriedener als eine Kontrollgruppe, die kein Geld bekam. Jedoch wurde eine andere

Gruppe von Studenten für eine interessante Arbeit entlohnt – und hier stellte sich heraus, dass die Kontrollgruppe,

die unbezahlt gearbeitet hatte, die zufriedenere war. Die Gruppe mit der bezahlten interessanten Arbeit war sogar

unzufriedener als die Gruppe mit der unbezahlten langweiligen Arbeit, die im Glauben war, ihre Arbeit sei sehr

nutzbringend. In einem weiteren Test zeigten unbezahlte Freiwillige wesentlich mehr Arbeitseifer als bezahlte

Kräfte; sie setzten ihre Arbeit viel zuverlässiger fort, wenn die Supervisoren den Raum verließen.“

306 
Beck, 1998, S. 13.

307
 Siehe hierzu auch Fromm, 1994.

308
 „In der technischen Erwerbsgesellschaft erhält Geld eine umfassende Surrogatfunktion: Mit Geld lässt sich

nicht nur alles kaufen, sondern es entsteht auch das Vertrauen, dass man sich mit Geld alles Lebenswerte kaufen

kann. Geld erhält damit eine Schlüsselfunktion: Wenn ich nur genügend Geld habe, dann kann ich mir alles kau-

fen. Damit entsteht ein Traum von allgemeiner Verfügbarkeit und (genügend) Geld zu besitzen wird zum Lebens-

ziel.“ Espenhorst, 2000, S. 5.

309
Vergleiche Scherhorn, 1994a. Siehe auch zum Verhältnis intrinsischer Motivation und guten Leben Wolf, 1998a,

S. 173.
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nen und Vorzügen eine geringere Bedeutung zuordnen, zu den augenscheinlich

erfolgreichsten Individuen durch monetäre Vorteile werden. Kooperation, Kommu-

nikation und Partizipation als Garanten immateriellen Wohlstandes werden so

durch Konkurrenz und Wettbewerb verdrängt, wobei nicht automatisch die qualita-

tiv Besten ‚gewinnen’, sondern jene, die sich am besten durchzusetzen wissen.

Wenn aber das Substitut Geld nicht mehr ohne weiteres über Erwerb im ausrei-

chenden Maße erwirtschaftet werden kann, und zudem die Dynamiken von Wett-

bewerb und Konkurrenz ein zunehmendes Auseinanderdriften des gesellschaftli-

chen Zusammenhaltes bis hin zur Fragmentierung fördern 310, kommt der sozialen

Gemeinschaft, dem sozialen Kapital, wieder eine zentralere Rolle zu. Hier bleibt

dann zu hoffen, dass Hannah Arendts niederschmetternde Prognose in ‚Vita Activa’

nicht voll zutrifft, wenn sie von der „Aussicht auf eine Arbeitsgesellschaft“ sprach,

„der die Arbeit ausgegangen ist […], also die Tätigkeit, auf die sie sich noch ver-

steht ...“311 Dass es glücklicherweise nicht so ist, dass die Arbeitsgesellschaft sich

nur noch auf die Erwerbsarbeit versteht, sondern es noch bedeutende Kräfte und

Strukturen innerhalb unserer Kulturgesellschaft gibt, die alternative und schöpferi-

sche Kräfte kooperativ miteinander zu entfalten und zu kanalisieren wissen, wird

im weiteren klar gemacht und gezeigt.

F ü r  e i n e n  n e u e n  W o h l s t a n d s b e g r i f f

Das Bewusstsein neuer Lebensstile und die Neubewertung des sozialen Raumes

sowie der soziokulturellen Einbettungen ist im Widerstreit mit dem veralteten

Wohlstandsbegriff, der immer noch über den Markt und die Politik medial zum

Maßstab erklärt wird. „Jede Gesellschaft prägt ganz bestimmte Werthaltungen und

politische Grundüberzeugungen (‚politische Kultur’). Sie bestimmen in entschei-

dendem Maße die Einstellungen der Bürger.”312 Hieraus folgert ein ganzer Kausal-

komplex, denn wo die Gesellschaft durch die politische Kultur geprägt wird, und

diese auf den Bürger zurück wirkt, prägt sie sich selbst, da der Bürger das Zentrum

der politischen Kultur einer Demokratie darstellt. So ist Gesellschaft reaktiv wie

proaktiv zugleich, kann sich selbst erschaffen wie auch abschaffen. Sie konstituiert

sich über die Gemeinschaft der Menschen und bildet diese wieder.313 Und, je inter-
                                                  
310

 Siehe hierzu auch Menzel, 1998.

311
 Arendt, 1958.

312
 Jesse, 1997, S. 199.

313
 „Produktive Tätigkeiten und Arbeit sind ihrem Wesen nach mit dem Potenzial und der Würde des Menschen

verbunden: Wir sind, was wir produzieren.“ Giarini und Liedtke, 1998, S. 19 – 20.
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aktiver sie gestaltet ist, je evolutionsfähiger ist sie auch. Eine kommunikative und

partizipative politische Kultur, die nach dem Autor in ihren Grundzügen wohlstän-

dig ist, gewährleistet diesen – vor allem immateriellen – Wohlstand ständig neu,

indem sie positive Rückkopplungen zwischen Werthaltung und Handlungsent-

scheidungen befördert.314 Das bedeutet, dass die aktive bewusste Handlung, wel-

che in den eigenen Lebenszusammenhang gebettet ist, denselben gestaltet und

Raum zu weiterer Handlung schafft.

Während der Markt das Vorauseilen der Güterwünsche fördert und als strategisch

dynamisierend in die Marktlogik einbindet, ist dies in der Subsistenz gegenteilig.

Sie reagiert direkt auf Bedarf, erzeugt keine Bedürfnisse, sondern befriedigt diese

und zudem liegt ein großer Anteil der Befriedigung nicht nur in dem Gut selbst,

sondern in der ihm zugeordneten Produktionstätigkeit. Hier ist die Entfremdung

zwischen Produkt und Mensch aufgehoben, und wird nicht durch einen künstlich

erzeugten Güterwunsch sublimiert. Nach Hannah Arendt offenbart erst im Handeln

der Mensch, dass er Person ist. Er zeigt den anderen aktiv die ‚personale Einzigar-

tigkeit’ seines Wesens. Nur im Miteinander, nicht im Für- oder Gegeneinander, nur

im durch kommunikatives Handeln und Sprechen gestifteten öffentlichen Raum,

nicht in der gegenseitigen Fremdheit und Isolation, die sich sowohl im Selbstopfer

als auch in der Selbstsucht, sowohl im instrumentellen als auch im strategischen

Handeln zeigen, nur im Miteinander also kann zur Erscheinung kommen, wer der

Mensch jeweils ist.315 Klaus Michael Meyer-Abich fasst sprachlich dies und mehr

wie folgt zusammen: „Der Mensch kommt erst im Mitsein mit der menschlichen

und der natürlichen Mitwelt ‚ganz zur Welt’.“316 Und Warnfried Dettling antwortet

auf die Frage ‚Was ist ein gutes Leben, was eine gute Gesellschaft?’: „[...] eine ge-

sellschaftliche Ordnung, die niemanden ausgrenzt (auch wenn er keine Arbeit hat).

Eine Gesellschaft, in die jeder die Fülle seiner Anlagen und Anliegen einbringen

kann, durch Arbeit und durch andere Tätigkeiten. Das aber setzt voraus, dass

möglichst viele gesellschaftliche Spiele zugelassen und anerkannt werden317 und

dass die Zugänge und Übergänge frei bleiben, immer wieder frei gemacht wer-

den.“318 So drängt sich, sucht man nach den Quellen von Lebensqualität, der Beg-

                                                  
314

 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 400.

315
 Vergleiche hierzu Arendt, 1958.

316
 Meyer-Abich, 1997, S. 351.

317
 Vergleiche hierzu Arendt, 1958.

318
 Dettling, 1998, S. 8.
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riff der Tätigkeit – der Tätigkeit im produktiven, gesellschaftlich eingebetteten

Sinne – auf.

I I - I I I . 2 .  I N T R I N S I S C H E  M O T I V A T I O N  F Ü R  M E H R

L E B E N S Q U A L I T Ä T

„“Intrinsische Motivation beruht auf den angeborenen Bedürfnissen nach Kompe-

tenz und Selbstbestimmtheit [...] Diese motivieren einen fortlaufenden Prozess, in

dem optimale Herausforderungen gesucht und erprobt werden. Wenn Menschen

nicht von triebhaften Bedürfnissen dominiert werden [wenn sie gesättigt und be-

haust sind, geliebt und beachtet werden und keine inneren Defizite kompensieren

müssen, G.S.] suchen sie Situationen, die ihr Interesse ansprechen und ihre kreati-

ven Fähigkeiten herausfordern.“319 Sie suchen eine ‚optimale Inkongruenz’ zwi-

schen den internen Strukturen (Bewusstsein, körperliche Kondition) und der Au-

ßenwelt, um sie zu reduzieren und die gewonnene Erfahrung in die bestehenden

Strukturen zu inkorporieren.“320

Es ist von großer Bedeutung, dass eine zentrales Moment der Krise der Erwerbs-

arbeit für die Bevölkerung gerade darin liegt, die gesellschaftsorientierte, und

–akzeptierte produktive Tätigkeit nicht mehr im Mittelpunkt des eigenen Lebens-

zusammenhangs zu erkennen. Der Verlust der Fähigkeit, die eigene Lebenssiche-

rung gewährleisten zu können, im weitesten Sinne sozioökonomisch nutzlos und

auf Hilfe von Außen angewiesen zu sein, ist vielleicht – neben den direkt wirksa-

men Einkommenseinbussen – der einschneidenste Verlust bzw. die größte Bedro-

hung durch verminderte Erwerbschancen für die/ den Einzelnen. Dass hiermit,

durch das Gefühl erhöhter Abhängigkeit von staatlich-öffentlicher Hilfe noch das

Gefühl einer geringeren Möglichkeit zur Selbstbestimmung erzeugt wird, wirkt zu-

sätzlich erschwerend. Deshalb ist es für diese Studie elementar, dass in der Sub-

sistenzarbeit, sei sie eigen- oder gemeinschaftsbezogen, bereits Konsum in der

Tätigkeit selber liegt und sie so auch zur individuellen Lebensqualität, nämlich

durch die Tätigkeit selber, beiträgt321, jedoch ebenso zur gemeinschaftlichen Le-

                                                  
319

 Deci und Ryan, 1985, S. 32 f, nach Scherhorn, 2001a, S. 5.

320
 Scherhorn, 2001a, S. 5.

321
„Es ist [...] offensichtlich, dass intrinsische Motive im weiteren Sinne von Bedeutung sind: Insbesondere der

Spaß an der Arbeit und das Zusammensein mit sympathischen Menschen werden von den [bürgerschaftlich]

Engagierten als vorrangige Motive genannt. Das gilt für alle Tätigkeitsfelder in ähnlichem Maße. Vermutlich

spielen auch das Streben nach Anerkennung und nach Integration in eine soziale Gemeinschaft eine Rolle. Inwie-

weit die Motive allerdings bewusste Strategie sind, bleibt eine kaum zu klärende sozialpsychologische Frage.
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bensqualität, nämlich durch die Leistungen, die aus der Arbeit erbracht und in die

Bürgergesellschaft eingebracht werden. „Intrinsisch motiviertes Verhalten wird mit

Emotionen der Freude und Erregung belohnt, die das Erleben von Kompetenz und

Selbstbestimmtheit begleiten. Diese Belohnungen sind genau genommen keine

Verstärker, weil sie weder ein organisches Ungleichgewicht reduzieren322 noch von

der Aktivität selbst operational zu trennen sind323. Wenn Menschen intrinsisch mo-

tiviert sind, [...] erfahren sie, dass die Ursache ihres Handelns in ihnen selbst liegt.

[...] Das Gegenteil [...] ist Druck und Spannung. Insoweit Menschen sich zu etwas

zwingen, von Angst beherrscht sind oder unter Druck arbeiten, können wir sicher

sein, dass extrinsische Motivation zumindest beteiligt ist – vielleicht weil ihr

Selbstwertgefühl auf dem Spiel steht oder sie einen Termin einhalten müssen oder

auf einen materiellen Vorteil bedacht sind.“324 Mit dem Begriff der intrinsischen

Motivation wird die Motivation ‚von innen heraus’ gemeint, die Eigenmotivation,

die die Triebkraft dafür darstellt, auch mühevolle Tätigkeiten – also Arbeiten – zu

verrichten, die nicht über Erwerb entlohnt werden. Der intrinsische Wert muss vom

ökonomischen Wert als Preis unterschieden werden325, denn „alles Werten geht

zurück auf – je nachdem angenehme oder unangenehme – Gefühle. [...] Nutzen ist

weder empirisch messbar noch intersubjektiv vergleichbar. Er ist ein Maß für das

Potenzial, Bedürfnisse zu befriedigen und Wünsche zu erfüllen.“ 326 Intrinsisch mo-

tivierte Arbeiten werden geleistet, weil sie den Einzelnen als wichtig und notwen-

dig, als sinnvoll und Sinn erfüllend empfunden werden. Dies äußert sich auch in

der Bedeutung, die Menschen ihrer gemeinschaftsorientierten Tätigkeit in ihrem

Leben zuordnen (vergleiche Grafik 9). Im letzteren zeigt sich auch, dass das Sinn-

volle gleich dem Sinnerfüllenden sein kann, also Befriedigung und Ganzheitlichkeit

aus einer auch anstrengenden Tätigkeit erwachsen kann, sofern sie als relevant

und wertvoll empfunden wird.327  Gerade dieser konsumtive Anteil, der in der Tätig-

                                                                                                                                     

Insofern haben wir es hier mit einer Grauzone zwischen Egoismus und Altruismus zu tun.“ Klocke et al,. 2001, S.

32.

322
 Vergleiche Hull, 1943.

323
 Vergleiche Skinner, 1953.

324
 Deci und Ryan, 1985, S. 34, nach Scherhorn, 2001a, S. 5.

325
 „Wer einer Priorität der materiellen privaten Güter – also externer Stimuli – zuneigt, wird nicht am Nachdenken

darüber interessiert sein, dass diese mit einer Betonung extrinsischer Motivation verbunden sein könnte. Vermut-

lich wird er es ablehnen, in der Unterscheidung zwischen ex- und intrinsischer Motivation irgend einen Sinn zu

sehen.“ Scherhorn, 2001a, S. 4.

326
 Vergleiche auch Franck, 1998, S. 88.

327
 „[...] Gemeinwohlorientierung und das Interesse an Selbstentfaltung sind keine einander widersprechenden,

konkurrierende Werte, sondern werden von den Engagierten miteinander verbunden und bilden ein gemeinsames
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Grafik 9

keit selber liegt, erhöht auch die Genügsamkeit im Erwerb, indem der Fremdwert

Geld an Bedeutung verliert und so die Bereitschaft darauf, zugunsten einer befrie-

digenden Tätigkeit teil(zeit)weise zu verzichten, steigt. „[...] Für die informelle Ar-

beit im industriegesellschaftlichen Rahmen ist es kennzeichnend, dass die Knapp-

heit der Mittel eine geringere Rolle spielt als unter den Produktivitätszwängen der

formellen Wirtschaft, weil – und insoweit – die Wünsche sich auf immaterielle Güter

wie Zuwendung oder Familienzusammenhalt richten und die Handlungen, die als

Mittel dienen, oft zugleich Zielcharakter haben: Sie werden auch für sich genom-

men als sinnvoll und befriedigend empfunden [...] Suffizienz ist aber nur denkbar,

wenn der Selbstzweckcharakter der Mittel die Zielfixiertheit dämpft, also neben

dem Ergebnisnutzen auch der Handlungsnutzen das Verhältnis bestimmt.“328 So

trägt intrinsische Motivation allein über ihre Umsetzung zu Selbstwertgefühl und

individuellem Wohlbefinden auch in der Arbeit wesentlich bei, und stärkt so indivi-

duelle Lebensqualität.

Es gibt aber noch weitere As-

pekte, die lebensqualitäts-

steigernd wirken. Denn durch

intrinsische Motivation wer-

den über produktive Tätig-

keiten Qualitäten erbracht, die ohne intrinsische Motivation so nicht

geleistet werden könnten. In intrinsisch getragene Arbeiten bringen sich Menschen

meist ganzheitlich ein, sie nutzen das weiteste Spektrum an Begabungen, dass in

die jeweilige Tätigkeit eingebracht werden kann.329 So kann – auch wenn das pa-

thetisch klingen mag – das Lächeln, dass einem Menschen von einem anderen,

eine Dienstleistung erbringenden Menschen entgegen gebracht wird, als wesent-

lich wertvoller und wichtiger empfunden werden, als die Dienstleistung selber.330

Dies trifft insbesondere auf Tätigkeiten zu, die im sozialen oder kulturellen Sektor

                                                                                                                                     

Motivbündel für Engagement.“ Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band

4, S. 102 ff.

328
 Scherhorn, 2001b, S. 19.

329
 Vergleiche auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 114 ff.

330
 „Die Aufmerksamkeit, die wir tauschen, ist nun aber aus sich selbst heraus wertend. Ihre Zuwendung erfolgt

aus wertenden Gefühlen und in wertender Einstellung. Sie ist selbst wohlwollend oder ablehnend, angetan oder

angewidert, liebend oder hassend. Schon dieser ihr intrinsische Wert enthebt die getauschte Aufmerksamkeit

dem Vergleich mit einer Ware.” Franck, 1998, S. 91.
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erbracht werden, hier ist das Zwischenmenschliche häufig wesentlich bedeutsamer

als im Bereich repetitiver, automatisierter Tätigkeiten.331

Weil aber intrinsische Motivation anders erwächst, als dies über den Tauschwert

Geld erweckt werden kann, im Gegenteil oft der Geldwert intrinsische Motivation

verdrängt, weil er eine zumindest formell wesentlich höhere sozioökonomische

Anerkennung erfährt, und weil unbezahlt entwertet erscheint, kann die intrinsisch

getragene Arbeit nicht primär über Erwerbssysteme getragen und gefördert wer-

den.332 Intrinsisch motivierte Tätigkeiten – und die in dieser Studie und besonders

in den folgenden Kapiteln fokussierten gemeinschaftsorientierten Subsistenztätig-

keiten sind solche – können nicht durch Erwerb ersetzt werden, auch wenn man

spontan denken könnte, dies wäre ja lindernd für die Leiden der Erwerbsarbeitsge-

sellschaft. Diese (Subsistenz)Arbeiten würden in ihren elementar tragenden Quali-

täten nicht mehr erbracht, denn diese sind daran gebunden, dass der Lohn der

Arbeit in der Sinnhaftigkeit und persönlichen Befriedigung (also in sich selbst)

liegt, und die (im folgenden betrachteten) bürgerschaftlich Engagierten sich be-

sonders bemühen, diesen Eigenwert in der Arbeit selber freizulegen und in ihrer

Subsistenzarbeit selbst zu erschaffen. Dieses Bestreben würde durch das Substi-

tut Geld verringert. Zudem ließen sich die Subsistenztätigkeiten gar nicht bezah-

len, denn ihre Leistungen haben keinen Marktpreis, sind unbezahlbar. Ein Element

der Qualität der Arbeit für die Arbeitenden selber, wie für jene, die  die Leistungen

empfangen, liegt zudem im Zeitwohlstand des Arbeitsprozesses, der eine Produk-

tivitätssteigerung quantitativ nur zulässt, wenn mehr Menschen beschäftigt sind,

nicht aber, wenn die Tätigkeit in kürzerer Zeit erbracht würde, weil sie dann ihre

Qualitäten der Zuwendung und der persönlichen Intensität und Nähe aufgeben

müsste. Dies wird auch in den folgenden Kapiteln noch transparenter.

Weiter noch gehen die bereits zitierten Berliner ‚Glücklichen Arbeitslosen’, die den

Umkehrschluss aus dem zuvor Genannten folgern. „Gerade weil Geld das Ziel der

                                                  
331

 „[...] Was wir in Liebe und Freundschaft tauschen, sind im buchstäblichen Sinne Werte in sich.” Franck, 1998, S.

93.

332
 Angelika Krebs rekurriert in diesem Zusammenhang kritisch auf den gift exchange von Anderson (1993), nach

dem „persönliche Güter [...] nicht nach den Prinzipien des ‚market exchange’, sondern nach denen des ‚gift ex-

change’ getauscht [würden]. [...] Insbesondere zwei für persönliche Beziehungen wesentliche Ideale hebt Ander-

son hervor: Intimität (das Teilen privater Anliegen und Gefühle) und Bindung (‚commitment’, das Teilen des gan-

zen Lebens), und sie behauptet, dass die in persönlichen Beziehungen üblicherweise getauschten Güter (Ver-

trauen, Loyalität, Sympathie, Zuwendung und Kameradschaft) nur über die Normen des Geschenkeaustausches

voll zu realisieren sind. Denn ihr Wert beruhe auf der Motivation der Betroffenen, die die getauschten Güter nicht

nur als Gebrauchsgüter, sondern auch als Ausdruck ihrer geteilten Verständnisse, Zuneigung, Bindung wertschät-

zen müssen.” Krebs, 2002, S. 257 ff.
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Arbeit ist und nicht ihr gesellschaftlicher Nutzen, existiert Arbeitslosigkeit.“ 333 Dem

stimmt der Verfasser im Wortsinne zu, denn wenn das Ziel der Arbeit nicht über

das Geld, sondern ihren Nutzen bestimmt wäre – wie dies Element der Subsisten-

zökonomie ist – würde Arbeitslosigkeit nicht auftreten, außer in Mußemomenten,

wo sie wünschenswert ist. Denn es ist nicht so, dass es zu wenig zu tun gäbe. Es

gibt nur zu vieles zu tun, was sich nicht in die Klammer einer lohnorientierten Er-

werbstätigkeit einfassen lässt. Da deren Anerkennungssysteme heute besser ent-

wickelt sind, bleibt – gegenwärtig noch – das Paradigma der lohnorientierten Er-

werbsarbeit bestehen – und deshalb wird die wachsende Arbeitslosigkeit ohne

eine grundsätzliche Neubestimmung der Arbeitsgesellschaft auch nicht zu stoppen

sein. Dass Arbeitslosigkeit von den ‚Glücklichen Arbeitslosen’ auch dadurch be-

gründet wird, dass die Arbeitslosen einfach so beschäftigt wären, dass sie keine

Zeit hätten zur Arbeit zu gehen, ist zumindest sympathisch und unterstreicht den

Gedanken, dass es außerhalb des Erwerbs durchaus genügend zu tun gibt. Es wird

allerdings der großen Zahl von Arbeitslosen nicht gerecht, deren Arbeitslosigkeit

vor allem das Gefühl des ‚Nicht-Gebraucht-Werdens’ weckt, und der gesellschaftli-

chen Ausgeschlossenheit. Dass hierdurch Entmutigungen genährt werden, die

auch die unbezahlten Aktivitätsbereiche erodieren, anstelle sie zu fördern, wird

durch solche Aussagen verschleiert. Aber die Frage danach, wie frei und unfrei, wie

froh und unfroh (Erwerbs-)Arbeit und Arbeitslosigkeit macht, bleibt trotzdem. 334

Die Antwort hierauf liegt wohl darin, inwieweit die Arbeit für den einzelnen Men-

schen noch die Funktion hat, seine gemeinschaftliche Bedeutung, seine Einzigar-

tigkeit und individuelle ureigenste Wertigkeit im kulturgesellschaftlichen Kontext

wider zu spiegeln. „[...] Sicherheit gewinnt man durch persönliche Beziehungen

und durch das Gefühl der Verbundenheit mit der ganzen Welt.”335 Die Erwerbsar-

beit leistet dies nicht (mehr), wie bereits erschöpfend ausgeführt. Erhard Eppler

lenkt in seinem Buch «Was braucht der Mensch?» die Aufmerksamkeit auf die im-

materiellen Grundbedürfnisse des Menschen. So sind die Grundbedürfnisse des

Menschen nur zum geringsten Teil auf private materielle Güter gerichtet, auf Nah-

rung, Kleidung, Unterkunft. Zu einem anderen, größeren Anteil werden sie durch

                                                  
333

 Zitiert in Beck, 1998, S. 13.

334
 „Aus der psychologischen Glücksforschung wissen wir, dass das Wohlbefinden in der Zeit sowohl durch Un-

terforderung (Langeweile, Monotonie) als auch durch Überforderung (Erschöpfung, Zeitnot) verringert wird. Bei

herausfordernden und selbstbestimmten Aktivitäten erhöht sich das Wohlbefinden, dies aber häufig nur, wenn

genug Zeit verfügbar ist.“ Scherhorn, 2001c, S. 3.

335
 Rifkin, 1997, S. 187.
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Gemeinschaftsgüter wie ein stabiles Biom, Zugang336 zu Bildung, zu Gesundheits-

versorgung, zu kulturellen Ereignissen befriedigt.337 Dies sind überwiegend imma-

terielle Güter338, und werden überwiegend gemeinschaftlich erbracht. Nach Hilde-

brandt heißt „[...] ‚Bedürfnisbefriedigung’ [...]: 1. sinnvolle Tätigkeit, 2. Versorgung

(inklusive Essen, Schlafen usw.) , 3. Teilhabe an Gesellschaft/ Dazugehören. In der

Erwerbsarbeitsgesellschaft wird das Versorgungsthema an die Erwerbsarbeit ge-

koppelt, und zwar in Form von Einkommen, einschließlich der ganzen sozialen Si-

cherungssysteme. Die Frage der Teilhabe wird dort ebenfalls über die Erwerbsar-

beit geregelt: Wertvolles Mitglied der Gesellschaft bist du nur, wenn du erwerbstä-

tig bist. Man hat also eine historische Engführung dieser drei Grundbedürfnisse in

der Erwerbsarbeitsgesellschaft, die gewisse Dinge nur sehr spezifisch oder gar

nicht abdeckt. Deshalb kommt es zu den oben genannten Krisenphänomenen und

Erosionsprozessen. Um diese Erosionsprozesse jetzt konstruktiv auf die Grundbe-

dürfnisse zu beziehen, werden die Prozesse in anderer Weise unter ‚Mischarbeit’

wieder aufgefächert. Man kommt schnell zu Kombinationen aus Erwerbsarbeit,

Versorgungsarbeit (haushaltsbezogene Arbeit), Gemeinschaftsarbeit – Freiwilli-

genarbeit usw. – da hat man den Teilhabeaspekt – und die Eigenarbeit im Sinne

von Qualifikation, also Selbstaktivierung, Selbstertüchtigung usw. (Schwarzarbeit

rechne ich zur Erwerbsarbeit.) Das ist die Grundfigur der Verbindung von Erosions-

prozessen mit dem Nachhaltigkeitsbild.“339 Und Eppler ordnet richtig der Politik die

Aufgabe zu, darüber zu wachen, dass das Zusammenwirken von Natur, Markt, Zi-

vilgesellschaft, Gemeinde, Familie und Staat so funktioniert, dass aus ihrer Syner-

gie die Befriedigung der Grundbedürfnisse gewährleistet werden kann. Dass der

Markt alleine nicht geeignet ist, auf den Bedarf nach den meisten Lebensgütern zu

reagieren, und deshalb besonders der Stärkung zivilgesellschaftlicher Kräfte ein

tragende Rolle zukommt, ist außer Frage, und wurde ausreichend begründet.

In dieser Studie wird die Schaffung von Lebensqualität vor allem über die unbe-

zahlten öffentlichen Wirtschaftstätigkeiten im städtischen Subsistenzsektor be-

gründet. Diese müssen in einem wechselseitig komplementären Verhältnis zu den

                                                  
336

 Siehe hierzu auch Rifkin, 1994.

337
 Siehe hierzu auch: Eppler, 2000.

338
 „Die Priorität immaterieller Güter dagegen setzt intrinsische Motivation voraus. Intrinsisch motiviert handeln,

heißt sich für eine Sache oder Aufgabe – wie Umwelt, Gerechtigkeit, kindgemäße Entwicklung – aus inneren

Engagement einsetzen. Man ist von ihr überzeugt, fühlt sich ihr verpflichtet, hat Freude daran. Vielleicht wird man

dafür bezahlt, vielleicht auch nicht, jedenfalls setzt man sich nicht wegen der Bezahlung dafür ein.“ Scherhorn,

2001a, S. 4.

339
 Eckart Hildebrandt im Interview, 4. Juli 2002.
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marktlichen und staatlichen Wirtschaftstätigkeiten stehen, um wirklich ihre

wohlstandsfördernden Qualitäten zu entfalten. „Die Schaffung von Wohlstand

muss um eine minimale Basis vergüteter (monetisierter340) Arbeit herum organi-

siert werden, die für alle wesentlich ist. Zusätzliche unbezahlte, freiwillige oder

wohltätige und eigenproduktive Tätigkeiten (nicht monetisierte341 und nicht mo-

netarisierte342 Aktivitäten) tragen ebenfalls zum Funktionieren der Wirtschaftssys-

teme bei, obwohl sie sich außerhalb des monetisierten Marktes bewegen.“343 Um

dies in Städten zu erreichen, braucht es ein erweitertes Verständnis der Stadt und

eine Kultivierung im (urbanen) Umgang mit Dingen, dies entspricht einer Differen-

zierung der städtischen Nutzungen und Funktionen, sowie einer aktiven und be-

wussten Zuwendung zum Sozial- und Kulturraum Stadt. Um eine zukunftsfähige

Stadt aufzubauen, braucht es ökonomische wie soziale Systeme, die in der Lage

sind, auf sich ändernde Anforderungen flexibel zu reagieren und sich anzupassen.

Dies verlangt, die Entkoppelung zwischen Gütern und Individuen bzw. Gemein-

schaften zu überwinden, denn erst wenn Produktions- bzw. Arbeitszweck und die

ihnen zugeordneten Räume auch eine Beziehung zur Nachfrage aufweisen, spie-

geln sie das Verhältnis von baulicher Struktur, funktionaler Ausprägung und Le-

bensraum wieder. So braucht der Stadtraum den chronologisch dynamischen

Wandel entsprechend sich wandelnden Lebenswelten und –stilen.344 Die Städte be-

nötigen ein neues, lebendiges Raumkonzept, was als prozessual, in einer „Dialek-

tik von Chaos und Ordnung“345 angelegt sein muss. Der Raum muss gelebte Wirk-

lichkeit sein, zumindest, wenn man der Vielfalt von menschlichen Lebensqualitäts-

ansprüchen gerecht werden will. Die Identifikation mit dem städtischen Raum kann

nur wirklich erfolgen, wenn die eigenen Handlungen auch unmittelbar im Lebens-

raum und sozialen Umfeld nachvollziehbar werden. So kann erst dann globale Ver-

antwortung übernommen werden, wenn ansonst abstrakt moralische Forderungen

im unmittelbar erlebten Alltag ihren Spiegel finden. Hierzu bedarf es einer starken,

partizipatorischen und unmittelbar erlebbaren Bürgergesellschaft.

                                                  
340

 Austausch von Leistungen und Gütern über Geld, hierzu Giarini und Liedtke, 1998, S. 37 ff.

341
 Güter, die über Geld bewertet/ bemessen werden können, aber nicht bezahlt werden (z.B. weil sie zu teuer

wären), hierzu Giarini und Liedtke, 1998, S. 37 ff.

342
 Güter, die einen durchaus hohen Wert haben, der aber nicht nach Geld bemessen werden kann, siehe hierzu

Giarini und Liedtke, 1998, S. 37 ff.

343
 Giarini und Liedtke, 1998, S. 42.

344
 Vergleiche auch Ipsen, 1995.

345
 Ipsen, 1995, S. 7.
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I I - I I I . 3 .  S O Z I A L E S  K A P I T A L  U N D  D I E

B Ü R G E R G E S E L L S C H A F T

Die Bürgergesellschaft ist die Domäne, in der die informellen gemeinschaftsorien-

tierten Subsistenztätigkeiten ihren Platz und Wirkungsort haben. Sie umfasst den

Raum gesellschaftlicher Selbstorganisation zwischen Staat, Marktunternehmen

und dem privaten Bereich der Familie.346  Sie ist gleichzusetzen mit der Zivilgesell-

schaft347, legt aber den Schwerpunkt der Betrachtung auf den bürgerschaftlichen

Aspekt, nämlich auf die Zugehörigkeit zu einer Bürgerschaft. Die Zivilgesellschaft

(civil society) meint dies und mehr, reicht über den direkt bürgerschaftlichen Be-

reich auf die internationale Ebene hinaus (was die Weltbürgerschaft auch tut), und

legt den Akzent auf das informell Zivile. In anderer Weise beschrieben umfasst die

Bürgerschaft jedoch auch wieder mehr als die Zivilgesellschaft, denn Elemente der

Bürgergesellschaft müssen auch dem formellen zugeordnet werden. „’Bürgerge-

sellschaft’ meint einmal das Ganze, und sie meint zum anderen einen Teil (civil

society). Die Unterscheidung soll helfen, das große Ganze nicht aus dem Blick zu

verlieren, aber auch, den Teil, zum Beispiel das Ehrenamt oder Vereine, nicht mit

dem Ganzen der Bürgergesellschaft zu verwechseln. [...] Die eine Dimension der

Bürgergesellschaft meint also das Grosse und Ganze, die andere Dimension meint

nicht das Kleine, sondern das Besondere, nämlich einen Teilbereich der Gesell-

schaft und der menschlichen Aktivitäten: all jene sozialen Räume, in denen Men-

schen freiwillig, aber nicht privat, öffentlich, aber nicht unter staatlicher Regie tätig

sind, also Vereine, Initiativen, Ehrenamt und noch vieles mehr.”348 Da aber mit dem

Begriff der Bürgergesellschaft neben dem deskriptiven auch ein normatives Kon-

zept verbunden ist, wird er in der Regel mit dem selbstmotivierten und –organi-

sierten, dem selbstbestimmten Sektor der Gesellschaft verbunden. Ebenso Anheier

als auch Beck betonen seine sowohl normative wie deskriptive Natur.349  Und auch
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 Vergleiche Zimmer und Priller, 2002.

347
 Helmut Anheier et al., die sich in ihrem Jahrbuch (2001) um eine primär auch statistisch operationalisierbare

Definition von globaler Zivilgesellschaft bemühen, schlagen folgende deskriptive Begriffsverwendung vor: „The

concept posits the existence of a social sphere, a global civil society, above and beyond national, regional, or local

societies”; „[...] global civil society is the sphere of ideas, values, institutions, organisations, networks, and indi-

viduals located between the family, the state, and the market and operating beyond the confines of national

societies, polities and economies.” Anheier et al., 2001a, S. 3, 17 und 225; das Jahrbuch „Global Civil Society”

enthält weiterhin eine sehr gute historische Darstellung der Begriffsgeschichte von Zivilgesellschaft (Anheier et al.

2001, 12ff.) mit sehr umfangreichen Datenmaterial, auch zum globalen Kontext. Zur Weltzivilgesellschaft siehe

auch des weiteren Walzer, 1995.

348
 Dettling, S. 2000, S. 17 ff.

349
 „Zivilgesellschaft meint also beides: Beschreibung und realexistierende Utopie, die das Bestehende transzen-

diert, kritisiert und auf die Zukunft hin politisch öffnet. ‚Zivilgesellschaft’ ist, um es paradox zu sagen, ein be-
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in der Verwendung des Begriffs der Bürgergesellschaft spiegelt sich in der Literatur

durchgängig eine Wertbestimmung. In der Bürgergesellschaft werden die sozial

verbindenden und zu Teilhabe befähigenden Grundlagen für eine solidarische und

demokratiefähige Gesellschaft gelegt. Während sich der Diskurs über die (beson-

ders integrativen) Leistungen der Bürgergesellschaft „lange Zeit auf die neuen

sozialen Bewegungen und deren Potential zur gesellschaftlichen Demokratisie-

rung”350 konzentriert hat, werden heute die Ursachen und produktiven Kerne mehr

in der Zivilgesellschaft als solche gesehen, in der sich, bei ausreichendem Aussen-

druck dann bürgerschaftliche Bewegungen, wie die ‚neuen sozialen Bewegungen’

der 1970er bis frühen 1980er Jahre, konsolidieren und bilden.

5. EXKURS ‚NEUE SOZIALE BEWEGUNGEN’

Für die historische Entwicklung und Initiierung bürgerschaftlicher Einrichtungen spielen die

‚Neuen sozialen Bewegungen’ der 1970er bis frühen 1990er Jahren eine wichtige Rolle. Die vor-

hergegangenen bürgerschaftlichen Bewegungen ließen sich in Frauen-, Jugend- und Sozialre-

formbewegung im Kontext von Arbeiterbewegungen grob differenzieren. Die – mittlerweile

nicht mehr so neuen – ‚neuen sozialen Bewegungen’ hatten ihre Wurzeln in der Studentenbe-

wegung der 1960er Jahre und resultierten aus der feministischen Frauenbewegung, sowie der

wichtigen Friedensbewegung, die in Folge der in den 1970er und 1980er Jahren international ge-

spannten Lage im Zuge des Kalten Krieges zwischen dem ehemaligen Warschauer Pakt Staaten

und der Nato, eine unvergleichliche Volksbewegung für Abrüstung und Frieden in Deutschland

und Europa mobilisierte. Weitere Volksbewegungen der 1970er und 1980er Jahre, die das

Spektrum und die Themen der bürgerschaftlichen Einrichtungen bis heute prägen, waren die

Umwelt- und Anti-Atomkraft-Bewegung, sowie, eher gegen Ende der 1980er Jahre die Homose-

xuellen-Bewegungen.351 „In einem gewissen Sinne haben die seit Mitte der siebziger Jahre ent-

standenen ‚neuen sozialen Bewegungen’ die Nachfolge der ‚außerparlamentarischen Opposi-

tion’ Ende der sechziger Jahre angetreten – Bürger schlossen sich in Gruppen zusammen, um

die Entscheidungen der Parlamente, der Parteien und der Verwaltungen zu beeinflussen und

Missstände abzuschaffen. Aus isolierten ‚Ein-Punkte-Aktionen’ kristallisierten sich allmählich

größere Zusammenschlüsse heraus, in denen das Prinzipielle der jeweiligen Anliegen verdeut-

                                                                                                                                     

schreibender Reformbegriff – oder er ist gar nichts. Das Faszinosum dieses Begriffs liegt in dem Spannungsver-

hältnis zwischen Faktizität und Normativität. Man kann dieses Spannungsverhältnis konkret ausbuchstabieren:

Krise der repräsentativen Demokratie – Ausbau und Erneuerung der Demokratie (in Deutschland und Europa);

Krise des Wohlfahrtsstaates und der Vollbeschäftigungsgesellschaft – erwerbsunabhängige Grundsicherung,

Bürgerarbeit, Ermöglichung experimenteller Kultur; Krise des Neoliberalismus – Begrenzung des Marktes, Be-

gründung und Sicherung der Nicht-Marktgesellschaft der selbstbewussten Individuen.” Beck 2001a. Vergleiche

zur Fülle der Definitionen auch beispielsweise Schaurhofer et al. 2000, S. 5; Dettling, 2000, S. 17 f.; Anheier et al.,

2001, S. 17; Detlev Pollack, 2002; Roland Roth, 2002.

350
 Braun, 2002, S. 1 ff.

351
 Siehe hierzu auch Raschke, 1991.
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licht wurde. Besonders bekannt geworden sind die Bürgerinitiativen zum Schutz der Umwelt im

allgemeinen und zur Verhinderung des Baus von Kernkraftwerken im besonderen. Aus ihnen

sind schließlich die Grünen hervorgegangen. [...] Neben der Ökologiebewegung gibt es weitere

‚neue soziale Bewegungen’ – z.B. die ‚Alternativbewegung’, die ‚Frauenbewegung’ die ‚Frie-

densbewegung’.”
352 Eine weitere wichtige Gruppe von bürgerschaftlichen Organisationen, die

zu guten Teilen ihre Ursprünge in der Umweltbewegung der 1980er Jahre hatten, sind die heuti-

gen Nichtregierungsorganisationen (NRO´s bzw. Non-Govermental-Organizations/ NGO´s) als

globale Akteure und unverzichtbare Vertreter der internationalen Weltbürgergesellschaft. Sie

stellen immer wichtiger werdende Interessensvertretungen neben Markt und Staat für beson-

ders auch humanitäre und ökologische Werte dar, und dürfen in ihrer besonderen politischen

Bedeutung als auch als internationale und interkulturelle Vernetzer keinesfalls unterbewertet

werden.353 Sie sind aber nicht mehr den üblicherweise als ‚neue soziale Bewegungen’ verstan-

den Gruppen und Organisationen zuzuordnen, vor allem, weil sie zeitlich ihren ‚Boom’ beson-

ders in den 1990er Jahren erfuhren.354

Trotz der großen Vielfalt der Gruppierungen vereinte sie alle ihre bewusste Distanz zu Großin-

stitutionen von Politik, Staat und Wirtschaft sowie die teilweise unkonventionellen, spontanen

Beteiligungsformen, deren Impulse und Öffentlichkeitswirkung zu Innovationsanstößen ganzer

gesellschaftlicher Teilsysteme führten. Das Misstrauen gegenüber formellen Institutionen äu-

ßerte sich unter anderem in Gestalt vielfältiger Selbsthilfegruppen und alternativ-ökonomischer

Betriebe, die Beywl als ‚informelle Basiseinheiten’ der Infrastruktur der neuen Sozialbewegun-

gen bezeichnet: „Die Gründung von Kollektivbetrieben in der ersten Hälfte der siebziger Jahre

geht auf dieselbe Motivlage zurück wie die Entstehung neuer sozialer Bewegungen: Traditio-

nelle Politikformen, die Berufstätigkeit in der Wirtschaft oder der staatlichen Verwaltung, die

herkömmlichen Lebens- und Familienformen boten ungenügend Entfaltungsmöglichkeiten für

Leute, die aktiv auf die ökonomischen und kulturellen Entwicklungen Einfluss nehmen woll-

ten.”
355 Die Bewegung selbstorganisierter Kollektivbetriebe und ökonomischer Projekte trat

bewusst als Strömung einer ‚Alternativen Ökonomie’ auf356, wodurch diese freien Aktivitäten

im Kontext der neuen sozialen Bewegungen ein eigenständiges wirtschaftliches Gepräge

annahmen. Beywl prognostizierte der Formation ‚Alternativökonomie’ oder ‚Selbstverwal-

tungswirtschaft’ nach dem Niedergang des Realsozialismus eine „[...] Selbstverständniskrise

mangels pragmatischer Anschlussfähigkeit an aktuelle soziale Tendenzen.“
357 Ganz ähnlich

verweist Evers auf eine gesellschaftliche Randständigkeit vieler ‚alternativer’ Initiativen und

Selbsthilfegruppen, wodurch sie sich die Chance zum Austausch mit etablierten Großinstitutio-
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 Jesse, 1997, S. 262.

353
 Vergleiche auch Soyez, 2000.

354
 Vergleiche den Artikel «social movement» in Johnston et al., 2000, der insbesondere die internationale zivilge-

sellschaftliche Bedeutung der neuen sozialen Bewegungen hervorhebt.

355
 Beywl, 1991, S. 283.

356
 Vergleiche Beywl, 1991, S. 284.

357
 Beywl, 1991, S. 296.
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nen wie den großen Wohlfahrtsverbänden nähmen.358 Dieser Umstand findet sich rezent wie-

der in den gewissermaßen mittelbar nachholenden – damalige Reflexionen wiederholenden –

Leitbilddiskussionen der Wohlfahrtsverbände (beispielsweise der Arbeiterwohlfahrt) um einen

Wandel des Ehrenamts, jedoch eben hin zu den kleineren, informelleren und selbstbestimmte-

ren Gruppen und Organisationen.

Es lassen sich die Selbsthilfegruppen sowie alternativ-ökonomischen Unternehmungen jener

Zeit auch als eigenständige junge Selbsthilfebewegung zusammenfassen und als gesellschaft-

liche Impulsgeber für die Notwendigkeit einer sozial gerechteren Wirtschaftsentwicklung ver-

stehen. Die Motivation der Akteure wird z.B. bei Schaper in Verbindung mit der Krise der Ar-

beitsgesellschaft und einem Wertewandel zugunsten postmaterieller Werte gebracht. Jedoch ist

Schaper in seiner Stellungnahme sehr ambivalent, indem die veränderten Wertorientierungen

sowohl Partizipation, Solidarität, Eigenverantwortung wie auch Individualisierung und Hedo-

nismus bedeuten können.359 Interessanter Weise beobachtet Schaper im Falle der Selbsthilfe-

gruppen keine Verstärkung der solidarischen Verhaltensdimension: „Solidarische Fremdhilfe

aufgrund ehrenamtlicher Engagements ist nicht das eigentliche Ziel in diesen Gruppen.”360

Diese Aussage lässt sich sicherlich nicht auf die Selbsthilfegruppenlandschaft generalisieren,

denn viele der hier aktiven Menschen waren mal Betroffene, sind es aber nicht mehr und teilen

ihre Erfahrungen aus Gemeinschaftssinn anderen mit. Auch verbindet sich häufig Selbsthilfe

und solidarische Gemeinschaftsorientierung in ein und der selben Einrichtung miteinander.

Aber durchaus spielen die von Schaper behaupteten Motivationen der Individualorientierung in

Selbsthilfegruppen sicher eine höhere Rolle als in anderen bürgerschaftlichen Einrichtungen.

Schaper sieht auf jeden Fall auch wie der Autor einen bedeutsamen Beitrag der Selbsthilfebe-

wegung „für die längst überfällige Strukturreform des kommunalen sozialen und gesundheitli-

chen Versorgungssystems.”361

Weiterhin sehr aktuell ist der mit den neuen sozialen Bewegungen entstandene ‚Assoziations-

sinn’, der partiell die Ablösung des traditionellen Ehrenamtsverständnisses einleitete. Er ist ge-

kennzeichnet von Optionalität bzw. Wahlfreiheit des Engagements statt Pflichterfüllung, von

neuen kollektive Beteiligungsformen, der Debatte zur Komplementarität des Leistungsange-

bots und Motive der Selbstaktivierung sowie der individuellen Befähigung zur Problembewälti-

gung.362 Aus diesen Betrachtungen geht teilweise auch das gegenwärtig langsam wachsende

weitergehende Interesse an bürgerschaftlichen Engagement als zivil- bzw. bürgergesellschaftli-

che Triebkraft und als Grundlage einer funktionsfähigen Marktwirtschaft hervor.

Die in der Bürgergesellschaft gebildeten Grundlagen von Demokratie und Koopera-

tionsfähigkeit werden in ihrer Potenzialität häufig mit dem Begriff des Sozialen
                                                  
358

 Vergleiche Evers, 1989, S. 38.
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 Vergleiche Schaper, 1991, S. 165
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 Schaper, 1991, S. 167.
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 Schaper, 1991, S. 171.
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 Evers et al., 1989, S. 35.
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Kapitals363 beschrieben364, welches sich in ihr (der Bürgergesellschaft) bildet und

soziokulturelle Anpassungsfähigkeit, Integration, Partizipation und Kooperation

nährt.365 „Darüber hinaus stiftet soziales Kapital sozialen Frieden, weil Regeln,

Normen und Werte eine Kultur der Konfliktregulierung und Kompromissfindung

begründen sowie Verfahrensweisen der Teilhabe am öffentlichen Leben hervor-

bringen.“366 Umgekehrt aktiviert und stärkt soziales Kapital wieder die Bürgerge-

sellschaft, und reichert sich so, wenn ausreichend gefördert und nicht einseitig

übernutzt (vergleiche Kapitel II-II), immer weiter an. „Wie auch konventionelles

Kapital tendiert Sozialkapital dazu, sich immer mehr zu akkumulieren. [...] Die

meisten Formen von Sozialkapital [... sind] Ressourcen, deren Angebot im Laufe

der Nutzung steigt statt zu sinken und das sich erschöpft, wenn es nicht genutzt

wird. Je mehr zwei Menschen sich aufeinander verlassen, desto größer wird ihr

gegenseitiges Vertrauen. [...] Auch andere Formen von Sozialkapital wie soziale

Normen und Netzwerke nehmen mit der Nutzung zu und sie nehmen ab, wenn sie

brach liegen.“ 367 Jeremy Rifkin ordnet den drei Sektoren – marktwirtschaftlicher

Bereich, staatlicher Bereich und ‚sozial-gemeinnütziger Bereich‘ – insgesamt drei

Kapitalien zu368: wirtschaftliches Kapital, öffentliches Kapital und soziales Kapital:

„Wir dürfen nicht vergessen, dass sich im Verlauf der Geschichte soziale Gemein-

schaften immer vor den Märkten und Regierungen etabliert und sozialer Austausch

immer dem Warentausch vorrangig. Der dritte Bereich [dritter Sektor, vergleiche

hierzu Kapitel III] wurde zwar im 20. Jahrhundert in den meisten Ländern marginali-

siert, doch er ist in Wirklichkeit immer noch die Grundlage, auf der die beiden an-

deren Bereiche stehen. Künftig kann es nicht mehr nur um die Balance von Markt

und Staat gehen, sondern alle drei Bereiche müssen ins Gleichgewicht gebracht

werden.”369

                                                  
363 Das Konzept des ‚Sozialkapitals’ geht primär zurück auf : Coleman, 1988 und Putnam, 1993.

364
 „Sozialkapital aufzubauen ist nicht einfach, aber es ist der Schlüssel zu einer funktionierenden Demokratie.“

Putman, 1993, S. 185, in: Hall und Pfeiffer, 2000, S. 246.

365 In Bezug auf die soziale Kohäsion der Gesellschaft hat die Diskussion über das soziale Kapital der Bürger-

oder Zivilgesellschaft inzwischen eine weit verzweigte Struktur angenommen. Auf einer Workshoptagung des

Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung 2002 ist im Zusammenhang mit dem zivilgesellschaftlichen

Diskurs und der Zukunft der Arbeit besonders die Diskussion um die Integrationsfunktion des hier als Dritten

Sektor (Nonprofit-Sektor, Voluntary Sector, Community Sector, Soziale Ökonomie, Solidarwirtschaft, vergleiche

auch Kapitel III.) bezeichneten Bereichs der Bürgergesellschaft erwähnenswert. WZB, 2002, S. 9.

366
 Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 414.

367 Putman, 1993, S. 167 – 170, in: Hall und Pfeiffer, 2000, S. 246.

368
 Vergleiche Rifkin, 1997.

369
 Rifkin, 1997, S. 82.
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Die Grundlage der, bei Rifkin als ‚dritter Bereich’ umfassten, Bürgergesellschaft,

also dem Bereich, wo soziales Kapital entsteht, bilden soziale Netzwerke (verglei-

che hierzu Kapitel III-III.1.). Mit dem Begriff des sozialen Netzwerks werden ent-

sprechend beschaffende soziale Beziehungen als Ressourcen zu entweder gemein-

samer oder individueller Zweckverfolgung begriffen: „Netzwerke sind das Ergebnis

eine Vielzahl individueller Entscheidungen, die aber wieder teilweise von den Ge-

legenheitsstrukturen für bestimmte Kontakte im jeweiligen Kontext abhängen.”370

Die Ausprägungen des in Netzwerkbeziehungen aufgebauten sozialen Kapitals

lässt sich weiter differenzieren und bewerten. Putnam hat 1995 anhand von Fall-

studien eine Analyse vorgelegt, die immer noch eine zentrale Säule der Debatte

um Zivilgesellschaft und soziales Kapital bildet. Ihr zufolge verschaffen horizontal

strukturierte Netzwerke gleichberechtigt kooperierender Gesellschaften sozioöko-

nomische Vorteile gegenüber hierarchisch strukturierten Systemen. „Der Begriff

‚Sozialkapital’ umfasst Merkmale des gesellschaftlichen Lebens (wie Netzwerke,

Normen, Vertrauen), die die Menschen befähigen, gemeinsam effektiver zu han-

deln und gemeinsame Ziele zu verfolgen. Ähnlich dem konventionellen Kapital für

den konventionellen Kreditnehmer dient Sozialkapital als eine Art Sicherheit, steht

aber auch jenen zur Verfügung, die keinen Zugang zu normalen Kreditmärkten

haben. Da diese Menschen über keinerlei materielle Vermögenswerte verfügen,

die als Sicherheiten dienen könnten, verpfänden sie im Grunde ihre sozialen Bezie-

hungen. So kann Sozialkapital das Kreditwesen in den Gemeinschaften ausdehnen

und die Effizienz, mit der die Märkte dort arbeiten, erhöhen.“371 Der Autor lehnt

zwar die begriffliche Kapitalisierung sämtlicher sozialer Beziehungen ab, da sie

nahe legt, gleiche oder ähnliche Kausalzusammenhänge für Handlungen und Ko-

operationen wie bei denen des Marktes zu vermuten372, erkennt aber an, dass es

natürlich eine Vielzahl von Überschneidungen zwischen Gemeinschaftsorientie-

rung und Individualinteressen gibt, man kann hier auch von mittelbaren Tausch-

verhältnissen sprechen. Denn wenn Arbeit in gemeinschaftliche Ressourcen wie

soziales Kapital einfließt, wird dieses gestärkt und trägt umgekehrt auch wieder

den sozialen Kontext des Einzelnen, bettet in quasi in die Bürgergesellschaft ein373,

                                                  
370

 Pappi, 2001, S. 612, siehe auch Coleman, 1995.
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 Putman, 1993, S. 167 – 170, in: Hall und Pfeiffer, 2000, S. 245 – 246.

372
 ... und auch deshalb, weil es wichtig ist, deutlich zu machen, das es auch in den industrialisierten Ländern

einen leistungsfähigen ökonomischen ‚Apparat’ gibt, der eben nicht monetär- sondern motivations-, sinn- bzw.

bedarfsgesteuert dynamisiert wird.
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 Bürgerschaftliches Engagement entwickelt sich pfadabhängig, d.h. einmal entwickelte Formen werden aufge-

griffen und umgestaltet, neue kommen hinzu.“ Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engage-

ments’, 2002, Band 4, S. 399..
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und fördert die eigene soziale Sicherheit. Und obwohl „ein spezielles Merkmal von

Sozialkapital [...] darin [besteht], dass es meist ein öffentliches Gut darstellt, wäh-

rend konventionelles Kapital meist Privatgut ist“374, kann ein öffentliches Kapital

natürlich dem privaten Nutzen dienen.

Aber Teilhabe an der Bürgergesellschaft ist immer an Kooperation und flache Hier-

archien gebunden, wo Hierarchien eine Rolle spielen, sind sie meist aufgrund von

sozialen oder anderen besonderen Kompetenzen gemeinschaftlich bestimmten

Personen zugeordnet, und werden ebenso wieder entzogen, wenn sie nicht der

Gemeinschaft dienen, dies wird auch in der Fallstudie Köln noch deutlich. So setzt

die aktive Teilhabe und Mitarbeit in bürgerschaftlichen Aktivitäten einen gemein-

sam getragenen ethischen Konsens voraus, den die partizipierenden Menschen

untereinander teilen, debattieren, weiterentwickeln und vor allem auch darauf ver-

trauen. Nur auf der Grundlage mindestens einer geteilten kulturellen Grundlage

kann soziales Kapital erwachsen. „Social capital is a capability that arises from the

prevalence of trust in a society or in certain parts of it. It can be embodied in the

smallest and most basic social group, the family, as well as the largest of all

groups, the nation, and in all the other groups in between. Social capital differs

from other forms of human capital insofar as it is usually created and transmitted

through cultural mechanisms like religion, tradition, or historical habit.”375 Das

stärkste verbindende Element ist jedoch ein ethischer Konsens unter den kooperie-

renden Menschen. „But while contract and self-interest are important sources of

association, the most effective organizations are based on communities of shared

ethical values. These communities do not require extensive contract and legal re-

gulation of their relations because prior moral consensus gives members of the

group a basis for mutual trust.”376 Sind diese Grundlagen gegeben, kann soziales

Kapital ‚erarbeitet’ werden. Die produktiven Kernzellen der Bürgergesellschaft sind

dabei bürgerschaftlich engagierte Menschen, die Freiwilligenarbeit, ehrenamtliche

Arbeit, Bürgerarbeit leisten. Sie tragen hiermit zur Selbstversorgung der Gesell-

schaft mit sozial und kulturell wirksamen Dienstleistungen bei – sie leisten ge-

meinschaftsorientierte, öffentliche Subsistenzarbeit.

Über die Vielzahl dieser informellen Arbeiten, die sehr häufig im Rahmen bürger-

schaftlicher Einrichtungen erbracht werden, werden soziale Sicherung und Für-

sorge, Integration und viele weitere Aspekte gesellschaftswirksamer und
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–stabilisierender Strukturen getragen und entwickelt. Auf diese Weise wirkt die

Bürgergesellschaft der sozial segregierenden Wirkung der marktwirtschaftlich de-

terminierten Erwerbsarbeitsgesellschaft entgegen und kompensiert teilweise sozi-

ale Kosten, die aus dem Markt in die Bürgergesellschaft externalisiert werden. Un-

ter Verweis auf die Anforderungen sozialer Nachhaltigkeit betonen Brandl und Hil-

debrandt vor allem die zivilgesellschaftlichen, mischarbeitsförmigen „Potenziale

einer Tätigkeitsgesellschaft für soziale Integration und ökologische Verträglich-

keit” und meinen hiermit auch die Zivilgesellschaft: „So wie die fordistisch-taylo-

ristische Industriegesellschaft der Konzeption von Normalarbeit und neokorpora-

tistischen, industriellen Beziehungen in Deutschland entsprach, stellt sich nun die

Frage der Entsprechung einer unter Nachhaltigkeitsaspekten zu gestaltenden Tä-

tigkeitsgesellschaft. Welche neuen Arbeitsformen entsprechen welchem Gesell-

schaftstyp bzw. Regulierungstyp? Hier bietet die Konzeption der Zivilgesellschaft

Ansatzpunkte für die weitere Forschung.”377

Soll der Ausgleich sozialer Folgekosten wettbewerbswirtschaftlichen Handelns

nicht langfristig die Grundlagen der Bürgergesellschaft auslaugen, nämlich indem

soziales Kapital einseitig aufgebraucht wird, aber nicht die Bildung neuen sozialen

Kapitals angeregt und gefördert wird, müssen die gesellschaftlichen Grundlagen in

ihren Kernelementen verändert werden. Wie bereits in den vorangegangenen Kapi-

teln deutlich wurde, ist die Handlungsfähigkeit von Staat wie auch Markt zur Siche-

rung des sozialen Zusammenhaltes, von Wohlstand und sinnvoller Beschäftigung

solange massiv eingeschränkt, wie ein Paradigmenwechsel in den ökonomischen

und arbeitsgesellschaftlichen Strukturen und Strategien nicht erfolgt. Die Basis der

Bürgergesellschaft wird von den staatlichen und marktwirtschaftlichen Krisen zu-

nehmend ausgelaugt, indem soziales Kapital verbraucht, aber dafür nichts zurück-

gegeben wird. Die Konsequenz hieraus ist, dass Arbeit im Rahmen eines neuen

Verständnisses von Arbeits- oder Tätigkeitsgesellschaft neu definiert und bewertet

werden muss. Denn die Grundlagen der Kulturgesellschaft werden eben nicht pri-

mär nur über den Erwerb getragen, sondern zu qualitativ wie quantitativ mindes-

tens ebenso bedeutsamen Anteilen über die informelle unbezahlte Arbeit – die

Bürger- und Eigen- oder im folgenden auch Subsistenzarbeit.378 Die einseitige In-
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wertsetzung des Erwerbs und der materiellen Massenproduktion zum Verkauf

durch den Markt und befördert durch den Staat zerstört die natürlichen wie sozio-

kulturellen Grundlagen unserer Welt. Nach Meyer-Abich spiegelt sich in der Natur-

krise der wissenschaftlich-technischen Welt die Entkoppelung menschlicher Ge-

meinschaften aus natürlichen, lebendigen Lebensordnungen wieder. Um nicht nur

zu ökologischer, sondern auch soziokultureller Balance zu gelangen, muss wieder

eine Ganzheitlichkeit der Lebensverhältnisse erreicht werden. So konstatiert

Meyer-Abich die Naturkrise der wissenschaftlich-technischen Welt als eine Not des

Ganzen, in welcher die Integrität der Lebensverhältnisse durch Humanegoismen

(Anthropozentrik) bedroht wird.379 Um diese Bedrohungen und umfassenden Ero-

sionsprozessen aufzuhalten und umzukehren brauchen wir ein holistisches Ver-

ständnis der Funktion des Einzelnen und der Gemeinschaft, von Natur und Kultur,

von Arbeit und Sinnhaftigkeit, von Wettbewerb und Kooperation in einer globalen

Weltbürgergesellschaft. Der Physiker und Träger des Alternativen Nobelpreises

Hans-Peter Dürr fasst die seelischen Grundlagen des Handelns im Rahmen der

Nachhaltigkeitsdiskussion in eine Formel: „Nachhaltigkeit [wird] am ehesten er-

reicht durch eine offene, aufmerksame, umsichtige, einfühlende, liebende Lebens-

einstellung.“380 Im folgenden soll klar werden, welche Bedeutung den unbezahlten

gemeinschaftsorientierten Subsistenztätigkeiten und dem Subsistenzsektor als

gesamtes hierfür zukommt, wie er funktioniert, wodurch er dynamisiert wird, und

wie sich Subsistenz im kommunalen Kontext bereits heute entfaltet.

                                                  
379 
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I I I .  D E R  S U B S I S T E N Z K O M P L E X

„Subsistence is not something that can be defined only by where you live, or how

much money you make, or what race you are, but rather by how you live. In discus-

sions throughout the state, there has been general agreement that subsistence is

a way of life.“381

Subsistenz bedeutet Selbstversorgung, der Subsistenzkomplex umfasst dabei ein

ganzes System soziökonomischer Austauschsprozesse eigener Logik, eigener Mo-

tivation und mit eigenen Strukturen. Diese werden in der Breite ihrer Facetten, ih-

ren Wechselwirkungen und strategischen Eigenschaften in diesem dritten Kapitel

dargestellt, analysiert und erklärt. Zunächst wird der Subsistenzbegriff erläutert

und eingegrenzt, und anschließend in seinen sektoralen Spezifika beschrieben und

gegenüber marktlichen und staatlichen Strukturen qualitativ und strategisch ab-

gegrenzt, wie in seinen Synergien und Komplementaritäten analysiert. Das Kapitel

schließt mit der definitorischen und funktionellen Darstellung der Subsistenzarbeit

als produktive Basiseinheit der Subsistenz und der Deskription und Kategorisie-

rung bürgerschaftlicher Einrichtungen als Plattformen für gemeinschaftsorientierte

Subsistenzarbeit. Hiermit leitet es dann in die systematische Darstellung der urba-

nen Subsistenz am Beispiel Kölns über.

Dieses Kapitel stellt einen wichtigen Autorenansatz in dieser Arbeit dar. In der

Breite der Darstellung, der kontextuellen Einbindung (besonders auch unter Be-

rücksichtigung der Darstellungen in Kapitel II), der terminologischen (Neu) Ord-

nung und Abgrenzung der thematisch verwandten und berührenden Begriffe, so-

wie in der Systematisierung ist die Subsistenzökonomie bisher nicht analysiert und

beschrieben worden. Hiermit wird ein Zugang zu den sozioökonomischen Rahmen-

bedingungen auch der westlichen Welt unterstützt, der es ermöglichen kann, die

zunehmend verzerrende Brille der überwiegend marktökonomischen Betrachtun-

gen und Systemdeutungen zu überwinden und die Wahrnehmung menschlicher

Alltagsorganisation zu schärfen und zu erweitern.
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I I I - I .  WA S IST SUBSISTENZ?

Subsistenz ist „ [...] a set of culturally etablished responsibilities, rights and obliga-

tions that effect every man, woman and child each day.“382

„A subsistence society is understood to be a group of people whose production,

use and consumption of local resources occurs in ways that are consistent with

traditional patterns maintained by kinship-based social structures.“383

Die Subsistenzökonomie ist sinngleich der Selbstversorgungswirtschaft. Es ist da-

mit eine nicht primär geldorientierte Wirtschaft gemeint, die komplementär zur

‚formellen’ Marktwirtschaft existiert. Es geht um die primär nicht-kapitalorientierte

Wirtschaft, die in der Regel auf freiwilliger, eigenmotivierter (Subsistenz)Arbeit

(vergleiche Unterkapitel III-I) beruht, Bedarfslagen deckt, die über Staat und Markt

nicht befriedigt werden können, und deren wesentliche Grundlagen auf Kommuni-

kation, Kooperation, Solidarität und Partizipation beruhen.

Subsistenz lässt sich in zwei Hauptzweige unterteilen:

 Die individual- oder haushaltsorientierte (private) Subsistenz umfasst

jene Eigenarbeiten und Familienarbeiten, die im und um Haushalt und Fa-

milie alltäglich erfolgen, und die jede/r im größeren oder geringeren Um-

fang leistet. Eine besondere Bedeutung hat hier immer noch die Arbeit von

Frauen. Diese (informellen) Nichterwerbsarbeiten (vergleiche Kapitel III-I.1.)

werden gesellschaftlich gering wahrgenommen und anerkannt, obwohl sie

Basis legend für Erwerbsarbeit sind und wesentliche stabilisierende Kerne

für die Funktionsfähigkeit der Gesellschaft und damit auch politischer und

wirtschaftlicher Stabilität darstellen.

 Die gemeinschaftsorientierte, bürgerschaftliche (öffentliche) Subsistenz

umfasst das gesamte Spektrum ehrenamtlicher und freiwilliger Arbeiten,

die beispielsweise in Vereinen, Kultureinrichtungen, Netzwerken, etcetera

– zusammenfassend bürgerschaftlichen Einrichtungen – geleistet werden.

Dieser Bereich der Subsistenzökonomie ist Infrastruktur bildend, schafft In-

teraktionsräume für Aktivitäten auf bürgerschaftlicher Ebene, er leistet In-

tegrationsarbeit (Alte, Junge, Ausländer, Kranke, Behinderte, sonst wie

Ausgegrenzte), Bildung und Information wird angeboten, solidarisches Be-
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wusstsein wird gestärkt und ist, oft unerkannt, ein zentrales Element einer

partizipatorischen und mündigen Bürgergesellschaft.

Beide Bereiche der Subsistenz stehen komplementär zur Marktwirtschaft und zum

‚Sozialstaat’. Sie ergänzen und entlasten diese, und werden auf diese Weise mas-

siv marktwirtschaftlich wirksam, indem sie Standortstabilität sichern und Stand-

ortqualität erhöhen. Sie tragen in ihrer Gesamtheit zur Innovationskraft, demokra-

tischer Teilhabe und nicht zuletzt zu Lebensqualität in einem solch hohen Maße

bei, dass ohne sie die Funktionsfähigkeit von Staat und Markt massiv einge-

schränkt würde. Während der Markt angebotsgesteuert versucht Bedürfnisse zu

wecken und so Konsum anzuregen, ist die Subsistenz direkt bedarfsorientiert und

ergänzt Markt und Staat um Gemeinschaftsgüter, die nicht kaufbar sind und nur in

selbstbestimmter kooperativer Arbeit entstehen. „Subsistenzwirtschaft ist auf Pro-

duktion für den eigenen – privaten und gemeinschaftlichen – Bedarf gegründet,

also auf Eigenversorgung, aber nicht Autarkie, denn hundertprozentige Selbstver-

sorgung hat es nie gegeben. Stets haben die Menschen auch für andere gesorgt,

stets haben sie auch Güter und Dienste getauscht. Der Anteil an über den Markt

bezogenen Gütern ist bei der ländlichen Subsistenzwirtschaft geringer, bei der

städtischen größer.“384 Eine reine Subsistenz ohne die Ergänzung von Gütern des

Marktes und des Staates gibt es gegenwärtig nach Wissen des Autors in ‚moder-

nen’ Gesellschaften nicht mehr, auch historisch ist sie wohl eher selten gewesen.

Über Subsistenz wurden fast immer auch geringe Überschüsse erzeugt, die dann

auf Märkten verkauft oder getauscht wurden, und so die Möglichkeit verschafften

auch Güter zu bekommen, die nicht eigenständig erzeugt werden konnten. Auch in

den häufig als Agrargesellschaften bezeichneten ‚Entwicklungsländern’ stellt die

agrare Subsistenz von Kleinbauern zwar immer noch den Grossteil der materiellen

Versorgung (vor allem an Nahrungsmitteln) auf dem Land (und oft auch in den

Städten) bereit. Aber auch hier werden Überschüsse aus der Landwirtschaft auf

lokale Märkte gebracht. Die agrare Subsistenz findet sich in den ‚Industrieländern’

nur noch rudimentär und hat kaum noch Bedeutung. Die urbane (städtische) Sub-

sistenz, mit dem Schwerpunkt auf Dienstleistungsproduktion finden wir im Norden

wie im Süden. In beiden Fällen ergänzt sie den Markt dort, wo er nicht in der Lage

ist die individuellen und gemeinschaftlichen Bedarfslagen zu decken. „Subsistenz

ist diejenige Wirtschafts- und Lebensform, in der für den eigenen Bedarf produziert

wird und ein Austausch von Produkten und Diensten vorrangig innerhalb lokaler

Realbeziehungen stattfindet. Die Subsistenzwirtschaft ist weder geld- noch markt-
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wirtschaftlich organisiert, an ihrer Peripherie aber in Geldströme und Marktpro-

zesse eingebunden. [...] Sie war vor dem Markt da und hat auch heute, selbst in

den höchstentwickelten Industrieländern, eine nichtersetzbare Funktion, denn sie

schließt lauter Tätigkeiten ein, die erwerbswirtschaftlich nicht rentabel, gesell-

schaftlich aber unverzichtbar sind.”385

Während in den Entwicklungsländern über die Subsistenz eine Mindestversorgung

mit Lebensgütern gesichert werden soll, kann die Subsistenz in den Industrielän-

dern ein Wohlstandsplus bedeuten, indem sie deutlich zur Lebensqualität durch

die Produktion vor allem immaterieller Güter beiträgt. Doch auch im Norden kehrt

sich das Prinzip der Subsistenz um. Zunehmend externalisiert (externalisieren =

auslagern) der Markt und der Staat soziale Dienstleistungen, die sich marktwirt-

schaftlich nicht mehr lohnen und deren Erbringung deshalb zu teuer erscheinen,

auf die Bürgergesellschaft und dort in den Subsistenzsektor. Die Förderung der

Subsistenzwirtschaft wird vernachlässigt und so ihre Leistungsfähigkeit einge-

schränkt, indem soziales Kapital einseitig aufgezehrt wird. Das, was ein Wohl-

standsplus hätte werden können, wird so zur Deckung der Grundversorgung miss-

braucht. Das Markt und Staat damit zur Erosion ihres eigenen ‚Soziotops’ beitra-

gen, und sich massiv selber schädigen, wird selten verstanden.

Denn die wohlstandsmehrenden Qualitäten der Subsistenz liegen nicht nur in der

Bereitstellung wesentlicher, besonders immaterieller Güter für Einzelpersonen und

gesellschaftliche Gruppierungen, sondern besonders auch in ihrer reproduktiven

Leistung. In der Subsistenz werden die soziokulturellen Grundlagen produziert, die

ein Auseinanderdriften der Gesellschaft verhindern. Sie bildet Integrations- und

Kommunikationssysteme aus, fußt in Partizipations- und Kooperationsstrukturen

und bildet so – als produktive Domäne der Bürgergesellschaft – soziales Kapital.

Mit diesen reproduktiven Leistungen schafft sie die sozioökonomischen Ressour-

cen ständig neu, die besonders vom Markt (aus)genutzt und teilweise sogar er-

schöpft werden. Würde die Subsistenz im privaten wie gemeinschaftlichen Bereich

nicht mehr funktionieren, wären nicht verkraftbare Standortqualitätsverluste be-

sonders auch in Städten die Folge, da die Grundlage der Humanressourcen einer

Ökonomie, die immer mehr auf Wissen setzt, entzogen würde. So gehen von Win-

terfeld und Bierter davon aus, „dass die gegenwärtige [marktgesteuerte] Lebens-,

Arbeits- und Versorgungsweise und die langfristige Tätigkeit unserer alten Erd-

bühne zwei einander strikt ausschließende Größen sind, und dass das Gesamtsys-
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tem in der Ideologie einer nicht-reproduktiven Produktivität”386 verwurzelt sei, also

einer Ökonomie, die ihre eigenen sozialen und kulturellen Ressourcen erschöpft.

Dieser müsse ein Leitbild „’pluraler’ oder ‚konvivialer’ Ökonomie”, soll heissen,

einer „Ökonomie, die vielfältige Formen von Produktion und Konsum ermöglicht”

gegenüber stehen.387 Denn erst in der Vielfalt der produktiven Arbeitstätigkeiten,

besonders auch im reproduktiven (subsistenzwirtschaftlichen) Bereich, wird die

Regeneration der produktiven Grundlagen einer Gesellschaft gewährleistet, näm-

lich indem Reproduktion ‚produziert’ wird. Dies setzt mit voraus, dass Konsum

auch in der Tätigkeit selber liegen kann, nämlich dann, wenn diese als befriedi-

gend und wohlstandsmehrend empfunden wird. Denn ohne diesen Aspekt würde

Reproduktionsfähigkeit nicht freiwillig produziert. Und hierfür braucht es ein ge-

sellschaftliches wie politisches Erkennen der Bedeutung des Wechselspiels zwi-

schen Subsistenz, Markt und Staat in Form einer aktiven Zuwendung.  Ohne eine

adäquate Anerkennung der – vor allem urbanen – Subsistenz in der BRD, werden

sich angepasste Förderungen des komplementärwirtschaftlichen Sektors nicht

umsetzen lassen. Die Debatte um pluralwirtschaftliche Strategien kann um eine

Erkenntnis erleichtert werden. Wir leben bereits in einem pluralwirtschaftlichen

System, und der Markt ist nur ein wesentliches tragendes Element derselben. För-

dern wir nicht das ausgeblendete Pendant, die Subsistenz, destabilisieren wir uns

nicht nur mikro-, auch makroökonomisch.

Interessanterweise sind diese Zusammenhänge bereits in ethnologischen Studien

länger bekannt, wurden aber niemals auf industriegesellschaftliche Zusammen-

hänge übertragen. So liefert Wolfe, der über Inuiten in Alaska arbeitete, eine sehr

brauchbare, ethnologische Definition:

„Subsistencesystems are characterized as

1) a    mixed economy  , with mutually supportive market and subsistence sec-

tors;

2) a   domestic mode of production  , where production capital, land and la-

bour are controlled by extended kin-based production units;

3) a stable and complex   seasonal round of production   activities within the

community, tied to the seasonal arrival, and variable Yields, of fish and

game resources;
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4) substantial non-commercial   networks for sharing  , distributing and ex-

change of food and materials;

5) traditional systems of land/ water   use and occupancy  ;

6) complex  inter-generation systems of belief , knowledge and values asso-

ciated with resource uses, passed on between generations as the cultural

and oral traditions and customs of the society.“388

Diese Kriterien sind natürlich nicht uneingeschränkt auf die dienstleistungsorien-

tierte Subsistenz der Städte Deutschlands zu übertragen, jedoch in erstaunlich

vielen Punkten doch durchaus. Betrachtet man die Einzelpunkte lässt sich Punkt 1)

uneingeschränkt auf den urbanen, industriegesellschaftlichen Subsistenzsektor

der Industriegesellschaften übertragen. Punkt 2) ist eingeschränkt übertragbar. Es

liegt die Kontrolle der Subsistenzproduktion in Industrieländern eher in der Bür-

gergesellschaft und sozialen Netzwerken, als noch in familiären Beziehungssyste-

men. So sind auch bei uns subsistenzwirtschaftliche Systeme mit soziokulturellen

Systeme eng verkoppelt. Interaktionen werden besonders über intensive koopera-

tive und kommunikative Strukturen geleistet. Der Punkt 3) bei Wolfe ist sicherlich

primär nur in Agrargesellschaften in solcher Ausprägung nachweisbar, wenn auch

in dienstleistungsorientierter Subsistenz feste chronologische und chronometri-

sche Rhythmen des Bedarfs und des Angebots zu erwarten sind, etwa zu Weih-

nachten und anderen Feiertagen, wie auch zu den saisonalen Ferienzeiten. Der

Punkt 4) ist wiederum fast uneingeschränkt – sieht man von der Bindung bei Wolfe

an Nahrung und Sachgütern ab – in der Subsistenz der Industrieländer nachweis-

bar, denn auch in den Städten Europas existieren Austausch- und Verteilungssys-

teme in Form von sozialen Netzwerken, und es werden über die gemeinschaftso-

rientierte Subsistenz auch soziale und kulturelle Dienste erbracht389, die direkt in

die Bürgergesellschaft einfließen und von der Bevölkerung geteilt werden. Wenn

man dann den Punkt 5) als traditionell etablierten Umgang mit Ressourcen abstra-

hiert, kann dies in den westlich-europäischen Staaten nicht auf den Umgang mit

Humanressourcen, also mit sozialen Kapital übertragen werden. Denn entgegen

dem Wissen, dass der öffentliche Raum, das Gemeinwesen, sozialer Zusammen-

halt und sozioökonomische Stabilität Schutz, Anerkennung und Unterstützung

braucht, wird dem Primat des Marktes immer noch in den westlichen Gesellschaf-

ten eine höhere Bedeutung zugeordnet und in der Folge die Humanressource Sozi-
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ales Kapital erodiert. Hierbei ist äußerst spannend, dass über den Produktivitäts-

druck der Erwerbswirtschaft gerade eben diese Erosionsprozesse im soziokultu-

rellen System befördert und dynamisiert werden (vergleiche Kapitel II), während in

den Ländern des Südens Erosionen und Degradationen des natürlichen Systems390

bis zum sozioökonomischen Kollaps nachweisbar sind, die ebenso stark über

marktwirtschaftlichen Wettbewerbsdruck erzeugt werden. Auch hier sind also

Übereinstimmungen erkennbar. Der Zusammenhang zwischen Degradationen na-

türlicher wie soziokultureller Systeme im Norden wie im Süden kann hier leider

nicht vertieft werden, stellt aber einen spannenden Forschungsschwerpunkt dar,

der sich lohnen würde zu analysieren. Das zuvor Gesagte trifft auch auf den Punkt

6) zu, der Subsistenz mit einem intergenerationell etablierten System von Wissen,

Glauben und Werten in Verbindung bringt. In den Städten der Industrieländer kann

die Neubewertung und Zuwendung zur Bedeutung der Bürgergesellschaft eher als

Renaissance eines lange als verloren gegangen geglaubten Bewusstseins von bür-

gerschaftlicher Kooperation und Selbstorganisation verstanden werden, als etab-

liertes und erhaltenes sozioökonomisches System. Jedenfalls ist es bemerkens-

wert, wie wichtig und aktuell eine ethnologische Definition des Subsistenzsektors

für bürgergesellschaftliche Systeme und die ihnen zugeordneten subsistenzwirt-

schaftlichen Prozesse sein kann und wie eng die Parallelen zwischen ökonomi-

schen Strategien auf bürgerlicher, informeller Ebene unterschiedlichster Kultur-

räume sind. So hängt die kulturelle individuelle wie gemeinschaftliche Akzeptanz

von Subsistenzökonomien wesentlich vom Bestand und der Entwicklungs- und An-

passungsfähigkeit subsistenzwirtschaftlicher Strukturen ab. Wie sich diese auf

globaler Ebene in pluralwirtschaftlichen Zusammenhängen entfalten könnten,

kann in dieser Studie nicht entwickelt, aber es werden hierzu Indizien und Ansätze

gezeigt und beschrieben.

Aus Sicht der agrarorientierten subsistenzwirtschaftlichen Vergangenheit wäre

eine reine, isolierte Marktökonomie wohl eine „völlig unmögliche, unverantwortli-

che, kostspielige Lebens- und Wirtschaftsweise, die [...] nur als Zeichen großer Ar-

mut, Abhängigkeit und Lebensuntüchtigkeit gedeutet würde.“391 Das ist natürlich

eine eindimensionale und eingegrenzte Perspektive, die so nicht richtig ist, denn

eine arbeitsteilige392 (Tätigkeits)Gesellschaft (vergleiche Unterkapitel II-I.4.) gibt
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392 „[...] Gegenseitigkeit ist [...] nur dort möglich, wo es Zusammenarbeit gibt, und diese ihrerseits entsteht nicht

ohne Arbeitsteilung. Zusammenarbeit heißt in der Tat, sich an einer gemeinsamen Aufgabe beteiligen. Wenn

diese in qualitativ ähnliche, gleichwohl untereinander unentbehrliche Aufgaben geteilt ist, ergibt sich eine einfa-
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den Menschen ja umfassend neue Entfaltungsräume und –möglichkeiten, zumin-

dest, wenn wir die Chancen, die sich in ihr bieten, zu nutzen wissen. Für einen

Wandel des erwerbswirtschaftlichen Systems der Arbeitsteilung zu einer „ganz-

heitlichen Arbeitsteilung“393 plädiert Scherhorn. Im Zentrum steht hierbei der Ge-

danke der Verteilungsgerechtigkeit. So braucht es:

„1. die Gleichrangigkeit bezahlter und unbezahlter Arbeit;

2. die Gleichrangigkeit der ruralen und urbanen Arbeit;

3. die Verteilung der Arbeit auf alle, die arbeiten wollen;

4. den Gleichrang der immateriellen Bedürfnisse.“ 394

Die Gleichrangigkeit zwischen bezahlter und unbezahlter Arbeit impliziert automa-

tisch die Anerkennung und sozioökonomische (Wieder)Einbettung der Arbeit, die

lange als ‚Frauenarbeit’ verstanden wurde. Das, was Bennholdt-Thomsen et al als

‚Hausfrauisierung’395 benennen, könnte man vielleicht bei Scherhorn als um die

‚Hausmannisierung’ ergänzt verstehen, allerdings im komplementären kooperati-

ven Sinne, zugunsten eines ausgewogenen Geschlechterverhältnisses. „Gleichran-

gigkeit der informellen Arbeit ist auf die Dauer nur zu haben, wenn diese angemes-

sen beachtet und bedarfsgerecht alimentiert (mit Unterhalt versehen) wird. Da das

nicht der Fall ist, funktioniert die Abwälzung dieser Tätigkeiten auf die Frauen nicht

mehr. Da – und insoweit – die informellen Tätigkeiten notwendig sind, bleibt keine

andere Möglichkeit, als dass Männer und Frauen sich sie teilen. Denn die unbe-

zahlten Tätigkeiten in Familie, Haushalt und Garten, für Nachbarn und Verwandte,

in Parteien und Vereinen, Gemeinden und Initiativgruppen gehören genauso zum

Wirtschaftsleben wie die Berufstätigkeit, sie bilden den Hintergrund, vor dem diese

sich vollziehen kann.”396

Der Bielefelder Subsistenzansatz, der besonders von Veronika Bennholdt-Thom-

sen, Maria Mies und Claudia von Werlhof vertreten wird, orientiert sich stärker an

der feministischen Sicht auf subsistenzwirtschaftliche Systeme. „Die Subsistenz-

                                                                                                                                     

che Arbeitsteilung oder eine Arbeitsteilung ersten Grades. Wenn jene Aufgaben verschiedener Natur sind, so

ergibt sich die zusammengesetzte Arbeitsteilung oder die Spezialisierung im eigentlichen Sinne des Wortes.”

Durkheim, 1992.

393
 Scherhorn, 1999, S. 64 ff.

394
 Scherhorn, 1999, S. 64 ff.

395
 „Gemeint ist damit der Prozess der Umdefinierung von arbeitenden Frauen zu müßiggehenden Hausfrauen.“

Müller, 1999, S. 3.

396
 Scherhorn, 1999, S. 65.
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perspektive baut auf die konkrete Gegenseitigkeit zwischen den Geschlechtern

und nicht auf Gleichberechtigung”397; nicht zuletzt dadurch, dass Frauen Stolz und

Selbstbewusstsein aus ihrer Position als „Expertinnen der Subsistenzproduk-

tion”398 gewinnen. Im Vordergrund steht hierbei die Idee, dass der Markt als männ-

liches Prinzip und dementsprechend geprägtes System, sich Natur und Humanka-

pital und besonders Frauen zugunsten ausbeuterischer akkumulativer ökonomi-

scher Strategien untertan gemacht, und diese Produktionsgrundlagen kulturgesell-

schaftlich entwertet hat, um sie so einfacher und unbestrittener ausbeuten zu kön-

nen, ohne hierfür Gegenleistungen erbringen zu müssen.399 Diese Beschreibung

mag zwar vereinfachend sein, fasst aber aus Sicht des Autors die wesentlichen

Grundzüge des theoretischen feministischen Ansatzes. Insgesamt sind die Analy-

sen der Bielefelder Gruppe brillant, und werden in dieser Studie auch wiederholt

aufgenommen, zitiert oder haben zur theoretischen Entwicklung konstruktiv beige-

tragen, sieht man bzw. frau mal von dieser polaren Geschlechterperspektive ab.

Denn der Verlust der Subsistenz ist sicherlich besonders von Männern dynamisiert

worden zugunsten einer hoch beschleunigten Entwicklung und Expansion des

Marktes und zuungunsten der Entfaltungsmöglichkeiten von Frauen.400 Aber ge-

wonnen haben auch die Männer dabei nicht mehr als die Frauen, die ja heute mit

Begeisterung die erwerbswirtschaftliche ‚Domäne’ des Mannes stürmen – während

die wenigsten Männer gesellschaftlich akzeptiert sich der Familien- oder Hausar-

beit widmen können. So hat der Prozess der teilweisen Verdrängung, besonders

der Wahrnehmung und Anerkennung der Subsistenz, eher Verlierer und Verliere-

rinnen erzeugt, als Gewinner. Die Gründe für den ökonomischen Paradigmenwech-

sel allein zugunsten des Marktes liegen eher in Ignoranz und Unverständnis als in

Männlichkeit. Denn auch die wertvolle reproduktive Leistungen erschaffenden

Frauen, die damit ja die grundlegenden Fundamente für die so schöne Erwerbs-

wirtschaft gelegt haben, haben ja damit aktiv das Fundament für den human- und

naturressourcenfressenden kapitalistischen Markt gelegt. Waren sie dann die stil-

len Teilhaberinnen und Beförderinnen des Marktes, oder waren sie nur passive

und fügsame Opfer? Oder – vielleicht – weder noch? Der Autor neigt der letzten

                                                  
397

 Bennholdt-Thomsen, 1995, S. 182 ff.

398
 Bennholdt-Thomsen, 1995, S. 182 ff.

399
 „Die Bielefelderinnen gehen davon aus, dass erst eine Befreiung der unter patriarchalen Bedingungen an die

Frauen delegierten Subsistenzproduktion von sexistischen und wachstumsorientierten ‚Fesseln’ eine Entfaltung

der Subsistenzproduktion ermöglicht und ihr damit auch eine neue Quantität verliehen werden kann.“ Aus dem

Informationsblatt des Institut für Theorie und Praxis der Subsistenz e.V. (ITPS). In Müller, 1999, S. 14.

400
 Auch Scherhorn führt die Verdrängung der Subsistenz unter anderem zurück auf das „Interesse der Männer an

häuslicher und gesellschaftlicher Dominanz.” Scherhorn, 1999c, vergleiche auch Scherhorn 1999d.
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Option zu, ohne jedoch die Ungleichgewichtigkeit von Frauenarbeit in der beson-

ders familien- und haushaltsorientierten Subsistenz gegenüber der männlich ge-

prägten Erwerbswirtschaft zu verneinen.401

Der Bielefelder Ansatz lässt sich auf einen kapitalismuskritischen Feminismus zu-

rückführen, genauso berechtigt lässt er sich auch als verankert in einer engagier-

ten, ethnologischen Kritik entwicklungspolitischer Theoriekonzepte und Projekte402

darstellen. Bennholdt-Thomsen bleibt aber nicht in dieser Perspektive, sondern

überträgt sie auf die ‚westlich-geprägten’ Industrienationen. So geht es im Kern

um „eine Politik von unten und eine Wirtschaft von unten”403, die zur Erlangung

„der echten Lebensqualität, nach der Lebenserfüllung im Heute”404 helfen kann.

Wiederholt unterstreichen die Bielefelderinnen ebenso wie der Autor die Bedeu-

tung der Subsistenz als eine grundlegend notwendige Voraussetzung der Markt-

wirtschaft und ‚kapitalistischen Warenproduktion’: „Um den Mechanismus der

Aneignung der Mehrarbeit deutlich zu machen, können wir von der Subventionie-

rung der Warenproduktion durch die Subsistenzproduktion sprechen.“405 Keines-

wegs ist Subsistenzproduktion also nach Bennholdt-Thomsen etwas im fortge-

schrittenen Kapitalismus Überwundenes, sondern sie „[...] existiert in einer nach-

geordneten, ruinierten Form fort.“406 Hier stimmt der Autor nicht zu, denn ruiniert

ist nur etwas, was nicht mehr funktionsfähig ist. Dass die Funktionsfähigkeit der

Subsistenz jedoch zunehmend über die Belastung durch externalisierte soziale

Folgekosten geschwächt wird, wurde bereits ausführlich begründet. Ein wichtiges

Anliegen der Bielefelderinnen ist aber zunächst einmal die Anerkennung dessen,

dass die Subsistenz überhaupt noch in relevanter Größe existiert: „Zum einen or-

ganisieren die Menschen ihr alltägliches Überleben erfolgreich und unabhängig

nicht nur jenseits, sondern auch innerhalb der globalisierten Marktwirtschaft, Frei-

räume nutzend und schaffend. Trotz der Kredit- und Projektzwänge produzieren

                                                  
401

 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 402 ff.

402 
„Unsere Subsistenz-Sicht von Wirtschaft [...] ist aus der Kritik an der Praxis und der Theorie der Entwicklungs-

politik entstanden.” Bennholdt-Thomsen, 1999, S. 14. Siehe zur Historie des ‚Bielefelder Ansatzes’ Maria Mies,

1999.

403
 Bennholdt-Thomsen, 1998, S. 237, siehe des weiteren S. 222.

404
 Bennholdt-Thomsen, 1998, S. 237, siehe des weiteren S. 222.

405
 Bennholdt-Thomsen, 1982, S. 53. Ähnlich auch Bennholdt-Thomsen, 1999, S. 20. Vergleiche hierzu auch Knox

und Marston, 2001, S. 577, die für den urbanen informellen Sektor „peripherer Volkswirtschaften” ähnlich argu-

mentieren.

406
 Bennholdt-Thomsen, 1998, S. 236. Zur feministischen, subsistenztheoretischen Kritik der Ausblendung der

informellen, unentgoltenen Voraussetzungen von Normalarbeit und Marktökonomie vergleiche auch Biesecker

und von Winterfeld, 1998, S. 34 ff, des weiteren auch Hilpert, Hotopp, Kistler, 2000, S. 73.
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Bauern subsistenzorientiert, Netze der Selbsthilfe und Gegenseitigkeit unterlaufen

die Mechanismen der Geld- und Marktzwänge und es bestehen verwandtschaftli-

che, nachbarschaftliche, lokale und regionale Produktions- und Zirkulationszu-

sammenhänge, – auch bei uns.” Und was für die Entwicklungsländern gilt, „das gilt

auch für die überindustrialisierten Länder, zumal wenn wir den gesamten Bereich

der alltäglichen, unbezahlten Frauenarbeit in den Blick nehmen. Deshalb haben wir

die Frauenarbeit – übrigens in Anlehnung an die kleinbäuerliche Arbeit in der Drit-

ten Welt – von Beginn der Neuen Frauenbewegung an ‚Subsistenzproduktion’ ge-

nannt.”407 Der Autor kann sich nicht dem anschließen, dass der Begriff der Sub-

sistenzproduktion nur auf den Bereich weiblicher Subsistenzarbeit – Frauenarbeit

– bezogen werden kann – wie sollte man denn dann die Produktion aus Subsisten-

zarbeit von Männern nennen – vielleicht sollte man ja zwischen ‚schwacher’ (das

wäre dann die männliche) und ‚starker’ (das wäre dann die weibliche) Subsistenz-

produktion unterscheiden? Darüber können sich ja dann die LeserInnen ein Bild

machen...

Auf jeden Fall ergeben sich aus dem Bielefelder Ansatz allgemeine systemische

Neuorientierungen, bezüglich Technik ebenso, wie „ein anderer Umgang mit [...]

sozialen Beziehungen: Gegenseitigkeit statt Konkurrenz [...], andere Tauschver-

hältnisse, andere Parameter des Handelns und des Marktes” gefordert werden.

Entgegen der entfremdeten globalisierten Marktökonomie versteht sich das Biele-

felder Theorem als lebensweltlicher Ansatz einer Wirtschaft von unten408 „Unser

                                                  
407 

Bennholdt-Thomsen, 1995, S. 183; vergleiche hierzu auch Christa Müller, 1999, S. 31, sowie Bennholdt-Thom-

sen, 1982, S. 21. Ein beeindruckendes Gesellschaftsportrait zeichnet die Studie «Juchitán – Stadt der Frauen»: „Am

Beispiel Juchitán wird deutlich, dass Matriarchat und Marktökonomie, Subsistenzorientierung und verallgemei-

nerte Geldökonomie nicht notwendig Widersprüche zu sein brauchen, dass es also durchaus auch in der Gegen-

wart Mechanismen gibt, die die Automatik der Wachstumsökonomie – Ignoranz gegenüber dem Überlebenswert,

Akkumulationsmoral, Missachtung der Naturbedingungen und der sozialen Gerechtigkeit – zu durchbrechen

vermögen.” Bennholdt-Thomsen, 1994, S. 29.

408
 Mit dem Titel Wirtschaft von unten ist auch ein Sammelband des Europäischen Netzwerks für ökonomische

Selbsthilfe und lokale Entwicklung überschrieben (Stiftung Bauhaus Dessau, Europäisches Netzwerk, 1996). Hier

bildet eine ‚People`s Economy’ das Leitmotiv einer wörtlich genommenen Volks-Ökonomie, die als Quasi-Volks-

bewegung ökonomische Selbsthilfe vor allen Dingen gegen „den Skandal der Massenarbeitslosigkeit” auf lokaler

Ebene stark machen will (S. 7). Das Selbsthilfenetzwerk der Lokalen Ökonomie hat keine Übereinstimmungen zur

Subsistenzstrategie, gleichwohl befasst es sich mit alternativökonomischen Projekten und Konzepten. Birkhölzer

charakterisiert das Anliegen des Netzwerks im Sinne einer „neuen sozialökonomischen Bewegung”: „Wir gehen

[...] von der Notwendigkeit kollektiven ökonomischen Handelns aus, welches die betroffenen Bürger einbezieht

und auf die Prinzipien von Selbsthilfe, Gegenseitigkeit und Gemeinwesenbezug gegründet ist.” Birkhölzer, 1996,

S. 36. Aus Sicht des Autors handelt es sich hierbei um etwas gegenüber dem Untersuchungsfokus der vorliegen-

den Studie grundsätzlich anderes, denn es geht um formelle Beschäftigung und die Idee der Erwerbsarbeit wird

weitgehend unverändert, jedoch unter anderer Regie übernommen. Dass die Gemeinwesenökonomie keineswegs
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Begriff von Wirtschaft umfasst, wie die Menschen ihren Alltag, ihr Zusammenleben,

ihr Essen, ihr Trinken, ihre Kleidung, ihr Wohnen, ihr Auskommen kurz ihre Sub-

sistenz, produzieren.”409 Die Assoziation einer ‚Wirtschaft von unten’ legt auch den

Gedanken der Lebensnähe und Alltagstauglichkeit durch direkte soziale und kultu-

relle Anbindungen nahe. „Ein System der kleinen Lebenskreise (‚small is beautiful’)

führt zu einem direkten Ausgleich zwischen dem Wunsch zu konsumieren und der

Fähigkeit zu produzieren ohne den Umweg über das anonyme System von Ange-

bot und Nachfrage.“410 David Barkin erkennt, dass die Grundlagen einer wirklich

nachhaltigen Entwicklung in Vielfalt, Suffizienz (‚self-sufficiency’), lokaler Steue-

rung und Partizipation, ‚grassroot democracy’ und Autonomie liegen. „Of special

interest is the theme of social control, especially the control by individuals and the

society as a whole over the productive process [...] In the final analysis, it is not

possible to distinguish the exploitation of nature from the mechanisms of social

exploitation.“411 So fördern, nach der Studie «Zukunftsfähiges Deutschland» des

Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, Energie „Regionale Kreisläufe [...] die Über-

schaubarkeit von Versorgungs- und Entsorgungsprozessen und ermöglichen eine

Identifikation, die wiederum Verantwortungsbewusstsein und aktive Mitgestal-

tungsmöglichkeiten bewirkt.“412 Dies spiegelt sich auch auf der räumlichen Be-

zugsebene. Denn Subsistenz ist immer mit einer direkteren Raumanbindung ver-

knüpft als dies über marktwirtschaftliche Systeme möglich ist. Während die Inter-

nationalisierung von Wettbewerb und Finanzströmen zunehmend zu einer Entkop-

pelung der ökonomischen Aktivitäten vom Raum bzw. der Region oder Lokalität

führt, stützt sich Subsistenz immer auf lokale und regionale Ressourcen und Be-

dürfnisse und bildet so ‚geschlossene’ nachhaltigkeitsfreundliche lokale und regi-

onale Wirtschaftskreisläufe aus. „Regionalisierung wird als Wertschätzung des

Raumes, nicht, wie im Fall der Globalisierung, als Abstraktion von ihm begriffen.

Regionalorientiertes Denken stellt die menschliche Arbeit in den Mittelpunkt , nicht

ihre Rationalisierung, es orientiert sich am Gebrauchswert, setzt auf Kooperation,

nicht auf Konkurrenz.“413

                                                                                                                                     

geeignet ist, die Krise der Arbeitsgesellschaft im Sinne der Bereitstellung von Erwerbsarbeitsplätzen zu lösen,

wird im folgenden noch deutlicher werden.

409
 Bennholdt-Thomsen, 1999a, S. 12 ff.

410
 Serries, 1995, S. 41.

411
 Barkin, 2000, S. 10 – 11.

412
 BUND und Miseror, 1996, S. 258.

413
 Müller, 1998, S. 21.
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Es lässt sich Subsistenz auf unterschiedliche Weisen beschreiben, wie aus dem

vorangegangenen ersichtlich wurde. Relevant ist vor allem, welchen Fokus der

Analyse und welches Untersuchungsinteresse im Vordergrund steht. Sicherlich ist

Subsistenz mehr als bloße Selbstversorgung mit Sachmitteln und Dienstleistun-

gen, allein schon dadurch, als das dieses die Versorgung anderer, eines Gemein-

wesens, einschließen kann. Ein weiteres Mal hervorgehoben werden soll an dieser

Stelle, dass über Subsistenz die gesellschaftlichen Grundlagen eines funktionsfä-

higen Sozialsystems, eines Gemeinwesens genährt werden. Auf diese Weise ist sie

unverzichtbar für eine vitale und tragfähige Bürgergesellschaft, aus der sich wieder

der Markt speist und auf dem ein Staat gedeihen kann.

I I I - I . 1 .  I N F O R M E L L E R  U N D  F O R M E L L E R  S E K T O R

Im folgenden werden die verschiedenen Begrifflichkeiten, die oft synonym zum

oder in Verbindung mit dem Subsistenzbegriff verwendet werden aufgezeigt, er-

läutert und voneinander abgegrenzt. Was die besonderen Eigenschaften der Sub-

sistenz sind, wurde im vorangegangenen schon mehrfach umrissen und wird spä-

ter weiter differenziert, aber an dieser Stelle zunächst nicht vertieft.

Grundsätzlich lässt sich zwischen formellem und informellem Sektor unterschei-

den.

Innerhalb des formellen Sektors sind die formellen Wirtschaftstätigkeiten verortet,

diese sind in der Regel an Erwerbseinkommen gebunden. Sie finden innerhalb von

formalisierten Organisationsstrukturen statt, die zumeist marktlich oder staatlich-

öffentlich getragen werden. „Der formelle Sektor besteht aus wirtschaftlichen Akti-

vitäten, die auf ausländisches Kapital zurückgreifen, kapitalintensiv sind und sich

der Massenfertigung bedienen. Er verfügt über Unternehmenseigentum, ge-

schützte Märkte, Technologieimport und Beschäftigte, die ihre Fachkenntnisse auf

dem formellen Bildungsweg erworben haben.“414 Der formelle Sektor ist jener, der

gesellschaftlich, politisch und wirtschaftlich anerkannt und wahrgenommen wird

und öffentlich hohe Wertschätzung erfährt. Das tradierte Erwerbsverständnis ist

wie die Marktwirtschaft dem formellen Sektor zuzuordnen, genauso wie die staat-

lich getragenen Institutionen. Die Ansprüche der Bevölkerung nach sozialen Siche-

rungs- und Fürsorgesystemen, Bildung, Wirtschaftswachstum, Konsum, Partizipa-

tion und auch Arbeit richten sich normalerweise an den formellen Sektor und des-

sen Institutionen, und dieser kann sie immer weniger erfüllen.

                                                  
414

 Hall und Pfeiffer, 2000, S. 98 ff.
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Dem formellen Sektor steht der informelle Sektor gegenüber.

Im informellen Sektor sind die informellen Wirtschaftstätigkeiten verortet, die au-

ßerhalb formeller Strukturen stattfinden. Der überwiegende Anteil dieser Wirt-

schaftstätigkeiten wird unbezahlt erbracht, in Form von Eigenarbeit (Familien-, El-

tern-, Hausarbeit, ...) und

Bürgerarbeit (Ehrenamt,

Freiwilligenarbeit, ...), in

dieser Studie in die ge-

meinschafts- und indivi-

dualorientierte Sub-

sistenz unterteilt (ver-

gleiche Unterkapitel III-I).

Ein großer Anteil der

Arbeit von Frauen findet

innerhalb informeller

Strukturen und dort be-

sonders im Rahmen der

Familien- und Hausarbeit

statt (siehe auch Grafik

10), während Männer

überwiegend in formeller

Erwerbsarbeit tätig sind.

Der informelle Sektor

umfasst aber weit mehr

als den Bereich der Sub-

sistenz, welcher in dieser

Studie untersucht, und in den folgenden Kapiteln detailliert betrachtet wird.415

„The informal sector is heterogenous, with respect to both its activity and its

workforce. The majority of goods and services available in the formal economy

                                                  
415

 „Der informelle Sektor besteht aus wirtschaftlichen Aktivitäten, die sich lokaler Ressourcen bedienen, in Fami-

lienbesitz sind und sich auf niedrigem Produktionsniveau befinden. Er ist arbeitsintensiv und verfügt über anpas-

sungsfähige Technologien; die notwendigen Fertigkeiten werden außerhalb des formellen Bildungssystems

erworben, die Märkte sind dereguliert und durch hohe Konkurrenz gekennzeichnet. [... Er] umfasst eine ganze

Palette von Aktivitäten: Kleinhandel genauso wie Schuheputzen, Spielsalons und Straßenunterhaltung, Dienst-

leistungen im Haus, kleine Fertigungs- und Reparaturbetriebe, Transport- und Sicherheitsdienste genauso wie

Geldverleih außerhalb des formellen Bankensystems, unvorschriftsgemäße Bebauung, lokal organisierte Versor-

gung mit Trinkwasser, Dienstleistungen im Bereich der Bildung und der Gesundheit. [...] Der informelle Sektor ver-

fügt über seinen eigenen Sachverstand, was niedrige Kosten anbelangt, seine eigenen informellen Regeln und

sein eigenes Kontroll- und Sanktionssystem.“ Hall und Pfeiffer, 2000, S. 98 – 101.

Grafik 10
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have similar informal versions which serve both low-income communities and the

international economy.“416

Analytisch muss man beachten, dass sich „in der Realität [...] ein qualitativer Wan-

del [abzeichnet], in dessen Verlauf Markt, Staat und informelle Arbeit immer enger

miteinander verflochten werden. Die Frage nach einem Wachstum des so genann-

ten informellen Sektors zu Lasten des formellen macht immer weniger Sinn, weil

im Zuge der Integration von Markt, Staat und informeller Ökonomie diese ihren

Charakter als getrennte Sektoren verlieren.”417 Trotz dieses grundsätzlich richtigen

Zusatzes von Häußermann und Siebel müssen die Sektoren voneinander unter-

schieden werden, da sie nach divergierenden Logiken und Motivationen funkti-

onieren. Während der formelle Sektor zumindest in die zwei Subsektoren Markt

und Staat unterschieden werden muss (zwischen denen wiederum unterschiedli-

che Übergänge und Überschneidungen existieren), muss man beim informellen

Sektor mindestens drei voneinander andersartige Sphären unterscheiden.

Die Subsistenz und die ihr zugeordneten Subsistenztätigkeiten machen sicherlich

in Deutschland und den meisten Industrieländern den überwiegenden Anteil von

Wirtschaftstätigkeiten im informellen Sektor aus. Aber ein wesentlicher weiterer

wichtiger Anteil des informellen Sektors wird im Rahmen der informellen Ökono-

mie geleistet und der kriminellen Ökonomie. Beide letztgenannten Bereiche sind

informell, aber entgegen der Subsistenz, die intrinsisch motiviert rein auf Selbst-

versorgung orientiert ist, monetär motiviert und auf Lohn orientiert.

K r i m i n e l l e  Ö k o n o m i e

Die kriminelle Ökonomie umfasst alle Tätigkeiten, die krimineller Natur sind, also

Einbruch, Diebstahl, gedungener Mord, Drogenschmuggel und -handel, illegaler

Waffenschmuggel und -handel, Kinderprostitution, Korruption, Hehlerei und was

es da sonst noch gibt. Die kriminelle Ökonomie schadet dem gesellschaftlichen

Zusammenhalt und politischem wie marktwirtschaftlichen Wirken. Oftmals sind

Teilelemente krimineller Ökonomie eng mit formellen Strukturen verknüpft und

strategisch zum Beispiel in marktunternehmerische Aktivitäten eingebunden, so

etwa Schmuggel und Korruption. Birkhölzer etwa ordnet die kriminelle Ökonomie

dem privaten Bereich zu. Eigenartigerweise bezeichnet er sie auch als dem for-

mellen Sektor zugehörig, da sie im Sinne der ‚organisierten Kriminalität’ Organi-

                                                  
416

 Lloyd-Evans und Potter, 1998, S. 172.

417
 Häußermann und Siebel, 1987, S. 176.



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

126

sationen bildet und oft auch unter dem Dach formeller Organisationen wie Aktien-

gesellschaften oder Körperschaften öffentlichen Rechts (z.B. GmbH) stattfinden. 418

Das ist terminologisch nicht richtig, wird schließlich unter formeller Struktur nicht

jegliche Art von soziokultureller ‚Formbildung’ verstanden, sondern ein bestimm-

tes, auch nach festgelegten gesellschaftlich-öffentlich anerkannten Regeln funkti-

onierendes System. Grundsätzlich lehnt Birkhölzer aber den Begriff der kriminellen

Ökonomie eher ab, und begründet dies mit einem Wertrelativismus und der verwa-

schenen Übergänge von Illegalität zu Kriminalität.419 Dieser Kritik stimmt der Autor

grundsätzlich zu, auch wenn es für den Grossteil der informellen Strukturen wich-

tig ist, das kriminelle von ihnen zu unterscheiden und zu trennen. Wie auch immer,

die kriminelle Ökonomie wird in dieser Studie nicht weiter untersucht.

I n f o r m e l l e  Ö k o n o m i e  =  S c h a t t e n w i r t s c h a f t

Von der kriminellen Ökonomie muss man die informelle Ökonomie unterscheiden.

Bei den neueren Untersuchungen zur informellen Wirtschaft hat sich besonders die

Soziologin Saskia Sassen verdient gemacht. Bei Sassen umfasst die informelle

Ökonomie all jene Einkommen bringenden Tätigkeiten, die außerhalb gesetzlicher

formeller Regelungen stattfinden.420 Dennoch ähneln sie den formellen Wirt-

                                                  
418

 Interview mit K. Birkhölzer am 19.6.02.

419
 Birkhölzer verwendet im Interview auch den Begriff der illegalen Ökonomie, und fasst darunter auch die krimi-

nelle Ökonomie. Dies lehnt der Autor ab, weil der Straßenverkäufer, der keine Lizenz hat und keine Steuern zahlt

mit einem Dieb gar nichts zu tun hat, und auch nicht mit diesem in eine ökonomische Kategorie gefasst werden

kann. Das liegt wohl auch nicht im Interesse Birkhölzers, er trennt hier aber nicht scharf. Interview mit K. Birkhöl-

zer am 19.6.02.

420 Eine etwas wirre Definition der Schattenwirtschaft liefert Jesse, in der verschiedene, analytisch zu differenzie-

rende Gruppen auf einmal alle Elemente der Schattenwirtschaft sind, wohl weil sie, gegenüber der öffentlichen

Wahrnehmung im Schatten liegen. Dies wird auch von Birkhölzer auf ähnliche Weise argumentiert (Interview mit

K. Birkhölzer am 19.6.02.). Das ist natürlich Quatsch, weil dies ja heißen würde, dass der Markt auch zur Schat-

tenwirtschaft gehören würde, denn wenn man in Afrika oder Asien reist, ist vorwiegend die informelle Wirtschaft

und die Subsistenzwirtschaft sichtbar, die Leistungsfähigkeit und Präsenz des Marktes liegt im Schatten und wirkt

aus diesem heraus. Da Jesses Definition jedoch noch immer weit verbreitet ist, soll sie hier zitiert sein (Jesse, 1997,

S.2): „’Schattenwirtschaft’ betrifft den ‚informellen’ Bereich der Wirtschaft und findet in den einschlägigen Statis-

tiken keinen Eintrag. Es handelt sich dabei um heterogene Bereiche wie etwa Schwarzarbeit, Eigenarbeit, Selbst-

hilfegruppen, Nachbarschaftshilfe. Die Zahl der wegen Schwarzarbeit eingeleiteten Ermittlungsverfahren stieg

zwischen 1983 (143 000 Fälle) und 1994 (620 000 Fälle) um das Vierfache an. Die Zunahme der ‚Schattenwirt-

schaft’ wird einerseits interpretiert als Reaktion auf die Leistungsfeindlichkeit des Wohlfahrtsstaates (man denke

an die hohe Steuerlast); andererseits gilt sie vielen als Ausdruck für die Vernachlässigung wichtiger Bedürfnisse

seitens der offiziellen Wirtschaft (etwa im sozialen Sektor). Diese beiden unterschiedlichen Aspekte lassen erken-

nen, dass die ‚Schattenwirtschaft’ Befürworter sowohl in ‚neo-liberalen’ Kreisen findet als auch bei ‚alternativen’

Gruppierungen, die einem Wirtschaftssystem, das zu immer größerer Unüberschaubarkeit führt und keine Selbst-

bestimmung am Arbeitsplatz gewährleistet, den Kampf angesagt haben. Umstritten ist, ob von der ‚Schattenwirt-
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schaftstätigkeiten in Intention (Gelderwerb) und marktstrategischen Strategien.

Sassen setzt die informelle Wirtschaft gleich der Schattenwirtschaft, worin der

Autor ihr zustimmt. Dass die informelle Wirtschaft nicht der einzige ökonomische

Bereich ist, der wissenschaftlich ‚unterbelichtet’ ist, gleichermaßen im ‚Schatten’

liegt, bleibt hiervon unberührt. Die wesentlichen Prozesse, die indirekt zur

Informalisierung von Erwerbsarbeit gerade in Städten führen, liegen nach Sassen:

 in den wachsenden Einkommensunterschieden, die zu einer Neustruktu-

rierung der Konsumgewohnheiten sowohl in den einkommensstarken als

auch in den einkommensschwachen Schichten führen;

 in der Tatsache, dass es Anbietern gewisser Güter und Dienstleistungen,

die Teil der neuen Konsummuster sind, unmöglich geworden ist, im urba-

nen Umfeld im Wettbewerb um die notwendigen Produktionsfaktoren zu

bestehen, weil die führenden Branchen die Preise für Ladenlokale und Ge-

werbeflächen, aber auch für Arbeit, Dienstleistungen und anderer Produkti-

onsfaktoren in die Höhe getrieben haben.

So haben, nach Sassens Untersuchungen mit dem Schwerpunkt in New York, „[...]

nicht die Immigranten, sondern die wachsende Einkommenskluft bei den Verbrau-

chern sowie die zunehmenden Unterschiede hinsichtlich der Profitchancen der Un-

ternehmen aus den einzelnen Bereichen der Großstadt-Ökonomie [...] zur Informa-

lisierung immer größerer Bereiche der Wirtschaft geführt.“421 Dass viele Immigran-

ten in der informellen Wirtschaft tätig sind, hängt sicherlich eher von geringeren

Chancen auf den formellen Arbeitsmärkten zusammen, sowie auch mit der ‚Übung’

im informellen Wirtschaften, denn dieses stellt ja in den meisten ‚Entwicklungs’-

und Schwellenländern, gegenüber den hochindustrialisierten Gesellschaften, die

stabilste und flexibelste ökonomische Grundlage dar. Dies äußert sich besonders

prägnant in den Metropolen der ‚Entwicklungsländer’, wo oft die Mehrzahl der

marktlichen Wirtschaftstätigkeiten informellen Charakters sind. So heben auch

Knox und Marston die Bedeutung von Unterbeschäftigung und Arbeitslosigkeit für

urbane Entwicklungen in den Ländern des ‚Südens’ hervor, und begründen darin

das Wachstum aber vor allem auch die Unverzichtbarkeit und daraus resultierende

Existenzberechtigung des informellen Sektors. „Der informelle Sektor besteht aus

einem breiten Spektrum von Tätigkeiten und trägt zur Milderung der Armut bei.

                                                                                                                                     

schaft’ diejenigen profitieren, denen es besonders gut geht, oder jene Personenkreise, die eher eine untergeord-

neten Platz im Schichtungsgefüge einnehmen. Dies gilt auch für die Frage, ob sie mehr Schaden stiftet (z.B. da-

durch, dass dem Staat Steuern entzogen werden) unaufhebbar, am arbeitsteiligen Leistungsaustausch unserer

Gesellschaft teilnehmen.”

421
 Sassen, 2000, S. 42.
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Überleben bedeutet jedoch für viele, betteln, gegen das Gesetz verstoßen oder

sich prostituieren zu müssen. [...] In zahlreichen Städten der Peripherie sichert sich

mehr als die Hälfte aller Bewohner auf diese Weise die Existenz. Auf dem afrikani-

schen Kontinent, so schätzt das International Labor Office, wächst die Beschäfti-

gung im informellen Sektor zehnmal schneller als der reguläre Arbeitsmarkt.”422

Sassen misst die informelle Ökonomie an den Strukturvorgaben, die über das for-

melle marktwirtschaftliche System geschaffen werden, denn „Tatsache [ist], dass

Aktivitäten informalisiert werden, die eigentlich innerhalb der offiziellen Wirtschaft

stattfinden.“423 Es geht also nicht darum, sämtliche auch erwerbsorientierte Tätig-

keiten, die außerhalb von marktlichen formellen Strukturen funktionieren, zur in-

formellen Wirtschaft zu erklären. Ein babysittender Teenager ist genauso wenig

Teil der informellen Wirtschaft, wie der Hobbygärtner, der einmal jährlich fünf bis

10 Körbe Kirschen am Straßenrand verkauft.

So definiert Sassen den informellen Sektor nach Ansicht des Verfassers nicht ein-

deutig genug, aber ausreichend damit, dass sie konstatiert, dass dann von infor-

meller Wirtschaft gesprochen werden muss, wenn eine Informalisierung von Struk-

turen und Aktivitäten nachvollziehbar ist, die eigentlich, aufgrund von gesetzli-

chen, rechtlichen, steuerlichen, preislichen und wettbewerblichen Rahmenbedin-

gungen, der formellen Wirtschaft zugeordnet werden müssten. Dies betrifft eine

Vielzahl von informellen Wirtschaftstätigkeiten, die häufig halblegaler oder auch

illegaler Natur sind, wie etwa Bettelei, Straßenhandel – Bauchhandel, Schwarzar-

beit, Steuerhinterziehungen (im kleineren Rahmen), Umgehung baulicher Auflagen

als auch informelle Gastronomie (z.B. in Ost-Berlin sehr ausgeprägt). Sie sind nicht

der kriminellen Ökonomie zuzuordnen, da sie in der Regel der Sicherung des all-

täglichen Lebensunterhaltes dienen und nicht automatisch der Gesellschaft und

Wirtschaft Schaden zufügen. Auch richten sie sich nicht auf die Zersetzung eines

demokratischen, staatlich und zivilgesellschaftlich geregelten Gemeinwesens.

Dies bedarf der differenzierteren Erläuterung. Die Mehrzahl der oben genannten

Wirtschaftstätigkeiten werden aus einer Not heraus informalisiert. Kaum jemand

arbeitet ‚schwarz’ aus einer Grundüberzeugung, sondern, weil die Tätigkeit im

Rahmen formeller Auflagen kaum in der Lage wäre, den eigenen Lebensunterhalt

und den der Familie zu decken. Das gleiche trifft auf illegale Straßenhändler zu, die

oftmals primär aus wirtschaftlicher Not heraus beispielsweise Zigaretten ‚unter der

Hand’ verkaufen, z.B. weil sie über keine Arbeitserlaubnis verfügen. Schwarzarbeit
                                                  
422

 Knox und Marston, 2001, S. 575 ff.

423
 Sassen, 2000, S. 45.
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findet zu einem sehr hohen Anteil in kleinen und mittelständischen Unternehmen

partiell statt. Eine Vielzahl derer, die Schwarzarbeit leisten, sind zumindest in Teil-

zeit auch in eine formelle Beschäftigung eingebunden und ergänzen ihr Einkom-

men aus der informellen Ökonomie. Auch Steuerhinterziehungen haben häufig

ihren Grund in Existenz bedrohenden Umständen möglicherweise am formellen

Markt. Erst Steuerhinterziehungen im hohen Umfang dienen wirklich der persönli-

chen Bereicherung und nicht nur der Deckung persönlicher Einkommensdefizite.

Hier eine Grenze zwischen informeller und krimineller Ökonomie zu ziehen, ist si-

cherlich schwierig und kann in dieser Arbeit nicht geleistet werden. Aber es ist we-

sentlich, dass die informellen Wirtschaftstätigkeiten, die monetär motiviert sind,

nicht alle kriminalisiert werden können, weil sie eben großenteils nicht aus krimi-

neller Energie resultieren, sondern aus der Notwendigkeit der Unterhaltsdeckung

für den alltäglichen Lebensbedarf. Kriminelle Wirtschaft ist zwar auch informell, ge-

horcht aber völlig anderen, gesellschaftlich nicht anerkannten und getragenen Mo-

tiven und unterscheidet sich somit grundlegend von der informellen Wirtschaft.424

So verweist Sassen darauf, dass Versuche, informelle Wirtschaft zu kriminalisie-

ren, nur dann fruchten können, wenn es sich um Ausnahmeerscheinungen handelt.

Dies ist aber weder in den USA noch (laut Sassen) in Europa der Fall, in den Trans-

formations- und ‚Entwicklungsländern’ natürlich erst recht nicht. Die Größenord-

nungen sind dabei beachtlich: Neuesten Schätzungen zufolge lässt sich ein deutli-

cher Anstieg der ‚Untergrundwirtschaft’ verzeichnen. Laut Gutachten von Friedrich

Schneider (Linz) und dem Tübinger Institut für Wirtschaftsforschung vom Juli 2002

ist das Volumen der Schattenwirtschaft, verglichen mit dem Vorjahr um sechs Pro-

zent, auf rund 350 Milliarden Euro gestiegen; insgesamt soll ihr Anteil an der ge-

samten deutschen Wirtschaftsleistung 16,5 % betragen.425 Wie man informelle

Wirtschaft sozioökonomisch integriert, ohne sie ersatzlos zu zerstören, ist eine

offene, nicht ausreichend untersuchte Frage, die in jüngster Zeit wieder, besonders

in Folge der Ursachenerkennungen für Informalisierungsprozesse, diskutiert wird.

Dynamisiert wird die informelle Wirtschaft nach Sassen vorwiegend von drei

Haupttrends.

 Dies ist erstens das Ausweiten der Schere zwischen einkommensstarken

und einkommensschwachen Bevölkerungsschichten, wodurch Märkte für

die spezifischen Bedürfnisse einkommensschwacher Bevölkerungsgrup-

pen entstehen, die sich die Güter und Dienstleistungen der ‚Mainstream-
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 Vergleiche hierzu auch Birkhölzer, 1996 – 2001.

425
 Süddeutsche Zeitung vom 1.8.02., S. 14.
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Ökonomie’ nicht mehr leisten können. Gleichzeitig führt die Etablierung

und ‚Normalisierung’ informeller Ökonomie im Alltag zu einer Gewöhnung,

so dass letztlich alle Bevölkerungsschichten Produkte und Dienste aus in-

formeller Produktion kaufen.426

 Der zweite Trend liegt in dem bereits erwähnten hohen Wettbewerb um

Standorte und Betriebskosten, den weniger ertragreiche, kleine Unterneh-

men nicht durchhalten und sich so (teil)informalisieren, indem sie z.B.

Wohnräume für gewerbliche Zwecke nutzen, Bau-, Gesundheits- und Si-

cherheitsstandards umgehen, keine Steuern zahlen oder Schwarzarbeit

leisten oder in Anspruch nehmen.

 Als dritten Trend identifiziert Sassen die Entmischung von Wohnen, Ar-

beiten und Leben, die – besonders in den USA – dazu führt, dass in Wohn-

gebieten, gerade von einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen, kaum

mehr Dienstleistungen und Waren erhältlich sind, sondern sich diese in

den städtischen Geschäftszentren und –subzentren konzentrieren.

Was für diese Studie sicherlich gesagt werden kann, ist: Subsistenz ist nicht Teil

der informellen Wirtschaft, denn sie verfolgt keine marktlichen, monetären Inte-

ressen, steht nicht in Konkurrenz sondern in Kooperation und ist völlig anders,

nämlich intrinsisch motiviert. Jedoch bestehen innerhalb des formellen Sektors

ebenso Übergänge zwischen marktwirtschaftlichen und staatlichen Institutionen

wie innerhalb des informellen Sektors Übergänge zwischen krimineller und infor-

meller Ökonomie vorhanden sind. Der Subsistenzsektor als bürgergesellschaft-

liche Domäne trägt ebenso die informellen wie die formellen Wirtschaftstätigkei-

ten, reichert sie an und reproduziert ihre Grundlagen. Umgekehrt wird die Sub-

sistenz teilweise vom formellen und informellen Sektor belastet, ausgenutzt und

übernutzt als auch geschädigt aber auch gefördert und gestärkt, je nach Qualität

der Austauschbeziehungen und Grad einer komplementären Entwicklung.

Es gibt weitere Begrifflichkeiten, deren Inhalte sich mit den bereits erläuterten

Begriffen teilweise überschneiden oder decken oder auch Teilsysteme beschrei-

ben. Nach Ansicht des Autors ist die Vielzahl der Terminologien nicht für das diffe-

renziertere Verständnis ökonomischer Strukturen förderlich, seien sie formeller

oder informeller Art, sondern erhöhen die ohnehin schon vorherrschende begriff-

liche und analytische Verwirrung. Die Begriffe des Dritten Sektors427 und der Ge-

                                                  
426

 Siehe auch Sassen, 1998.

427
 Birkhölzer ergänzt das Konzept des Dritten Sektors um eine weitere Differenzierung, nämlich einen informellen

und formellen Dritten Sektor. Der Gefahr, dass zukünftig noch von dem stärker formalisierten informellen Dritten
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meinwesen- und lokalen Ökonomie werden hier der Vollständigkeit halber noch

betrachtet, auch wenn der Autor die Auffassung vertritt, dass sie nichts analytisch

wirklich Neues über die bereits betrachteten Termini hinaus ergeben.

D r i t t e r  S e k t o r /  D r i t t e s  S y s t e m

Die Begriffe Dritter Sektor und Drittes System werden in der Regel sinngleich ver-

wandt. Bereits Anfang der 1970er Jahre bemerkte der amerikanische Soziologe

Amitai Etzioni, später ein Ton angebender Wortführer der Kommunitaristen428, dass

man wider die Dichotomie Staat–Markt einen „third alternative, indeed sector”429

anerkennen müsse. Die Kriterien zur Bestimmung von Institutionen des Dritten

Sektors wurden von ihm zunächst folgendermaßen angesetzt:

 auf Dauer etablierte Einrichtung mit formal-rechtlicher Organisation;

 hauptsächlich ehrenamtlich selbstverwaltet;

 gemeinnützig, nicht gewinnorientiert;

 nicht öffentlich verwaltet oder parteipolitisch gebunden.

In Erweiterung unterstreichen 2002 Zimmer und Priller die Multifunktionalität von

Drittel-Sektor-Institutionen, wodurch sie nicht einzig und allein in den Kontext der

Zivilgesellschaft gestellt sind. Ähnlich wie Bauer 2002 sehen sie die spezifische

Differenz dieser Organisationen in ihrer Mittlerfunktion: Sie müssen ganz verschie-

dene Funktionslogiken kennen, da sie parallel politische, wirtschaftliche wie auch

kulturelle Aufgaben erfüllen430; sie besitzen eine „Multifunktionalität als Dienst-

leister, Sozialintegratoren und Interessenvertreter. [...] Der Diskurs, der die Frage

thematisiert, was moderne Gesellschaften politisch zusammenhält, wird zuneh-

mend ergänzt durch Ansätze und Überlegungen, die Dritt-Sektor-Organisationen

als Teil eines öffentlichen Raums betrachtet und ihnen eine zentrale Funktion im

Hinblick auf den sozialen Zusammenhalt moderner Gesellschaften zuweist. In die-

sem Kontext sind sowohl die Sozialkapital-Debatte als auch der Zivilgesellschafts-

                                                                                                                                     

Sektor und dem stärker informalisierten informellen Dritten Sektor gesprochen werden könnte, beugt der Autor

vor, indem er hierauf nicht weiter eingeht.

428
 Siehe auch Etzioni 1993. Die Sammelbezeichnung Kommunitarismus geht zurück auf ein von Etzioni mit unter-

zeichnetes Manifest von 1992: „The Responsive Communitarian Platform: Rights and Responsibilities”.

429
 Etzioni 1973, in: Klein, 2001, S. 713.

430
 Vergleiche Zimmer und Priller, 2002, S. 2.
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diskurs zu nennen.”431 Jedoch niemand anders als wieder Jeremy Rifkin war es, der

seit Mitte der 1990er Jahre den Begriff ‚third sector’ wieder in die (populär)wissen-

schaftliche Debatte gebracht. Er verwendete ihn nahezu synonym für die Zukunft

der Arbeit.432 Fokussierend auf die USA, aber unter Einbeziehung der europäischen

und deutschen Situation433, sieht Rifkin in der Vision eines „unabhängigen oder

freiwilligen Sektor” die „Grundlage eines neuen Gesellschaftsvertrags.“434 Dem

hierzu notwendigen Erstarken des sozialen Engagements muss seitens des Staates

– ungeachtet seiner schrumpfenden Macht – die Entscheidung „mehr Geld in den

Dritten Sektor zu investieren, um dort für Beschäftigung zu sorgen [vorausgehen].

Soziale Organisationen werden in Zukunft als Vermittler gegenüber den Kräften

des Marktes und des Staates auftreten und sich für gesellschaftliche und politische

Reformen einsetzen. Sie werden darüber hinaus in steigendem Maße die Grund-

versorgung bedürftiger Bevölkerungsgruppen übernehmen, wenn der Staat sich

dieser Aufgabe entzieht.”435 Zu bemängeln ist bei Rifkin, dass er keine klare be-

griffliche Schärfe bezüglich informeller Arbeit zeigt. So fehlt es an Kontrastbeg-

riffen ebenso wie in der Analyse struktureller Eigenschaften der informellen Arbeit,

über die sie ja auf den Dritten Sektor wirkt. Rifkin fasst lokale Selbsthilfegruppen

bis hin zu transnationalen Non-Govermental-Organizations in das Konzept des Drit-

ten Sektors436, die als ‚global player’ eine Rolle auf der Bühne der Weltpolitik spie-

len. Dies begrüßt der Autor, denn indem Rifkin den Blick über den lokalen und re-

gionalen Betrachtungswinkel erweitert437, arbeitet er auch einer „Globalisierung

des Dritten Sektors” zu.438 Schade ist, dass er den irreführenden Begriff des ‚Drit-

ten Sektor’ gewählt hat, denn dieser ist bereits vom ‚Dienstleistungssektor’ belegt

                                                  
431

 Vergleiche Zimmer und Priller, 2002, S. 5.

432
 Vergleiche Rifkin, 1995.

433
 Siehe hierzu Rifkin, 1997: „Ob es wirklich gelingt, die politische Landschaft in Deutschland umzugestalten,

wird von dem Willen abhängen, den dritten Bereich stärker zu profilieren und ihn zu einem ebenbürtigen Partner

von Markt und Staat zu machen.”

434
 Rifkin, 1995, S. 180.

435
 Rifkin, 1995, S. 189.

436
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 482 ff.

437
 Die drohende „Massenarbeitslosigkeit bisher ungekannten Ausmaßes” samt sozialer Polarisierung und Krimi-

nalität in den westlichen Industrienationen wird dadurch abgewendet, dass parallel zum Wachstum des gemein-

nützigen Arbeitsbereichs ein neues „postmarktwirtschaftliches Zeitalter” anbreche, getragen „vom Ethos der

persönlichen Veränderung, der Wiederherstellung der Gemeinschaft und der Rücksichtnahme auf die Umwelt.”

Rifkin, 1995, S. 188.

438
Siehe Rifkin 1995, S. 181 ff., 190 f., insbesondere 199 ff.
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und etabliert, und in sich wenig aussagekräftig439 So stellt er auch eine unnötige

Abstraktion dessen dar, worum es geht: um Selbstversorgung – Subsistenz.

G e m e i n w e s e n ö k o n o m i e  u n d  l o k a l e  Ö k o n o m i e

Die Begriffe Drittes System bzw. Dritter Sektor sind eng mit den Begriffen der lo-

kalen Ökonomie oder der Gemeinwesenökonomie440 verknüpft. „Unter einer ge-

meinwesenorientierten Wirtschaft verstehen wir ein System, in dem die meisten

Menschen oder Familien die Produktionsmittel besitzen, die sie benötigen, um

ihren Lebensunterhalt zu verdienen [...] Natürlich können sich in einer solchen

Ökonomie einzelne Menschen oder Familien mit anderen zusammenschließen und

ihre Produktionsmittel – etwa in Form einer Genossenschaft – gemeinschaftlich

besitzen und bewirtschaften.“441 Der wesentliche Unterschied zu den anderen,

themenverwandten Begriffen ist wohl vor allem, dass hierbei die Bindung an ein

lokales Gemeinwesen und die Orientierung auf dasselbe im Fokus der Analyse

liegt. Bei Birkhölzer wird lokale Ökonomie und Gemeinwesenökonomie oft syn-

onym gebraucht, obwohl lokal eine räumliche Verortung bzw. einen räumlichen

Bezug meinen sollte, während das Gemeinwesen einen gesellschaftlichen, kultu-

rellen Bezug darstellt, der auf unterschiedliche räumliche Bezüge angewendet

werden kann.

Die Ursprünge seiner ‚Gemeinwesenökonomie’ sieht Birkhölzer in der 1960er Be-

wegung verwurzelt, die in den 1980er Jahren eine umfassende Selbsthilfebewe-

                                                  
439

 Scherhorn bemerkt, „dass die in den letzten Jahren sich einbürgernde Bezeichnung ‚Dritter Sektor’ für jenen

Non-Profit-Bereich jenseits von Markt und Staat einen Begriff verwendet, der in der Volkswirtschaftslehre – und in

der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung – schon für diejenigen (Dienstleistungs-)Produktionen belegt ist, die

nicht primärer (Agrar/ Bergbau) oder sekundärer Sektor (produzierendes/verarbeitendes Gewerbe) sind” Hilpert,

Hotopp, Kistler, 2000, S. 85.

Auch Rudolph Bauer vermisst die Existenz einer „wissenschaftlich überzeugenden Theorie des Dritten Sektors”

und fragt, ob er er „überhaupt theorietauglich ist.” (Bauer, 2002, S. 1) Er selbst entwirft den Suchbegriff der

„Intermediarität” (Bauer, 2002, S. 1), um die Vermittlungsleistungen innerhalb des Dritten Systems bzw. Sektors

zu begreifen. Worum es ihm dabei analytisch geht, ist äußerst wichtig, und wurde vom Autor bereits mehrfach

hervorgehoben. Zu den sehr eingängigen Beschreibungen der Wechselbeziehungen als ‚Komplementaritäten’ und

der Austauschsysteme über ‚Schnittstellen’ zwischen den Sektoren noch eine weitere, eigentlich nicht

weiterführende Terminologie hinzuzufügen – die der Intermediarität – ist natürlich möglich, ob es für ein Ver-

ständnis der Vermittlungsleistungen und ihrer Eigenschaften weiter hilft, ist eher fraglich.

440
 Siehe hierzu Evangelische Akademie Mühlheim a.d.R., 1999; siehe darin auch die Selbstkritik von Starke, 1999,

S. 40: „Wir setzen dem industriellen System die gemeinwesenorientierte Wirtschaft entgegen – und siehe da, alles

wird gut, vielleicht nicht heute oder morgen, aber gewiss übermorgen.”

441
 Diefenbacher und Douthwait, 1998, S. 53.
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gung dynamisierte. „So wurde die Kritik an den Leistungen einerseits und die fak-

tische Benachteiligung bestimmter Gruppen andererseits zum Ausgangspunkt ei-

ner Selbsthilfebewegung, die verschiedenen Schätzungen zufolge bereits Mitte

der 80er Jahre auf ca. 40 000 ‚Soziale Selbsthilfegruppen’ angewachsen war (Vil-

mar/ Runge 1986).“442 Später sei eine Spaltung der Bewegung in einen staatlich ali-

mentierten Sektor und einen privatwirtschaftlich, teilweise im ‚Schatten’443 agie-

renden Sektor erfolgt. Da die staatlichen Subventionen verringert worden seien,

sei ein weiterer Professionalisierungsdruck entstanden. „So kommt es, dass die in

den 80er Jahren mit großen Hoffnungen versehenen ‚Neuen Sozialen Bewegun-

gen’ in der wissenschaftlichen und politischen Diskussion heute kaum noch eine

Rolle spielen oder gar als gescheitert angesehen werden – allerdings ganz zu Un-

recht, wie wir meinen.“444 Jedoch sind „[...] im Alltag der Projekte und Initiativen

längst diejenigen Formen und Instrumente entwickelt [worden], die aus dem Kon-

flikt zwischen sozialer Orientierung und Wirtschaftlichkeit herausführen. Mit ande-

ren Worten, der Typus des ‚Sozialen Unternehmens’ existiert bereits auf vielfältige

Weise, ohne dass sich die Akteure – oder gar die Öffentlichkeit – dessen immer

bewusst wären.“445 Birkhölzer fasst unter dem Sammelbegriff ‚soziale Unterneh-

men’ alle produktiven Zusammenschlüsse oder Institutionen zusammen, die nicht

staatlich-öffentlich bzw. kommunal oder marktlich getragen sind. Birkhölzer ordnet

den ‚sozialen Unternehmen’ folgende Merkmale zu:446

 eine wirtschaftliche Einrichtung von eigener Rechtsform, rechtlich priva-

ter Natur; der Rechtsform entspricht dabei die Partizipation unterschiedli-

cher Stakeholder und demokratische Entscheidungsstrukturen sowie

Verbraucherschutz; ihr Management ist „weitgehend unabhängig von In-

stitutionen des öffentlichen oder privaten Sektors“447;

                                                  
442

 Birkhölzer, 1997a, S. 7.

443 Einer angemessenen Anerkennung des Sektors sozialer Unternehmen in Deutschland stehen unter anderem

die gewachsenen ordnungspolitischen Vorstellungen (Modell Deutschland) mit ihrer Trennung zwischen privat-

wirtschaftlicher Unternehmenssphäre und staatlicher Sozialleistung samt öffentlich getragenen Wohlfahrtssystem

entgegen. Als ‚neutrale Dritte’ kommen Sozialpartnerschaften zwischen Arbeitgebern, Arbeitgebern und Staat

hinzu (z.B. Bündnis für Arbeit). „In diesem korporatistischen Konzept hatten von Beginn an alle nicht in das Sys-

tem von Wirtschaft und Arbeit Integrierten keine eigene Stimme.“ Birkhölzer, 1997a, S. 6.

444
 Birkhölzer, 1997a, S. 7.

445
 Birkhölzer, 1997a, S. 8.

446
 Vergleiche Birkhölzer, 1997a, S. 2.

447
 Birkhölzer, 1997a, S. 2.
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 primäre Verfolgung sozialer bzw. gemeinwohlbezogener Ziele, die Güter

und Dienste sind etwa sozialer, gesundheitlicher, ökologischer, kultureller

oder pädagogischer Art – „einschließlich solcher Verbesserungen der Infra-

struktur und des Umfeldes, die für die betreffenden Gemeinwesen generell

von Nutzen sind“448;

 Gewinne bzw. Überschüsse werden in den Betriebszweck reinvestiert,

wobei die Einnahmen sowohl aus privaten wie auch öffentlichen Quellen

stammen, allerdings mindestens „teilweise aus eigenen wirtschaftlichen

Aktivitäten herrühren“449;

 die kooperativen Orientierungen sind nach innen und außen gerichtet.

Die eigene Wirtschaftstätigkeit ist – gegenüber anderen ‚Non-Profit-Organisatio-

nen’ – für die Einrichtung bestimmend und das Erwirtschaften eines eigenen Ein-

kommens ist für ihre Funktion zentral – gegenüber Subventionen kommunaler Be-

triebe, die zudem von Bürokratie beengt werden. Ihre Wirtschaftsweise ist gemein-

nützig, beispielsweise auf „wenig lukrative oder defizitäre Geschäftsbereiche, z.B.

in den un- bzw. unterversorgten Märkten der Armuts- und Krisenregionen“450 ge-

richtet. Birkhölzer differenziert dabei zwei Angebotstypen ‚sozialer Unternehmen’,

nämlich einmal diejenigen, dies sich hauptsächlich der (Wieder) Eingliederung –

Integration – Benachteiligter oder Ausgegrenzter widmen; und zum zweiten alle

anderen Unternehmen, die sich mit der Produktion oder Bereitstellung „unmittel-

bar sozialer und/ oder gemeinnütziger Dienstleistungen“451 befassen.

Der sozialräumliche Bezug ist in der Regel das lokale Gemeinwesen, welches bei

ihm durch das Empfinden einer gemeinsamen sozialen Zugehörigkeit bestimmt

wird. Der räumliche Bezug kann bei, je nach Untersuchungsinteresse von der lo-

kalen Stadtteilebene, über die regionale Ebene der Stadt bis zur Landes- oder Na-

tionalebene reichen.452 Richtigerweise kritisiert er hierbei, dass Gemeindegrenzen

oder Stadtteilgrenzen häufig sehr willkürlich – wie zu Kolonialzeiten gezogen

seien, während die Grenzen des Sozialraumes Gemeinwesen häufig anders gestal-

tet sind. 453 So verwendet er hierfür unter anderem, je nach thematischem Schwer-

                                                  
448

 Birkhölzer, 1997a, S. 2.

449
 Birkhölzer, 1997a, S. 2.

450
 Birkhölzer, 1997a, S. 3.

451
 Birkhölzer, 1997a, S. 2.

452
 Interview mit K. Birkhölzer am 19.6.02.

453
 Interview mit K. Birkhölzer am 19.6.02.
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punkt, auch den Begriff der ‚Sozialen Ökonomie’. 454 Birkhölzer unterscheidet nicht

zwischen marktlich, monetär orientierten und selbstversorgungsorientierten, un-

bezahlten Wirtschaftsstrukturen. Sein Interesse liegt primär in der Funktionsweise

des lokalen Gemeinwesens, während die, je nach Motivationen unterschiedlichen

sozioökonomischen Qualitäten und Impulse nicht beachtet werden. „Die Grenzen

zwischen sozialer Ökonomie und Schattenwirtschaft sind fließend. Insbesondere

die Gemeinwesenökonomie entwickelt sich in vielen Fällen aus der Schattenöko-

nomie heraus. Dabei werden vormals informelle Aktivitäten in formelle Strukturen

gebracht, womit insbesondere eine Inwertsetzung vorher unbewerteter, häufig ge-

ring geschätzter Tätigkeiten verbunden ist, z.B. durch Local Exchange and Trading

Systems (LETS), Voluntary Enterprises u.ä. mehr.”455 Auch hierfür hat Birkhölzer

eine Gruppierung nach Typen lokal agierender, gemeinwesenorientierter ‚sozialer

Unternehmen’ entwickelt: So lassen sich die Unternehmen der ‚lokalen Ökonomie’

drei thematischen Haupttypen zuordnen:456

1. praktische Gesellschaftskritik (primär historisch);

2. Beschäftigungs- & Qualifizierungsgesellschaften gegen Arbeitslosigkeit;

3. Gemeinwesen- u. Stadtteilbetriebe zugunsten der lokalen Entwicklung in

Krisenregionen.

Zu kritisieren ist bei Birkhölzer, dass er offensichtlichen soziokulturelle Konflikten

aus marktökonomischen Systemen für die gesellschaftliche Entwicklung eine ge-

                                                  
454

 Gemeinsam mit dem ‚Europäischen Netzwerk für ökonomische Selbsthilfe und lokale Entwicklung’, unterstützt

durch die EU (Abteilung ‚Soziale Ökonomie’ der Kommission), fand 1994 bis 1996 ein länderübergreifendes Pro-

jekt zur Sozialen Ökonomie statt; hieraus gingen umfangreiche Textsammlungen über „eine neue Bewegung

sozialer Unternehmungen in ganz Westeuropa“ zurück. Sie enthalten neben gewissen Aufsätzen der Selbstver-

ständigung – die interessante nationale Spezifika erkennen lassen – unter anderem einen Selbstverpflichtungs-

Katalog von Qualitätsstandards für die Soziale Ökonomie. Das Europäische Netzwerk will eine ‚Neue Ökonomie’

mit den Zielsetzungen der Mobilisierung lokaler Ressourcen, der Investition in die Fähigkeiten der Bevölkerung,

der Finanzierung sozial und ökologisch nützlicher Arbeit sowie Stärkung und Wiederbelebung lokaler und regio-

naler Wirtschaftskreisläufe. Ihre Beweggründe unterscheiden sich je nach Ländern: Während in Deutschland

Massenarbeitslosigkeit und Mangel an sozialer Integration als gravierendste Probleme empfunden werden,

stehen in Italien für die Akteure soziale Ungleichheiten sowie Exklusionen Benachteiligter im Vordergrund, in

England wird die Verengung der herkömmlichen Ökonomie (neoklassische Theorie) betont, wie auch die stei-

gende Polarisierung von Reich und Arm, Frankreich hingegen nimmt Anstoß am Zentralismus des politischen

Systems und den Negativfolgen für die lokalen Ebenen. So versucht das Europäische Netzwerk einen Konsens

über gemeinsame Grundwerte zu erzielen, deren Kern Kooperation, gegenseitige Hilfe und freie Assoziation impli-

ziert, aber auch erweitert: Lebensqualität sowie Gemeinwesenorientierung werden dabei als ebenso wichtige

Werte erachtet. Vergleiche hierzu auch Birkhölzer, 1997b.

455
 Birkhölzer, 2001, S. 19.

456
 Vergleiche Birkhölzer 1997a, S. 2 ff.
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ringe Priorität zuordnet. Höchste Priorität haben bei Birkhölzer dagegen die

Schaffung neuer (Erwerbs)Arbeits- und Einkommensmöglichkeiten vor Ort457, wo-

mit er sich im Grunde – vielleicht ohne sich dessen bewusst zu sein – wieder einer

klassischen Marktlogik unterordnet. Hierin spiegelt sich auch der Ursprung des

Begriffes der lokalen Ökonomie in Großbritannien458 wider. „Er wurde dort Anfang

der 80er Jahre im Zusammenhang kommunal- und regionalpolitischer Initiativen

gegen Arbeitslosigkeit und wirtschaftlichen Niedergang geprägt.” 459 Dies äußert

sich auch darin, dass bei Birkhölzer die eigene Wirtschaftstätigkeit seiner sozialen

Unternehmen analytisch im Vordergrund steht und in der Regel nach marktähnli-

chen, besonders auch monetären Kriterien bewertet wird. Welche Bedeutung für

die Einrichtungen die intrinsisch motivierten (Subsistenz)tätigkeiten haben, ist für

ihn von keinem besonderen Interesse. Hierin liegt auch das Grenzkriterium, dass

                                                  
457

 Die Europäische Kommission berücksichtigt bei der Förderung von Lokalökonomie die folgenden 17 Bedarfs-

felder: “Häusliche Dienstleistungen, Kinderbetreuung, neue Informations- und Kommunikationstechnologien,

Hilfe sowie Eingliederung für Jugendliche in Schwierigkeiten, Verbesserung der Wohnverhältnisse, Sicherheit,

öffentlicher Nahverkehr, Umgestaltung städtischer öffentlicher Anlagen, örtlicher Einzelhandel, Fremdenverkehr,

audiovisueller Bereich, kulturelles Erbe, örtliche kulturelle Entwicklung, Abfallwirtschaft, Wasserwirtschaft, Schutz

und Erhaltung von Naturräumen, Regelungen und Kontrolle der Umweltverschmutzung u.ä.” Aus Dokument KOM,

1995, S. 273; nach Schroedter, 1996, S. 14. „Seit dem Ministerrats-Gipfel von Essen im Dezember 1994 hat die

Förderung regionaler und lokaler Beschäftigungsinitiativen als einem vorrangigen Aktionsbereich zum Abbau der

Arbeitslosigkeit und als geeignete Antwort auf die so genannten ‚neuen’ Bedürfnisse im sozialen Bereich und im

Umweltbereich zumindest theoretisch ihren Platz in den Europäischen Beschäftigungsstrategien gefunden.”

Schroedter, 1996, S. 12.

Nach Birkhölzer löste der Anstieg der Arbeitslosigkeit zehn Jahre nach den ersten ‚Läden’ der Selbsthilfe die

Entstehung der ‚Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften’ aus, die bis heute einen großen Anstieg

verzeichnen. Der zweite Arbeitsmarkt wurde zur Domäne lokaler Beschäftigungs-Initiativen verschiedener Organi-

sationsform. Vergleiche Birkhölzer 1997a, S. 10 ff.

458
 Anfang der1980er Jahre wurde der Begriff der ‚Lokalen Ökonomie’ in Großbritannien geprägt. Der damalige

wirtschaftliche Niedergang und die weitere Zunahme der Arbeitslosigkeit führte dazu, dass vor allem über kom-

munal- und regionalwirtschaftlicher Initiativen der erste Versuch einer eigenständigen kommunalen Wirtschafts-

politik unternommen wurde. Diese Alternative zum ‚hands off approach’ des Thatcherismus mussten die Initiato-

ren der ‚local economic strategies’, das Greater London Council (GLC) und andere Metropolitan Councils, mit der

‚abolition’ – ihrer politischen Auflösung – bezahlen (Siehe hierzu auch Benigton, 1986; Birkhölzer u.a,, 1991;

Lorenz, 1995). Dennoch wurde in Großbritannien die Entwicklung lokalökonomischer Strategien kontinuierlich

fortgeführt. Auf kommunalpolitischer Ebene z.B. durch das ‚Centre für Local Economic Strategies’ (CLES) unter

Leitung von Michael Ward (Ehemaliger Chefökonom des GLC, siehe hierzu auch: Centre for urban and regional

studies (CURS) 1984 – 1986) Auch im wissenschaftlichen Bereich wurde die Thematik fortgeführt, z.B. im Umkreis

der Zeitschrift ‚Local Economy’, welche vom ‚Local Economy Policy Unit’ an der South Bank University in London

und ihrem Gründer Sam Aaronovitch herausgegeben wird (Siehe hierzu auch Aaronovitch u.a., 1996; Campbell

1990; Eisenschitz und Gough 1993; Geddes und Benington 1992). „Local work for local people using local resour-

ces”: Zum Sammelbegriff der lokalen Ökonomie und der lokalen bis regionalen Handlungsebene siehe auch

Saupe et al, 1994.

459
 Birkhölzer, 1999a, S. 56 sowie 1999b. Vergleiche auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen

Engagements’, 2002, Band 4, S. 486.
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Birkhölzers Fokussierung für den in der vorliegenden Studie behandelten Bereich

der bürgerschaftlichen (Subsistenz)Einrichtungen untauglich macht, auch wenn

der Autor die wichtigen analytischen Pionierleistungen Birkhölzers für sein Unter-

suchungsinteresse anerkennt.460

I I I - I . 2 .  S U B S I S T E N Z P R O D U K T I O N

„Würden alle unbezahlten Tätigkeiten mit einem implizierten Tauschwert als

Markttransaktionen zu den jeweils gängigen Preisen behandelt – eine ziemlich

strenge und etwas unrealistische Voraussetzung – dann ergäben sich gewaltige

monetäre Wertsummen. Unter diesen Voraussetzungen, die nur ein grobes Bild

von der Bedeutung nichtmonetisierter Arbeit in unserer Wirtschaft liefern können,

würde der gesamte globale nichtmonetisierte Output auf einen Wert von 16 Billio-

nen461 Dollar veranschlagt, etwa 70 % der geschätzten 23 Billionen Dollar an mo-

netisierten Tätigkeiten.“462

Die Subsistenzproduktion ist anders motiviert als Marktproduktion und entspringt

einer anderen Strategie. Auch sind die Produktionsergebnisse aus den Wirt-

schaftsprozessen des Subsistenzsektors qualitativ wie quantitativ anderer Art als

die der marktwirtschaftlichen Produktion ebenso wie ihr Konsum bzw. ihre Nut-

zung. Zunächst einmal ist „Subsistenzwirtschaft [...] das Produzieren für den eige-

nen – privaten und gemeinschaftlichen – Bedarf.” 463 Serries betont den Gebrauchs-

und nicht den Marktwert der Waren. Es wird für den Konsum produziert, nicht für

den Besitz, für Akkumulation oder Machtmonopolisierung. Dem gemäß wird auch

Art und Umfang der eigenen oder gemeinschaftlichen Produktion festgelegt. „Un-

ter Subsistenzproduktion soll im folgenden die Herstellung von Gütern und

Dienstleistungen für den Eigenverbrauch der Erzeuger verstanden werden, wobei

in der Regel der gesamte Haushalt als ‚income-pooling unit’ anzusehen ist: Das

Subsistenzeinkommen wird gemeinsam erwirtschaftet und dann an die Mitglieder

verteilt. Weiterhin lässt sich feststellen, dass die Entscheidungen über Produktion

                                                  
460

 „[...] das bürgerschaftliche Engagement, das zu einer Betriebsgründung oder Einrichtung einer Beratungs-

stelle führt, somit Arbeitsplätze schafft, eine gemischte öffentlich-private Mittelbeschaffung sowie multiple Ar-

beitsformen einführt (einen Tätigkeitsmix aus bürgerschaftlichem Engagement, Eigenarbeit und Erwerbsarbeit).

Nur der letztgenannte Bereich kann als Soziale [bzw. lokale] Ökonomie bezeichnet werden.“ Enquete Kommission

‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 485.

461
 (europäische Billionen = 1 000 Milliarden)

462
 Giarini und Liedtke, 1998, S. 150.

463
 Dahm, Rabinovitch, Scherhorn, Schöne, 1999, S. 58.
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und Konsum gleichzeitig getroffen werden. Unter dem Subsistenzsektor sollen

folglich die Teile einer Volkswirtschaft verstanden werden, in denen ausschließlich

oder überwiegend Subsistenzproduktion betrieben wird.“464 Dies impliziert zu-

nächst auch, dass nichts produziert wird, wonach kein Bedarf besteht, oder der

Bedarf absehbar ist. Bennholdt-Thomsen erfasst dies schon 1982. „Unter Sub-

sistenzproduktion verstehen wir die stoffliche Produktion und Dienstleistungen für

den Eigenkonsum im Rahmen eines Haushalts; die Arbeit, die hier geleistet wird,

wird privat verausgabt, ihr Ziel ist gebrauchswertorientiert. Die Warenproduktion

ist im Gegensatz dazu auf den Tauschwert gerichtet; nicht der Eigenkonsum, son-

dern der Verkauf ist Zweck der Produktion, und die Arbeit wird dadurch, wenn auch

meist erst im nachhinein, durch die Preise öffentlich bemessen. Beide Elemente

gehören zusammen, sie bilden ein Produktionsverhältnis, und die Art und Weise

ihrer jeweiligen Kombination gibt Auskunft über den spezifischen Mechanismus

der Enteignung notwendiger Arbeit und ihrer Aneignung als Mehrarbeit.”465 Damit

war sie wegweisend, die Erklärung reicht heute aber nicht mehr aus, denn dass ein

wesentlicher Anteil der Subsistenz eben nicht individualorientiert, im eigenen

Haushalt stattfindet, sondern gemeinschaftsorientiert im öffentlichen Raum wird ja

in der vorliegenden Arbeit dargestellt. Aber es ist auch so, dass in Folge der Ent-

wicklungen der letzten 20 Jahre, die die Rudimente der Arbeitsgesellschaft zur

Dienstleistungsgesellschaft transformiert haben, eine Vielzahl von Servicetätigkei-

ten direkt auf den Konsumenten verlagert wurden466, bei dem eine hohe Bedie-

nungskompetenz vorausgesetzt wird. Das kann und muss als eine neue Inwertset-

zung und (Aus)Nutzung der informellen Eigenproduktion von Dienstleistungen

komplementär zum formellen Sektor betrachtet werden. „Eben weil materielle

Produkte per se immer weniger Wert haben, solange sie nicht angemessen genutzt

werden, verlangt der wirtschaftliche Wert der Nutzung und der Prozesse der Eigen-

produktion und Eigenkonsumtion, zu denen er anregt, die Neuberücksichtigung

dieser Tätigkeiten als voll Wert schöpfend in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht.

Die monetarisierte Produktion steht mehr denn je in wechselseitiger Abhängigkeit

von der nichtmonetarisierten Produktion. Die Menge der in Selbst- oder Eigenpro-

duktion geleisteten Arbeit wächst zusehends, besonders im Hinblick auf die Nut-

                                                  
464 

Serries, 1995, S. 39. Diese Definition von Christoph Serries beschreibt bei ihm die agrarorientierte Subsistenz

der ‚Entwicklungsländer’. Sieht man jedoch genau hin, muss man feststellen, dass hier eigentlich keine analyti-

schen Widersprüche zur Betrachtung und Definition der – vorwiegend immateriell erzeugenden – gemeinschaftso-

rientierten Subsistenz der Länder des Nordens bestehen.

465
 Bennholdt-Thomsen, 1982, S. 53.

466
 Online-Banking, Selbstbedienungsrestaurants, Internet als Distributionsort für Informationen – man muss

aber selber suchen, ...
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zung komplexer Produkte, Dienstleistungen oder Systeme. In der Folge spielen

diese beiden Formen der Arbeit eine zusehends komplementäre Rolle bei der Pro-

duktion von ‚Leistungswert’.“467 Wenn man in der modernen Dienstleistungsge-

sellschaft von produktiven Tätigkeiten, effizienter Leistung und zufrieden stellen-

den Ergebnissen spricht, wird also, bewusst oder unbewusst, nicht nur der Beitrag

der bezahlten (Erwerbs)Arbeit benannt, sondern auch der informellen, nichtbezahl-

ten Tätigkeiten, spezifisch derer der Subsistenzproduktion.468 Von mindestens

ebenso großer Bedeutung, für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und für sozi-

opolitische Sicherheit wahrscheinlich noch relevanter sind aber die gemeinschaft-

sorientiert erbrachten Produktionsleistungen der Subsistenz aus bürgerschaftli-

cher Subsistenzarbeit.469

Der Unterschied zwischen Individualorientierung und Gemeinschaftsorientierung

äußert sich auch im Konsum, denn wo für den gemeinschaftlichen Bedarf produ-

ziert wird, muss geteilt werden. So geht Scherhorn von einer „Wiederkehr der

Commons”470 aus, nachdem die Marktgesellschaft die gemeinsame Nutzung von

Gütern – Gemeinschaftsgütern – diskreditiert hatte. Nach Müller wird „der Waren-

kreislauf [...] durch ein hochkompliziertes, insbesondere durch die Frauen alltäglich

neu gewobenes Netz von Gegenseitigkeit (Reziprozität) kulturell geformt.“471 So

wird zwischen Menschen innerhalb von Gemeinschaften geteilt und getauscht wie

auch zwischen den Sektoren. Dieses zweite Element findet sich auch auf der sekt-

oralen Ebene wieder, indem Güter aus Subsistenzproduktion mittelbar gegen Gü-

ter aus Marktproduktion getauscht werden, etwa Erwerbseinkommen des klassi-

schen Familienvaters gegen reproduktive Leistungen aus Haus- und Familienarbei-

ten seiner Ehefrau. Oder, um dieses veraltete Bild nicht überzustrapazieren, es

werden Mitgliedsbeiträge und Spenden aus Erwerbseinkommen an eine Kinderta-

gesstätte, einen Kulturverein, eine politische Interessensvertretung oder ähnliches

abgeführt, und dafür Leistungen dieser Einrichtungen in Anspruch genommen, je-

doch ohne, dass hierbei ein fester Preis Bestandteil des Tausches wäre. So findet

sich auf der Produktionsebene der komplementäre Charakter zwischen Markt,

Staat und Subsistenz wieder. Besonders prägnant wird dies an dem bereits an frü-
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 Giarini und Liedtke, 1998, S. 39 – 40.

468
 Wenn denn Wohlstand über den Dienstleistungssektor so direkt über die Einrechnung informeller (Sub-

sistenz)Leistungen zustande kommt, wäre es doch nur nahe liegend, dies auch in den Arbeitsförderungen ebenso

in Rechnung zu stellen – außer, es liegt ein schwerwiegender Denkfehler vor ....

469
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 410 ff.

470 
Scherhorn, 1997d, S. 30.

471
 Müller, 1999, S. 8.
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herer Stelle erläuterten Beispiel des sozialen Kapitals. Denn der wohl wichtigste

gesellschaftswirksame Produktionsbeitrag aus Subsistenzarbeit ist die Bildung

und Stärkung sozialen Kapitals.472 Dieses trägt dann über die bürgergesellschaftli-

chen Strukturen die soziokulturellen Grundlagen, auf denen Staat und Markt agie-

ren können, und durch welche sie überhaupt legitimiert werden. Bereits 1923 er-

kannte Rosa Luxemburg „dass die kapitalistische Akkumulation zu ihrer Bewegung

nichtkapitalistischer sozialer Formationen aus ihrer Umgebung bedarf, in ständi-

gem Stoffwechsel mit ihnen vorwärts schreitet und nur so lange existieren kann,

als sie dieses Milieu vorfindet.“473 „Ohne sie [die nichtkapitalistischen Formatio-

nen] kann die Akkumulation des Kapitals nicht vor sich gehen, die Akkumulation

besteht aber, von dieser Seite genommen, im Zernagen und im Assimilieren jener.

[...] Nur im ständigen fortschreitenden Zerbröckeln jener sind die Daseinsbedin-

gungen der Kapitalakkumulation gegeben.“474

Da der Zusammenhang zwischen Vitalität und Leistungsfähigkeiten von Marktwirt-

schaft und staatlich-öffentlichen Kräften von dem Subsistenzsektor von der über-

wiegenden Zahl der politischen und ökonomischen Entscheidungsträger immer

noch nicht verstanden wird, und dies in Vergangenheit wie auch heute dazu führte,

dass die Subsistenz unter einem permanenten Mangel von Gütern und Diensten,

wie auch Geldern aus den ersten zwei Sektoren zu leiden hatte, wurden die Pro-

duktionssysteme der Subsistenz selbstorganisiert von der Geldkapitalbasis weit-

gehend unabhängig gemacht. Während in der Marktwirtschaft die Lohnsumme

minimiert und der Kapitalertrag maximiert wird, ist es in der Subsistenzproduktion

anders. Die Fremdkapitalkosten werden minimiert – der monetäre Bereich insge-

samt – und das Angebot von Leistungen wird vor allem qualitativ aber auch quanti-

tativ maximiert. Der Kapitalertrag soll dabei möglichst nicht defizitär sein, also we-

niger Null. Eine Geldwertschöpfung ist nicht Ziel der Produktion sondern eine mög-

lichst optimale Nutzung der monetären Mittel, die verfügbar sind, aber vor allem

der Humanressourcen, um so maximale Produktionsleistungen und –qualitäten zu

erzeugen. Dies wird auch in den Kölner Fallbeispielen noch transparenter werden.
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 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 410.

473
 Luxemburg, 1923, S. 287, aus Müller, 1999, S. 2.
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 Luxemburg, 1923, S. 334, aus Müller, 1999, S.2.
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6. EXKURS ‚AGRARE SUBSISTENZ UND ARMUTSSUBSISTENZ’

Die Inhaltsbestimmung des Subsistenzbegriffes ist stark über die Nord-Süd-Frage geprägt, und

vielfach veraltet. Die Stigmatisierung der Subsistenz als vorindustrielle Produktionsweise ver-

kennt die unersetzbare Bedeutung von Subsistenzarbeit für Industrialisierungsprozesse wie

auch Gesellschaftsreformen, und ist somit einem alten postkolonialen Denken zuzuordnen.

Das zentrale Unterscheidungskriterium zwischen der Subsistenzwirtschaft des Südens und des

Nordens ist, dass in den Ländern des Südens Markt und Staat gemeinsam nicht mal in der Lage

sind, die Primärbedürfnisse Essen, Trinken, Wohnen auf einem Minimalniveau zu gewährleis-

ten, geschweige denn den Bedarf nach immateriellen Grundbedürfnissen wie Bildung, Kommu-

nikation, Mobilität und medizinischer und sozialer Grundsicherung. Die Folge ist, dass diese

zentralen Grundversorgungen in der Subsistenz verbleiben, und dies zudem noch nahezu ohne

externe formelle Unterstützungssysteme. Deshalb ist es eigentlich wenig erstaunlich, dass der

überwiegende Teil der Leistungskraft des Subsistenzsektors im agrarischen gebunden bleibt,

wo die Ressourcenbasis über Subsistenzarbeit noch direkt erreichbar ist. Im städtischen Raum

wird die Subsistenz durch eine hochkomplexe und vielfältige Struktur informeller Wirtschaftstä-

tigkeiten ergänzt. Auch die kriminelle Ökonomie findet hier viel Raum, wo Staat und Markt for-

melle Strukturen nicht mehr steuern und bedienen können. Die kriminelle Ökonomie erschwert

wieder die Funktion und Austausche innerhalb und zwischen informeller und Subsistenzöko-

nomie. Erschwerend kommt hinzu, dass über die parallel andauernden Externalisierung ökolo-

gischer und sozialer Folgekosten aus marktwirtschaftlichen Aktivitäten auf regionaler und glo-

baler Ebene, die Anforderungen an die Subsistenz so hoch gefahren werden, dass es zu lokalen

und regionalen Überlastungen der Human- wie Naturressourcen bis zum Zusammenbruch

kommt. Da darüber hinaus noch der überwiegende Anteil des Bedarfs nach Dienstleistungen

der Subsistenzökonomie aufgebürdet wird, kann in diesem Bereich die Leistungsfähigkeit des

Subsistenzsektors bestenfalls noch bis zur Grenze des eigenen Haushaltes bzw. der eigenen

Familienbande reichen. Dass es in den meisten afrikanischen und vielen asiatischen Gesell-

schaften noch das Konzept der ‚extended family’475 gibt, ist noch begünstigend, da ansonsten

kulturelle und soziale Fragmentierungen die Folge wären, die vermutlich regional sozioökono-

mische Zusammenbrüche476 nach sich ziehen würden. Gleichzeitig dokumentieren diese Zu-

sammenhänge beeindruckend, wie Leistungsfähig Subsistenz selbst bei völligem Versagen

staatlicher und marktlicher Institutionen ist, indem sie auch noch dann funktioniert, wenn alle

anderen Ökonomien bereits zusammen gebrochen sind.

Dennoch ist das Verständnis des Subsistenzprinzips noch weitgehend unterbelichtet und Defi-

nitionen wie die folgende diskreditieren die Autoren nicht in einer wissenschaftlichen Gemein-

schaft. „Subsistenzbereich: Nicht monetarisierter Bereich einer Volkswirtschaft, dessen Mit-

glieder alle Erzeugnisse selbst herstellen, die sie zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes benö-

tigen. Die Überführung dieses Sektors in eine arbeitsteilige und für anonyme Märkte produzie-

rende monetarisierte Landwirtschaft ist eine wichtige Aufgabe im Rahmen der sektoralen Ent-
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 Dahm, 1999.
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 Siehe hierzu auch Menzel, 1994 und 1998.
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wicklungsstrategien.“477 In Folge solcher Dummheiten wurden über Jahre über die World Bank,

das BMZ und die GTZ und auch verschiedene internationale Entwicklungsorganisationen Kultur-

und Wirtschaftsexperimente in den Ländern des Südens unternommen. So wurden diese ent-

wicklungspolitischen Ziele bei Serries wie folgt formuliert: „Kurzfristig sind alle Aktivitäten zu

unterlassen, die die im Subsistenzsektor lebenden und arbeitenden Menschen dazu veranlas-

sen dort zu bleiben; Mittelfristig sollten die Rahmenbedingungen so gestaltet werden, dass es

einerseits unattraktiv wird, im Subsistenzsektor zu verbleiben (Push-Faktoren) und anderer-

seits die Alternativen im formellen, das heißt Nicht-Subsistenzsektor umso attraktiver werden

(Pull-Faktoren). Als Fernziel kann in der Logik der Neoklassik die völlige Auflösung des Sub-

sistenzsektors und seine Einbindung in die formelle, auf Arbeitsteilung und Geldwirtschaft ba-

sierende Wirtschaft angesehen werden.“478 Die Kurzsichtigkeit solcher strategischen Leitlinien

entspringt der Auffassung, dass eine Gesellschaft, die ihre ökonomischen Grundlagen auf

Selbstversorgung und damit auch auf eine Teilautonomie bis hin zur Teilautarkie aufbaut, eher

rückständig sei, gegenüber jenen Gesellschaften, die ihre wirtschaftlichen Sicherheiten auf

wechselseitige Marktabhängigkeiten gründet.479 Argumentative Grundlage ist hier häufig die

Unwägbarkeit der natürlichen Systeme, die Abhängigkeiten (vom Wetter, von Ertragsmengen,

etcetera) eher erhöhe als vermindere, während in der Marktwirtschaft über optimale Güteraus-

tauschsysteme durch Wettbewerb und Geld diese Abhängigkeiten nicht beständen. Dies ist

aber nicht wirklich richtig, denn die Abhängigkeiten in der Marktwirtschaft sind – wie bereits

erläutert – Abhängigkeiten von Zugang zu Märkten, welche wieder Wettbewerbsfähigkeit vor-

aus setzt. Die Diffusion dieser Marktregeln in nahezu sämtliche soziokulturelle Teilsysteme

hinein führen in der Folge eher zu einer Einschränkung der Handlungsspielräume von Gesell-

schaft wie Individuum, nämlich indem Sozialbeziehungen zunehmend über ihre Marktrelevanz

definiert und in Wert gesetzt werden. Das ist in der Subsistenz nicht so, da sie anderen Strate-

gien folgt. Aber auch hier ist es nicht der Fall, dass der Bezug zur natürlichen Ressourcenbasis

die Regeln der ökonomischen Strategien bestimmt, auch hier sind es die Menschen unterein-

ander, die Sozioökonomie formen. Aber die Nähe zu den natürlichen System trägt dazu bei,

Synergien mit der natürlichen Mitwelt auszubilden, anstelle sie einseitig zum eigenen Schaden

auszubeuten. „Indeed, in subsistence societies it is the relations among people that wildlife

harvesting generates and sustains, and not the relations between people and resources, that

are of paramount importance.“480 Diese Aussage ist von großer Relevanz, räumt sie doch mit

der Fehlannahme auf, dass subsistenzwirtschaftliche Aktivitäten in einem kulturellen Kontext

stattfinden, der zwangsläufig der einer ‚Naturgesellschaft’ im Sinne einer ‚primitiven’ Gesell-

schaft sei. Erstens ist natürlich die immer noch verbreitete Assoziation zwischen Naturgesell-

schaft und Primitivität naiv und Ausdruck von Unwissenheit. Interessanterweise hat Christa

Müller 1997 eine Dorfstudie in Südwestfalen durchgeführt, die zutage brachte, dass in diesem,

etwa 2 400 Einwohner großen Dorf, bis weit in die 1960er Jahre eine von Müller als ‚Moral Eco-
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 Dichtl und Issing, 1993, in: Serries, 1995, S. 49.
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 Serries, 1995, S. 49.
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 „Wie ist es zu erklären, dass Millionen Menschen am Rande des Existenzminimums sich den ‚Luxus’ leisten, in

einer Art zu wirtschaften, die – angeblich – diametral ihren eigenen Interessen widerspricht?“ Serries, 1995, S. 50.
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 Wenzel, 1991, S. 61.
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nomy’ bezeichnete lokale Ökonomie funktionierte. Diese umschreibt sie mit Begriffen wie Ei-

genmacht, Abhängigkeit voneinander statt vom Weltmarkt, Reziprozität, Recht auf Sub-

sistenz.481 Es ist wichtig, zu verstehen, dass kein Kausalzusammenhang zwischen Naturbezug

und subsistenzwirtschaftlicher Tätigkeit besteht. Auch agrare Subsistenz prägt sich durch ar-

beitsteilige Systeme und, wie eine jede Wirtschaft, konstituiert sich Subsistenzwirtschaft zu-

nächst über die teilnehmenden Menschen. Wichtig ist aber auch, dass der Naturbezug und das

Naturverständnis immer subsistenzökonomische Prinzipien und Strategien konstituiert. Wird

die Humanressource Mensch erschöpft, muss auch diese ruhen, ebenso wie natürliche Res-

sourcen ihre (Zeit)Räume zur Regeneration brauchen. Erst wenn Subsistenz als Armutssub-

sistenz auftritt, verliert sie ihre Eigenschaft, Regenerations-, bzw. Reproduktionsprozesse sys-

temisch zu integrieren.

Absurd erscheint es, dass weiterhin, selbst in den Debatten der internationalen entwicklungs-

politischen Konferenzen, die Wirtschaftsform, der weltweit die größte Anzahl von Menschen

ihre Existenz verdanken, und in den Entwicklungsländern fast die gesamte Bevölkerung, kaum

zur Kenntnis genommen wird.482 Je ärmer ein Mensch und eine Gemeinschaft sind, desto wich-

tiger ist es, mit den natürlichen wie menschlichen Ressourcen schonend und sparsam umzuge-

hen. Alle hierzu nötigen Entscheidungen werden deshalb sorgfältig durchdacht und abgewo-

gen, Risiken grundsätzlich möglichst minimiert und Erfahrungen aus tradierten Wirtschaftsme-

thoden in die Wahl einbezogen. Die Entscheidung wird dann in der Regel unter Einbeziehung

aller Betroffenen getroffen, denn Kooperation ist schließlich die verlässlichste und wichtigste

Humanressource, die verfügbar ist. Eine Schwierigkeit stellt natürlich in Notlagen – und Armut

ist eine permanente, existenzbedrohende Notlage – immer der geringe Handlungsspielraum

und hohe Handlungsdruck dar, der den subsistenzwirtschaftlichen Prinzipien und Strategien

eigentlich diametral entgegenläuft. So muss die (Hungers)Not z.B. durch massive Bodenschä-

digung abgemildert werden, was aber nur ein Symbol für die Einschränkung der Wahlmöglich-

keiten der Betroffenen ist. Das hat glücklicherweise wenigsten die UNDP schon 1991 verstan-

den, indem sie menschliche Entwicklung als „process of enlarging people´s choices“483 defi-

nierte.

Grundsätzlich aber erweisen sich die traditionellen extensiven agraren Nutzungsstrategien als

ökologisch stabilisierend und erhaltend, wie man sie vielfach in lokalen Subsistenzwirtschaften

nachweisen kann. Aufgrund der globalen demographischen Entwicklung, sowie der Anpassung

der kultureigenen, lokalen und regionalen Ausprägungen materieller wie immaterieller

Wohlstandskriterien an den globalen (westlich-europäisch geprägten) Wohlstandsmainstream,

sind die subsistenzwirtschaftlichen Strategien jedoch nur noch bedingt geeignet, den Kriterien

einer ökologischen und sozialen Nachhaltigkeit zu entsprechen und die Erfüllung der ‚grenzen-

losen Güterwünsche’ zu gewährleisten. Sie bedürfen Innovationen, einer ‚Modernisierung’, um
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 Vergleiche Müller, 1997.
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 „Die Weltökonomie würde von heute auf morgen zusammenbrechen, wenn die Hausarbeit oder die [Sub-
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1999, S. 3. Vergleiche auch Mies, 1995.
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 UNDP, 1991, S. 10.
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den gegenwärtigen Wohlstandsansprüchen gerecht zu werden, auch, wenn diese sich nicht an

ressourcen- und energieintensiven Wohlstandsgütern orientieren, sondern z.B. medizinische

Versorgungen, adäquate und verlässliche Ernährungssicherung, Bildung und Kommunikation

umfassen sollen.

Um die agrare Subsistenzwirtschaft zu erhalten, und damit eine nachhaltige Stabilisierung

ökologischer Systeme in den betroffenen Regionen zu erreichen, bedarf es verschiedener inno-

vativer Strategien. Diese müssen auf verschiedenen Ebenen verankert werden, ein integriertes

Vorgehen ist hierbei vonnöten. So bedarf es

 einer Erweiterung bis Erneuerung bzw. Modernisierung der landwirtschaftlichen Methoden;

einer verbesserten Einbindung von Siedlungskörpern durch technische wie institutionelle,

rechtliche und medizinische Infrastrukturen;

 einer ökonomischen Einbettung der Subsistenzwirtschaft in marktwirtschaftliche Strukturen,

parallel hierzu braucht es eine (strategische) Öffnung marktwirtschaftlicher Systeme für sub-

sistenzwirtschaftliche Elemente und Logiken; hierbei müssen politisch-staatliche Steuerungs-

systeme eine Transmitterfunktion übernehmen;

 einer formellen Einbettung der an Subsistenzwirtschaft gekoppelten informellen Sektoren in

die bestehenden formellen Sektoren. Hier müssen auch die indirekt an Subsistenz gekoppelten

informellen Strukturen berücksichtigt werden, so z. B. solche, die kooperative, kommunikative

und partizipative Interaktionen unterstützen; formelle Einbettung darf hierbei nicht bedeuten,

dass die bisherigen Kriterien von Formalisierung auf informelle Systeme übertragen werden

und diese in ihren Qualitäten und Kooperationsstrukturen einschränken, behindern oder be-

herrschen, so braucht es auch einer Neubestimmung von Formalisierungskriterien;

 einer Stützung der Subsistenz insbesondere in den Bereichen, in welchen der Bedarf nicht

durch Subsistenzproduktion befriedigt werden kann, so z. B. mit Gütern, die nicht sub-

sistenzwirtschaftlich produziert werden können oder mit Waren, die über lokale Ressourcen

nicht hergestellt werden können; hierfür braucht es eine Optimierung der Schnittstellen zwi-

schen Markt- und Subsistenzwirtschaft und internationaler und regionaler Kooperationen und

die grundlegende funktionelle Kenntnis über das Potenzial wechselseitiger Vorteile durch eine

komplementäre und nachhaltige Entwicklung;

 einer Förderung der gemeinschaftsorientierten Subsistenz im Dienstleistungssektor um in

den Bereichen Bildung und Information, inter- und intrakulturelle Vernetzung, Kommunikation,

Mobilität sowie auch in der Ergänzung verschiedener materieller Bedürfnisse Fortschritte für

die lokale Bevölkerung zu erreichen und kleinzellige Siedlungsstrukturen wieder zukunftsfähig

und attraktiv zu machen; hier werden multilaterale Kooperationen zwischen Markt, Staat und

Subsistenz bis zur internationalen Ebene bestimmend sein.

Um die Situation der ‚Entwicklungsländer’ global zu verbessern und zu einer faireren Verteilung

von Wohlstand zu gelangen, braucht es zunächst die Anerkennung der Bedeutung und Unver-

zichtbarkeit des Subsistenzprinzips für eine global zukunftsfähige, kulturell verträgliche und

sozial stabilisierende Wirtschaft, die Anerkennung des Ziels einer ‚Weltpluralwirtschaft’. Die so-

ziopolitische Einbettung von Subsistenz in marktwirtschaftliche Systeme stellt hierfür eine

zentrale Grundlage dar. Insgesamt stellt die Subsistenzproduktion nicht nur, aber im besonders
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hohen Maße für die ‚Entwicklungsländer’ ein hohes sozioökonomisches Strukturpotenzial dar,

was einer nachhaltigen, dezentralen Binnenwirtschaft mit dem Schwerpunkt regionaler Wirt-

schaftskreisläufe eine gewachsene und tradierte Grundlage bieten kann.484 Die unbezahlten

Subsistenztätigkeiten bilden einen inhärenten Teil der Gesamtwirtschaft und erhöhen die Pro-

duktivität des ökonomischen Gesamtsystems soweit wie sonst wohl nirgends. Da über interna-

tionalen Devisendruck die Notwendigkeit erzeugt wird, steigende Wachstumsraten im monetä-

ren Sektor zu erreichen, werden die nicht-bewerteten und deshalb häufig unerkannten Sub-

sistenztätigkeiten von monetär gerichteten Produktionsprozessen verdrängt. Diese mehren

zwar aus der Perspektive des monetären Bruttosozialproduktes den Wohlstand, führen aber in

Wahrheit regelmäßig zur Zerstörung von realem Wohlstand. „Den Menschen in den Entwick-

lungsländern wird es nur dann wirklich besser gehen, wenn die Entwicklung weiterer moneti-

sierter Arbeiten nicht wertvollere, aber in geldlicher Hinsicht unbewertete Tätigkeiten abschafft,

die zum realen, aber nicht zum monetären Wohlstand der Gesellschaft beitragen.“485 Vielmehr

muss die besondere Aufmerksamkeit „[...] den nichtmonetarisierten und nichtmonetisierten

Teilen der Wirtschaft gewidmet werden, die hier mehr als irgendwo sonst zum Wohlstand und

Wohlergehen der Menschen beitragen.“486 So bedarf es nach Erkennen und Verstehen der

Funktionen und Bedeutung der Subsistenz die Ausbildungen verschiedener Schnittstellen zwi-

schen Markt, Staat und Subsistenz. Hierfür gibt es zwar Ansätze in historisch gewachsenen, lo-

kalen traditionellen Strategien, deren Nutzbarkeit erfordert aber häufig eine Anpassung an ge-

genwärtige ökonomische, politische und soziale Ausgangsbedingungen. So sind z. B. tausch-

wirtschaftliche Systeme nur bedingt, wenn dann nur auf lokaler und regionaler Ebene nutzbar,

die internationalen System brauchen raumübergreifende Tauschwährungen. Die Eigenschaften

dieser Kapitalien können nicht langfristig auf Vorteilen durch räumliche oder zeitliche Akku-

mulationen und ungerichtetes Wachstum geprägt sein. Um eine stabile Integration sozioöko-

nomischer Schnittstellen zwischen Subsistenz- und Marktwirtschaft in die bestehenden sozio-

ökonomischen Strukturen zu erreichen, braucht es multilaterale und konzertierte politische

und ökonomische Übereinkünfte und Strategien. So reicht es auf Dauer nicht aus, nur auf lo-

                                                  
484

 Dies stellt Hennings 1999 an einem Beispiel aus Westsamoa gut dar. Dort sorgt eine intelligente Verflechtung

von Subsistenz- und Marktproduktion, unterstützt durch ein verfassungsrechtlich geschütztes Landrecht und das

samoanische Sozialsystem, für eine intakte Subsistenzproduktion und eine gesellschaftliche Entwicklung ohne

soziale Not. „Arbeit für alle. In Samoa wird dies verfassungsrechtlich dadurch garantiert, dass alle Mitglieder der

Gesellschaft über Eigentum an Produktionsmitteln verfügen, ein Eigentum, das nicht veräußerbar ist. Als Funda-

ment dient die Subsistenzproduktion, das heißt der ökonomische Sektor, in dem alle zur Reproduktion der Indivi-

duen und der Gesellschaft notwendigen Güter und Dienstleistungen erbracht werden.“ Grundlage hierfür stellen

unter anderem tradierte soziale Umverteilungsmechanismen von oben nach unten dar, die eine dynamische

Gleichgewichtsentwicklung gewährleisten. „Ähnlich wie Westsamoa gibt es [...] eine Reihe von Ländern und

Gesellschaften, für die das marktwirtschaftliche Modell und die globalen Märkte nicht taugen [zumindest nicht

alleine und übergewichtig, die Unterstützung internationaler Märkte und eine internationale Wohlstandsvertei-

lung ist unverzichtbar. Anmerkung des Autors.], weil sie auf diesen Märkten nichts Profitables anzubieten haben.

[...] Fundamentale Eckpfeiler eines auf Subsistenzproduktion basierenden Entwicklungsmodells wären dann

einerseits die Grundsicherung für alle und eine Begrenzung der privaten Akkumulationsmöglichkeiten anderer-

seits.“ Hennings, 1999, S. 343 ff.

485
 Vergleiche Giarini und Liedtke, 1998, S. 187.

486
 Giarini und Liedtke, 1998, S. 186.
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kalen und regionalen Ebenen die Entwicklung, den Aufbau und die Etablierung dieser Schnitt-

stellen zu planen und durchzusetzen, sondern es braucht eine international getragene integra-

tive Strategie, die möglichst viele der angebundenen Interdependenzpartner mit einbezieht.

Hierzu besteht ein erheblicher Forschungsbedarf und die Notwendigkeiten hierzu können an

dieser Stelle und in dieser Studie nur angerissen werden. Diese Studie macht sich zunächst

‚nur’ zur Aufgabe zu zeigen, welche Bedeutung gemeinschaftsorientierte Subsistenz für Funk-

tion, für Vielfalt und Anpassungsfähigkeit von Städten in Deutschland hat.

I I I - I . 3 .  S U B S I S T E N Z  I M  ‚ S Ü D E N ’  W I E  I M  ‚ N O R D E N ’

Das, was die Subsistenz in den ‚Entwicklungsländern’ darstellt, findet sich in den

industrialisierten Regionen vor allem im immateriell produktiven Sektor. Dies ist

vor allem der soziale und kulturell produktive Sektor, einen großen Anteil hat hier

die hauswirtschaftliche- und bürgerschaftliche Arbeit. Beide Tätigkeiten lassen

sich unter dem Oberbegriff der Subsistenzarbeit zusammenfassen. Beide finden

hauptsächlich informell statt. Beide benötigen eine ökonomische und soziokultu-

relle Einbindung und –bettung, um als Tätigkeitsbereich wieder attraktiv und

überlebensfähig zu werden.

Was die kapitalorientierte Marktökonomie nutzt und übernutzt, sind die humanen

und natürlichen Reproduktionsprozesse, die im anthropogenen Bereich in der

Subsistenz verortet sind. Soziale wie ökologische Folgekosten der globalen Markt-

aktivitäten werden zu großen Teilen in den Ländern des Südens (und dort oftmals

in kleinbäuerlichen Subsistenzsystemen) belassen und in den Ländern des Nor-

dens werden soziale Kosten (weil wettbewerbshindernd und ‚zu hoch’) in den pri-

vaten wie bürgerschaftlichen Subsistenzsektor – meist der Städte – externalisiert.

Die Stärkung der Subsistenzarbeit (auf dem materiellen wie immateriellen Sektor)

und deren sozioökonomische Einbettung bietet sich für beide Konfliktfelder als

wachstumsfähige, zukunftsfähige Lösung an. Wird diese Notwendigkeit nicht früh

genug erkannt, sind ökologische und soziale Destabilisierungen bis hin zu Degra-

dationen beider Sektoren, inklusive ökonomischer, sozialer und politischer Kon-

flikte vorhersehbar. Subsistenzarbeit kann somit, bei ausreichender politischer,

sozialer und ökonomischer Unterstützung und Einbindung soziokulturelle, ökolo-

gische und ökonomische Stabilisierung in verschiedenen Kultur- und Naturräumen

bedeuten.487
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 „Gerade in der Kombination von Merkmalen der urbanen und der ländlichen Lebensweise könnten die Chan-

cen liegen, das erreichte Niveau des gesellschaftlichen Reichtums, das der Industrialisierung zu verdanken ist, mit

den Qualitäten eines selbstbestimmteren und erfüllteren Lebens zu verbinden. Die zunehmende Verflechtung der

informellen Ökonomie mit dem Markt- und Staatssektor beinhaltet einen Prozess der Humanisierung: von einer
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Wo immaterielle Kriterien für Wohlstand vielfach noch kulturell integriert sind, wie

in vielen Ländern des ‚Südens’, sind diese durch den Mangel der Erfüllung mate-

rieller Wohlstandskriterien bedroht. Gleichzeitig ist die materielle, ökologische Le-

bensgrundlage von schweren Degradationen gefährdet. Gekoppelt mit der Ab-

nahme der soziokulturellen und ökonomischen Integration der Subsistenzarbeit,

die oft eng an (noch) bestehende immaterielle Wohlstandsmodelle gebunden sind,

drohen diese potenziell ökologisch (und damit ökonomisch) wie soziokulturell sta-

bilisierenden Systeme zusammenzubrechen. Stattdessen müssen „[...] die nicht-

monetarisierten und die nicht monetisierten Beiträge in einen allgemeineren Rah-

men integriert werden. Das ist besonders wichtig für die Entwicklungsländer, die in

der einzigartigen Lage sind, die Politik der Industrieländer zu verfolgen, ihre Män-

gel und Fehler zu erkennen und daraus zu lernen. Sie müssen nicht in dieselbe

Fallgrube stolpern, nämlich in eine Wirtschaft, deren Leistungsfähigkeit beinahe

ausschließlich an den Beiträgen ihrer monetisierten Komponenten gemessen

wird.“488 Wo materielle Kriterien für Wohlstand vielfach marktökonomisch erfüllt

werden, wie in vielen industrialisierten Ländern, wird das immaterielle Wohl-

standsempfinden oft nicht befriedigt, und soziopolitische Degradationen bis hin

zum sozialen Kollaps drohen. Gekoppelt mit der globalen ökologischen Bedro-

hung, drohen weltweit ökonomische und soziale Systeme sich zu destabilisieren

und zusammenzubrechen. Die Folgen sind großräumige Armutsmigrationen, krie-

gerische Auseinandersetzungen über alle Ebenen, (welt)wirtschaftliche Unsicher-

heiten und Instabilitäten, Gefährdungen der internationalen Finanz- und Güter-

ströme. Aktuelles Thema ist die Internationalisierung terroristischer Aktivitäten.

Ein globales Wirtschaftssystem, welches natürliche wie anthropogene Systeme zu

weit belastet und schädigt, wie dies rezent weltweit geschieht und weiter zunimmt,

produziert permanent und immer neu Verzweifelte – Desperados. Wer will sich

denn da noch wundern, wenn einige der Desperados sich gegen jene wenden, die

sie zu dem gemacht haben was sie sind?

Menschliches Handeln muss sich möglichst den ‚natürlichen’ Voraussetzungen an-

passen, um ökonomische und kulturelle Interaktion auf dieser Grundlage entspre-

chend den eigenen Ansprüchen optimieren zu können. Wenn auf der sozialen Mik-

roebene gesagt werden kann, dass „in einer auf Subsistenzwirtschaft basierenden

Gesellschaft [...] alle Mitglieder die gleichen Startchancen“489 haben, so kann auch
                                                                                                                                     

durch Not erzwungenen Subsistenzproduktion zu produktiver selbstbestimmter Arbeit für differenzierte Bedürf-

nisse. Häußermann und Siebel, 1997, S. 189.

488
 Giarini und Liedtke, 1998, S. 186.

489
 Serries, 1995, S. 43.
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für die internationale (Makro)Ebene geschlossen werden, dass eine aus Kooperati-

onen und Solidaritäten, aus markt- und subsistenzwirtschaftlichen Strategien auf-

gebaute Pluralwirtschaft global Abhängigkeiten verringert, indem Abhängigkeiten

als Gegenseitigkeiten umdefiniert werden und so die Grundlage für gemeinsame

Verantwortung bilden können.

Denn eine wichtige Funktion und Eigenschaft der Subsistenz als sozioökonomi-

sches System ist ihre integrative Leistung. Kommunikationen, Kooperationen, Par-

tizipationen sind die Elemente und Säulen, die Funktionen und Triebkräfte der

Subsistenz. Fehlen diese Funktion, fehlen auch die integrativen Elemente in einer

Gesellschaft, sei sie lokal, regional oder global, so können wirtschaftliche, politi-

sche und soziokulturelle Verständigungs- und Anpassungsprozesse nur mühevoll

und unzureichend geleistet werden. Erstarrungen, Instabilitäten und Zusammen-

brüche sozialer, wirtschaftlicher und politischer Ordnungen sind die Folge. Das

soziokulturelle System strebt der  Entropie entgegen, anstelle Synergien mit natür-

lichen Systemen und Strategien zu entwickeln.

Dies deutet sich auch dann an, wenn die ‚Ware Arbeit’ und damit der Mensch und

die Gemeinschaft den Marktgesetzen überlassen wird – Anpassungsfähigkeit wird

massiv eingeschränkt490. So wird im folgenden die Bedeutung und Funktion des

Komplementärs zur Erwerbsarbeit – die Subsistenzarbeit – in ihren Facetten diffe-

renziert, erklärt und beschrieben.

                                                  
490 

Siehe hierzu auch: Polanyi, 1990.
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I I I - I I .  UNBEZAH LTE AR BEIT A LS GRUNDLAGE DER SUBSISTENZ

„[Arbeit ist] die bedachte, tätige Auseinandersetzung mit der natürlichen, sozialen,

kulturellen und psychischen Umwelt, die als gesellschaftlich wertvoll anerkannt

wird.“491

In diesem Kapitel wird die informelle, also unbezahlte Arbeit beschrieben und in

ihren unterschiedlichen Ausprägungen differenziert. Der erwerbswirtschaftliche

Arbeitsbegriff wird nicht weiter aufgenommen, er wurde bereits im Kapitel II-I hin-

reichend dargestellt, erklärt und in die Kritik genommen. In der wissenschaftlichen

Debatte kursieren um den Begriff der unbezahlten Tätigkeiten eine Vielzahl von

Terminologien. Sie sind das Resultat einer bisher wenig gefestigten Forschungs-

landschaft zur Thematik und unterschiedlicher analytischer Herangehensweisen.

Die am häufigsten verwendeten Begrifflichkeiten werden im folgenden vom allge-

meinen zum speziellen differenziert und definiert. Dem wird bereits an dieser

Stelle ein Schema vorangestellt, welches die sektorale und thematische Zu- und

Einordnung der unterschiedlichen Tätigkeitsbereiche erleichtern soll (Grafik 11).

                                                  
491

 Mutz, 1997, S. 34.
Grafik 11
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I I I - I I . 1 .  D I E  A R B E I T S B E G R I F F E  –  E I N  Ü B E R B L I C K

„Menschen arbeiten nicht ‚für Nichts’, aber häufig nicht nur für das Geld, das sie

bekommen [...] Es kann sein, dass sie arbeiten, weil die Arbeit eine Herausforde-

rung ist, die zu bestehen ihr Pflichtgefühl steigert; sie arbeiten aus einem Pflicht-

gefühl, oder weil sie das unwiderstehliche Bedürfnis haben, besonders gut zu sein.

[... Was auch immer] ihr Motive sein mögen, die Menschen entziehen sich dem Ge-

setz des Tauschwertes, das den Markt bestimmt, weil ihr Motiv zu arbeiten zu in-

trinsischer Zufriedenheit führt und nicht vom Tausch von Arbeitsleistung gegen

Geld abhängt.“492

In dieser Studie wird ja die unbezahlte Arbeit, die zur individuellen oder gemein-

schaftlichen Selbstversorgung die wesentlichen Beiträge erbringt, untersucht.

Diese Untersuchungsperspektive ist für die meisten Menschen ausgesprochen

unüblich, da mit dem heute gängigen Arbeitsbegriff fast automatisch immer die

Arbeit in Erwerbsverhältnisse assoziiert wird. Dies liegt vor allem auch daran, dass

den Wenigsten bewusst ist, welche Bedeutung den unbezahlten Arbeitsleistungen

für Funktion und Zukunft unserer Gesellschaft zukommt. Dies spiegelt sich in der

Debatte um die Erwerbslosigkeit ebenso, wie im Selbstverständnis der überwie-

genden Zahl von Menschen unserer Gesellschaft, die ihr Sein oft zuerst mit ihrer

Arbeit definieren, und sich ohne Arbeit nicht wertschätzen und nutzlos empfinden.

So ist dies auch der Grund dafür, dass wir uns als in einer ‚Arbeitsgesellschaft’ le-

bend begreifen. So gibt auch „Calvin [...] der vita activa – dem täglichen Leben –

absoluten Vorrang vor der vita contemplativa – dem kontemplativen und geistig

reflektierenden Leben. Unternehmerische Tätigkeit und Wagnisse werden zu einem

echten Beruf, und die calvinistischen Vorstellungen rücken ins Zentrum einer noch

heute existierenden Arbeitsmotivation.“493 So gründet sich auch „das Wesen der

heutigen kapitalistisch orientierten Gesellschaft [...] zum großen Teil auf dieser

protestantischen Lehre von der Arbeit als Quelle aller Werte und überträgt sich

zunehmend auch in Teile der Welt, die einer völlig anderen religiösen Prägung un-

terliegen.“494 Aber nach Calvin ist nicht festgelegt, worüber Arbeit ihre Anerken-

nung findet – außer in ihrer Produktivität – und ob sie geldlich entlohnt sein muss.

Die Definition von Kambartel, auf die sich auch Krebs und Hildebrandt beziehen,

stellt gut dar, wie Arbeit gesellschaftlich verstanden wird. „Arbeit im gesellschaftli-

chen Sinne, kurz gesellschaftliche Arbeit heißt eine Tätigkeit für andere, welche am

                                                  
492

 Juster, 1985, S. 337, in: Diefenbacher und Douthwaite, 1998, S. 71.

493
 Giarini und Liedtke, 1998, S. 33.

494
 Giarini und Liedtke, 1998, S. 33.
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‚allgemeinen’, durch die Form der Gesellschaft bestimmten, Leistungsaustausch

zwischen ihren Mitgliedern teilnimmt. [...] Dass gesellschaftliche Arbeit vorliegt,

kann äußerlich sichtbar sein, durch Entlohnung oder explizite administrative Fest-

legung etwa. Gesellschaftliche Arbeit wird andererseits häufig verdeckt geleistet

und ist dann nur daran erkennbar, dass ihr Wegfall Substitutionsprobleme auf der

Ebene der gesellschaftlichen Organisation aufwirft (aufwerfen würde). Von gesell-

schaftlicher Art stellt sich im allgemeinen die so genannte berufliche Arbeit dar, die

als entgoltene Arbeit Erwerbsarbeit ist.“495

Eckart Hildebrandt erweitert Kambartels fast stoische Akzeptanz der entlohnten

Erwerbsarbeit, indem er die ‚gesellschaftliche Arbeit’ in vier Bereiche unterteilt496,

von denen die Erwerbsarbeit nur einer ist: „[...] Es gibt vier Bereiche mit je eigener

berechtigter Logik oder Währung: 1. Erwerbsarbeit – Geld; 2. Gemeinschaftsarbeit

– Solidarität; 3. Versorgungsarbeit – Fürsorge; 4. Eigenarbeit – Selbstverwirkli-

chung. Entscheidend ist die Frage der Übergänge und wie sich diese absichern

lassen.“497 Diese Unterteilung wird in dieser Form nicht übernommen. Der Autor

stimmt zwar in den wichtigen grundlegenden Fragestellungen überwiegend Hilde-

brandt zu, ist aber der Ansicht, dass insbesondere die begriffliche Aufteilung in

Gemeinschafts-, Versorgungs- und Eigenarbeit so nicht günstig ist. Versorgungsar-

beit findet in allen Bereichen statt und die Trennung dazwischen, wo Versorgung

beginnt und endet ist äußerst schwierig und unterliegt sehr stark einer subjektiven

Einschätzung. Ebenso wird der Begriff der Eigenarbeit nicht nur für den Bereich der

Selbstsorge (vergleiche Grafik 16) – also der ‚Ich-bezogenen Arbeit’ für ‚Sich-

Selbst’ – verwandt, zumindestens nicht in der etablierten wissenschaftlichen De-

batte, sondern sehr oft weiter gefasst, zumindestens auf den familiären und nahen

sozialen Kontext ausgedehnt.

Der Autor unterscheidet zunächst zwischen formeller, monetär bezahlter (Er-

werbs)Arbeit im Rahmen formalisierter beruflicher Arbeitsverhältnisse und zwi-

schen informeller, unbezahlter (Subsistenz)Arbeit im Rahmen gering oder nicht-

formalisierter, zivilgesellschaftlicher Zusammenhänge. Die informelle Arbeit wird

dann weiter in die gemeinschaftsorientierte (öffentliche) Subsistenzarbeit und die
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 Kambartel, 1994, S. 239.

496
 Vergleiche auch Brandl und Hildebrandt, 2002.

497
 Eckart Hildebrandt im Interview, 4. Juli 2002.
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individualorientierte (private) Subsistenzarbeit unterteilt.498 Das wird auf den fol-

genden Seiten noch weiter kontrastiert.

Warum aber beharrt der Autor auf diesem Kernbegriff der Subsistenzarbeit, wenn

doch die Eigen- und Bürgerarbeit schon gängiger, wenn auch nicht voll etabliert

ist?

Weil es im Konzept der Subsistenz um mehr als nur Selbstversorgung im regiona-

len Kontext geht, sondern auch und im Besonderen um die globale Anerkennung

und Wertschätzung pluraler ökonomischer Systeme und um deren geförderte Ein-

bettung und Komplementarität zum bisherigen Primat der Marktwirtschaft. Dass

die Subsistenz nicht nur ein neuer, sondern eigentlich ein alter Terminus für ein

Wirtschaftssystem ist, welches schon vor Begriffen wie Eigen- und Bürgerarbeit,

als auch Erwerbsarbeit Weltökonomie getragen und ermöglicht hat, kommt dem

hinzu. So symbolisiert nur der Subsistenzbegriff wirklich dass, worum es geht,

nämlich den Glauben und das Vertrauen in die Selbstorganisations- und -steue-

rungskraft der Species Homo sapiens sapiens.

D i e  m ü h e v o l l e  A r b e i t

„Sich zu Tode zu arbeiten, ist die einzig gesellschaftlich anerkannte Form des

Selbstmordes.“499

Um die nachteilige Belegung des Begriffs der Arbeit (im Sinne der erschöpfenden,

auszehrenden Arbeit, gegensätzlich zur Muße und Freizeit500) zu umgehen, kann

man an dessen Stelle den erweiterten Begriff der Tätigkeit setzen (vergleiche Un-

terkapitel II-I.4.). Auch hiermit sind nicht primär jene Muße- und Freizeitaktivitäten

gemeint, die in erster Linie der Erholung und dem Vergnügen dienen, sondern eher

                                                  
498

 Titus Alexander unterscheidet hier vier Sektoren/ Sphären ökonomischer Aktivitäten, indem er die Sphäre der

gemeinwesenorientierten und der nachbarschaftlichen Tätigkeiten trennt. Diese sind bei dem Autor beide unter

dem Begriff der gemeinschaftsorientierten Subsistenz vereinigt. Nach Alexander gibt es folgende ‚Sphären’: 1. die

persönliche Sphäre des Haushalts; 2. die Sphäre des Gemeinwesens; 3. die Sphäre der Nachbarschaft und der

Selbstorganisation und 4. den Marktsektor und den öffentlichen Sektor. Vergleiche Alexander 1993, S. 3.

499
 Johann Freudenreich, aus Zukünfte, 1998, Nr. 23, S. 12.

500 
Mit dem Muße- und Freizeitbegriff sind all jene Tätigkeiten mit überwiegend unterhaltendem und entspan-

nendem – konsumtivem – Charakter gemeint, wie Kinogang und Fernsehen, Theater- und Museumsbesuch, Spa-

zieren gehen, Urlaubsreisen, sportliche Tätigkeiten, Liebhabereien wie das Musizieren, Sammeln von z.B. Brief-

marken, der Besuch von Partys und Freunden und so fort. All diese Tätigkeiten haben eher den Charakter des

Spiels, sie haben selbstzweckhafte Bedeutung, bringen nur sich selbst und die mit ihnen einhergehende Befriedi-

gung hervor (siehe auch Scherhorn und Patricia Dahm, 1999).
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Tätigkeiten, die auch Arbeitscharakter haben.501 Der Sozialtheoretiker André Gorz

verwendet den – nach Ansicht des Autors etwas ungenauen – Begriff der ‚Selbsttä-

tigkeit’.502 Er ist zwar wohl illustrativ und intuitiv verständlich, kann in diesem

Sinne auch verwendet werden, analytisch aber zu unbestimmt, als dass zu emp-

fehlen wäre, ihn in einer politischen Diskussion ins Feld zu führen. Schließlich kann

etwas, was selbsttätig arbeitet, gut auch ein Automat sein, der nach Knopfdruck

eben den Menschen ersetzt. Insofern enthält der Begriff versteckt die Implikation,

das Menschen, werden sie nicht zu Arbeit ‚verführt’ automatisch tätig werden –

also ‚selbsttätig’, aus eigenem Antrieb. Gorz verwendet auch den wesentlich dif-

ferenzierteren Begriff der ‚selbstbestimmten Arbeit’, über den eine weit greifende

und zentrale Qualität der beim Autor bezeichneten Subsistenzarbeit beschrieben

wird.503 Anhand empirischer Fallstudien über soziale Dienste zeigten Evers et al.

bereits Ende der 1980er Jahre, dass504 nicht allein in der Theorie „eine bemerkens-

werte Erweiterung des Arbeitsbegriffs um den funktionalen und normativen Sinn

von Haus(frauen)-, Selbsthilfe- und freiwilliger Mit-Arbeit”505 zu beobachten ist. Es

könne auch für die realen Arbeitsverhältnisse in der Bundesrepublik der tradierte,

erwerbsgebundene Normalarbeitsbegriff nicht länger geltend gemacht werden,

denn „vielmehr scheint eine Akzentverschiebung im Charakter formeller und in-

formeller Arbeit stattzufinden, insofern letztere – unter anderem auch vor dem Hin-

tergrund der Beschäftigungskrise – nicht mehr als bloße Residualkategorie in

sektoral-ökonomischen Zuordnungen wahrgenommen wird, sondern als ein Kata-

log von in unterschiedlichen Graden freiwilligen und unfreiwilligen Aktivitäten

[insbesondere geschlechtsspezifisch verteilten Hausarbeiten], die es sozial ‚ge-

recht’ zu verteilen gilt.”506 Dabei wird unbezahlte Arbeit immer noch überwiegend

mehr von Frauen als von Männern geleistet (vergleiche auch Unterkapitel III-II.3.).

Frauen leisten im wesentlich höheren Ausmaß auch heute noch die Familien-,

Haus- und Erziehungsarbeit, die es den traditionell männlichen Erwerbstätigen

überhaupt erst ermöglicht, einer formellen Beschäftigung nachzugehen.507 Benn-

                                                  
501

 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 410 f.

502
 Vergleiche hierzu Gorz, 1998.

503
 Vergleiche Gorz, 1997.

504
 unter anderem unter Verweis auf die neuen sozialen Bewegungen (Friedens-, Frauen-, Umweltbewegung).

505
 Evers, 1989, S. 19.

506
 Evers, 1989, S. 16.

507
 „In Entwicklungsländern tragen Frauen durchschnittlich 53 % der Gesamtlast der Arbeit und in Industrielän-

dern 51 %. Und doch erhalten Männer den Löwenanteil des Einkommens und erfahren daher mehr Anerkennung

ihrer Wirtschaftsleistung. Diese Kluft zwischen den Geschlechtern müsste mit der Einführung eines neuen Wirt-
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holdt-Thomsen, Mies und Werlhof prägten für diesen Zusammenhang den Begriff

der ‚Hausfrauisierung’, über den der weiblichen Rolle eine eindimensional festge-

legte Funktion zugeordnet wird. Dennoch wird die wirtschaftliche Stellung von

Frauen gesellschaftlich weniger anerkannt und wertgeschätzt. Die Folge ist, dass

immer noch der Status von Frauen und ihren Chancen, gesellschaftlich wirksam zu

werden, gegenüber Männern deutlich zu gering ist. Der Kern des Konfliktes liegt

darin, dass die unbezahlten und im wirtschaftlichen Sinne auch nicht gewerteten508

Beiträge von Frauen wie Männern zu unserer Wirtschaft nicht ausreichend aner-

kannt und honoriert werden. Würde dies geschehen, hätte dies weit reichende

Konsequenzen für Sozial- und Wirtschaftspolitik sowie für unsere kulturellen Nor-

men.509 Auch sozial- und wirtschaftsräumliche Normierungen würden in der Folge

durchbrochen werden müssen. „Die Förderung der so genannten informellen Ar-

beit oder Schattenwirtschaft verlangt grundsätzliches Umdenken: Überwindung

der seit der Charta von Athen in den Prinzipien der Wohnungs- und Stadtplanung

festgeschriebenen räumlichen und zeitlichen Trennung von Wohnen und Arbeiten,

Ablösung von der Vorstellung, die wohnungsnahe Infrastruktur habe allein der

Erholung und Entlastung von Arbeit zu dienen, der private Haushalt sei eine Ein-

heit des Konsums, die Wohnung sei der Ort, wo gekaufte Güter und Dienstleistun-

gen verbraucht werden.”510 Auch wenn Häußermanns Verständnis der informellen

Arbeit nicht ausreichend differenziert ist, und er nicht nach Tätigkeiten, die dem

Gelderwerb und Tätigkeiten, die der Selbstversorgung dienen, unterscheidet, sind

die Konsequenzen, die er für den urbanen Sozial- bzw. Wirtschaftsraum zieht,

trotzdem richtig. Im folgenden werden zunächst die Eigenschaften informeller Ar-

beit weiter differenziert, deren stadträumliche Bedeutung wird über die Fallstudie

Köln weiter vertieft.

I I I - I I . 2 .  I N F O R M E L L E  U N D  F O R M E L L E  A R B E I T

„In unserer Gesellschaft wird, vor allem von Frauen, in großem Umfang Arbeit ge-

leistet, welche, im Sinne der rechtlichen und ökonomischen Formen, in denen sich

                                                                                                                                     

schaftssystems, dass nichtmonetarisierte und nichtmonetisierte Tätigkeiten berücksichtigt, verschwinden oder

zumindest deutlich geringer werden.“ Giarini und Liedtke, 1998, S. 115.

508
 Siehe Exkurs 2 ‚Produktivitätsmaßstäbe’.

509
 Vergleiche hierzu auch Giarini und Liedtke, 1998, S. 115 ff.

510
 Häußermann und Siebel, 1997, S. 186 ff.
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Arbeit als Erwerbsarbeit vollzieht, nicht als Arbeit gilt, kurz: Arbeit, die nicht formell

Arbeit ist und daher als informelle Arbeit charakterisiert wird.”511

Der Begriff der informellen Arbeit ist in Polarität zur hoch formalisierten Erwerbsar-

beit entstanden, und trägt somit eigentlich nicht dazu bei, beide Tätigkeitsbereiche

als zueinander komplementär zu verstehen. Auch Eckart Hildebrandt kritisiert des-

halb den Begriff als „[...] eine aus der Erwerbsarbeitsgesellschaftsideologie abge-

leitete Begrifflichkeit, die würde ich darum nicht programmatisch verwenden.“512

Auch umfasst die informelle Arbeit mehr als nur die unbezahlten Tätigkeiten, näm-

lich auch informelle Erwerbsarbeit, z.B. Schwarzarbeit bis hin zu informellen krimi-

nellen Tätigkeiten (vergleiche Grafik 17). In der vorliegenden Studie wird der Beg-

riff jedoch im etabliertesten Sinne für die unbezahlten Tätigkeiten allgemein ver-

wendet, jedoch im weiteren klar mit dem Begriff der Subsistenzarbeit präzisiert.

Ein wesentlicher Unterschied vieler informeller Tätigkeiten im Sinne der Sub-

sistenztätigkeiten gegenüber formeller Arbeit ist, dass sie nicht in einem polaren

Verhältnis zu Muße und Freizeit stehen (obwohl sie auch mühevoll sein können),

sondern diese oftmals ersetzen bzw. ergänzen. Sie haben häufig den Charakter der

Arbeit (finden aber vorwiegend informell statt), aber nie den eines Beschäftigungs-

verhältnisses zum Zwecke des Erwerbes. Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Hierarchien

existieren hier nicht, wo Hierarchien vorhanden sind, sind sie eher von fachlicher

und sozialer Kompetenz oder von Motivation und Einsatzbereitschaft geprägt, dem

liegt Freiwilligkeit auf Basis weitestgehender Selbstbestimmtheit zugrunde. Hierar-

chische Strukturen finden sich zwar auf nahezu allen Ebenen zwischenmenschli-

cher Interaktionen wieder. Während diese in Erwerbsarbeitsverhältnissen aber

vom Arbeitgeber vorgegeben werden, und der Arbeitnehmer sie in der Regel nicht

in Frage zu stellen, sondern zu akzeptieren hat, erwachsen sie im Rahmen gemein-

schaftsorientierter Subsistenzarbeit aus der Anerkennung einer besonderen fachli-

chen und/ oder sozialen Kompetenz oder der eingebrachten Einsatzbereitschaft

und werden eher von den Beteiligten gemeinsam getragen. Zudem sind Hierar-

chien, wo sie bestehen, meist nicht starr strukturiert, denn wenn sie zur Disposi-

tion stehen, müssen sie wandelbar sein, da Eigenmotivation die Grundlage unbe-

zahlter Arbeit bildet, und diese auf Partizipation und Gemeinschaftlichkeit basiert.

Die Freiwilligkeit ist ebenso entscheidend für Qualität und Form der Arbeit. Bürger-

schaftliche Subsistenzarbeit wird immer aus freiem Willen geleistet. Der Aspekt

der Selbstbestimmtheit ist grundlegend wichtig. Eine Partizipationsstruktur ist

                                                  
511

 Kambartel, 1994, S. 239.

512
 Eckart Hildebrandt im Interview, 4. Juli 2002.
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deshalb immer Bestandteil der bürgerschaftlichen Einrichtungen (vergleiche III-III),

denn Abstimmung mit und Verbindlichkeit gegenüber der Gemeinschaft (notwen-

dig für koordinierte, zweckgerichtete und verlässliche Arbeitsteilung) bei höchst-

möglicher individueller Selbstbestimmung lässt sich nur über ausgefeilte Kommu-

nikationsmechanismen erreichen.

Der Widerspruch zwischen formeller Arbeit (im Sinne von Erwerbsarbeit) und in-

formeller Arbeit/ Subsistenzarbeit (im Sinne von Eigenarbeit, Bürgerarbeit) und

Freizeit-/ Mußetätigkeiten besteht vor allem dadurch, dass Erwerbsarbeit in den

meisten Fällen nicht selbstbestimmt organisiert ist. Vor allem die Motivation hierzu

fußt nicht primär auf der Grundlage der Freiwilligkeit, sondern der Notwendigkeit.

Zudem ist diese Notwendigkeit dann in der Regel nicht auf Grundlage einer Zweck-

orientierung gewachsen, die in direktem Zusammenhang mit den Lebensumstän-

den des arbeitenden Menschen steht (z.B. ich pflüge mein Feld, denn die Regenzeit

steht bevor und es muss gesät werden), und sich der Sinn der Tätigkeit direkt er-

schließen lässt. Stattdessen stellt die Grundlage eine abstrakt konstruierte Zweck-

orientierung dar, die häufig außerhalb des Lebenszusammenhangs513 des arbei-

tenden Menschen liegt (z.B. ich betreue die Datenbank eines international agie-

renden Investmentfonds) und durch das Ziel des Gelderwerbs dynamisiert wird. 514

Die Folge ist, dass die Identifizierung mit den Inhalten der eigenen Arbeit bei der

überwiegenden Zahl der Erwerbstätigkeiten schwer fällt. Sinnhaftigkeit wird oft

nur noch über das erwirtschaftete monetäre Gut, also Geld, vermittelt (vergleiche

Kapitel II-I und II-III). Dieses ‚Sinnsubstitut’ zeichnet sich aber auch nicht durch

eine spezifische Qualität aus (wie dies beispielsweise bei subsistenzwirtschaftlich

Tätigen oder auch Kulturschaffenden der Fall ist), sondern wird nur noch durch

Quantität (bemessen an der Produktivkraft) bestimmt. Eine Folge des Ersatzes von

Qualität durch Quantität in der Reflexion über den Sinnzusammenhang des eige-

nen Handelns führt unweigerlich zu einer Substitution von immateriellen Qualitä-

ten durch materielle Quantitäten. Denn wenn sich die inhaltliche Qualität der ver-

                                                  
513 

Der Bezug zum individuellen Lebenszusammenhang des Erwerbstätigen fällt in einer sich immer stärker inter-

nationalisierenden Arbeits- und Funktionsteilung zunehmend schwer. Die Handlungsebenen vieler Erwerbstätiger

liegen außerhalb des zeitlichen, räumlichen und sozialen Zusammenhangs ihrer eigenen Lebensumstände, sie

sind quasi entbettet, ihre Wirkungsebenen liegen oftmals weit außerhalb ihrer Ursache (siehe auch Giddens,

1995).

514
 „Das gesamte Geflecht der gesellschaftlichen Wechselbeziehungen hängt stark von unserer Stellung in der

(bezahlten) Arbeitswelt ab, und die kümmerliche Anerkennung anderweitiger Tätigkeiten hat zu der perversen

Situation geführt, dass jemand, der eine wertvolle, nichtmonetisierte Arbeit ausübt [...] weit weniger Anerken-

nung erfährt, als ihm eigentlich gebührte. Es liegt auf der Hand, dass sich das nachteilig auf die Motivation und

die Selbstachtung auswirkt. Giarini und Liedtke, 1998, S. 209.
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richteten Arbeit nicht mehr erschließen lässt, zählt weniger die Tätigkeit selber, als

der Ertrag dieser Tätigkeit.515  Während z.B. in der Kunst der Schaffensprozess

mindestens so wichtig ist, wie das zu erschaffende Produkt, ist es bei der überwie-

genden Zahl der Erwerbstätigkeiten so, dass die Tätigkeit weniger ihrer selbst hal-

ber ausgeübt wird, also vor allem, um sie qualitativ so hochwertig wie möglich zu

verrichten, als vielmehr der Quantität ihres (monetären) Ertrages halber. Dabei

rückt die Qualität des jeweiligen Produktes/ der Leistung gegenüber der Quantität

ihres Ertrages – des Geldes – in den Hintergrund. Dieses Verhältnis ist in der Regel

im Falle informeller Tätigkeiten umgekehrt. Während diese in sich selbst schon

konsumtive Qualitäten tragen, muss der Konsum bei Erwerbsverhältnissen in der

Regel stark extern ergänzt werden, was sich dann letztlich in einem hohen Konsum

äußert und damit wieder einem erhöhten Bedarf nach Kapital nach sich zieht. So

wird das Konsumverhalten wesentlich über die Identifikation mit dem eigenen

Handeln kontrolliert. Als ursächlich wirksame Triebkraft kann hier der Grad der

individuellen wie gemeinschaftlichen Partizipation in der Tätigkeit betrachtet wer-

den.

Demgegenüber wird über informelle Arbeit vielmehr der direkte Lebenszusam-

menhang des/ der jeweiligen informell Tätigen angesprochen und qualitativ be-

einflusst.

I I I - I I . 3 .  S U B S I S T E N Z A R B E I T

„Arbeit ist nur ein anderes Wort für menschliches Tun, das zum Leben gehört und

nicht zum Verkauf bestimmt ist, sondern sogar zu völlig anderen Zwecken be-

stimmt ist. Dies lässt sich auch nicht vom restlichen Leben trennen.”516

Reine Subsistenzarbeit war bisher im ökonomischen Mainstream ein Ausschluss-

und kein Entwicklungsfaktor: Diejenigen, die sie ausführten, galten in allen vormo-

dernen Gesellschaften als unterste Kategorie: Sie gehörten zum Reich der Natur,

nicht zu dem des Menschen.517 Diese reduktive Perspektive auf Selbstversorgung

ist ein Artefakt eines Denkens, welches hoffte, alle Versorgungsverantwortungen

von Einzelpersonen und der Gemeinschaft dauerhaft und global auf marktliche und

                                                  
515

 „Entgrenzungsprozesse zwischen Engagement und Erwerbsarbeit bieten eine Chance, gefährden aber auch

den mit Freiwilligkeit verbundenen Eigensinn und die eigene Handlungslogik unentgeltlicher Tätigkeiten.“ En-

quete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 102.

516
 Karl Polanyi, 1998.

517
 Vergleiche hierzu unter anderen auch Bennholdt-Thomsen, 1994 – 1997.
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staatliche Systeme verlagern zu können. Dass dies sich als tautologisch und nicht

zukunftsfähig erwiesen hat, wurde bereits begründet. Dass Subsistenz auch in den

so genannten entwickelten Ländern ein wesentlich tragendes Fundament für die

Bildung sozialen Kapitals und die Funktionsfähigkeit von Markt und Staat darstellt,

wurde bereits umrissen. Individualorientierte Subsistenzarbeit leistet jeder

Mensch, zumindest sicher all jene, die ihr erstes Lebensjahr überleben, vermutlich

sind auch die Jüngeren zumindest mit intensiver Selbstsorge beschäftigt. Nach den

Erhebungen des Freiwilligensurveys 1999 sind bundesweit ca. zwei Drittel der Bür-

ger bürgerschaftlich aktiv (alte Bundesländer 68 %, neue Bundesländer 55 %).518

In den Industrieländern werden über Subsistenzarbeit überwiegend Dienstleistun-

gen, vor allem im sozialen und kulturellen Bereich, erbracht – im Kontrast zu den

Entwicklungsländer, wo der Grossteil der Leistungskraft der Subsistenzarbeit im

agrarischen gebunden bleibt. Scherhorn bezieht 1997 die Stärke der Eigenarbeit –

unter der er bis 1999 den gesamten Bereich der hier als Subsistenzarbeit benann-

ten Tätigkeiten fasst, später verwendet er, wie der Autor, zusätzlich die Begriffe

‚Bürger- und (öffentliche) Subsistenzarbeit’ – gerade auf die Produktion sozialer

Güter: „Die Stärke des informellen Sektors liegt bei den immateriellen und den

Gemeinschaftsgütern. [...] In der Eigenarbeit sorgt man mit anderen zusammen für

die Erledigung von Gemeinschaftsaufgaben [...] Es sind also vor allem immaterielle

und Gemeinschaftsgüter, die informell, durch Eigenarbeit, entstehen; die mate-

riellen privaten Güter bilden einen zwar wichtigen, aber doch kleinen Teil der in-

formellen Produktion. [...] Die immateriellen Güter sind das eigentliche Ziel, das der

formellen Wirtschaftstätigkeit ihren Sinn gibt; die Gemeinschaftsgüter bilden das

Gerüst, auf dem sie ruht, beide zusammen schaffen den Erfahrungsraum, der den

materiellen Gütern ihren Sinn verleiht.”519 Aber auch die informelle Güterproduk-

tion ist von Bedeutung, besonders im Bereich der individualorientierten Sub-

sistenz, wo z.B. über Eigenarbeit Reparaturarbeiten und Instandsetzungen infor-

mell erbracht werden. Auch der Gartenbau in Städten kann durchaus eine Einkom-

mensergänzung darstellen520, ebenso wie eigene Werktätigkeiten, wie Schneidern,

Stricken, Schreinern und ähnliches. Von großer Bedeutung ist der konsumtive As-

pekt in Subsistenzarbeit, der über Erwerb so nicht erbracht wird. Zwar ist der Autor

der Ansicht, dass vorrangig die sozialen und kulturellen Leistungen, die über in-

formelle Subsistenztätigkeiten erbracht werden, einen Bedeutungszuwachs erfah-

                                                  
518

 Vergleiche BMFSFJ, 2001c, s. 23.

519
 Scherhorn, 1997, S. 3.

520
 Vergleiche auch Müller, 2002.
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ren müssen. Aber es darf auch nicht vernachlässigt werden, dass die Bereitschaft

beispielsweise in Teilzeit(erwerbs)arbeit zu gehen, durch eine effektive und reiz-

volle Subsistenzinfrastruktur wesentlich erhöht werden kann. Schon heute sind die

freiwillig Engagierten bereit, einiges an privater Zeit, neben der Zeit die sie auf Ei-

genarbeit verwenden, in gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit zu investieren

(vergleiche Grafik 12).

Subsistenzarbeit kann

zum Haushaltsein-

kommen beitragen und

so die Bereitschaft zu

Arbeitszeitverkürzun-

gen erhöhen.

Denn die Akzeptanz

einer möglichst all-

gemeine Arbeitszeit-

verkürzung in Verbin-

dung mit flexibleren

Arbeitszeiten zu errei-

chen, mit der Folge

einer begünstigten

Verteilungssituation für die noch verfügbare Erwerbsarbeit auf eine größere Zahl

von Erwerbswilligen wird Maßstab für zukünftige Beschäftigungspolitik sein müs-

sen. Auch in einer modernen, postindustriellen Gesellschaft in der den (informel-

len) eigenmotivierten freiwilligen Subsistenztätigkeiten, sei es nun individual- oder

gemeinschaftsorientiert, eine bedeutender wirtschaftlicher und kultureller Wert zu-

kommt, wird auch weiterhin ein wesentlicher Teil der wirtschaftlichen Aktivität um

den Austausch von Geld organisiert sein. Deshalb ist es notwendig, dass möglichst

jedem Menschen wenigstens ein Minimum an (formeller) bezahlter produktiver (!)

Tätigkeit verfügbar gemacht wird.521 Wie diese gestaltet sein wird, liegt in jeder/

jedem Einzelnen sowie in den gesellschaftlichen und wirtschaftspolitischen Rah-

menbedingungen. Aber Teilzeitarbeit bei vollem Lohnausgleich wird aufgrund der

rezenten ökonomischen Ausgangssituation nicht, oder nur in geringem Maße mög-

lich sein. Auch Adelheid Biesecker und Uta von Winterfeld entwerfen, unter Ver-

weis auf feministische Studien, z.B. den Bielefelder Subsistenzansatz, mit dem Ziel

einer „gesellschaftlichen Neugestaltung der Arbeit”, die „das Ganze der Arbeit”

                                                  
521

 Zum Beispiel als Teilzeitarbeit. Vergleiche auch Giarini und Liedtke, 1998.

Grafik 12
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berücksichtige, das Konzept eines „vorsorgenden Arbeitens.“522 Das ‚vorsorgende

Arbeiten’ umfasst primär „sorgende, pflegende und regenerative Bereiche”523 und

vereint – als vorsorgende Arbeit – interpersonell wie in Bezug auf natürliche Res-

sourcen, die Einheit von Produktion und Reproduktion, von Erwerbs- und Versor-

gungsarbeit sowie „die Einheit von monetärer, sozialer und physischer Ökonomie

mit dem Vorrang der Physis.”524

So muss das aus der kürzeren Erwerbstätigkeit resultierende geringere Realein-

kommen über neue, ganzheitliche Arbeitsstrategien kompensiert werden. Und so

kommt hier der Rolle der Subsistenzarbeit eine zentrale Funktion zu. Denn „infor-

melle Arbeit ist nämlich keine Alternative, sondern ein Pendant, ein Komplement

zur formellen, betrieblich organisierten Lohnarbeit.”525 So kann die durch Arbeits-

zeitverkürzungen frei werdende Zeit, zu einem Teil für mehr Raum für Muße und zu

einem anderen, dem größeren Anteil, für Subsistenzarbeit verwendet werden.

Diese ist nicht nur in der Lage, auch wichtige Beiträge zum Realeinkommen zu lie-

fern, indem sie beispielsweise Qualität und Quantität sozialer und kultureller

Dienstleistungen erstens erhöht und zweitens (monetär) ‚verbilligt’. Denn Sub-

sistenzarbeit kann multiplikative Effekte über finanzielle und infrastrukturelle För-

derungen entfalten, und so mit weniger Kapitalinput als im staatlichen oder markt-

lichen Sektor quantitativ wie qualitativ höherwertige Leistungen erbringen. Dieses

Zweite betrifft aber primär die regionale und lokale Ebene, und nur den Bereich der

Tätigkeiten, die über Subsistenzarbeit selbstbestimmt geleistet werden können

und freiwillig geleistet werden wollen. Vor allem aber kann sie auch durch ihre Ei-

genschaften der Selbstbestimmung, Selbstorganisation, Partizipation und Kom-

munikation auf Grundlage intrinsischer Motivationen eine weitere Erhöhung des

immateriellen Wohlstandes bedeuten.526 Pott betont den Wert der bürgerschaftli-

chen Subsistenzarbeit im Spannungsverhältnis zwischen wirtschaftlichen Erforder-

nissen und dem Idealismus karitativer Dienste für die Qualität der Dienstleistun-

gen: „Keine Professionalität kann die Selbstsorge und die Eigenverantwortung

von Menschen auch nur annähernd ersetzen. [...] Die Beteiligung von Freiwilligen

                                                  
522

 Biesecker und v. Winterfeld, 1998, S. 32 ff.

523
 Biesecker und v. Winterfeld, 1998, S. 33.

524
 Biesecker und v. Winterfeld, 1998, S. 47.

525
 Häußermann und Siebel, 1997, S. 183.

526
 Das eine weitere Steigerung des Konsums materieller Güter vor allem aus ökologischen Gründen weder wün-

schenswert noch möglich ist, und außerdem auch nicht glücklicher macht, wurde bereits in Kapitel II-III darge-

stellt. Der Grossteil der Konflikte liegt hier in der Verteilungsfrage, und es sind alternative, eher immaterielle

Wohlstandskriterien gefordert.
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in der sozialen Arbeit schränkt das Monopol der Experten ein und bedeutet eine

bürgerschaftliche Anbindung der Wohlfahrt, die immer auch Gegenstand öffentli-

cher Wahrnehmung und gemeinsamer Verantwortung sein muss. Von Freiwilligen

können neue Impulse für fachlich-methodische Entwicklungen in der sozialen Ar-

beit ausgehen. Sie gewinnen eigene Eindrücke, verfügen über praktische Erfah-

rungen und können Fragestellungen und Bedarfe für die sozialpolitische Debatte

anregen. Freiwillige sind kritische Wächter für Chancengleichheit und soziale Ge-

rechtigkeit.”527 Inwieweit Subsistenztätigkeiten zum individuellen und gemein-

schaftlichen Wohlstandsempfinden beitragen und potenziell beitragen können,

und in welchem funktionalen Wechselspiel diese in bürgerschaftlichen Einrichtun-

gen zueinander stehen und wie sie genutzt werden, soll über die Fallstudie Köln

deutlich werden. Zusammengenommen kann das auf die Frage reduziert werden,

inwieweit Subsistenzarbeit individuellen und gemeinschaftlichen Wohlstand mate-

riell wie immateriell erhöhen kann, und auf welche Weise der formelle Sektor da-

mit entlastet wird, auf welche Weise dies Lebensstile und Wohlstandsmodelle

transformieren kann zugunsten eines zukunftsfähigen, nachhaltigen und solidari-

schen Kulturmodells.

I n d i v i d u a l o r i e n t i e r t e  S u b s i s t e n z a r b e i t  –  E i g e n -

a r b e i t

Der Begriff der Eigenarbeit wurde, als er in den 1970er Jahren vor allem von Ivan

Illich und Christine und Ernst von Weizsäcker in den deutschen wissenschaftlichen

Diskurs gebracht wurde528, noch weiter gefasst als dies der Autor macht, indem er

ihn dem individualorientierten Bereich der Subsistenzarbeit zuordnet. „Ich nenne

Eigenarbeit das, womit sich Menschen von Konsum und Produktion absetzen. Ei-

genarbeit ist aktiver Konsum und Produktionsverzicht, motiviert aus aufgeklärtem

Hedonismus [...] Eigenarbeit soll der Ersatz von Ware durch eigenes Tätigsein hei-

ßen.“529 Da Eigenarbeit durchaus auch mühevoll ist, verklärt dies doch den Arbeits-

charakter der Tätigkeit. Trotzdem erfüllt Subsistenzarbeit vielfach die Funktion des

Selbstzweckes, eben der Tätigkeit ihrer selbst Willen halber und auch als konsum-

tiver Prozess, aber eben anders als in der Mußezeit, nämlich im produktiven Sinne.

Jens Mittelsten-Scheid, Gründer der Münchener ‚Stiftung Anstiftung’, kommt der

Individualorientierung, die der Autor der Eigenarbeit zuschreibt, schon näher, in-
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 Pott, 2002, S. 5.
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 Siehe auch Dauschek und Hüsch, 1998.
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 Illich, 1982, S. 52.
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dem er formulierte: „Eigenarbeit ist Tätigsein im eigenen Auftrag, nach eigenem

Konzept, mit den eigenen Kräften und für sich selber.“530 Eine weitere, ergänzende

und konkretisierende Definition liefert Christa Müller: „Eigenarbeit heißt: eigene

Bedürfnisse durch eigenes Tun befriedigen; selbst tätig werden, allein oder ge-

meinschaftlich etwas herstellen, reparieren oder organisieren. Eigenarbeit umfasst

handwerkliche, soziale und kulturelle Aktivitäten und erhöht – so die prinzipielle

Annahme – sowohl die Lebensqualität als auch die Autonomie der Einzelnen.“531

Auch Scherhorn verband bis Anfang 1999 noch beide Leistungsorientierungen un-

bezahlter Arbeit im Begriff der Eigenarbeit, im Sinn der Arbeit, deren direktester

Eigner man ist, auch indem man den Arbeitsprozess an sich schon konsumiert,

somit im engsten Kontakt zur Tätigkeit überhaupt steht. „Doch generell lässt sich

sagen, dass die unbezahlte Arbeit in hohem Maße zur Lebensqualität beiträgt, weil

in ihr die Trennung zwischen Freiheit und Notwendigkeit weitgehend aufgehoben

ist. Und je weiter sie aufgehoben ist, je stärker die Selbstbestimmtheit des Han-

delns und die Freude an der Sache empfunden wird, desto höher steigt das subjek-

tive Wohlbefinden. Das ist so ausgeprägt, dass es auch aus diesem Grund ge-

rechtfertigt erscheint, die unbezahlte Arbeit als Eigenarbeit [...] zu bezeichnen: Sie

ist die eigene, selbstverantwortete Tätigkeit einzelner Menschen, sie ist von deren

individuellem Einsatz abhängig, und sie trägt ihren Lohn in sich, in der Befriedi-

gung des Hervorbringens und der Sinnhaftigkeit der Leistung.”532 Dieser Abstrak-

tion des Begriffes stimmt der Autor in diesem Kontext zu, verweist aber im Rück-

blick darauf, das die grundsätzliche Zuordnung zum privaten oder öffentlichen

Raum terminologisch sinnvoll ist, um den bereits erwähnten Begriffswirrwarr nicht

noch undurchschaubarer zu machen. Mittlerweile rechnet Scherhorn rechnet die

Eigenarbeit eher dem individual- als dem gemeinschaftsorientierten Bereich zu,

indem er sich der Begrifflichkeit der Bürgerarbeit zuwendet. „Der Begriff Eigenar-

beit ist zum Kristallisationskern für eine Vielzahl von Versuchen geworden, die

gesellschaftliche Fixierung auf Erwerbsarbeit und Konsum konzeptionell aufzubre-

chen. Seine systematische Verwendbarkeit hat eher noch gewonnen, seit Ulrich

Beck den Begriff der Bürgerarbeit hinzufügte. [...] Er eignet sich hervorragend

dazu, die auf Gemeinschaftsgüter bezogene Eigenarbeit zu bezeichnen, also das
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Mittelsten-Scheid, 1995.
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Müller, 2002, S. 14.
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 Scherhorn, 1999b, S. 25,
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nichtentlohnte [...] Engagement für nachbarschaftliche, kommunale oder auch

überregionale Einrichtungen und Angelegenheiten.”533

Der umfassendste Anteil von individualorientierter Subsistenzarbeit – Eigenarbeit

– wird über Haus- und Familienarbeit erbracht. Üblicherweise ist (nicht nur in

Deutschland) das klassische ‚Normalarbeitsverhältnis’ weiterhin in die ‚Normal-

ehe’ eingebettet, das heisst, in einer dauerhaften Wirtschafts- und Solidargemein-

schaft, in der die Ehefrau „subsidiär in Eigenarbeit gesellschaftlich notwendige

Leistungen der Regeneration, Betreuung, Erziehung und Versorgung“534 erbringt.

So alimentieren sich beide Ehepartner mit Erwerbs- und Subsistenzarbeit gegen-

seitig und ermöglichen sich somit erst ihr wirtschaftliches Handeln und ihre soziale

Einbettung, die bei Frauen immer noch oft von der bei Bennholdt-Thomsen et al

berechtigt kritisierten ‚Hausfrauisierung’ dominiert wird. „Auch in einer modernen

Gesellschaft wie Deutschland wird in größerem Umfang unbezahlte Arbeit geleistet

(unterteilt in hauswirtschaftliche und handwerkliche Tätigkeiten, Pflege und

Betreuung sowie Ehrenämter) als bezahlte Arbeit im Rahmen der Erwerbstätigkeit.

Dabei variiert der Umfang der unbezahlten Arbeit sehr stark mit der Geschlechts-

und Haushaltszugehörigkeit der betroffenen Personen. Auch die Erwerbskonstella-

tion im Haushalt hat ausschlaggebenden Einfluss. Das höchste Volumen unbezahl-

ter Arbeit leisten demnach nicht-erwerbstätige Frauen535, die mit einem erwerbstä-

tigen Mann verheiratet sind und Kinder unter 18 Jahren haben: Sie verbringen

durchschnittlich 507 Minuten des Tages mit der Verrichtung unbezahlter Tätigkei-

ten.”536 Betroffen ist von dieser ungleichen Beteiligung der Partner an der alltägli-

chen Arbeit im Haushalt offenkundig primär die innerfamiliale geschlechtliche Ar-

beitsteilung; „die Haushaltstechnisierung hat die bestehende geschlechtsspezifi-

sche Arbeitsteilung im Haushalt nicht geändert, sondern im Gegenteil dazu beige-

tragen, bestehende Arbeitsteilungsmuster aufrechtzuerhalten, weil sie ohne Tech-

nisierung unter größerem ‚Veränderungsdruck’ gestanden hätten.”537 Zapf und

Schäfers ergänzen Christa Müller538 (ohne mit ihr im Widerspruch zu sein) wenn sie

die Autonomie der Einzelnen (im Falle der Haus- und Familienarbeit vorwiegend

Frauen) aufgrund sozioökonomischer Verflechtungen einschränken:  „Es muss al-
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Scherhorn, 1999d, S. 5 – 6.

534
 Zukunftskommission der Friedrich-Ebert-Stiftung, 1998, S. 34, in: Eberling, Grabow, Henckel, 1999, S. 220.

535
 Vergleiche auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 103 ff.

536
 Schäfers und Zapf, 2001, S. 303.

537
 Schäfers und Zapf, 2001, S.304.

538
 siehe oben.
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lerdings betont werden, dass die moderne Eigenarbeit wegen ihrer Abhängigkeit

vom Markt und von öffentlichen Einrichtungen einen ganz anderen Charakter hat

als die vorindustrielle Selbstversorgung. Anders als vorindustrielle Haushalte539

können die modernen Haushalte ihre produktiven Aufgaben nur in einer Verflech-

tung mit marktlichen und staatlichen Leistungssystemen bewältigen; sei es, dass

sie Vorprodukte unterschiedlicher Reifestufen, technische Geräte als Produktions-

mittel oder infrastrukturell-technische Versorgungssysteme nutzen.”540 Gleichzeitig

betonen Zapf und Schäfers, dass dieser Autonomieverlust nicht eine Verringerung

des Bedarf nach Hausarbeit zur Folge hat: „Die Technisierung der Haushalte durch

den massiven Einsatz zeit- und arbeitssparender Geräte hat, trotz durchschnittli-

chem Abnehmen der Familiengröße, zu keiner nachweisbaren Reduzierung des

Aufwandes für Hausarbeit geführt. [...] Diesem ‚Haushaltsparadox’ liegt zugrunde,

dass die Zeitersparnis durch eine Steigerung der Ansprüche kompensiert wird und

die Leistungen ausgedehnt werden.”541 Auch wenn die wechselseitige Abhängig-

keit zwischen Markt und Subsistenzsektor sicherlich die Autonomie durch Sub-

sistenz einschränken, ist auch die individualorientierter Subsistenzarbeit im we-

sentlich größeren Maße mit Selbstbestimmtheit und Eigenmotivation verknüpft.

Nach Häußermann und Siebel sind ‚Kristallisationspunkte’ der individualorientier-

ten Subsistenzarbeit (besonders in ländlichen Regionen) Haus und Garten. „Ort

dieser Mobilisierung aller Ressourcen ist der Haushalt. Als Einheit der Produktion

aber folgt der Haushalt einer besonderen Rationalität, deren Differenz zu der des

homo oeconomicus zusammenhängen könnte mit den Unterschieden zwischen

Geld als dem zentralen Medium der formellen Ökonomie und Arbeitsvermögen als

der zentralen Ressource der Haushaltsproduktion.“542 Auch der Bereich der Selbst-

sorge, des rein ‚Ich-bezogenen’ ‚Sich-um-sich-selbst-kümmerns’ und ‚An-sich-

selbst-arbeitens’ findet in der Regel im häuslichen Umfeld statt.

Auf der Ebene der individualorientierten Subsistenz kann sich der (im Vorangegan-

genen beschriebene) Wohlstandszuwachs über ein Spektrum immaterieller und

materieller Güter äußern, die zu einem direktem Zuwachs an Lebensqualität und

Wohlstandsempfinden beitragen, also das Realeinkommen erhöhen. Sie dient

häufig viel direkter der Selbstversorgung, während die gemeinschaftsorientierte

Bürgerarbeit oft auch den Charakter des Tausches hat. So können über Eigenarbeit
                                                  
539

 Vergleiche zu ‚Haushalt’ und ‚Haushaltsproduktion’ Schäfers und Zapf, 2001; Max Weber beschrieb 1921 so-

ziologisch zuerst den Haushalt als ‚ökonomische Versorgungsgemeinschaft’.

540
 Schäfers und Zapf, 2001, S. 300.

541
 Schäfers und Zapf, 2001, S. 302 ff.; siehe hierzu auch Statistisches Bundesamt, 1995.

542
 Häußermann und Siebel, 1997, S. 181 ff.
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verschiedene Konsumgüter instand gesetzt und repariert (Möbel, Fahrräder, Auto,

Spielzeug, …, z.B. in der Werkstatt im Gartenhäuschen) und auch neue produziert

werden (z.B. selbst angebautes Obst und Gemüse, Zusammenbau eines Compu-

ters, Möbel durch Schreiner- und Schweißarbeiten, eine Vielzahl von Dienstleistun-

gen), und damit fehlendes oder zu geringes formelles Erwerbseinkommen kom-

pensiert werden. „[...] Die Logik der Haushaltsproduktion ist weniger orientiert auf

Ziele bzw. Zwecke als auf Gelegenheiten bzw. Mittel. Häufig wird etwas nur des-

halb gemacht, weil man zufällig über die Mittel dazu gestolpert ist. Der Aktivist der

informellen Ökonomie hält immer die Augen auf, vielleicht findet man was, womit

sich was machen lässt – was, das wird man dann schon sehen.”543 Hier trifft das

alte Sprichwort ‚Zeit ist Geld’ im wahrsten Wortsinne zu, denn da, wo sich jemand

Zeit nimmt, eine direkt auf seinen Lebenszusammenhang wirksame produktive

Tätigkeit auszuführen, senkt dies seinen Bedarf an monetären Zahlungsmitteln.

Dass diese Eigenarbeit nicht zu Lasten, sondern zugunsten des sozialen Zusam-

menhangs gerade auch auf familiärer und nachbarschaftlicher Ebene geht, resul-

tiert besonders auch aus dem hohen Bedarf an Kommunikation, Partizipation und

Kooperation – an Reziprozität, deren Verfügbarkeit für viele informelle Tätigkeiten

Voraussetzung ist. Deshalb ist bei jenen, dem Autor bekannten Fällen mit jeder

Form informeller Tätigkeit auch immer informelle Aktivität auf sozialer und bürger-

schaftlicher Ebene verknüpft, wenn auch im unterschiedlichen Maße. Im urbanen

Raum ist jedoch, auch wenn es darüber bisher keine ausreichenden empirischen

Befunde gibt, die gemeinschaftsorientierte Subsistenz von höherer Bedeutung als

auf dem Land, allein schon deshalb, weil der Grossteil des städtischen Raumes

eben öffentlicher Raum ist, und sich somit eher zu kooperativer, gemeinschaftli-

cher Subsistenzarbeit eignet.

Eine detaillierte Analyse der individualorientierten Subsistenzarbeit erfolgt in der

exemplarischen Studie nicht. Dies hätte das Dissertationsvorhaben überfordert

und der Verfasser hätte der Dimension und der Vielfalt der in der BRD erbrachten

hauswirtschaftlichen und familiären Eigenarbeit nicht gerecht werden können.

7. EXKURS ‚INDIVIDUALISIERUNG – EIN GEGENTREND ZU GEMEINSCHAFTSORIENTIERTEM

HANDELN?‘

Es stellt sich berechtigt die Frage, ob eine Gesellschaft, die deutlich in Richtung Individualisie-

rung driftet (vergleiche Grafik 13), überhaupt offen für kooperative Systeme und eine koopera-

tive Ökonomie – Subsistenzökonomie – sein kann. Der Autor bejaht dies, denn der Trend zur
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Individualisierung beinhaltet das ‚Ins-Zentrum-Rücken’ des Selbstgestaltungspotenzials, des

individuellen Handelns. Gleichzeitig lässt sich auch behaupten, dass der Trend zur Individuali-

sierung weniger logische Weiterentwicklung des nach freier Entfaltung strebenden Einzelmen-

schens ist, sondern vielmehr Nebenprodukt einer auf Wettbewerb und Konkurrenz gerichteten

Gesellschaftsordnung, die primär den belohnt, der sich, auch gegen die Interessen der Gemein-

schaft, am besten durchzusetzen weiß. Nach Beck ‚verflüssigt’ die Individualisierung die Sozi-

alstruktur der modernen Gesellschaft, zentrale Institutionen wie zivile, politische und soziale

Grundrechte sind an

das Individuum ad-

ressiert, gerade nicht

an Kollektive und

Gruppen.544 So ha-

ben Bildungssystem

und Arbeitsmarktdy-

namik, die vorherr-

schenden Karriere-

muster, Mobilität

und Märkte im allge-

meinen individuali-

sierende Konsequen-

zen. Auch die Flexibi-

lisierungen der Ar-

beitsmärkte, seit der

Debatte um die Vor-

schläge der Hartz-

Kommission wieder

verstärkt im Ge-

spräch, bedeuten die

radikale Individualisierung von Risiken und vor allem Lebenszusammenhängen.545So stellt  die

Individualisierung die „paradoxe Sozialstruktur der modernen Gesellschaft“546 dar. Obwohl die

Lebensbedingungen den Individuen selbst zugerechnet werden, geschieht dies in einer Welt,

die sich fast vollständig dem Zugriff der Individuen verschließt, und so das eigene Leben zu ei-

ner „biographischen Lösung systemischer Widersprüche“547 wandelt. In der Folge sieht Beck,

worin der Autor sich ihm anschließt, einen Konflikt zwischen Individualität und Authentizität,

zwischen Individualisierung und Globalität. Daraus ist zu folgern, dass aus dem Zwang zwi-
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 Siehe hierzu Beck, 2001.

545
„Wer nicht arbeitet, soll auch nicht an den Privilegien der ‚Neuen Mitte’ teilhaben. So wird von den Arbeitslo-

sen als Gegenleistung für staatliche Hilfe eingefordert, eigene Anstrengungen zu unternehmen, um möglichst

bald wieder ein Erwerbseinkommen zu erzielen. Arbeitslose, die sich dieser Norm versagen, droht der Entzug der

staatlichen Unterstützung.“ Mau, 2001, S. 7.

546
 Beck, 2001, S. 22.

547
 Beck, 2001, S. 22.

Grafik 13
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schen einer Vielfalt kultureller Optionen, Gewissheiten, Lebensstile wählen und vermitteln zu

müssen, die Notwendigkeit nach dialogischer Reflektion erwächst. Diese kann nur im öffentli-

chen Austausch, in öffentlicher Kommunikation über die inneren und äußeren Widersprüche

der Wahl-Lebensformen und ihrer Konsequenzen, ihr Für-und-Wider, erfolgen.

So führt die Individualisierung dazu, dass die „Kopisten-Existenz“548 (das eigene Leben als Ko-

pie nach der Vorgabe traditioneller Blaupausen) durch die dialogische Existenz ersetzt wird.

Helmut Klages bestätigt dies, indem er einen generellen Megatrend in Form einer Gewichtsver-

lagerung von Pflicht- und Akzeptanzwerten hin zu Selbstentfaltungswerten konstatiert.549 Also

werfen Individualisierung ebenso wie Globalisierung die Frage nach der Qualität des Sozialen

radikal auf. Aber wie kann ein sozial schöpferischer und politischer Individualismus in sich

selbst Halt und Grund finden?

Wie sich im Sozialen eine neue Pluralität zeigt, durchbrechen auch Pluralitäten und Komple-

mentaritäten sozioökonomischer Systeme die vorgebliche Homogenität des marktwirtschaftli-

chen Paradigmas. Gerade Vielfalt der Lebens- und Arbeitsentwürfe schafft Kooperationen und

Solidaritäten zwischen den unterschiedlichen (sozio-)kulturellen Gruppen, und so die Bereit-

schaft zu Gemeinschaftsarbeit und bürgerschaftlichen Engagement. Dass über den beschriebe-

nen Individualisierungstrend auch ein wachsender Bedarf nach zivilgesellschaftlichen Einrich-

tungen entsteht, um zwischen der Vielfalt der Lebensentwürfe zu vermitteln und zu integrieren,

ist nahe liegend. Hier sieht der Autor sich durch Klages unterstützt, der zwar feststellt, dass ein

Wandel von einem nomozentrischen zu einem autozentrischen Selbst- und Weltverständnis

stattgefunden hat, in dem das originäre Selbst, die eigenen Lebensinteressen, zur Leitinstanz

des Denkens und Fühlens aufgerückt sind. Dies hat aber nicht zur Folge, dass Pflichten und

Verantwortung, Bindungs- und Folgebereitschaft an kollektive Übereinkünfte verloren gin-

gen550. Allerdings, was wiederum dem Konzept der Subsistenzförderung des Verfassers zuar-

beitet, sei das Bedürfnis nach persönlicher Autonomie, selbstbestimmten und –organisierten

Handelns, Partizipation und Kommunikation in Hinblick auf Leistungsbereitschaft und Rollen-

annahme ausschlaggebend geworden. Dies wird auch von Gerd Hepp unterstrichen.551 Der

Trend zur stärker subsistenzbestimmten Gesellschaft im Sinne einer modernen Pluralökono-

mie, eingebettet in lokale Bezüge, deutet sich hier klar an.

Dass die so genannte Liberalisierung des Arbeitsmarktes zwar der Individualisierung zuarbei-

tet, nicht aber der Einbettung des Individuums in seinen soziokulturellen Kontext, ist hierbei

kontraproduktiv. Auch wächst die Bereitschaft zu Gemeinschaftsarbeit sicherlich nicht, wenn

das veraltete Paradigma der Vollerwerbsgesellschaft weiterhin einseitig gefüttert wird.

                                                  
548

 Beck, 2001, S. 24.

549 
Vergleiche Klages, 1988.

550
 Siehe hierzu auch: Klages, 1993.

551
 Siehe hierzu auch Hepp, 2001.
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Letztlich geht es darum, Ganzheitlichkeit und Interkonnektivität zwischen den Ar-

beitsbereichen Erwerbsarbeit, individualorientierter und gemeinschaftsorientierter

Subsistenzarbeit zu schaffen552, was Adelheid Biesecker wie folgt treffend formu-

liert: „Die Entdeckung des ‚Ganzen des Wirtschaftens’ lässt jetzt auch die Entfal-

tung eines erweiterten Arbeitskonzepts zu: Neben Erwerbsarbeit (Ergebnis: Waren,

Dienstleistungen) werden Versorgungsarbeit553 (Ergebnis: Lebensmöglichkeiten),

Gemeinwesen- oder BürgerInnenarbeit (Ergebnis: Gemeinschaftsgüter, Verbesse-

rung der Gesellschaft wie zum Beispiel im Rahmen des Agenda21-Diskurses) und

Eigenarbeit (Ergebnis: Selbstversorgung, Autonomie) sichtbar. Das ‚Ganze’ wird

somit durch die Vielfalt von Arbeitsformen geprägt.“554

G e m e i n s c h a f t s o r i e n t i e r t e  S u b s i s t e n z a r b e i t  ≠

B ü r g e r a r b e i t ?

„Soziologie [...] soll heißen: eine Wissenschaft, welche soziales Handeln deutend

verstehen und dadurch in seinem Ablauf und seinen Wirkungen ursächlich erklären

will. ‚Handeln’ soll dabei ein menschliches Verhalten (einerlei ob äußeres oder in-

nerliches Tun, Unterlassen oder Dulden) heißen, wenn und insofern als der oder

die Handelnden mit ihm einen subjektiven Sinn verbinden. ‚Soziales’ Handeln aber

soll ein solches Handeln heißen, welches seinem von dem oder den Handelnden

gemeinten Sinn nach auf das Verhalten anderer bezogen wird und daran in seinem

Ablauf orientiert ist.”555

Mit dem Begriff der gemeinschaftsorientierten Subsistenzarbeit ist der häufig ver-

wendete Begriff der Bürgerarbeit umfasst (nicht verwechselt werden darf der Be-

reich der Bürger-, oder Gemeinschaftsarbeit mit der ‚sozialen Arbeit’, wenn dann

nur im Wortsinne, nicht in der Tätigkeit selbst556). Die Bürgerarbeit557 wird hier

                                                  
552

 „Eine zukunftsfähige Bürgergesellschaft beruht somit auf bürgerschaftlichem Engagement, auf Familie und

Privatsphäre, auf dem Zugang zu Erwerbsarbeit und auf einer flankierenden Politik des Sozialen mit dem Ziel,

gesellschaftliche Verantwortung zu teilen und gesellschaftliche Integration zu verwirklichen.“  Enquete Kommis-

sion ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 103 ff.

553
 Anmerkung: Bieseckers begriffliche Trennung zwischen Versorgungsarbeit und Eigenarbeit fasst der Autor zu

individualorientierter bzw. familienorientierter Subsistenzarbeit zusammen. Die Gemeinwesen- oder BürgerInnen-

arbeit entspricht der bürgerschaftlichen bzw. gemeinschaftsorientierten Subsistenzarbeit.

554
 Biesecker, 1999, S. 75.

555
 Max Weber, 1994, Original 1921, (§ 1. Begriff der Soziologie und des ‚Sinns’ sozialen Handelns).

556
„Soziale Arbeit ist ein Instrument moderner Gesellschaften, um Problem- und Mangellagen von Personen

auszugleichen, die weder durch den Markt und private Unternehmungen noch im informellen Bereich der Familien,

Nachbarschaften oder ähnlich privaten Formen ausgeglichen werden. Der Versuch des Ausgleichs solcher Prob-
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nicht als Begrifflichkeit favorisiert, wenn auch mit verwendet, da sie über die De-

batte um Ulrich Beck im wissenschaftlichen Diskurs oftmals Vorbehalte auslöst. In

Becks ‚Modell Bürgerarbeit’ sticht zunächst die Kopplung an ein monetäres Aner-

kennungssystem hervor, als auch die inhaltliche Abgrenzung zum Bürgerengage-

ment. Dies war auch ein zentraler Aufhänger der umfangreichen Kritik, die ihm ent-

gegen schlug.558 „Anders als Bürgerengagement, das seinen Status aus der Unent-

geltlichkeit empfängt, wird Bürgerarbeit durch Bürgergeld zwar nicht entlohnt,

aber belohnt und auf diese Weise sozial anerkannt und aufgewertet. Geld ist in der

Geldgesellschaft nun einmal der Maßstab dafür, was gilt. Das Bürgergeld meint

eine auszuhandelnde Höhe, die mindestens das geltende Niveau der Arbeitslosen-

und Sozialhilfe beinhaltet.”559 Als Beweggrund zur Einführung des Schlüsselkriteri-

ums Bürgergeld ist laut Beck, den bestehenden ‚Mittelschicht-Bias des bürger-

schaftlichen Engagements’ zu brechen.560 „Bürgerarbeit wird nicht entlohnt, aber

belohnt und zwar materiell und immateriell durch Bürgergeld, Qualifikationen, An-

erkennung von Rentenansprüchen und Sozialzeiten, Favor Credits [...]; Bürgergeld

sichert materiell die Autonomie der Bürgerarbeit. Sein Minimum leitet sich aus den

Maßstäben von Arbeitslosengeld, Arbeitslosen- und Sozialhilfe ab. Es wird aufge-

stockt durch kommunale Mittel und Mittel, die in der Bürgerarbeit selbst erwirt-

schaftet werden. Jedoch sind die Bezieher von Bürgergeld [...] keine Empfänger

von Sozial- und Arbeitslosenhilfe, da sie in Freiwilligeninitiativen gemeinnützig

tätig sind.“561 Über die Einführung der an ein allgemeines Bürgergeld gekoppelten

Bürgerarbeit soll das Primat der Erwerbsarbeit überwunden und Arbeitslosigkeit

verringert werden, um eine „Gesellschaft politischer Bürgerarbeit als Nichtmarkt-

                                                                                                                                     

lem- und Mangellagen obliegt in der Bundesrepublik Deutschland dem Staat und dem so genannten Dritten

Sektor, den freien Trägern der Wohlfahrtspflege, so dass mit der Rede über Soziale Arbeit das sozialarbeiterische

und sozialpädagogische Handeln dieser beiden gesellschaftlichen Bereich gemeint ist.” Klatetzki, Wedel-Parlow,

2001, S. 358.

557
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 441 ff.

558
 Auch wenn sich Beck dagegen verwahrt – „Bürgergeld darf [...] auf keinen Fall mit dem Zwang verwechselt

werden, dem Sozialhilfeempfänger bei der Übernahme kommunaler Arbeit jetzt überall ausgesetzt werden” (Beck,

1999, S. 129) – sehen Gegner des Beckschen Bürgergelds darin einen Rückschritt im Sinne einer Quasi-Verstaatli-

chung zivilgesellschaftlichen Engagements oder das Anliegen einer Arbeitspflicht für Empfänger staatlicher Unter-

stützung: Öffentliche Leistungen für Nichterwerbstätige sollen staatlich an individuelle Gegenleistungen geknüpft

werden, was faktisch den Grundsatz des bedingungslosen Bürgerstatus aufkündigen würde. Vergleiche hierzu

Klatetzki und Pavlow, 2001 sowie Schenk, 2000.

559
 Beck, 1999, S. 128.

560
 Vergleiche Beck, 2001a.

561
 Beck, 1999, S. 133.
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Grafik 14

gesellschaft”562 als europäisches Vorbild zu erreichen. Ein Irrtum ist aber der nahe

liegende Schluss, dass doch besonders auch Arbeitslose sich freiwillig in Bürgerar-

beit engagieren sollten, denn besonders diese sind es, welche zum geringsten An-

teil sich in gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit engagieren, vorwiegend

wirtschaftlich sehr gut bis befriedigend gestellte haben dagegen eine höhere Be-

reitschaft zu Bürgerarbeit (vergleiche Grafik 14). Die Hauptgründe sind hier wohl

darin zu suchen, dass die Anerkennung des monetären Erwerbs gegenüber allen

anderen Anerkennungsformen überwiegt, und so die Konzentration derer, die ohne

Erwerbsarbeit sind, wie auch derer, die in schlechter wirtschaftlicher Lage sind,

primär auf den Gelderwerb gerichtet sind.563

Eine weitere richtige Kritik äußert Scherhorn, nämlich, dass „[...] Beck [den Begriff

der Bürgerarbeit] auf reglementierte Tätigkeiten eingeengt [hat], die ehrenamtlich,

aber ‚unter der Regie eines Gemeinwohl-Unternehmens’ und ‚abgestimmt mit dem

(kommunalen) Ausschuss für Bürgerarbeit’ durchgeführt werden [...]. Das schließt

den großen Bereich des privaten bürgerschaftlichen Engagements aus, der spon-

tanen, unorganisierten Befassung mit mitmenschlichen, sozialen, kommunalen

Problemen.”564

Ähnlich argumentierend differenziert Wilhelm Schmidt zwischen Ehrenamt und

bürgerschaftlichem Engagement und weist in der Leitbildverständigung der Arbei-

terwohlfahrt darauf hin, dass

„bürgerschaftliches Engagement

[...] oftmals mit dem klassischen

Ehrenamt gleichgesetzt [wird],

wie es sich bis heute in beste-

henden politischen Institutionen

und Organisationen, auch der

Arbeiterwohlfahrt, konzentriert.

Mit der Zunahme unkonventio-

neller Beteiligungsformen seit

den siebziger und achtziger Jah-

ren sowie der Entwicklung neuer

Engagementbereiche (z.B. der

Selbsthilfe) hat sich indes auch

                                                  
562

 Beck, 1999, S. 144.

563
 Siehe auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 423 ff.

564
 Scherhorn, 1999d, S. 6.
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die Diskussion um die Struktur und Entwicklung des Ehrenamts verändert. Neben

den nach wie vor sehr wichtigen traditionellen Formen freiwilligen Engagements

formulieren sich auch andere Motivations- und Handlungsansprüche. Der enga-

gierte Bürger sucht nicht mehr nur die feste, freiwillige Mitarbeit in einer Organisa-

tion, sondern möchte vielmehr frei – und am besten spontan – über den zeitlichen

Umfang und thematischen Zuschnitt seines Engagements bestimmen. Wichtig ist

in erster Linie der Selbstverwirklichungsgedanke und nicht so sehr das altruisti-

sche Motiv.”565

Ein zentrales Moment des Autors für die Entscheidung sich mit unbezahlten, frei-

willigen Tätigkeiten zu befassen, liegt in der selbstbestimmten und eigenmotivier-

ten Kraft, welche die hieraus erwachsenden Produktionsprozesse antreibt. Es war

nie das Interesse, Ersatzmotivationen, z.B. das Substitut Geld, zu finden, zu erfin-

den oder auch nur primär zu erklären, die dann einer Kulturgemeinschaft bei-

spielsweise solidarisches oder partizipatives Verhalten in der Lage sind unterzuju-

beln. Somit lehnt der Autor auch die Kopplung eines existenzsichernden Bürger-

geldes an gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit (oder bei Beck Bürgerarbeit)

ab, denn dies steht im Widerspruch zur Triebkraft der intrinsischen Motivation

(auch wenn dies so nicht von Beck gemeint war566, hat es dennoch diese Wirkung).

Dem Autor geht es nicht um Beherrschung von Menschen und Gruppen, sondern

um das ‚von-der-Leine-lassen’, das Ermöglichen von intrinsischem, selbstgesteuer-

ten Handeln. Auch aus diesem Grund verwendet der Autor nicht den Begriff des

Ehrenamtes567 und der Bürgerarbeit, die (nicht nur) nach Auffassung des Autors

gefährlich nahe der Bürgerpflicht568 stehen, ebenso wie das bürgerschaftliche En-

gagement569, dass ebenso dem zivilen Gehorsam gefährlich nahe steht. Diese in-

haltliche Belegung versteht der Autor als nicht zukunftsfähig, da mit Bürgerlichkeit

nur zu oft ein unangenehmer Konservatismus, geprägt von weltfremden, pseudo-

traditionalistischen Wertsystemen assoziiert wird. Die bürgerlichen Werte werden

                                                  
565

 Schmidt, 2002.

566
 „Bürgerarbeit meint schöpferischen Ungehorsam.“ Beck, 2001, S. 15.

567
 „Während der ehrenamtlichen Tätigkeit eher eine auferlegte Menschen- oder Bürgerpflicht zugrunde liegt,

rückt das freiwillige Engagement vor allem die individuellen Lebensinteressen in den Blick. Freiwillige haben

dabei auch persönliche Vorteile im Auge, wenn sie mit ihrem Engagement nach sozialen Kontakten, nach An-

erkennung oder sinngebender Tätigkeit suchen. Pott, 2001.

568
 Vergleiche auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 73 ff.

569
 „’Bürgerschaftliches Engagement’ [...] ist Zivilgesellschaft light. Die Rede vom ‚Bürgerschaftlichen Engage-

ment’ wirkt wie eine Petersiliengarnierung, die die politische Ratlosigkeit dekorativ verschönt. [...] Unter dem

Grabstein mit der Aufschrift ‚bürgerschaftliches Engagement’ ruht die Idee der aktiven Zivilgesellschaft.” Beck,

2001, S. 15, vergleiche auch schon Beck, 1999, S. 143.
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Grafik 15

leider nur zu oft in die Nähe von Reformunfähigkeit und Unfreiheit gerückt – sym-

bolisieren quasi programmatisch das sozioökonomische Korsett einer verklemm-

ten Generation ewig Rückgewandter, zumindest unter jüngeren Menschen. Und die

sind es schließlich, die zum größten Anteil gemeinschaftsorientierte Subsistenzar-

beit leisten (siehe Grafik 15). Dies drückt sich auch in der Bevorzugung des Begrif-

fes der Freiwilligenarbeit von 48 % der Engagierten570 aus, der aber auch nicht das

fasst, worum es dem Autor in dieser Arbeit eigentlich geht, nämlich die gemein-

schaftliche Selbstversorgung jenseits staatlicher und marktlicher Vorgaben, die

Subsistenz als komplementäres ökonomisches System und als schöpferische

Triebfeder soziokultureller Evolution.571

Die gemeinschaftsorientierte Subsistenz ist wegen der Heterogenität ihrer Erschei-

nungen und ihrer Integrationsleistungen besonders interessant. Die Vielfalt an

Leistungen und deren hohe Qualitäten, die aus bürgerschaftlicher Subsistenzar-

beit hervorgehen, reichen weit über das hinaus, was hauswirtschaftliche Eigenar-

beit leisten kann (vergleiche auch Kapitel IV).572 Wesentliche Gründe hierfür liegen

vor allem in der Kooperations- und Partizipationsstruktur, die wesentlich die bür-

gerschaftliche Arbeit prägt. Über Arbeits- und Funktionsteilung können sehr hoch-

wertige auch ar-

beits- und kapital-

intensive Dienst-

leistungen und

Aktivitäten über

längere Zeiträume

hinweg auch für

größere Personen-

gruppen erbracht

werden, was rein

private bzw.

häusliche infor-

melle Tätigkeiten
                                                  
570

 Vergleiche BMFSFJ, 2001a, S. 51.

571
 Die Frage danach, wie neue Assoziationen selbstorganisierter Freiwilligenarbeit neben besserer Versorgung

zugleich „als Medium” (Evers, 1989, S. 33) sozialer Reformen im Sinne von mehr Selbstorganisation und Erneue-

rung fungieren können, stehen 1989 bei Evers et al im Mittelpunkt. Sie gehen dabei von diversen Selbsthilfe-

Ansätzen in den 1980er Jahren aus und unterstreichen die Rolle der „Interaktion zwischen Selbsthilfe-Ansätzen

und professioneller Arbeit in Institution.” Evers, 1989, S. 36.

572
 „Bürgerschaftliches Engagement ist ein konstitutives Element im Kulturbereich.“ Enquete Kommission ‚Zu-

kunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 167 ff.
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nicht leisten können. Eine geleistete Arbeit die dem öffentlichen Wohl dient, z.B.

im sozialen Bereich wie beispielsweise der Altenpflege, ist, auch wenn dies nicht

konkret anvisiert wird, weiterhin dazu dienlich, das eigene soziale Prestige in der

Gemeinschaft und Vertrauen in der Bürgergesellschaft als ganzes zu erhöhen, was

wiederum auch die individuelle Altersvorsorge sichern zu helfen vermag. Gerade

dort kommt es über Arbeitsteilung, Kooperation und ein weites Spektrum unter-

schiedlicher, sich ergänzender Kompetenzen zu einer hohen Effektivität der einge-

setzten Arbeitszeit. Während auf der hauswirtschaftlichen Ebene der direkte pri-

vate, familiäre und häusliche Bereich angesprochen wird und erst in zweiter Linie

die nachbarschaftlichen kommunalen Belange eine Rolle spielen, wird auf der bür-

gerschaftlichen Ebene gerade der gemeinschaftliche Bereich angesprochen.

Neben der bürgerschaftlichen Subsistenzarbeit oder gemeinschaftsorientierten

Subsistenzarbeit, die in Gruppen und Organisationen geleistet wird, und die in

dieser Studie Untersuchungsgegenstand ist, gibt es auch gemeinschaftsorientierte

Subsistenzarbeit, die von Einzelnen völlig eigenmotiviert und selbstbestimmt ver-

richtet wird, sei es, dass jemand sich regelmäßig um Obdachlose zu Weihnachten

kümmert, in dem sie oder er Kekse oder Punsch zubereitet und sie verteilt, oder sei

es, dass Einzelne sonst wie gemeinschaftsorientiert arbeiten, indem sie beispiels-

weise das Klettergerüst auf dem Nachbarspielplatz reparieren. Das Ausmaß dieser

gemeinschaftsorientierten Tätigkeiten von Einzelpersonen ist nach Einschätzung

des Autors erheblich, aber nach seiner Kenntnis bisher noch gar nicht erfasst und

erhoben worden. Hier besteht noch ein hoher Forschungsbedarf.

Für diese Studie ist es weiterhin bedeutsam, dass die gemeinschaftsorientierte,

kooperative Subsistenzarbeit der Erwerbsarbeit ähnlicher ist als die Eigenarbeit,

weil sie wie diese in formellen – wenn auch minder formalisierten – Organisationen

angesiedelt ist und ein höheres Maß an verbindlicher Selbstverpflichtung und Ko-

operation benötigt. So lassen sich Erwerbs- und Nichterwerbsarbeit vergleichend

gegenüberstellen und in ihren komplementären Aspekten herausarbeiten. Außer-

dem hat ‚soziale Bürgerarbeit’ eine wichtige mittelbare Funktion bei der Bewälti-

gung der strukturellen Arbeitslosigkeit, indem sie nicht nur sinnvolle Arbeit bietet

und leistet, sondern auch dazu beiträgt „[...] Menschen Sinn und Integration zu

vermitteln und die Pluralisierung der sozialen Sicherung zu fördern.“573 Weiterhin

prägt die Bürgerarbeit den Sozialraum der Stadt auf der Grundlage von Koopera-

tion und organisiert sich in Institutionen – bürgerschaftlichen Einrichtungen – die

damit eine eigenständige Subsistenzinfrastruktur der Stadt bilden. Hier ist vor al-

                                                  
573

 Hradil, 2001, S. 649.
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lem der Aufbau von Solidaritätsnetzwerken, Kooperations-, Kommunikations- und

Partizipationsstrukturen ein zentrales Anliegen der meisten bürgerschaftlichen

Aktivitäten. „Subsistence activities, with their emphasis upon local production and

consumption, enhance social relationships within a local community.“574 Hier ist

die Zweckbestimmung weniger als im hauswirtschaftlichen Bereich orts- und per-

sonen (gruppen) spezifisch – wie z.B. der Lebensraum und die soziale und räumli-

che Mobilität einer Person oder Kleingruppe (wie eine Familie) –, sondern dehnt

sich in der Regel auf eine größere Personengruppe aus, und es findet sich hier

meist eine themen- bzw. gruppenspezifische Orientierung (häufig in einem geo-

graphisch gut eingrenzbaren Raum). Dieser wichtige und wissenschaftlich wie poli-

tisch fast völlig vernachlässigte und unterbelichtete Bereich städtischer Ökonomie

wird mit der diesem Kapitel anschließenden Köln-Studie erhellt und veranschau-

licht. Im folgenden sind zunächst die bürgerschaftlichen Einrichtungen als Platt-

formen gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit beschrieben.

                                                  
574

 Goverment of Japan, 1992, S. 2.
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I I I - I I I .  BÜRGER SCHAFTLICHE EINRIC HTUNGEN ALS PLATTFORMEN FÜR

GEMEINSCH AFTSOR IENTIERTE SUBSISTENZ

„Nur in einem Miteinander, das nahe genug ist, um die Möglichkeit des Handelns

ständig offen zu halten, kann Macht entstehen [...]. Was eine Gruppe von Men-

schen als Gruppe zusammenhält, wenn der immer flüchtige Augenblick des Zusam-

menhandelns verflogen ist, und was wir heute Organisation nennen, ist Macht, die

wiederum ihrerseits dadurch intakt gehalten wird, dass die Gruppe sich nicht zer-

streut.“575

Bürgerschaftliche Einrichtungen stellen Plattformen für gemeinschaftsorientierte

Subsistenzarbeit dar. Sie werden auf der Grundlage eines gemeinsamen, zivilge-

sellschaftlich getragenen Interesses gegründet, und stellen Umsetzungsorte für

gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit und Anlaufstellen für interessierte und

beteiligungswillige Menschen dar. So bilden sie Institutionen der Bürgergesell-

schaft, sind Produktionsstellen von sozialem Kapital über vielfältigste Aktivitäten,

und Kernzellen kooperativer und kommunikativer Netzwerke von der lokalen bis

zur globalen Ebene. Über die in ihnen erbrachten Reproduktionsleistungen von

partizipativen und solidarischen zivilen Strukturen sichern, gewährleisten und er-

möglichen sie Demokratie, soziale Sicherheit und Lebensqualität. Über die Bün-

delung von Einzelinteressen in einen organisatorischen Rahmen, und die Umset-

zung und den Transport künstlerischer, schöpferischer, kreativer und innovativer

Leistungen, Ideen und Impulse dynamisieren und kanalisieren sie soziale Partizi-

pation und kulturelle Entwicklungsfähigkeit, liefern Information und Bildung und

schaffen auf diese Weise die vitalen Grundlagen einer wohlständigen und zu-

kunftsfähigen Gesellschaft.576

Sie lassen sich über die folgenden Hauptkriterien gut eingrenzen:

 Die informelle Initialisierung auf Grundlage von Eigenmotivation und

Selbstorganisation;

                                                  
575

 Arendt, 1958, S. 194.

576 Auch nach Rifkin erfüllen die bürgerschaftlichen Einrichtungen ein breites Spektrum an Funktionen: „Sie sind

Brutkästen für neue Ideen und bieten Foren, auf denen soziale Missstände angeprangert werden können. Sie

haben zur Integration der Einwandererströme beigetragen. Sie reichen den Armen und Hilflosen eine helfende

Hand. [...] Viele Menschen lernen im Dritten Sektor die Spielregeln der Demokratie kennen und handhaben. Hier

sucht man Gesellschaft und findet Freunde. Hier gibt es Raum und Zeit für spirituelle Erfahrungen. Religiöse und

therapeutische Organisationen bieten Millionen Menschen die Gelegenheit, die weltlichen Belange des Alltagsle-

bens hinter sich zu lassen.” Rifkin, 1997, S. 185 ff.
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 das Übergewicht informeller Subsistenzarbeit gegenüber formeller Ar-

beit;

 die Zweckorientierung überwiegt gegenüber den institutionellen Wirt-

schaftsinteressen;

 sie sind überwiegend informell, bürgerschaftlich getragen, weisen ko-

operative und hoch partizipative Entscheidungs- und Arbeitsstrukturen

auf;

 sämtliche Gewinne und Überschüsse fließen in die Zweckbestimmung

zurück;

 sie stellen einen aktiven und integrativen Bestandteil der Bürgergesell-

schaft dar577, und verfolgen gemeinschaftsorientierte Interessen;

Nach diesen Kriterien gehören also weder Kirchen und kirchliche Wohlfahrtsträger

zu bürgerschaftlichen Einrichtungen, da sie streng hierarchisch organisiert, und

hoch formalisiert sind (es gibt eine Kirchensteuer; die Konfession steht in Geburts-

urkunde und Pass; Mitbestimmungsstrukturen sind gering ausgeprägt; ...).

Auch die großen Wohlfahrtsverbände zählen im strengen Sinne nicht zu den bür-

gerschaftlichen Einrichtungen. Diese so genannten ‚freien Träger’ sind in Form von

Wohlfahrtsverbänden zusammengeschlossen578 und nehmen wesentliche tragende

Aufgaben in der Erbringung sozialer Dienste wahr; die Entscheidung, ob Leistun-

gen zu erbringen sind, liegt dagegen allein in der Verantwortung der öffentlichen

Instanzen.

                                                  
577

 Das letzte Kriterium schließt beispielsweise Einrichtungen und Organisationen aus, die die Schädigung eines

(bürger)gesellschaftlichen Zusammenhaltes und von Solidaritäten und Kooperationen auf zivilgesellschaftlicher

Ebene zum Zweck haben. Dies beträfe z.B. terroristische Gruppierungen und kriminelle Zusammenschlüsse

ebenso wie fremdenfeindliche und rechtsextremistische Strömungen. Dieses Kriterium schließt nicht jene aus, die

sich zwar nicht als zur Bürgergesellschaft zugehörig fühlen (wollen), es aber dennoch sind. So schließt der Autor

den Punker im nachbarschaftlich besetzten Haus als äußerst vitales Element in die Bürgergesellschaft mit ein,

auch wenn dieser das vielleicht ablehnen würde. Erst wenn er und/ oder eine Gruppe den bürgerlichen Grundwer-

ten des Respekts, der Toleranz und der Anerkennung und des Respektes des Rechtes auf Freiheit, Gleichheit und

Unversehrtheit des Gegenübers den Rücken kehrt und sich in irgendeiner Form organisiert und in diesem Geiste

eine Einrichtung bildet, kann sie nicht mehr als bürgerschaftlich betrachtet werden.

578
 In der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege sind folgende Spitzenverbände vertreten:

Diakonisches Werk der Ev. Kirche in D. (DW), Dt. Caritasverband (DCV), Dt. Paritätischer Wohlfahrtsverband

(DPWV), Dt. Rotes Kreuz (DRK), Arbeiterwohlfahrt (AWO) und die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland

(ZWSt).
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In Abgrenzung gegenüber den bürgerschaftlichen Einrichtungen gelten auch sie als

intermediäre Hilfs- und Dienstleistungsorganisationen zwischen Markt, Staat und

Zivilgesellschaft, jedoch in einem deutlich stärker formalisierten Rahmen. Sie ver-

fügen über stark formalisierte Organisationsstrukturen, sind meist sehr hierarch-

isch, fast wie Marktunternehmen organisiert und in ihrer institutionellen Struktur

wenig flexibel. Sie stellen mit den Kirchen die klassischen Domänen der ehrenamt-

lichen Arbeit dar, verlieren aber zunehmend freiwillig Engagierte an die wesentlich

informeller und partizipativer gestalteten bürgerschaftlichen Einrichtungen.579 So

sind in den großen Wohlfahrtsverbänden Restrukturierungen gefordert, denn die

                                                  
579

 „Während sich Anlässe und Motive der Freiwilligen von der organisationsgestützten Gefolgschaft hin zu be-

dürfnisorientierten Gemeinschaftsformen entwickelten, war die Aufmerksamkeit in den Sozialverbänden vorran-

gig auf Fragen des Ausbaus und des Betriebsmanagements der Sozialbetriebe gerichtet. [...] Mit dem ehemals ge-

wohnten Zuwachs aus dem sozialdemokratischen Milieu kann nicht mehr gerechnet werden, weil solche Rein-

kulturen weitgehend verschwunden sind und traditionelle Gefolgschaftsregeln kaum noch Geltung haben.“ Pott,

2002, S. 4.

Grafik 16
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Grafik 17

Engagementformen befinden sich im Wandel, und richten sich nun eher auf die

informelleren und selbstbestimmteren bürgerschaftlichen Einrichtungen.580

Insofern zählen zu den bürgerschaftlichen Einrichtungen nur die öffentlichen, vor-

wiegend informellen und durch gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit gepräg-

ten bürgerlichen Gruppen, Organisationen und Institutionen (vergleiche Grafik 16),

dies entspricht ca. 56 % der Organisationen innerhalb derer ehrenamtli-

che Tätigkeiten erbracht werden (vergleiche Grafik 17).

Aus der Analyse der bürgerschaftli-

chen Einrichtungen folgt, neben dem

Aspekt der Rolle der in ihnen geleiste-

ten informellen Arbeit, zwangsläufig

die Frage nach ihren strukturellen

Eigenschaften. Besonders interessant

ist ihre Verortung innerhalb der sozio-

ökonomischen Strukturen und zwi-

schen den Sektoren Markt, Staat und

Zivilgesellschaft. Bei eingehender

Analyse fällt auf, dass sich formelle

und informelle Tätigkeitsbereiche

überschneiden und das zwischen ih-

nen wechselseitige Abhängigkeiten

und Funktionsteilungen bestehen.

Auch fällt die Zuordnung der aus ihnen

erbrachten Leistungen nach formellen

bzw. informellen Merkmalen, insbe-

sondere nach deren formellen oder

informellen Quellen schwer. Denn zum

einen wird in ihnen informelle Sub-

sistenzarbeit, zum anderen aber auch formelle Erwerbsarbeit verrichtet und es

besteht fast immer eine finanzielle Abhängigkeit von Kommunal-, Bundes- und/

oder Landesmitteln. Zudem erhebt der Großteil der Einrichtungen einerseits den

Anspruch informell zu agieren und nicht in formelle Strukturen eingebunden zu

sein, auf der anderen Seite haben ca. 43 % der Einrichtungen einen Vereinsstatus

                                                  
580

 Vergleiche hierzu Arbeiterwohlfahrt Bundesverband, 2001, Sozialbericht 2001. Hier wird – angesichts des

Attraktivitätsverlustes für EhrenamtlerInnen – ein Wandel in den großen Wohlfahrtsverbänden hin zu demokrati-

scheren, etwas weniger formalisierten Beteiligungsstrukturen gefordert.
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und sind zu einem beträchtlichen Anteil als gemeinnützig anerkannt (vergleiche

Grafik 17). Daraus folgt, dass innerhalb und zwischen den Einrichtungen, wie auch

an den Schnittstellen zu formellen Strukturen, sich bestimmte Spezifika identifizie-

ren lassen müssten, die speziell den gemeinschaftsorientierten Subsistenzsektor

kennzeichnen. Die sektoralen Eigenschaften der gemeinschaftsorientierten Sub-

sistenz sind bisher nicht ausreichend untersucht und verstanden worden, als dass

die Möglichkeit bestände, Subsistenz optimal zu verstehen und zu fördern, um so

ihre Synergieeffekte wirklich zu stärken und weiter auszubilden. Auf den folgenden

Seiten werden bürgerschaftliche Einrichtungen als Initialzellen und Motoren ge-

meinschaftsorientierter Subsistenz weiter beleuchtet und analysiert.

8. EXKURS ‚SUBSISTENZWIRTSCHAFTLICHE PRINZIPIEN FÜR ERFOLGREICHERE

MARKTTÄTIGKEITEN?’

Am Beispiel der dänischen Oticon Holding A/S, einem Unternehmen, das sich der Herstellung

innovativer Hörgeräte verschrieben hat, beschreiben Hensch und Wismer 1997 die Funktions-

weisen und Konflikte eines erfolgreichen, auf einer „Knowledge-Organisation“ aufgebauten

Unternehmens. Die Grundlage des Unternehmens – ‚Kreatives Chaos’ – zu gewährleisten und

aufrecht zu erhalten, ist in einer auf Hierarchien, Fremdbestimmung und maximaler Arbeitstei-

lung und –deligierung aufbauenden Arbeitsgesellschaft kein einfaches Unterfangen und hatte,

besonders in den ersten neun Monaten der Umstellung, zu deutlichen Umsatzeinbußen ge-

führt. War diese Durststrecke dann überwunden, waren Effizienzsteigerungen und Innovations-

schübe innerhalb kürzester Zeit in der Lage diese Verluste zu kompensieren und jährliche Um-

satzsteigerungen bis zu 20 % wurden Normalität. Die „Spaghetti-Organisation“ hatte sich ge-

genüber der alten, tradierten Unternehmensstrategie durchgesetzt. „Oticon […] braucht den

Menschen nicht als fremdbestimmte Arbeitskraft (weil das zu teuer und zu umständlich ist),

sondern muss den ganzen, selbstständigen Menschen mit Leib und Seele für sich gewinnen

(weil es billiger und produktiver ist).“581 Laut Angaben von Oticon ist Oticon bis – zumindest –

1997 das – trotz deutlicher Umsatzsteigerungen – weiterhin einzige Unternehmen, welches

nach dem „Spaghetti-Prinzip“ der Knowledge-Organisation strukturiert ist. Im gemeinschaftso-

rientierten Subsistenzsektor ist diese Organisationsform schon lange, wahrscheinlich schon

immer, völlig normal. Nicht, weil sie als erprobte, durchdachte und dementsprechend umge-

setzte Unternehmensstrategie am Reißbrett entwickelt worden wäre, sondern, weil sie als na-

türlichste Organisationsform auf der Grundlage von Eigenmotivation und Selbstbestimmtheit

erwachsen ist.582 Nicht zuletzt auch aus diesen Gründen können bürgerschaftliche Einrichtun-

gen eine verhältnismäßig hohe Produktivität bei hoher Selbstbestimmung und geringer durch-

schnittlichen Stundenzahl pro Mitarbeiter (unbezahlt wie bezahlt) entwickeln.

                                                  
581

 Hensch und Wismer, 1997, S. 42.

582
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 474 ff.
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I I I - I I I . 1 .  B Ü R G E R S C H A F T L I C H E  E I N R I C H T U N G E N

A L S  K E R N Z E L L E N  U N D  K N O T E N P U N K T E  K O M M U N A L E R ,

R E G I O N A L E R  U N D  N A T I O N A L E R  N E T Z W E R K E

Die zentralen Merkmale der Subsistenzökonomie in den westlich geprägten Indust-

riegesellschaften sind Kooperations- und Kommunikationssysteme auf der Grund-

lage eines gemeinsamen Interesses an Dienstleistung, die über den Markt nicht,

ungenügend, einseitig oder zu teuer angeboten wird. Für diese Untersuchung ist

es vor allem wesentlich, dass die subsistenzökonomischen Tätigkeiten in sozio-

ökonomisch und – kulturell erfassbaren Strukturen – bürgerschaftlichen Einrich-

tungen – ihre Plattformen finden. So stellen in der Subsistenz der modernen In-

dustriestaaten bürgerschaftliche Einrichtungen Kernzellen gemeinschaftsorien-

tierter Subsistenz dar. Sie erfüllen verschiedene, unersetzbare und unerlässliche

Funktion für die Funktionsfähigkeit und –vielfalt des Gemeinwesens und prägen

und formen den Sozial- und Wirtschaftsraum Stadt unabweisbar (siehe die an-

schliessenden Unterkapitel, die Kölner Kartierungen und Kapitel IV.).

In und über diese Einrichtungen werden gemeinsame Interessens- und Bedarfsla-

gen gebündelt, koordiniert und bearbeitet. So schließen sich beispielsweise in

einer Selbsthilfegruppe Menschen zusammen, die gemeinsame soziale, psychi-

sche, physische oder kulturelle Merkmale teilen. Oft bilden sie erst in Städten eine

ausreichende Masse, um sich zu einer Gruppe oder Initiative zusammenzuschlie-

ßen. So initialisieren sie eine bürgerschaftliche Einrichtung und vernetzen sich

über diese untereinander. Dabei stellt die Einrichtung den zentralen Knotenpunkt

im Netzwerk ihrer sozialen Beziehungen dar, und wirkt, da sie öffentlichen Charak-

ter hat, eine Anlauf- und Kooperationsstelle bildet, als Multiplikator für weitere

neue InteressentInnen, für weitere Netzwerkpartner. So bilden zunächst die Men-

schen innerhalb einer Einrichtung ein relativ gut eingrenzbares soziales Netz.583

Dies weitet sich in der Folge nach Aussen zunehmend aus, und bindet vorerst Aus-

senstehende in das dichtere innere Netz ein und verstärkt dieses. Dabei nimmt der

Koordinationsaufwand zu, aber ebenso das Humankapital der Einrichtung.

In der Literatur wird Vernetzung verschieden gekennzeichnet, Titus Alexander

nennt als qualitative Vernetzungseigenschaften „[...] horizontale, grenzüberschrei-

tende Kommunikation, Austausch von Erfahrungen, Fähigkeiten und Informatio-

nen, gegenseitige Unterstützung von Problemlösungen, interdisziplinäre, aufga-

benbezogene Projektarbeit, Macht abgebend und kooperativ sowie für Verände-

                                                  
583

 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 415 ff.
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rungen empfänglich sein [...].”584 Auch wenn diese Definition von Vernetzung dem

Autor sehr wertend und sogar idealistisch erscheint, ist doch wichtig, dass offen-

sichtlich ein breites Spektrum der bei Alexander genannten Kriterien auf viele so-

ziokulturelle Netzwerke zutrifft.

Scherhorn ordnet Austauschprozessen in sozialen Netzen grundsätzlich koopera-

tive Eigenschaften zu, was auch der Autor als äußerst wesentlich für bürgerschaft-

liche Netzwerkstrukturen versteht. Wären sie nicht kooperativ und partizipativ,

würden sie auseinander reißen und gerichtete gemeinsame Aktivitäten ließen sich

nicht entwickeln und ihre Produkte nicht verteilen. „Die Interaktion in sozialen

Netzen ist keine kollektive Aktion, sondern eine kooperative; sie hat die Funktion,

eine Gleichrichtung des Verhaltens zu ermöglichen, und zwar auch bei denen, die

sich am Rand des Netzes befinden und nur Botschaften empfangen, während die,

die Botschaften aktiv weitergeben, gleichsam die Knoten des Netzes darstellen.

Sie bestreiten die kooperative Aktion, auch wenn die Einzelnen von ihnen sich je-

weils nur für kurze Zeit beteiligen und dann von anderen abgelöst werden. [...] Man

kann also zwei Formen von Gemeinschaftsaktionen unterscheiden. Die koopera-

tive Aktion besteht in dem aktiven Handeln derer, die innerhalb der Netzwerke

tätig sind. Die kollektive Aktion umfasst außer ihnen auch die, die sich an dem

durch die kollektive Aktion ermöglichten gleichgerichteten Verhalten beteiligen,

ohne im Netzwerk mitzuarbeiten. [...] Der Begriff der kollektiven Aktion ist also

umfassender als der Begriff der kooperativen Aktion, zugleich setzt er weniger an

aktiver Beteiligung der Einzelnen voraus.“585 Mit ähnlichem Ergebnis, aber anders

argumentiert, verbindet Fraser Partizipation mit der Notwendigkeit zu Kooperation

und Netzwerkbeziehungen, nämlich, indem Partizipation auf gesellschaftliche

Rückkopplungen angewiesen ist, um die eigenen Interessen einzubringen und

abzustimmen. Besonders Netzwerke als ‚virtuelle Gemeinschaften’ bieten hierfür

die strukturellen Eigenschaften und Grundlagen, sind aber auf die Bindung an

(nicht-virtuelle) lokal verankerte Netzwerkknotenpunkte angewiesen.586

                                                  
584

 Alexander, 1993, S. 12. Als ein praktisches Beispiel für eine europaweite Vernetzung vergleiche auch Technolo-

gie-Netzwerk Berlin e.V./ Europäisches Netzwerk für ökonomische Selbsthilfe und lokale Entwicklung [Hrsg.],

Birkhölzer et al. (1998): Der Beitrag sozialer Unternehmen zur ökonomischen Gemeinwesenentwicklung in sechs

europäischen Ländern. Bericht aus Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Schweden und Spanien.

Berlin.

585
 Scherhorn, 2001b, S. 21.

586
 „Partizipation erfordert gemeinschaftliches Handeln, um Eigeninteressen und Eigennutz mit gesellschaftlichen

Interessen und Zielen rückzukoppeln. Virtuelle Gemeinschaften bieten dafür neue Chancen und können neue

Zusammenhänge herstellen, machen aber lokale Zusammenhänge nicht überflüssig. Herausforderung ist daher, a)



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

183

Mit der Bildung von ‚personenbezogenen’ Netzwerken – über die direkte und ein-

richtungsspezifische Zweckbestimmung, also zwischen Menschen, die gemein-

same Merkmale oder Interessen teilen – werden Menschen in soziale Gemein-

schaften eingebettet und es werden sogar soziale Gemeinschaften neu gebildet.

Über die bürgerschaftlichen Einrichtungen werden dann lokale und regionale Be-

züge hergestellt, Kooperationen geschaffen, Partizipationen ermöglicht und Inter-

essensbündelungen und –kanalisierungen geleistet, die sich dann beispielsweise

in kollektiven Aktionen (wie den ‚Neuen sozialen Bewegungen’, siehe 3. Exkurs)

entfalten und so Gesellschaft prägen und gestalten. So vitalisieren und dynamisie-

ren bürgerschaftliche Einrichtungen soziales Kapital, und indem es durch Interakti-

vität und Nutzung im ‚Fluss’ bleibt und weitere bürgerschaftliche aktive Mitgestal-

tungen anregt und befördert, reichert es sich in der Bürgergesellschaft weiter an.

Personenbezogene Netzwerke aus bürgerschaftlicher Subsistenz sind in der Regel

lokal gebunden, z.B. auf Stadtteilebene oder auf der Ebene der Gesamtstadt, sel-

tener auf Landes- oder Bundesebene, international kommen sie nur in Ausnahme-

fällen vor. Hier lassen sie sich als sozial- und wirtschaftsräumlich prägende Fakto-

ren identifizieren (vergleiche hierzu die Kartierungen zu Köln und Kapitel IV.IV.).

Bürgerschaftliche Einrichtungen bilden weiterhin institutionelle Netzwerke mit

anderen Institutionen der Bürgergesellschaft und mit Einrichtungen von Markt und

Staat aus. So werden Synergien von gemeinsamen Aktivitäten ermöglicht und un-

terstützt und Austauschprozesse – Komplementaritäten – zwischen Institutionen

und Sektoren kanalisiert (vergleiche hierzu III-III.3. und folgende Unterkapitel).

Institutionelle Netzwerke reichen von der lokalen Mikroebene (z.B. in der direkten

Nachbarschaft), über den Stadtteil und die Stadt hinaus bis auf die regionale Lan-

desebene, bilden häufig auch nationale und internationale Netzwerkzusammen-

schlüsse (z.B. bei vielen Nichtregierungsorganisationen). Je nach Netzwerkgröße,

–erstreckung und der Dichte und Bedeutung der Beziehungen variieren auch die

thematischen Bezüge und Aktivitäten, denen sich die Einrichtungen widmen. In der

Fallstudie Köln werden unterschiedliche räumliche Dimensionen und instrumen-

telle Eigenschaften lokaler, regionaler und überregionaler Netzwerke transparent.

Ähnlich wie auch die marktlichen Unternehmen und die öffentlichen Institutionen

haben die bürgerschaftlichen Einrichtungen eine hohe stadträumliche Wirkkraft,

und arbeiten den zunehmend sozial und wirtschaftlich segregierenden Prozessen

der  zugleich auch funktional auseinander driftenden Städte entgegen. Menschen

                                                                                                                                     

in Netzwelten Regionalität zu verankern und b) lokale Diskussionsprozesse auch virtuelle zu unterstützen (z.B.

Lokale Agenda), d.h. Lokalität und Virtualität sinnvoll zu verknüpfen.” Fraser, 2001, S. 28.
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gemeinsamer Interessenlagen und Merkmale werden stadtteilübergreifend inner-

halb der Kommune über bürgerschaftliche Einrichtungen vernetzt. Über die Bil-

dung, den Erhalt und die Nutzung von Netzwerkstrukturen und ihrer Kernzellen

und Knotenpunkte, den bürgerschaftlichen Einrichtungen wird eine Infrastruktur

der Subsistenz gebildet. Diese ergänzt und bereichert marktliche wie staatliche

Infrastrukturen und vitalisiert und katalysiert die Kräfte der Bürgergesellschaft. So

stellt die den Markt und den öffentlichen Sektor ergänzende städtische Infrastruk-

tur der Subsistenz quasi einen Leim dar, der die Bürger einer Stadt, in ihrer hohen

Unterschiedlichkeit miteinander verbindet und kooperiert. Diese Bindekraft trägt

direkt zur lokalen Standortqualität des städtischen Raumes bei, indem die Vielfalt

und der Zugang zu unterschiedlichsten sozialen und kulturellen Dienstleistungen

im Stadtteil und in der Stadt als ganzes erhöht wird, und individuelle und gemein-

schaftliche Bedürfnisse (wenigstens teilweise) befriedigt werden können.

I I I - I I I . 2 .  D I E  I N F R A S T R U K T U R  D E R  S U B S I S T E N Z  –

U N V E R Z I C H T B A R  F Ü R  D E N  L E B E N S R A U M  S T A D T

Gegenwärtig ist die Stadt und der urbanen Raum in der Krise. Dies äußert sich über

unterschiedliche Symptome – Krisenerscheinungen – die von den wirtschaftlichen

und finanziellen Schwierigkeiten der Kommunen und der Situation der Arbeits-

märkte bis hin zu den Ansprüchen reichen, die an den Lebensraum Stadt gestellt

werden – und wieweit diese (noch) erfüllt werden können. Und die Ansprüche an

die Stadt als Lebensraum wie als Wirtschaftsstandort sind hoch. Räumliche Polari-

sierungen durch demografischen, wirtschaftlichen wie sozialen Wandel gehören

dabei zu den wichtigsten Herausforderungen und Konflikte in den Städten (ver-

gleiche Kapitel II-II.3.). Weiterhin spielen die Identifikationsmöglichkeiten, die ein-

zelne Menschen und Gemeinschaften durch die funktionelle Einschränkungen von

Stadt erfahren, für die Attraktivität und das subjektive und auch gemeinschaftliche

Wohlbefinden im urbanen Raum eine wichtige Rolle.587 Gerade hierbei kann sich

die zunehmende Vielfalt städtischer Kultur  durch verschiedene ethnische Gruppen

aber vor allem die Pluralisierung von Lebensstilen ebenso als Chance wie auch als

Risiko bzw. Konflikt äußern. Denn wenn kulturelle Vielfalt mit Vielfalt von Begeg-

nungsmöglichkeiten verknüpft wird, erhöht dies die Vitalität und Attraktivität einer

Stadt, stärkt Integration und Austausch zwischen Menschen. Sind diese Begeg-

nungsmöglichkeiten nicht gegeben, bestehen keine Vernetzungen, keine ausrei-

                                                  
587

 Vergleiche Ipsen, 1995.
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chenden Subsistenzinfrastrukturen, dann kann Vielfalt auch in das Gegenteil, in

Polarisierungen des Sozial- und damit auch des Stadtraumes umschlagen.

Auch soziale Segregationen durch die Öffnung der (Lohnkosten)Schere zwischen

wohlhabenderer Bevölkerung und der immer größeren Zahl derer, die an der Ar-

mutsgrenze leben, stellen eine sehr große Gefahr für städtische Funktionsfähigkeit

und Anpassungsfähigkeit dar, besonders da dieser Konflikt in der Regel gepaart

mit einem geschwächten Finanzhaushalt auftritt und Gegenmaßnahmen deshalb

als häufig nicht finanzierbar erscheinen. Die Folge solcher sozialen Segregations-

prozesse sind zumeist erst räumliche Konzentrationen von sozialen Konfliktpoten-

zialen, die zu einer langsam, aber stetig schneller werdenden Abwärtsspirale gan-

zer Stadtteile führen. Die Folge dieser Konfliktsituationen sind dann direkte Ver-

schlechterungen der Standortattraktivität, die wiederum negativ rückkoppelnd

wirken, so dass ganze Stadtteile als Lebensorte ‚verwahrlosen’.

Um positive Rückkopplungen für den Lebensraum Stadt als ‚multikulturelle’ Inte-

grationsgemeinschaft pluraler Lebensstile und Wohlstandsansprüche zu erreichen,

braucht es im umfassendsten Sinne die Initiierung, Schaffung, Ausbildung und

Weiterentwicklung sowie Erhaltung und Förderung von sozialen und kulturellen

Netzen und Kooperationen.588 Denn diese bilden quasi die ‚Adern’ der Infrastruktur

urbaner Subsistenz. Kommunale Maßnahmen spielen eine zentrale aktivierende

und unterstützende Rolle, wenn die städtische Bürgergesellschaft und ihre Domä-

ne, die bürgerschaftliche Subsistenz, sich optimal entfalten soll. Und das ist not-

wendig, wenn den drängenden Konflikten der Städte konstruktiv begegnet, soziale

Stabilisierung, Integration und funktionelle Vielfalt erreicht, aber vor allem auch

ein ‚Mehr’ aus der Heterogenität städtischer Lebensstile gewonnen werden soll.

D i e  u r b a n e  I n f r a s t r u k t u r  d e r  S u b s i s t e n z

Lange wurde mit dem Begriff der Infrastruktur die bauliche und technische Infra-

struktur gleichgesetzt. Heute wird der Infrastrukturbegriff weiter und komplexer

verstanden. Nach Scheele ist unter Infrastruktur die Gesamtheit „[...] der materiel-

len, institutionellen und personellen Anlagen, Einrichtungen und Gegebenheiten,

die den Wirtschaftseinheiten im Rahmen einer arbeitsteiligen Wirtschaft zur Verfü-

gung stehen“ zu verstehen.589 Der Autor fasst die rechtlichen, institutionellen und

personellen Infrastrukturen erweitert unter dem Begriff der immateriellen Infra-
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 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 415 ff.

589
 Scheele, 1993, s. 28.
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struktur zusammen, der schon darauf deutet, dass für die Sicherstellung einer dau-

erhaften und erfolgreichen sozioökonomischen Ordnung viel weitreichendere Vor-

aussetzungen benötigt werden, als nur materielle Versorgungssicherheiten. Die

gemeinschaftsorientierte Subsistenz bildet und entwickelt besonders immaterielle

Infrastrukturen und befördert hierüber immaterielle Güter – Dienstleistungen,

Wohlbefinden, Sinnfindung, im weitesten Sinne Wohlstand (vergleiche Unterkapi-

tel II-III.).

Subsistenzinfrastruktur ist (gerade in den Industrieländern) grundsätzlich durch

die bereits dargestellten virtuellen Gemeinschaften in Form von Netzwerken und

kooperativen Zusammenschlüssen geprägt und zudem in hohen Maße informell,

dadurch auch in vielen Bereichen nur deskriptiv beschreibbar, oft schwer messbar.

In Anlehnung an Scheeles Terminologie stellt die bürgerschaftliche Subsistenz die

institutionellen Infrastrukturen der Bürgergesellschaft, die im städtischen Raum

besonders von bürgerschaftlichen Einrichtungen über öffentliche, gemeinschaftso-

rientierte Subsistenzarbeit gebildet werden. „Die institutionelle Infrastruktur um-

fasst die Rechtsnormen, Einrichtungen und Verfahrensweisen einer Gesellschaft,

die es dem einzelnen ermöglichen, bestimmte Ziele innerhalb der Wirtschaft zu

erreichen, und die zu einem geregelten Ablauf de Gesamtprozesses führen.“ Im

formellen Sektor sind dies die „[...] gesetzgebenden Organe und die Gesetze, Ge-

richte und Polizei, Interessenverbände wie die Gewerkschaften und die Arbeitge-

bervertreter usw.“ In der Bürgergesellschaft sind dies die bürgerschaftlichen Ein-

richtungen, ihre Netzwerke und Kooperationszusammenschlüsse.

Die Menschen, die innerhalb und mittels der bürgerschaftlichen Einrichtungen ge-

meinschaftsorientierte Subsistenzarbeit, mit Unterstützung von wenigen haupt-

amtlich Beschäftigten (vergleiche Fallstudie Köln, Kapitel IV.) leisten, stellen die

personelle Infrastruktur der bürgerschaftlichen Einrichtungen dar. „[...] Die perso-

nale Infrastruktur enthält die Zahl und Qualifikationen der Arbeitskräfte, ihren Ge-

sundheitszustand, ihren Leistungswillen.“590 So gründet die innere Organisations-

struktur bürgerschaftlicher Einrichtungen sich auf die personelle  bzw. personale

Infrastruktur der Subsistenzarbeit und auf die Menschen, die diese erbringen.

Bürgerschaftliche Einrichtungen, anbietende Gruppen und Menschen sowie Orte

des Angebotes werden mit nachfragenden Gruppen und Menschen und ihren Le-

bensorten vernetzt (vergleiche vorangegangenes Unterkapitel III-III.1.). Dabei wird

Angebot und Nachfrage in bürgerschaftlichen Einrichtungen zu Teilen von densel-

ben Personengruppen gestellt, zu anderen großen Anteilen auch für Menschen, die
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 Scheele, 1993, s. 28.
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ausserhalb der Einrichtungen stehen. So wird ein wichtiger Bestandteil alltäglicher

Versorgung mit Dienstleistungen über gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit

geleistet. Der Anspruch langfristiger (Selbst)Versorgungsleistung und –sicherheit

besteht deshalb nicht nur gegenüber Erwerbs-, sondern auch gegenüber gemein-

schaftsorientierter Subsistenzarbeit, und das noch vielmehr, wenn die Nutzung der

hieraus erbrachten Wohlfahrtsleistungen bereits für viele Menschen alltägliche

Normalität darstellt. Um eine Versorgungssicherheit mit Produkten aus informeller

Arbeit zu gewährleisten, braucht es einerseits eine sichere und verlässliche Verfüg-

barkeit und Qualität informeller Arbeitsleistungen und andererseits setzt dies Si-

cherheit und Kontinuität einer verfügbaren und adäquaten Subsistenzinfrastruktur

voraus.

Mit der zunehmende Schwächung von Städten angesichts des hohen, globalisier-

ten Wettbewerbsdrucks und der hohen Erwerbsarbeitslosigkeit (vergleiche Kapitel

II.) sind Verluste der Steuerungs- und Reaktionsfähigkeit auf soziale und ökonomi-

sche Krisenerscheinungen verbunden. Darunter leidet die Kommune als ganzes

ebenso wie Institutionen des Marktes, denen die Standortqualität, schlimmsten-

falls die Standortstabilität, abhanden kommt und marktlichem Handeln wenig Att-

raktivität bietet. Auch der ‚Pate’ der Marktwirtschaft Adam Smith betont in seiner

Schrift «The Wealth of Nations» die Bedeutung von Gemeinschaftseinrichtungen

als notwendige Bedingung des freien Markts sowie der Bürgerrechte, indem er

warnt: „To be blunt, when the public infrastructure of a city fails, the entire city as

well as our individual daily existence can be dramatically changed.“591 Kommunale

Politik kann jedoch aufgrund der Haushaltssituationen immer erst dann auf neue

Anforderungen reagieren, wenn sie sich bereits als deutliche Konflikte äußern,

dann sind sie aber häufig kaum noch zu bewältigen und enorm kostenintensiv. Die

subsistenzwirtschaftlichen Tätigkeiten dagegen folgen den sozialkulturellen Ver-

änderungen nicht nach, sondern begleiten diese, indem sie auf der Grundlage der

Freiwilligkeit immer ihren unmittelbaren Ausdruck in sich wandelnden Bedürfnisla-

gen finden, und somit proaktiv Staat und Markt vorweg gehen, der vor allem reak-

tiv dynamisiert ist. Die infrastrukturellen Leistungen der Subsistenzwirtschaft

könnte man in ihrem Vermögen sehen, auf lokal begrenzte Problemstellungen zu

reagieren. Sie ist in der Lage auch dort adäquate Lösungen, zumal unter Mitwir-

kung der Betroffenen, zu erarbeiten, wo fehlende Marktrelevanz einen marktwirt-

schaftlichen Akteur nicht zum Handeln zwingt. Einer solchen Pionierarbeit infor-

meller Unternehmen in Form bürgerschaftlicher Einrichtungen folgt oft genug die
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 Aus Perry, 1995, S. 2.
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Entstehung tragfähiger formeller Strukturen.592 So ist eine neue Verantwortungs-

teilung zwischen Markt, Staat und Subsistenz notwendig, um lebenswerte und

anpassungsfähige städtische Strukturen zu schaffen. Zwar bildet die Subsistenz

ihre Infrastruktur in weiten Teilen eigenständig, aber nicht unabhängig, und erhöht

über ihre Infrastruktur auch wieder ihre Leistungskraft, indem sie Bürgergesell-

schaft stärkt, zeigt so also eine positive Rückkopplung aus den und auf die ihr zu-

geführten Unterstützungen. Aber sie braucht auch erleichterte Zugänge zu Infra-

strukturen des formellen Sektors und vor allem auch an die spezifischen Bedürf-

nisse angepasste Förderungen zur Ausbildung eigener Infrastruktur.593 „Unter dem

Gesichtspunkt des Wertewandels geht es vor allem um eine Tendenz zu wachsen-

der Selbstbestimmung in der Bevölkerung und einen daraus abgeleiteten Bedarf

an neuen Einrichtungsformen im Bereich der sozialen Infrastruktur.“594

Leider bieten die gegenwärtigen Voraussetzungen meistens wenig Raum und Ge-

legenheit für Eigeninitiative und die Motivation zur Selbstorganisation und Versor-

gung. Denn „fragt man nach der Vielfalt der Aktivitäten, zu denen die öffentlichen

Räume einer Stadt einladen, die Strassen und Plätze, so ist die Antwort meist de-

primierend. Unter den im Stadtbild angeboten Freizeitbeschäftigungen herrscht

mehr und mehr das Kaufen vor, und selbst die Kaufangebote verengen sich zuse-

hends auf Massenware, wie jeder bemerkt, der im Lauf der letzten Jahre die Verän-

derung der Läden in einer Einkaufsstrasse beobachtet hat.“595 Gleichzeitig verbin-

det sich mit der Technisierung und soziokulturellen Entbettung der Ver- und Ent-

sorgung ein Verlust an Alltagsöffentlichkeit. Dieser stellt sich als Enteignung der

Gemeinschaft dar.596

                                                  
592

 Auch Felbinger zielt auf die urbane Basisfunktion der ‚bürgerlichen’ Infrastruktur: „[...] public infrastructure

stimulates and is at the foundation of the complete city – socially, spatially, as well as economic. A preoccupation

with economic development at any cost threatens the health and safety of some citizens at worst and deprives

others (rural and urban neighborhoods) of a level of indispensable infrastructure service that is the right of ameri-

can citizens.“ Felbinger, 1995, S. 126.

593
„Die Stadtplanung und Wohnungspolitik muss damit beginnen, eine materielle und personelle Infrastruktur in

Wohngebieten, die nicht nur Erholung und Konsum, sondern auch produktive Tätigkeiten fördern, bereitzustellen.

Notwendig sind in den Gebäuden wie im näheren Wohnumfeld Werkstätten, in denen die Produktionsvorausset-

zungen informeller Arbeit bereitgehalten werden: Das sind zuallererst Flächen und Räume, die durch Schallschutz,

technische Ausstattung, Lage und Zugänglichkeit für verschiedene Arbeiten geeignet sind. [...] Die Aneignungs-

möglichkeiten müssen erweitert werden, auch im Sinne der rechtlich abgesicherten Verfügung der Bewohner über

ihre Wohnbedingungen.” Häußermann und Sieble, 1997, S. 193.

594
 Göschel, Kunert-Schroth und Mittag, 1992, S. 11.

595
 Scherhorn, 2001b, S. 11.

596
 Siehe hierzu auch Gleichmann, 1976.
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Aber Integration, Partizipation und Kooperation zwischen den Menschen der Stadt

kann nicht nur über marktlich- und erwerbsorientierte Maßnahmen erreicht wer-

den, sondern das Ziel einer sozial nachhaltigen Stadtentwicklung muss auch wie-

der sein, die funktionale Mischung von Stadtquartieren durch Verflechtungen von

Wohnen, Arbeiten, aber auch von Versorgung und Freizeit zu gewährleisten.597

Stattdessen wurde gerade in der Stadtplanung bis in die jüngste Geschichte, oft

noch bis heute, die Loslösung selbstverantwortlicher Mitwirkung am Stadtraum

nicht nur gefördert, sondern forciert und absurderweise zum Ideal erhoben. Die

Stadt und seit den 1960er Jahren auch das Land wurde vollends zum technischen

Raum erklärt, der auf dem Reißbrett entsteht und wie ein Auto zu warten ist. Und

auch das fordistische Versprechen bezieht sich und seine Praxis darauf, das ‚Wun-

der’ der Maschinenarbeit auf die Lebenswelt jedes Einzelnen zu übertragen. „Sich

zu bewegen, ohne Gehen zu müssen, die Wäsche zu waschen, ohne die Hände zu

rühren, ein warmes Bad zu nehmen, ohne einen Ofen anzuheizen und ein Essen zu

sich zu nehmen, ohne kochen zu müssen, das sind Erscheinungsformen des Prin-

zips Bequemlichkeit. Indem sich dieses Leitbild als Standard durchsetzt, durch-

dringt der technische Raum den Alltag und hebt ihn damit als aktiv gelebten Raum

auf. Die Ver- und Entsorgung mit Energie und Wasser sowie die Warenversorgung

und die Abfallentsorgung werden von großen, bürokratisch geprägten Organisa-

tionen übernommen“598. So nimmt laut Ipsen vor diesem Hintergrund die Fähigkeit

zur Selbstversorgung mit dem Maß des Versorgt-Seins ab. Dies muss sich aber

dringend wieder umkehren. Staatlich-öffentliche Institutionen und administrative

System, auch auf kommunaler Ebene, scheuen massiv davor zurück, Verantwor-

tungsfähigkeit und –verpflichtung auf die bürgerliche Ebene zu verlagern. Im

staatlich-öffentlichen Gebaren scheint die Überzeugung, eine unmündige Bevöl-

kerungsmasse domptieren zu müssen, durch alle Ritzen der juristisch-administra-

tiv legitimierten Maske der Politik.599 Dennoch sind weder Staat noch Markt weiter
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 Dies entspricht auch dem Leitbild der ‚kurzen Wege’. Vergleiche hierzu BUND und Miseror, 1996.

598
 Ipsen, 1995, S.4.

599 „Noch [...] ist der administrative Politikstil so verbreitet, dass es selbst in den Kommunen zu wenig Raum für

verantwortliches, selbstständiges Mitdenken und Mitarbeiten von Bürgern gibt. Dahinter steht die Angst der

Regierenden, der Gemeinderäte, der Behörden vor Machtverlust. Kommunalpolitiker scheuen davor zurück, pri-

vate Gruppen eine kooperative Aktion selbstbestimmt konzipieren zu lassen und sich mit der Autorität ihres

Amtes vor die Aktion zu stellen, auch wenn sie die Planung der Aktion nicht voll in der Hand haben. Die Lokale

Agenda 21 bietet reiches Anschauungsmaterial dafür, wie schwer es verantwortlichen Politikern und Ressortlei-

tern einstweilen noch fällt, kooperative Aktionen ohne egoinvolvement zu fördern. Sie müssten dazu nicht auf

Koordination verzichten, zu der die Beteiligten im allgemeinen gern bereit sind, wohl aber müssten sie es den

Teilnehmern ermöglichen, sich als Akteure zu fühlen, deren eigene, kompetente und selbstbestimmte Entschei-

dung wichtig und erwünscht ist und unterstützt wird.“ Scherhorn, 2001b, S. 39.
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in der Lage, die Vollversorgung mit Wohlfahrt zu gewährleisten (waren es auch nie,

nur wurde dies bisher kaum bemerkt). Fatalerweise hat parallel mit dem Abwenden

von der Selbstversorgung das Versorgt-Sein abgenommen, jedoch zeitversetzt,

erst nachdem weitgehend in Vergessenheit geriet, welche Chancen und Potenziale

in kooperativer, gemeinschaftsorientierter Selbstversorgung liegen. Aber ist dies

wirklich überall in der westlich-industrialisierten ‚Wohlstandswelt’ so? Nein, nicht

überall – noch haben sich ‚kleine rebellische’ Einheiten – bürgerschaftliche Einrich-

tungen – in den Städten der industrialisierten Welt gehalten, die dem homogeni-

sierenden, konkurrierenden Weltmarkt und der sich fragmentierenden Stadt noch

die Stirn bieten können.

So interagiert die Infrastruktur der Subsistenz – der soziokulturelle Leim der Stadt

–  oft fast heimlich und weitgehend unbemerkt mit den marktökonomischen, staat-

lich-administrativen und baulich-planerisch vorgegebenen Infrastrukturen und

passt diese nach ihren Bedürfnissen an, bildlich gesprochen, indem sie ‚virtuell’

ihre immaterielle Infrastruktur über die formellen materiellen oder institutionell-

administrativen Infrastrukturen legt, sich ihre ökologische Nische im Beziehungs-

system Kultur sucht. „The quality of infrastructure rests not only on the quality of

the design and construction of systems, but also on the quality of the human

infrastructure that supports and manage it. Infrastructure, then, consists of the

indispensable public physical and human systems that provide the nation with

services [...].“600 So ist die Subsistenz, und die städtische Subsistenz insbesondere,

in der Lage, vermeintlich unangepasste Infrastrukturen auf ihre Bedürfnisse anzu-

passen, oder sogar Stadt- und Raumplanern zu simulieren, dass die von ihnen

entwickelten und umgesetzten Infrastrukturen anpassungsfähig seien, bloß weil

über menschliche Kreativität, Innovations- und Anpassungsfähigkeit unangepasste

und starre Bau-, Politik- und Wirtschaftsmodelle umgeformt und funktional trans-

formiert werden können, weit über die ursprüngliche Zweckbestimmung hinaus.

Radikaler noch formulierte es Helmut Willke, der dem Staat einen nahezu totalen

Kontrollverlust diagnostiziert und die zwingende Notwendigkeit zu freiwilligem

Machtverlust und Dezentralisierung erkennt: „Alle traditionellen Infrastrukturen

entgleiten dem Staat zugunsten privater, korporativer oder konsortialer Lösungen,

Die neuen Infrastrukturen der zweiten Generation sind von vornherein transna-

tional oder gar global angelegt, so dass dem Staat selbst bestenfalls die Aufgabe

der Koordination und Mediation bleibt.“601 Und so ist auch städtische Anpassungs-
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 Felbinger, 1995, S. 107.
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 Helmut Willke, 1997, S. 32.
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fähigkeit zunächst über die Infrastruktur der Subsistenz und dort durch Menschen

und menschliche Dynamik gekennzeichnet, erst in zweiter Linie durch staatlich

gesteuerte, baulich-planerische Manifestationen.

Um noch zeitgemäß – zukunftsfähig – planen zu können, ohne die Menschen und

die soziokulturellen und –ökonomischen Grundlagen der Gesellschaft aus den

Augen zu verlieren, müssen die komplementären Verhältnisse zwischen Markt,

Staat und Subsistenz und deren sozial- wirtschaftsräumlichen Anforderungen be-

griffen werden. Aber hierzu müssen die Eigenschaften der materiellen und beson-

ders immateriellen Infrastruktur der Stadt und im speziellen der Bürgergesellschaft

untersucht und verstanden werden.602 Denn „da bürgerschaftliches Engagement

auch in Zukunft vor allem auf lokaler und kommunaler Ebene stattfinden wird, be-

darf es angesichts der Fragmentierung der deutschen Engagementlandschaft einer

organisations- und themenfeldübergreifenden Infrastruktur zur Vermittlung zwi-

schen engagementbereiten Bürgern und Organisationen vor Ort “603, um so Ver-

wirklichungsräume und –möglichkeiten für individuelle wie kooperativ-gemein-

schaftliche Kreativität in einer vitalen Bürgergesellschaft zu schaffen und anzu-

regen.

„Mittel- bis langfristig kann die Lebensqualität der Städte durch eine quartiersbe-

zogene Selbstorganisation erhalten und verbessert werden. Tauschringe, Eigenar-

beit usw. dienen dabei der zivilgesellschaftlichen Kompensation von Effizienzdefi-

ziten des (Arbeits-)Markts und der sozialstaatlichen Versorgung.“604 Der Hinweis

bei Eberling auf die Bedeutung der Zivilgesellschaft – in dieser Arbeit differenzier-

ter als gemeinschaftsorientierte Subsistenz gefasst – für Lebensqualitätssteige-

rung und –erhaltung ist wichtig und richtig. Hinter dieser Formulierung versteckt

sich jedoch ein häufiger gefährlicher Trugschluss, vermutlich ungewollt, wie bei

den meisten Denkfehlern, nämlich aufgrund des Unverständnisses der Systemzu-

sammenhänge zwischen Markt, Staat und Bürgergesellschaft. Denn wenn die Zivil-

gesellschaft nur dazu dienen soll, ‚Effizienzdefizite aus Markt und Staat zu kom-

pensieren’, wurden die grundsätzlichen, qualitativ unsubstituierbaren Eigenschaf-

                                                  
602 Noch während der Bearbeitung der Dissertation wurde vom Autor gemeinsam mit Prof. Dr. Gerhard Scherhorn

ein Forschungsprojekt im Forschungsprogramm ‚Bauen und Wohnen im 21. Jahrhundert’ des Bundesministeriums

für Bildung und Forschung beantragt. Das Projekt ‚Urbane Subsistenz als Infrastruktur der Stadt’ wurde im Rah-

men des Projektverbundes ‚Eröffnung von Anpassungsfähigkeit lebendiger Orte’ (EVALO) im Spätsommer 2001

begonnen und ist auf 36 Monate angesetzt. Nach vorbereitenden, konzeptionellen Arbeiten begannen die inhalt-

lichen empirischen Untersuchungen im Frühsommer 2002. Der Autor leitet die Projektgruppe Berlin.

603
 Projektkommission Arbeit und Soziales der Heinrich Böll Stiftung, 2001. S. 2.

604
 Vergleiche hierzu Eberling, Grabow, Henckel, 1999.
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ten der Subsistenz nicht verstanden und dies öffnet außerdem den Externalisie-

rungsbestrebungen sozialer Folgekosten seitens Markt und Staat Tür und Tor. Bes-

tenfalls kann über den Markt versucht werden, Produktionsdefizite aus der Sub-

sistenz zu ergänzen (weil z.B. Massenproduktion und unzumutbare Arbeiten hier

nicht adäquat geleistet werden), wenn die spezifischen Qualitäten der Sub-

sistenzproduktion nicht gebraucht werden. Ersetzen kann er sie nicht. Umgekehrt

geht es eigentlich nie, denn die Subsistenz ist nicht geeignet, die entfremdeten

quantitativ-maximierten Leistungen des Marktes zu ersetzen. Genau deshalb legt

der Autor Wert auf die Betonung des Begriffes der ‚Komplementarität’ anstelle der

oft fehl verstandenen Begriffe der ‚Ergänzung’ oder, schlimmer noch, der ‚Kom-

pensation’. Im folgenden Kapitel werden die komplementären Eigenschaften und

Wechselwirkungen zwischen Markt, Staat und Subsistenz eingehender erläutert.

I I I - I I I . 3 .  K O M P L E M E N T A R I T Ä T  V O N  M A R K T ,  S T A A T

U N D  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

Es wurde im vorangegangen mehrfach die Komplementarität zwischen Markt,

Staat und Subsistenz betont und argumentiert. Über die diesem Kapitel anschlie-

ßende Köln-Studie wird deutlich gemacht, dass auch gegenwärtig der städtische

bürgerschaftliche Subsistenzsektor ein großes und bedeutsames Ausmaß besitzt

und unverzichtbare Beiträge an sozialen und kulturellen Dienstleistungen, Institu-

tionen, Vernetzungen und demokratischer Teilhabe zugunsten staatlicher Stabili-

tät und marktwirtschaftlicher Standortqualität und –attraktivität in unser sozioöko-

nomisches System einbringt. Die Angebote und Leistungen aus gemeinschaftso-

rientierter Subsistenzarbeit, vermittelt über bürgerschaftliche Einrichtungen kom-

men Einzelpersonen, Gruppen und lokalen wie regionalen Gemeinschaften zugute,

bilden soziales Kapital und formen und stärken die Bürgergesellschaft.

D i e  E r s t a r r u n g  d e r  S t a d t  i n  e i n e r  f a l s c h  v e r -

s t a n d e n e n  Ä s t h e t i k

Während die Globalisierung eine Entgrenzung der Standorte und eine Abnahme

der Standortbindung mit sich bringt605, bringt die Subsistenz eine dem entgegen-

gesetze Dynamik mit sich (vergleiche auch Kapitel II-II.). Sie erhöht die individuel-

len und gemeinschaftlichen Standortbindungen, und hebt die Attraktivität von

                                                  
605

 Vergleiche hierzu Eberling, Grabow und Henckel, 1999.
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Standorten für unterschiedlichste kulturelle und ökonomische Aktivitäten. Im Be-

sonderen trägt sie, durch die Vitalisierung der kommunalen Bürgerschaft, dazu

bei, die kulturelle Einmaligkeit und Besonderheit einer Stadt positiv imagebildend

zu entfalten, im globalen Wettbewerb der Städte ein großer Vorteil, dies zeigt sich

für eine Stadt wie  beispielsweise Köln auch darin, dass ihr der Ruf, eine Stadt für

Kreative zu sein (leider zunehmend gefährdet) voraus eilt, unter anderem auch

symbolisiert durch die Kunstmesse ArtCologne und die Musikmesse PopKomm, die

der Musik- und Kunstszene der 1970er und 1980er Jahre nachfolgten, oder die im

Sinne von ‚ein jeder Jeck ist anders’ das Image der Toleranz und der vielfältigen

Lebensstile trägt, auch wesentlicher Verdienst der unter anderem durch karne-

valistische Aktivitäten traditionell vitalen Bürgergesellschaft und verschiedener

bundesweit bekannten bürgerschaftlichen Aktivitäten und Einrichtungen, die in

Köln ihren Anfang nahmen, wie die Aids-Hilfe e.V., Kölsch Hätz, Christopher-Street-

Day, Sozialistische Selbsthilfe und andere. „Der Wettbewerb kann auch komple-

mentär zur Subsistenzwirtschaft existieren und muss schon gar nicht daran schei-

tern, dass immaterielle Güter sich neben den materiellen behaupten.“606 Im Gegen-

teil ergänzen sich beide Bereiche und erhöhen Wohlstand und Konsummöglichkei-

ten eher als das diese verengt würden. Die Angehörigen der Wissens- und Wirt-

schaftseliten stellen im erweiterten Sinne Nomaden der Wissens- und Dienstleis-

tungsgesellschaft dar. Sie vagabundieren zwischen den Metropolen, Wirtschafts-

und Kulturzentren dieser Welt und entscheiden sich je nachdem, wo sie das beste

Tätigkeitsangebot, das attraktivste Arbeitsumfeld und – fast immer auch – das at-

traktivste Lebensumfeld vorfinden, ob und wie lange sie bleiben werden. Die loka-

le und regionale Standortqualität hängt wesentlich und zunehmend mehr davon

ab, wie vital und vielfältig die urbanen Räume in ihren sozialen und kulturellen

Angeboten sind, wie integrativ und kommunikativ sie funktionieren, und inwieweit

sie Entfaltung von schöpferischen, kreativen und innovativen Potenzialen ermög-

lichen können und dies auch fordern und fördern. So hängt die Imagebildung und

Attraktivtät von Städten ganz wesentlich von den bürgerschaftlichen Aktivitäten

ab, von der Vitalität der gemeinschaftsorientierten Subsistenz und beeinflusst so

massiv ihren Wert als Marktstandort.

Aber die veraltete Definition des guten Lebens als Luxuskonsum fordert immer

noch den urbanen Raum als Verpackung der Ware – als Marktort – ein. Das Prinzip

der Machbarkeit bereitete in der traditionellen Stadtplanung und –politik den tech-

nisch-baulichen Raum mental vor und zielte dabei vornehmlich auf die Verwirkli-
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 Scherhorn, 2000b, S. 11.
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chung von Schönheitsidealen.607 Die Gestaltung und Konzentration auf Boulevards,

Passagen und Kaufhäuser zeigen dies unmittelbar, prächtige Bahnhöfe, Schulen

und Amtsgebäude indirekt. Im besonders eindrücklichen Sinne lässt sich dieses

überkommende Verständnis der Stadt in der gegenwärtigen Stadtplanung am Bei-

spiel Berlins beleuchten, wo z.B. der Potsdamer Platz eine neue Spaltung der Stadt

verursachte, und der technische Raum mit dem belebten Raum nicht mehr viel zu

tun hat. Die gesamte Konzentration der Stadtplanung liegt auf Repräsentation,

aber wenig auf Freiräumen, Begegnungsflächen. Dass dies sich in den ersten Jah-

ren des 21. Jahrhunderts fortsetzt, deutet darauf hin, dass viele Stadtplaner und

Kommunalpolitiker der 1960er bis 1980er Jahre ihr Rentenalter hinaus schieben,

und so den Stadtraum ihrer Enkel verunstalten. So dreht sich das Verhältnis zwi-

schen ästhetischem und technischem Raum um. Es wurden über die letzten Jahr-

zehnte des 20. Jahrhunderts eine Vielzahl zunächst im Verborgenen funktionieren-

der technischer und bürokratischer Systeme geschaffen, über die wesentliche As-

pekte der Lebensführung der Unmittelbarkeit der Erfahrung entzogen werden. Da-

mit geht der Stadt ihre Vielfalt verloren und dem Stadtbewohner seine Einflussfä-

higkeit, seine Teilhabemöglichkeiten. Hier fallen technischer und ästhetischer

Raum endgültig auseinander608, indem die Funktionen der Stadt auf die Förderung

marktwirtschaftlich messbarer Standortfaktoren reduziert wurden, und die Bürger-

gesellschaft nicht nur nicht wahrgenommen, sondern als eigentlich ‚Stadt’-konsti-

tuierend entmündigt wurde. In der Folge findet der technische Raum seinen ästhe-

tischen Ausdruck in der Gesamtheit der gegliederten und geordneten, der funk-

tional entmischten Stadt, im urbanen Raum, der keine kulturellen Schöpfungspro-

zesse mehr ermöglicht, der als Lebensraum unattraktiv wird. Dieses Ordnungsprin-

zip ist bis heute nicht revidiert, aber statt dessen ästhetisch dekoriert, indem Städ-

te immer reinere Hüllen und Architekturen bieten aber immer weniger Frei- und Ge-

staltungsräume. „Die moderne Stadt, ursprünglich als Kunstwerk konzipiert, hat,

indem sie sich selbst verwirklicht, Ästhetik und Natur aus ihrem Bild verdrängt.

Einst auf Dauer, nicht auf Ewigkeit angelegt, ist sie mehr und mehr Verpackung

ihrer selbst geworden, einzig der kurzfristigen Attraktion und Rentabilität ver-

pflichtet.“609 So verlangt Ipsen, die Stadt für die Bürgerschaft wieder erfahrbar zu

machen. Zwar fokussiert Ipsen auf die Umwelt- und Naturwahrnehmung und

–erfahrung, dennoch spiegelt sich in seiner Analyse ein zentrales Dilemmata in der

Wahrnehmung und Identifikation mit der sozialen Mitwelt oder dem kulturellen
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 Vergleiche Ipsen, 1995.

608
 Vergleiche Ipsen, 1995.

609
 Ipsen, 1995, S. 6.
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Biom, dem soziokulturellen Lebensraum. Ipsen verlangt eine ästhetische Interven-

tion, die Schaffung ökologischer Wahrnehmungsräume.

Denkt man dies weiter, und versteht Ökologie als die Lehre der Beziehungssys-

teme, lässt sich dies dementsprechend auf den Kulturraum Stadt übertragen.

Wenn man versteht, dass Markt, Staat und Bürgergesellschaft zueinander völlig

interdependent stehen, und zwar vor allem dadurch, dass sie gemeinsam Organe

des ‚Korpus Kultur’ sind, also untereinander ihre Dienstleistungen und Produkte

austauschen (vergleiche die folgenden Unterkapitel), und gegenseitig ihre gemein-

samen Grundlagen – aber in jeweils unterschiedlichen Qualitäten – schaffen und

sich von ihnen nähren, ist es nur konsequent logisch, die gemeinsamen Synergien

zu nutzen und zu verbessern. „Ästhetische Intervention ist eine Handlung, die das

Netz der urbanen Kommunikation in Bewegung bringt, indem es seine Logik

nutzt.“610 Eine solche Intervention würde sich auch in einer Dezentralisierung sozi-

aler und kultureller Dienstleistungen auf nachbarschaftliche Beziehungssysteme,

Stadtteilkooperationen, Selbsthilfe, also in die bürgerschaftlichen Einrichtungen,

die gemeinschaftsorientierte Subsistenz – auf die bürgerschaftliche Ebene, äußern

können, bei entsprechender Förderung und Stärkung durch die davon mit profitie-

renden Sektoren Markt und Staat. Es braucht also – was einer Wiederaufnahme

von vielem vorher Gesagtem entspricht – eine Förderung der Selbstorganisations-

kraft, Motivation zur Übernahme von Verantwortung, zur Gestaltung des Sozial-

und Kulturraumes Stadt, eine umfassende und deutliche Anerkennung des Wertes

und Potenzials der städtischen Zivilgesellschaft. Und dies verlangt Vertrauen und

politischen wie ökonomischen Mut.

D i e  A b h ä n g i g k e i t e n  d e r  S e k t o r e n

Denn gemeinschaftsorientierte Subsistenz ist nicht allein in der Lage, ihre positi-

ven gesellschaftlichen Wirkungen zu entfalten. Entsprechend gilt nach Wolfe ge-

nauso auch für die Mehrzahl der alaskischen Inuiten „ [...] participation in the mar-

ket sector of the economy through the commercial sale of fish and furs and

through remunerative employment enables the hunter to participate in sub-

sistence activities.“611 Auch Dettling hebt hervor, dass der Sozialstaat einerseits

wesentlich abhängig von einer leistungsfähigen Bürgergesellschaft ist, diese aber
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 Ipsen, 1995, S. 6.

611
 Wolfe, 1986, S. 109.
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umgekehrt auf seine fördernde und aktivierende Funktion angewiesen ist.612
 Sie ist

auf die Interkonnektivität mit den Leistungen von Markt und Staat angewiesen,

braucht die Unterstützung und Förderung beider Sektoren ebenso, wie diese auf

eine stabile, kooperative und innovative Bürgergesellschaft angewiesen sind. So

kann die Bürgergesellschaft nicht die ausfallenden sozialen und monetären Leis-

tungen kompensieren, ohne in ihrer eigenen besonderen Qualität geschwächt zu

werden (vergleiche auch Grafik 18).613 Genauso wenig ist es möglich, von Seiten

staatlicher oder marktlicher Institutionen zu erwarten, dass soziale Leistungs- und

Einkommensausfälle dauerhaft über soziokulturelle Systeme abgefangen werden

können, ohne dass dadurch die soziokulturelle Grundlage der Gemeinschaft ge-

schädigt würde614, was sich dann beispielsweise im Absinken von Bildungsniveaus,

Verlust von Standortattraktivitäten für international nomadisierende Wissenseli-

ten, in mangelnder Innovationsfähigkeit und soziopolitischer Reformschwäche

äußert. Denn „das Ehrenamt kann [...] kein Ersatz für die Einbettung des Einzelnen

in den Raum privater Beziehungen und für seine Partizipation am wirtschaftlichen

und am politischen Leben der Gesellschaft sein; vielmehr bedingen sich diese Ele-

mente wechselseitig.“615  Es muss für eine zukunftsfähige Gesellschaft also darauf

ankommen, ihre gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Anforderun-

gen und Bedarfslagen über eine Mischökonomie zwischen staatlicher, marktlicher

und zivilgesellschaftlicher Produktion zu decken. In der Debatte der letzten Jahre
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 „So wie es Grenzen des Staates und Grenzen des Marktes gibt, so gibt es auch Grenzen der Bürgergesellschaft.

Sie ist kein Ersatz für den Sozialstaat. Sie kann, ja sie muss zum einen den Sozialstaat ergänzen, und es lassen

sich zum anderen aus dem normativen Konzept der Bürgergesellschaft Leitlinien für eine Reform des Sozialstaates

ableiten: Wie muss er sich verändern, damit er zur Aktivierung der Menschen beiträgt und nicht gegen seine

Absicht in eine Kultur der Abhängigkeit führt? Dettling, 2000, S. 21.

613
 Evers macht darauf aufmerksam, dass gerade in der Übernahme (städtischer) Versorgungsfunktionen durch

die bürgerschaftlichen Einrichtungen Quellen für deren ‚Wert und Potenzial’ zu finden sind; selbst in den bislang

staatlich dominierten Kernbereichen wie Schulen und Universitäten müssten mehr Gelegenheiten für freies Enga-

gement geschaffen werden, um auch die gesellschaftliche Bedeutung dieser öffentlichen Einrichtungen wachsen

zu lassen. Die Vorbedingungen hierfür liegen in einer höheren politischen Kooperationsbereitschaft sowie ge-

stärkten gegenseitigen Vertrauen. Eine wichtige Voraussetzung erkennt Evers darin, dass für einen ‚mixed welfare’

die Rolle der Zivilgesellschaft nicht rein ‚versorgungstechnisch’ verengt werden darf (dies bezieht Evers auf einen

marktlich-staatlichen Versorgungsbegriff, nicht auf den in dieser Studie vom Autor kontrastierten erweiterten

Versorgungsbereich besonders auch immaterieller, nichtkäuflicher Güter), also die Leistungen der Bürgergesell-

schaft nicht dafür missbraucht werden dürfen, ausfallende Leistungen aus staatlichen oder marktlichen Quellen zu

ersetzen. Die gesellschaftliche Bedeutung und die erbrachten Qualitäten der bürgerschaftlichen Subsistenzpro-

duktion reichen weit über ein eingegrenztes, marktlich determiniertes Versorgungsverständnis hinaus. Vergleiche

Evers, 1998, S. 18.

614
 Siehe hierzu auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 579

ff.

615
 Eberling, Grabow und Henckel, 1999, S. 144.
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zur Zukunft des ‚Wohlfahrtsstaates’ wurde immer wieder, teilweises sehr kontro-

vers die Bedeutung bürgerschaftlichen Engagements zur Wohlfahrtsproduktion

diskutiert.

Im Vergleich zum

staatlichen Wohl-

fahrtsmonopol und

der damit einherge-

henden völligen

Überforderungen der

staatlichen Institu-

tionen in quantita-

tiver wie besonders

auch qualitativer

Hinsicht – natürlich

wesentlich bedingt

durch die desolate

Finanzsituation der

staatlichen wie kom-

munalen Kassen –

wird in der gemisch-

ten Wohlfahrtspro-

duktion die Sub-

sistenzproduktion

(wenn auch nicht so

benannt) einbezo-

gen. Evers sieht in

einer „neuen Sensi-

bilität für den Wert

sozialer Bezüge und

Assoziationsfor-

men“616 das Argu-

ment für die Zivilgesellschaft und fordert eine stärkere Zuwendung zu gemein-

schaftlichen Bezügen und „gesellschaftlichen Assoziations- und Solidarformen.“617

Wenn die Zivilgesellschaft im Grunde ein gleichrangiger Akteur der Wohlfahrtspro-
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 Evers, 1998, S. 2.

617
 Evers, 1998, S. 2.

1) Das Verhältnis zwischen subsistenz-
wirtschaftlichem und erwerbswirtschaft-
lichen Sektor ist unausgewogen. Es wer-
den von Markt und Staat im grösseren
Umfang (‚reproduktive’) Leistungen ge-
nutzt (grüne Pfeile), als an Förderungen
(blaue Pfeile) in die Subsistenz zurück-
fliessen. Gleichzeitig schwächen Externa-
lisierungen (orangene Blitze) sozialer
Folgekosten den bürgerschaftlichen Sub-
sistenzsektor. Funktionen und Komple-
mentaritäten zwischen den Sektoren
werden nicht ausreichend verstanden.

2) Die zunehmenden Externalisierungen
und sich weiter verringernde Rückflüsse
an Kapital und Unterstützungen haben
den Subsistenzsektor deutlich ge-
schwächt. Die Leistungs- und Tragfähig-
keit der Bürgergesellschaft nimmt ab,
dennoch werden die Grundlagen der
Selbstversorgung umfassend weiter ge-
leistet, jedoch bereits bei zunehmender
Erosion des sozialen Kapitals. Es deuten
sich soziale Ungleichgewichte an, und
die sozioökonomische Bedeutung der
Subsistenz wird debattiert.

3) Externalisierungen sozialer Folgekos-
ten aus Markt und Staat und die Überlas-
sung bzw. Auslagerung sozialer Leistun-
gen und Fürsorgesystem schwächen die
Sozialstruktur massiv. Das Bildungsni-
veau verringert sich, Integrationssysteme
versagen, und sozial Schwächere fallen
in die Isolation und gesellschaftliche
Marginalisierung. Ar-mutserscheinungen
werden deutlich, die soziale Stabilität
weicht sozialer Fragmentierung. Soziale
und wirtschaftliche Standortqualität
sinkt, der ökonomische Druck des inter-
nationalen Wettbewerbs steigt, finan-
zielle Spielräume des Staates haben sich
bis zur Handlungsunfähigkeit verringert.
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duktion ist, so sei in Bezug auf die reale „mixed economy of welfare“618 die Rede

vom „Wohlfahrtspluralismus“619 berechtigt. Zu Anteilen geschieht die strategische

Nutzung gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit bereits gezielt, vor allem im

sozial-fürsorgenden und pflegerischen Bereich der klassischen großen Wohlfahrts-

verbänden sind die wechselseitigen Synergien zwischen ehrenamtlich und haupt-

amtlich Beschäftigten schon länger bekannt. Die engere Kooperation zwischen

Staat, Markt und Bürgerarbeit – beispielsweise im Pflegebereich – „[...] hat die

Bedeutung von Eigenarbeit und informeller Ökonomie jedoch keineswegs ge-

schmälert, zum Teil sind dadurch ihre Voraussetzungen sogar verbessert worden.

Nach wie vor ermöglicht die informelle Ökonomie einen höheren Lebensstandard,

der nicht erreichbar wäre, wenn die Haushalte ihre Wohnungs- und Güterversor-

gung allein mit dem Geld bestreiten müssten, das ihnen aus der Lohnarbeit [...] zur

Verfügung steht. Eigenproduktion und selbstorganisierte Dienstleistungen tragen

also durchaus, trotz allen Wandels, zur Erhöhung der Wohlfahrt bei. Und, was be-

sonders wichtig ist, die Eigenarbeit hat humane Qualitäten, die in der durchratio-

nalisierten und fremdkontrollierten Lohnarbeit selten sind. Gerade auf diese Quali-

tät setzten solche Strategien, die in der Förderung von informeller Ökonomie den

Ansatz für den Aufbau einer anderen Gesellschaft sehen.”620 Im Wandel621 vom

Wohlfahrtsstaat zur Wohlfahrtsgesellschaft622 birgt sich natürlich auch die Gefahr,

dass der Subsistenzsektor, wie schon oft, als Ziel, bzw. als ‚Senke’ sozialer Folge-

kosten der ‚Emmissionsquelle’ Markt missbraucht wird (siehe Grafik 18).

Denn das die Kompensationsleistungen des bürgerschaftlichen Subsistenzsektors

bzw. des bürgerschaftlichen Engagements so oft als alleiniges Argument für des-

sen Förderung hervorgehoben werden, deutet schon darauf hin, dass hier die Idee
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 Evers, 1998, S. 11

619
 Evers, 1998, S. 11

620
 Häußermann und Siebel, 1997, S. 178.

621
 In der Literatur, z.B. bei Hasse und Michels, mit Begriffen wie Ende oder Umbau der Arbeitsgesellschaft, verän-

dertes Geschlechterverhältnis, Individualisierung, Heterogenisierung sozialer Milieus, demographischer Wandel,

Defizitäre öffentliche Haushalte usw. verknüpft. Siehe hierzu auch unter anderen Hasse und Michels, 1998.

622 „Die Möglichkeiten von zivilgesellschaftlicher Entwicklung hin zu einer ‚Wohlfahrtsgesellschaft’ (Dettling

1995) werden in den Kontext einer Neubestimmung sozialstaatlicher Aufgaben und ihrer Kooperationsformen mit

‚freien’ zivilgesellschaftlichen Trägern gestellt.” Evers, 1998, S. 16. Siehe zur Debatte um die Wohlfahrtsgesell-

schaft auch Schmid, 1998.
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eines billigen ‚Sozialkostenendlagers’ wohl in einigen Politiker-, Wirtschafts- und

Wissenschaftshirnen herumspukt.623

G e l d  u n d  S p i e l r a u m  f ü r  m e h r  S u b s i s t e n z

Auch Subsistenz braucht Geld, um ihre Leistungen zu erbringen, sie braucht mone-

täre Mittel, steuerliche Befreiungen, Mietzuschüsse, Kredite, finanzielle Zuschüs-

se, Spenden, Beiträge, im Zweifel Gold und Diamanten. Nur werden ihre Leistun-

gen nicht für Geld und Gold erbracht, sondern ihres Selbstzwecks halber, Geld hat

nur die Funktion, die Infrastrukturen und Mittel zu erlangen, die nicht über die ei-

gene Subsistenztätigkeit zu erwirtschaften sind. Aber billig ist auch die Subsistenz

nicht zu haben.624 Im Gutachten der Japanischen Regierung über das Verhältnis von

Geldwirtschaft zu Subsistenzwirtschaft 1992 wird richtig gefolgert: „Subsistence

activities [...] occur within a mixed economy that necessarily includes both market

and non-market transactions, both of which may involve cash exchange. The use of

cash or the use of the market therefore does not provide a critical distinction bet-

ween subsistence and commercial operations.“625

Um Synergien zwischen den Sektoren auszubauen und zu optimieren, müssen ihre

Eigenschaften zunächst überhaupt anerkannt und verstanden werden. Eine wech-

selseitig bereichernde Komplementarität lässt sich nur dann entwickeln, wenn wir

in der Lage sind, ihre Existenz wahrnehmen und die Notwendigkeit für ihren Aus-

bau erkennen (siehe Grafik 18). So „[...] kommt [es] darauf an, die Marktökonomie

wieder einzubetten in die Gesellschaft, sie mit der Versorgungsökonomie zu koor-

                                                  
623

 „Die heutige, vor allem soziologische Renaissance derartiger Vorstellungen unter Begriffen wie ‚Eigen-/ Bür-

gerarbeit’, ‚Neue Ehrenamtlichkeit’ und Wohlfahrtsgesellschaft wird von den Themen eines in die Krise geratenen

Sozialstaates bestimmt.“ Nullmeier, 1998, S. 51 f.

624
 „Gerade in den so genannten altindustriellen, großstädtischen Problemgebieten fehlen die beiden zentralen

Voraussetzungen für die Entfaltung des ökonomischen Potenzials der informellen Ökonomie. Die materiellen und

sozialen Faktoren der ‚ländlichen’ Lebensweise sind nicht gegeben, und die zweite Voraussetzung, der Arbeits-

platz in der formellen Ökonomie, ist gerade bei den Adressaten und in den Gebieten nicht vorhanden, in denen

vorrangig geholfen werden soll, denn es handelt sich um Arbeitslose. Eine Stadtpolitik, die versucht, die sozialen

und materiellen Voraussetzungen für eine informelle Ökonomie zu schaffen, muss zwei zentrale Voraussetzungen

erreichen: Einmal muss sie die räumlichen und rechtlichen Aneigungsmöglichkeiten im Wohnbereich erweitern.

Zum zweiten muss sie darauf hinwirken, dass die formelle, betrieblich organisierte Lohnarbeit als die Basis, auf

der eine produktive informelle Arbeit sich erst entfalten kann, umverteilt wird zugunsten der Arbeitslosen. [...]

Wenn Politik die in der Tat beträchtlichen Selbsthilfepotenziale mobilisieren will, wird sie vor allem die Ärmeren

und schlechter Ausgebildeten überhaupt erst selbsthilfefähig machen müssen. Das setzt Beratung, Training, Geld

und Raum voraus, ein Programm, das – soll es besser sein – sicherlich nicht billiger kommt als die herkömmliche

Form sozialstaatlicher Dienste.“ Häußermann und Siebel, 1997, S. 192.

625
 Goverment of Japan, 1992, S. 5.
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dinieren, um so eine zukunftsfähige Wirtschaftsweise zu gestalten. Gelten am

Markt die Handlungsprinzipien Eigennutz/ Nachsorge, Konkurrenz, Wachstum, so

gelten im versorgungsökonomischen Bereich die Handlungsprinzipien Sorgen/

Vorsorgen, Kooperieren, Orientieren am für das Leben Notwendigen beziehungs-

weise am ‚guten Leben’. Die Koordination von Markt- und Versorgungsökonomie

macht es möglich, den bestehenden hierarchischen Dualismus zu überwinden.“626

Um diesem hohen Anspruch gerecht zu werden, müssen die politischen Institutio-

nen und Regelwerke rechtliche und administrative Rahmenbedingungen entwi-

ckeln, welche die Ausbildung von Synergien zwischen Markt und Subsistenz und

Staat und Subsistenz fördern.627 Zwischen den Sektoren muss „ein ‚kooperatives’

Ganzes ohne Hierarchie, das durch Verbindungslinien628 zwischen den einzelnen

Arbeiten gekennzeichnet ist“629 entstehen und wachsen.630 „[...] Die bisher getrenn-

ten Bereiche wie Produktion und Reproduktion, Versorgung und Rückführung

[müssen] miteinander gekoppelt [werden], so dass eine kreislaufförmige, koopera-

tive Produktionsform entsteht“631, die in der Lage ist Versorgungsangebote zu

erbringen, die der Breite menschlicher Bedürfnisse entsprechen und ihre eigenver-

antwortliche Teilhabe an den Produktionsprozessen fördert und belohnt.

Ein konstruktiver Umbau der sozioökonomischen Verhältnisse zugunsten einer

Komplementarität der Sektoren ist zwangsläufig daran gekoppelt, dass arbeitsge-

sellschaftlich wie auch institutionell die Voraussetzungen geschaffen werden, die

eine optimale Entfaltung des subsistenzwirtschaftlichen Sektors ermöglichen. Eine

weite und umfassende Bekennung zum bürgergesellschaftlichen Paradigma domi-

nant gegenüber dem erwerbswirtschaftlichen Dogma muss öffentlich und politisch

geleistet und die sozioökonomischen Voraussetzungen hierfür durchgesetzt und

geschaffen werden, damit die Leistungsfähigkeit der vor allem gemeinschaftso-

                                                  
626

 Biesecker, 1999, S. 75.

627
 „Good Governance beinhaltet, sich auf die dringlichsten und produktivsten Aufgaben zu beschränken und

Fremdenergien und –ressourcen zu mobilisieren. Dies bedeutet eine enge Zusammenarbeit mit der Zivilgesell-

schaft in all ihren Ausprägungen: mit Nachbarschaftsorganisationen, nichtstaatlichen Organisationen, religiösen

Gruppierungen oder Selbsthilfeorganisationen, aber auch mit einzelnen Bürgern, die bereit sind, die Bereitstel-

lung kollektiver Güter zu verbessern oder Netzwerke zwischen hilfsbedürftigen Menschen und anderen, die Hilfe

leisten können, aufzubauen.“ Hall und Pfeiffer, 2000, S. 221.

628
 Und weiter: „Solche Verbindungslinien lassen sich [... unter Anderem ...] als Verbindung von Produktion und

Reproduktion, von Gestaltung und Erhaltung (intersektorale kooperative Verbindung) [herstellen].“

629
 Biesecker, 1999, S. 75.

630
 Michael Walzer formuliert die Notwendigkeit einer „[...] lively and supportive welfare society, framed but not

controlled by a strong welfare state.” Walzer, 1988, S. 4.

631
 Biesecker, 1999, S. 75.
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rientierten Subsistenz über den Ausbau von Kooperations- und Kommunikations-

strukturen bundesweit optimiert werden kann.632 Die bürgerschaftlichen Einrich-

tungen stellen Schnittstellen zwischen den Sektoren dar. Sie sind Plattformen für

hauptsächlich informelle (Subsistenz)Arbeit, aber auch für formelle (Er-

werbs)Arbeit. Sie gewährleisten den Austausch von Gütern und Leistungen zwi-

schen den Sektoren, stellen Kanäle zwischen Markt, Staat und Subsistenz dar.

B ü r g e r s c h a f t l i c h e  E i n r i c h t u n g e n  i n  d e n  S c h n i t t -

s t e l l e n  u n d  a l s  K a n ä l e  z w i s c h e n  d e n  S e k t o r e n

Dass die bürgerschaftlichen Einrichtungen als Kernzellen und Knotenpunkte die

Infrastruktur der Bürgergesellschaft formen und bilden, wurde bereits erläutert.

Ebenso deutlich wurde ihre gemeinsame informelle Grundlage durch die gemein-

schaftsorientierten Subsistenztätigkeiten, die sie initialisiert haben und denen sie

wiederum als Plattformen dienen. Dass die Bürgergesellschaft, über bürgerschaft-

liche Subsistenz eine Vielzahl von staats- und gesellschaftstragenden Leistungen

erbringt, auf denen sich auch marktliches Handeln vollziehen kann, wurde auch

ausführlich erläutert. So steht die bürgerschaftliche Subsistenz also in einem

Komplementaritätsverhältnis zu Markt und Staat, und es bleibt die Frage, wie sich

dieses vollzieht und über welche Mechanismen die hierzu nötigen Austauschpro-

zesse bewerkstelligt werden.

Wenn man die strukturelle Verortung der bürgerschaftlichen Einrichtungen als zwi-

schen formellem und informellem Sektor liegend beschreibt, dann kann man sie

auch als Schnittstellen zwischen Markt und Staat und Subsistenz bezeichnen.

Schon Evers et al verwiesen bereits 1989 in ihren Fallstudien zu sozialen Diensten

auf den Schnittstellencharakter von bürgerschaftlichen Einrichtungen , indem sie

die „wachsende Bedeutung intermediärer Organisationsformen im Zwischenfeld

                                                  
632 Ähnlich deuten dies Hasse und Michels „Insgesamt wird sich auch das Verhältnis von Nonprofit-Organisatio-

nen, Selbsthilfeinitiativen sowie familienhaushaltlichen und nachbarschaftlichen Unterstützungsnetzwerken

ändern. Vor dem Hintergrund eines offensichtlich werdenden Staats- und Marktversagen müssen künftig die

Leistungspotentiale und Ressourcen der bislang vernachlässigten zivilgesellschaftlichen Akteure stärker in den

Prozess der Wohlfahrtsproduktion eingebunden werden [...]. Dies bedeutet für die politische Ebene, entspre-

chende Konzepte und Rahmenbedingungen schaffen zu müssen, wenn die zivilgesellschaftliche Trägerpluralisie-

rung bei gleichzeitiger Stärkung des Gemeinsinns, bürgerlicher Mitwirkung und Selbsthilfe nicht nur ein Feigen-

blatt für die Abbau-, Privatisierungs- und Deregulierungsstrategien sein soll. Daran knüpfen sich aber direkt

Fragen nach sozialer Gerechtigkeit und demokratischer Partizipation an. So wird eine vorschnelle Verabschiedung

der Sozialstaatlichkeit kritisiert, so lange nicht die Lücke zwischen auf kleinteilige Solidaritäten und Gerechtigkeit

angelegten Projekten auf de lokalen Ebene einerseits und einer auf die Zugehörigkeit zu Bürgerschaft zielende

Gesamtkonzeption andererseits geschlossen wird.” Hasse und Michels, 1998, S. 5.
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von Markt, Staat und Haushalten” betonen, die „weder auf den informellen Selbst-

hilfe- und Nachbarschaftsbereich begrenzt werden, noch als einfache Auslagerung

staatlich-institutioneller Routinetätigkeiten begriffen werden können.”633 Versinn-

bildlicht man sich die bürgerschaftlichen Einrichtungen in ihrer Eigenschaft als

Schnittstellen zwischen den Sektoren über ein System der Kanäle, lassen sich auf

diese Weise bestimmte Konflikte und Defizite transparenter darstellen. Demnach

könnten zwei verschiedene, sich gegenseitig überlagernde Netzwerkstrukturen

unterschieden werden.

Das eine wäre das formelle Netzwerk, in welchem alle als formell benannten Struk-

turen, Institutionen und Regelwerke verortet sind, also Staat und staatliche Admi-

nistration bis zur kommunalen Verwaltung, marktorientierte Unternehmen und

Erwerbsarbeit, ebenso wie verschiedene Leistungsträger wie monetäres Kapital bis

zu Aktienfonds. Dieses Netz umfasst also den formellen Sektor.

Als zweites wäre ein informelles Subsistenznetzwerk zu betrachten, welches sich

durch die Verortung bürgerschaftlich geprägter informeller Institutionen, Struktu-

ren und Regelwerke auszeichnet und die individual- und gemeinschaftsorientierte

Subsistenzarbeit enthält, sowie die Subsistenzproduktion trägt und strukturiert, es

entspräche also dem Subsistenzsektor. Während die Regelwerke auf formeller

Ebene rechtlich geregelt und administrativ vorgegeben sind, werden sie informell

durch Selbstbestimmung und -organisation, Kommunikation, Partizipation und

Kooperation strukturiert. Entscheidend ist hier die, aus der Summe individueller

Entscheidungen konstituierte gemeinschaftliche Entscheidung bzw. die ‚kollektive

Aktion’. Die Funktionalität und Wirk- und Gestaltungskraft der subsistenzwirt-

schaftlichen Aktivitäten variiert qualitativ und quantitativ zeitlich und räumlich

sehr stark, je nachdem, ob sie komplementär mit der Marktökonomie und dem

Staat erkannt und dementsprechend gefördert wird oder nicht. Die Subsistenzar-

                                                  
633

 Evers et al, 1989, S. 4. Kern des Theoriekonzepts des intermediären Bereichs ist dessen „besondere Formen

der Koppelung von Engagement, Arbeit und Entgelt als Schauplatz des Ringens um erweiterte Zugangsmöglich-

keiten zu und Wahlmöglichkeiten zwischen Erwerbsarbeit und anderen Tätigkeitsformen sowie als realistischer

Ansatzpunkt zur Entlastung von den Zwängen einer privatisierten Haus- und Pflegearbeit.” Evers et al, 1989, S. 6.

So wird explizit von „betonten Schnittstellen der Entwicklung von Beschäftigung, Selbsthilfe und freiwilliger

Mitarbeit” gesprochen und „ihrer Schlüsselstellung im Gesamtsystem der gesellschaftlichen Arbeit, seiner Auftei-

lung und Sicherung.” Evers et al, 1989, S. 7, vergleiche auch Beck, 1999, S. 132, der das Modell Bürgerarbeit im

Zwischenfeld von Privatwirtschaft und Staat ansiedelt – zwischen „zweiter Arbeitsmarkt, kommunaler Pflichtarbeit

im Rahmen der Sozialhilfe, professioneller Arbeit im öffentlichen Dienst und den Wohlfahrtsverbänden,

Zivildienst, kleinen Diensten (niedrige produktive Tätigkeiten), Schwarzarbeit“ und außerdem im intermediären

Bereich von der kommunalen bis zur kontinentalen Ebene. Siehe hierzu Beck, 1999, S. 134 ff.
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Konstruktive

Komplementarität

Bürgerschaftliche Einrichtung-
en sitzen in den Schnittstellen
zwischen Markt/ Staat und
Subsistenz. Sie können durch
interinstitutionelle Netzwerke
Kooperationen bilden, Leis-
tungen untereinander aus-
tauschen und Synergieeffekte
optimieren. Vor allem aber
gewährleisten sie eine
komplementäre Entwicklung
der Sektoren. Erwerbswirt-
schaftliche Leistungen und
Förderungen fliessen in
gemeinschaftsorientierte Sub-
sistenz ein und stärken ihre
Lei s tungsfähigkei t  und
Attraktivität. Über gemein-
schaftsorientierte Subsistenz
wird lokale und regionale
Standortqualität, soziale Sta-
bilität,  Innovation und
Bildung gefördert sowie der
Staat entlastet und individuel-
le wie gemeinschaftliche
Lebensqualität erhöht.

J. D. DAHM, 2002

Grafik 19

Bürgerschaftliche
Einrichtungen

SUBSISTENZ-
WIRTSCHAFTLICHER SEKTOR

ERWERBS-
WIRTSCHAFTLICHER SEKTOR

beit ist die entscheidende Triebkraft, und steht ebenfalls in enger Interdependenz

zu formellen und informellen soziopolitischen und –ökonomischen Strukturen.

Beide Netzwerke interagieren also politisch, und –ökonomisch auf demselben so-

ziokulturellen Spielfeld und teilen dieselbe sozioökonomische Plattform. Ihre enge

Interdependenz folgt zwangsläufig aus ihrer gemeinsamen Abhängigkeit von zwi-

schenmenschlicher Interaktivität und gesellschaftlicher, oder wenn man so will

kulturevolutiver Dynamik.

Dabei sind die bürgerschaftlichen Einrichtungen in den Überlappungen zwischen

formellem Netzwerk und Subsistenznetzwerk lokalisiert. Auf ihrer Plattform wer-

den formelle Leistungen in informelle Leistungen – Subsistenzproduktion – über-

führt.634 Diese subsistenzwirtschaftlichen Leistungen wiederum stärken und stabi-

lisieren die sozioökonomischen und –kulturellen Ausgangsvoraussetzungen und

bilden so den Nährboden einer funktionalen Marktwirtschaft und eines stabilen

demokratischen Systems. Man kann hier von einer soziokulturellen Rückkopplung

sprechen, welche beide Netzwerke idealerweise positiv beeinflusst und qualitativ

verbessert (siehe Grafik 19). Ob diese Rückkopplung konstruktiv oder destruktiv

                                                  
634 

Formelle Leistungen können z.B. Geldmittel oder formelle Arbeit, oder auch Bereitstellung von Infrastruktur

sein; diese werden in (vorwiegend nicht oder gering) wettbewerbswirksame Dienstleistungen, wie Pflege, Integra-

tion, Bildung etcetera transformiert und in die Gesellschaft eingespeist, im folgenden wird dies detaillierter aus-

geführt.
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ist, hängt aber letztlich von den Impulsen ab, die von informellen und formellen

Netzwerken eingebracht werden (vergleiche Grafik 18 und 19).

Aus dem vorangegangenem stellt sich die Frage danach, wie der Schnittstellencha-

rakter der bürgerschaftlichen Einrichtungen beschaffen ist, was in ihnen im Detail

geschieht, auf welche Weise die Austauschprozesse zwischen den Sektoren ab-

laufen, was genau ausgetauscht wird (z.B. Kapital/ Dienste/ Güter/ Zeit/ Kompe-

tenz) und in welcher Form hierüber die komplementären Sektoren angereichert

werden. Zusammenfassend lässt es sich auf die Frage reduzieren, wie bürger-

schaftliche Einrichtungen charakterisiert sind und an welchen Interaktionsprozes-

sen sie beteiligt sind. Da über diese Studie keinesfalls das enorme Spektrum bür-

gerschaftlicher Einrichtungen repräsentativ untersucht werden kann (aber immer-

hin für Köln komplett erfasst und kartiert wurde), wird im Kapitel IV-II. eine Typolo-

gie vorgestellt, nach der die Fallbeispiele im anschließenden exemplarischen Teil

zugeordnet werden.
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I V .  F A L L S T U D I E  K Ö L N

„Wenn wir sagen, ‚es fehlt Arbeit’, meinen wir allein die fremdbestimmte, vorgege-

bene, bezahlte Lohnarbeit, die alle anderen Formen der Arbeit verdrängt hat und

uns der Verfügungsgewalt der Arbeitgeber, des Kapitals, ausliefert. Die Leute müs-

sen sich die Arbeit wieder aneignen. Dann können wir eine Gesellschaft aufbauen,

die aus Netzwerken und Kooperativen besteht.“635

Im folgenden werden die bis hier the-

oretisch hergeleiteten Zusammen-

hänge am Beispiel der Stadt Köln

aufgezeigt. Hier wird jedoch nicht der

gesamte Subsistenzkomplex darge-

stellt, sondern exemplarisch die Funk-

tionen, Leistungen und die institutio-

nelle und personelle Struktur von 10

ausgesuchten bürgerschaftlichen

Einrichtungen beschrieben. Weiterhin

wird anhand der Auswertung von 50 Fragebögen der Umfang der erbrachten Ar-

beits- und Angebotsleistungen aus der Kombination formeller und informeller

(Subsistenz)Arbeit aus bürgerschaftlichen Einrichtungen dargestellt. Ebenso wer-

den Motivationshintergründe und spezifische Qualitäten von Erwerbs- und Sub-

sistenzarbeit sowie deren Verhältnis zueinander für die Funktion und Leistungsfä-

higkeit der bürgerschaftlichen Einrichtungen erhoben und analysiert. Darüber hin-

aus wird die stadträumliche Verteilung der bürgerschaftlichen Einrichtungen in

Köln anhand einer Kartierung dokumentiert und interpretiert.

Es kann davon ausgegangen werden, dass eine (strukturelle) Übertragbarkeit der

Ergebnisse auf städtische Räume der BRD gegeben ist, wobei regionale Differen-

zen zu erwarten sind, denn das Spektrum informeller Tätigkeiten variiert je nach

lokalem und regionalem Bezug. Die größten Unterschiede dürften in den verschie-

denen kommunalen Größen liegen, sowie in den jeweilig unterschiedlichen sozio-

ökonomischen Ausgangsvoraussetzungen636, sieht man einmal von lokalen Son-

                                                  
635

 André Gorz in einem Interview in der Badischen Zeitung 1998.

636
 Diese sind häufig durch ökonomische Standortfaktoren determiniert, wie z.B. Weinbaugebiete an der Mosel,

Oper in Bayreuth, stillgelegte Zechenstandorte wie im Ruhrgebiet, Medienstadt Köln, ... oder unterscheiden sich

durch Bevölkerungszusammensetzungen, in Berlin beispielsweise im Spannungsfeld zwischen ehemals Ost- und

Westberlin.
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derfällen ab (z.B. Grenzgebiete, Regionen mit großen Industriebrachen, periphere

Lagen).

Insgesamt stellt sich die wirtschaftliche und soziale Situation der Stadt Köln ähn-

lich, wie die vor allem im Kapitel II. für das Bundesgebiet dargestellte dar. Köln

kann somit berechtigt für diese Studie als strukturell vergleichbar zu anderen bun-

desdeutschen Metropolen gelten, obwohl es natürlich auch eine Anzahl lokaler

Besonderheiten durch Geschichte, Sozialstruktur, Demographie und Kultur gibt.

Die Domstadt folgt mit ihrer konjunkturellen Entwicklung dem

Landestrend. 38 % der Kölner Unternehmen bezeichnen Ende September 2002 ihre

wirtschafliche Lage als schlecht, im Bereich des Handels sind dies sogar mehr als

Grafik 20
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Grafik 21

die Hälfte.637  Dies äußert sich dann auch in den Investitionsquoten. Insbesondere

die wichtige Medienbranche leidet unter der bundesdeutschen Konjunkturentwick-

lung aufgrund der starken Kürzungen der Werbeetats. Wenn man sich

die Entwicklung der Arbeitslosigkeit für Köln anschaut, ist diese, wie im Bundesge-

biet, dramatisch. 1980 waren – bei 717 352 erwerbsfähigen Einwohnern 24 400

gemeldete Arbeitslose zu verzeichnen. 1998 sind es bei 724 244 Erwerbsfähigen

schon 59 400 Arbeitslose, also rund 2,5 mal so viele (siehe Grafik 20). Bis Ende

2001 gab es dann eine kurzfristige Erholung des Kölner Arbeitsmarktes auf ‚nur’

noch 51 530 gemeldete Arbeitslose, deren Zahl sich jedoch im Jahr 2002 wieder

erhöhte und Ende des 2. Quartals dann bei 52 429 Arbeitslosen lag.638 Dieser Ne-

gativtrend scheint sich leider fortzusetzen. Von der Entwicklung an den Arbeits-

märkten setzt sich somit Köln im Bundesdurchschnitt nicht ab, im Gegenteil liegt

die Arbeitslosenquote im Juni 2002 mit 11,4 % sogar deutlich über dem Durch-

schnitt der alten Bundesländer von 8,4 %.639 Ebenso spiegelt die kurzfristige

leichte Erholung von 1999 bis 2001, wie auch die Trendfortsetzung der Entwick-

lungen seit Anfang der 1980er Jahre im Jahr 2002 den deutschen Gesamttrend wi-

der.

                                                  
637

 Süddeutsche Zeitung vom 12.10.2001.

638
 Stadt Köln, Amt für Stadtentwicklung und Statistik, 2002.

639
 Bundesanstalt für Arbeit, 2002.
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Grafik 22

Auch mit dem verfügbaren Einkommen und Primäreinkommen pro Einwohner liegt

Köln 1998 im Bundeslandesdurchschnitt (vergleiche Grafik 21). Die Kaufkraft liegt

in Köln 1999 mit 116,2 Punkte (34 987 DM) zwar etwas über dem bundesdeutschen

Durchschnitt (30 100 DM = 100 Punkte)640, aber auch in Köln zeigt sich die Diskre-

panz zwischen Arbeitsmarktentwicklung und Bruttoinlands-Produkt. Denn wäh-

rend das BIP durchgängig ansteigt (siehe Grafik 22) (wenn auch nach Ansicht der

Marktanalysten niemals ausreichend) und deutlich höher als bei der Entwicklung

der Kaufkraft gegenüber dem Landeswert 1998 bei 121 Punkten liegt,

ist die durchschnittliche Entwicklung der Arbeitsplatzzahlen negativ.

Noch eindringlicher spiegelt sich dies in der Entwicklung der Umsätze und der Be-

schäftigtenzahlen wider (siehe Grafik 23). Wenn man hier den Umsatz pro Beschäf-

tigten mal mit der Zahl der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt vergleicht, ist un-

verkennbar, dass pro Beschäftigten immer mehr Umsatz erwirtschaftet wird, die

Zahl der Beschäftigten aber im Jahresdurchschnitt abnimmt. Auch der Gesamtum-

satz nimmt weiter zu, erst recht, wenn man hierfür den Indikator des BIP nimmt,

der auch den immer bedeutenderen Dienstleistungssektor einbezieht. Zieht man

hier wiederholt den Vergleich mit der Kaufkraftentwicklung hinzu, kann auch für

Köln der Trend bestätigt werden, dass einerseits die Produktivität pro Erwerbstäti-

gen kontinuierlich steigt, ebenso das BIP, aber nicht im selben Verhältnis, sondern

etwas langsamer. Auch in Köln wird das BIP von immer weniger Menschen erwirt-

schaftet, die Zahl der Arbeitslosen nimmt zu, mehr als ein Drittel der Kölner Unter-

nehmen wollen in Zukunft mit weniger Mitarbeitern wirtschaften.641 Trotz steigen-

                                                  
640

 Business Guide Cologne, 1999.

641
 Süddeutsche Zeitung vom 12.10.2002.
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der Umsätze steigt die Kaufkraft nicht im selben Verhältnis, und die gesamte Kon-

junkturentwicklung ist dennoch negativ.

Dass der Erwerbsarbeitsmarkt auch in Köln nicht mehr länger als einziger Gewähr-

leister von Wohlstand und sozialer Sicherheit dienen kann, ist eine Bestätigung

des deutschen und europäischen Gesamttrendes.

Auch In Köln sind

deutliche sozial-

räumliche Segre-

gationen zu dia-

gnostizieren, was

allein durch die Be-

trachtung der Ver-

teilung der Ar-

beitslosen im Köl-

ner Raum unab-

weisbar wird

(siehe Grafik 24).

In der kleinräumi-

gen Arbeitsmarkt-

beobachtung von

Ende 2000 liegen

die Schwerpunkte

der Kölner Ar-

beitslosigkeit im

Bereich des in-

nestandnahen

Westen, hier na-

mentlich in Mühl-

heim, Buchheim,

Buchforst, Höhen-

berg, Kalk, Vingst,

Humboldt/ Grem-

berg,  Ostheim und

Neubrück mit einer

Arbeitslosenquoten zwischen 15,1 und 22 %. Weitere Schwerpunkte liegen in

Grafik 23



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

210

Chorweiler, Porz, Bickendorf und Meschenich. Besonders niedrig ist die Arbeitslo-

senquote in den Stadtrandbezirken.

Gleichzeitig verlieren die Lagetypen ‚Innenstadt’ und ‚Innenstadtrand’ zunehmend

an Attraktivität und werden laut Prognose des Amtes für Stadtentwicklung und

Statistik vor allem an die Stadtrandlage Einwohner verlieren.642 Besonders die

Stadtteile mit mittlerer bis hoher Arbeitslosigkeit haben bereits in den Jahren 1990
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bis 2000 die höchsten Verluste in der Einwohnerentwicklung hinnehmen müs-

sen.643 Auch wenn aus dem Suburbanisierungsprozess sich keine direkten Rück-

schlüsse auf die Einkommensstruktur derer ziehen lassen, die aus den sozial

schwächeren Bezirken wegziehen (und dem Autor seitens des Amtes für Stadt-

entwicklung und Statistik hierüber auch keine Daten verfügbar gemacht werden

konnten), zeigen doch ähnliche Prozesse in anderen bundesdeutschen Städten,

dass es fast immer die einkommensstärkeren Bevölkerungsgruppen sind, die in

die attraktiveren Stadtteile ziehen. So kommt es in der Folge auch in Köln zu einer

zunehmenden sozialräumlichen Polarisierung zwischen den Bezirken.

Ein wichtiges Potenzial der Stadt Köln liegt in einem ausgeprägten bürgerschaft-

lichen Bewusstsein, was sich unter anderem in einem hohen Lokalpatriotismus

äußert (hierzu liegen nach Wissen des Autors keine weiteren empirischen Untersu-

chungen vor) und so als eine gute bürgergesellschaftliche Grundlage gelten kann.

Von der Kölner Kommunalpolitik geht eine bewusste konstruktive Zuwendung zu

bürgerschaftlichen Engagement aus. Dies äußert sich gegenwärtig vor allem durch

erhöhte Anerkennung gegenüber Freiwilligenarbeit, beispielsweise durch die über

das  Bürgermeisteramt initierte Vergabe von Ehrenamtspreisen, so zum Beispiel im

Jahr 2002 im Rahmen der zweiten Ehrenamtskampagne ‚Jugend 2002’, wo fünf

erste und 10 zweite Bürgerpreise an Personen und bürgerschaftliche Einrichtungen

vergeben wurden. Eine wichtige Schlüsselrolle spielt hierbei der Oberbürgermeis-

ter Fritz Schramma, mit dem der Autor ein Interview führte (siehe 10. Exkurs). Aber

auch in Köln sind bisher keine grundsätzlichen gesellschafts- und wirtschaftspoliti-

schen Reformprozesse erkennbar, trotz des, wie auch im Bundesvergleich, hohen

Reformbedarfs. Dass die Bedeutung der bürgerschaftlichen Subsistenz für die

Stadt Köln enorm hoch ist, wird zwar erkannt oder zumindestens zunehmend er-

ahnt, ist aber nicht dokumentiert und empirisch erfasst. Welche Chancen in diesem

Potenzial auch als Reformmotor für zukünftige sozioökonomische Entwicklungen

liegen, welche Beiträge die urbane Subsistenz zum sozialen und kulturellen Ange-

bot Kölns leistet und in welchem Umfang gemeinschaftsorientierte Subsistenzar-

beit in bürgerschaftlichen Einrichtungen in Köln geleistet wird. Für den konzeptio-

nellen Rahmen dieser Dissertation dient die Köln-Studie als exemplarisches Fall-

beispiel urbaner Subsistenz in ihrer stadträumlichen Bedeutung und als nicht weg-

zudenkender Wirtschaftsfaktor, der die Standortqualität nicht nur sozial und kultu-

rell, sondern auch ökonomisch erhöht. Weiterhin dient sie zur analytischen Erwei-

terung der vor allem im Kapitel III. erfolgten Darstellung der Eigenschaften bürger-
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schaftlicher Einrichtungen als Plattformen gemeinschaftsorientierter Subsisten-

zarbeit und als Schnittstellen zwischen Markt, Staat und Bürgergesellschaft, der

Interaktionen innerhalb der Einrichtungen und der Quantitäten und Qualitäten

ihrer Leistungsflüsse. Im umfassendsten Sinne dient die Köln-Studie der Überprü-

fung und Dokumentation der vorhergehenden theoretischen Ausführungen, sowie

der Differenzierung der Eigenschaften bürgerschaftlicher Einrichtungen und ihrer

infrastrukturellen Bedeutung. Die Fallstudie ist besonders auch deshalb für diese

Studie bedeutsam, da sie von der Abstraktion in die Konkretion führt und den Rea-

litätsanspruch des zuvor theoretisch hergeleiteten sichtbar und operationalisier-

bar macht. Dies ist besonders für das Verständnis des Subsistenzkomplexes für

Strategieentwicklung und politische und wirtschaftliche Entscheidungen wichtig

und unverzichtbar.

Wie bereits ausgeführt ist es für die Untersuchung der gemeinschaftsorientierten

Subsistenzarbeit wertvoll, dass diese in der Regel an eine Institution in Form einer

bürgerschaftlichen Einrichtung als Plattform für Bürgerarbeit gebunden sind, da

sich hierüber die Übergänge zwischen formellen und informellen Strukturen be-

sonders gut untersuchen und verstehen lassen (vergleiche Unterkapitel III-I.1. und

III-III.). Weiterhin ist diese Bindung für eine Evaluierung von Fördermöglichkeiten

und die Entwicklung eventueller (angepasster) Fördermaßnahmen wertvoll, weil

sich über die Institution eine Vielzahl von Menschen erreichen lassen, und gezielt

bestimmte Zielgruppen angesprochen werden es können. Außerdem war es für

diese Studie von hohem Vorteil bei geringerem Aufwand über die jeweilige Ein-

richtungen durch Interviews mit Schlüsselpersonen644 ein sehr breites Spektrum

von Bewertungen gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit zu erreichen. Also

liegen die bürgerschaftlichen Einrichtungen auf den folgenden Seiten im Blick-

punkt.

Für die exemplarische Studie leiten sich folgende Fragen ab:

 Welches Ausmaß hat der gemeinschaftsorientierte Subsistenzsektor in

Köln, wie viele und welche bürgerschaftlichen Einrichtungen lassen sich in

Köln identifizieren und wie sind diese thematisch gewichtet?
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 Schlüsselpersonen sind hier diejenigen Personen, welche entweder über einen langen Zeitraum in der betrach-
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sentative Auskünfte über die jeweilige Einrichtung und die in ihr beschäftigten Menschen geben können.
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 Welches Ausmaß hat der gemeinschaftsorientierte Subsistenzsektor für

den Wirtschafts- und Sozialraum Köln, wie sind die bürgerschaftlichen Ein-

richtungen im Stadtraum verteilt?

 Welche Subsistenztätigkeiten finden dort statt, und wie sind diese orga-

nisiert?

 Welche Personengruppen erbringen die Leistungen, welche profitieren

davon?

 Wo werden durch Subsistenzarbeit direkt oder indirekt formelle Er-

werbsarbeitsplätze gesichert, wo wurden welche geschaffen?

 Welche soziokulturellen und -ökonomischen Rahmenbedingungen

bestimmen die Erscheinung und Funktion gemeinschaftsorientierter Sub-

sistenz, wie äußert sich dies in der Organisationsstruktur der bürgerschaft-

lichen Einrichtungen?

 Welche (formellen) wirtschaftlichen und administrativen Ausgangsbe-

dingungen begünstigen die Funktionalität des Subsistenzsektors, welche

erweisen sich als kontraproduktiv?

 Auf welchen Motivationen basiert die Bereitschaft zu gemeinschaftso-

rientierter Subsistenzarbeit, welche besondere Qualitäten erbringt sie ge-

genüber Erwerbsarbeit?

Der erste Schritt zur Beantwortung dieser Fragen und auch um die Vielfalt zu ver-

anschaulichen und nicht nur abstrakt zu verstehen, was gemeinschaftsorientierte

Subsistenztätigkeiten ausmachen und woran sie gebunden sind, war in dieser Fall-

studie zu ermitteln, was es an bürgerschaftlichen Einrichtungen in Köln gibt. Daran

schließen sich die qualitativen Interviews an, um detailliert zu erheben in welchem

Ausmaß und auf welche Weise Subsistenzarbeit dort stattfindet und unter welchen

Rahmenbedingungen. Empirisch untermauert werden die hier gewonnenen Ergeb-

nisse in der Folge mit der Auswertung der Fragebögen. Abschließend wurde dann

die Raumwirksamkeit mit der Kartierung des bürgerschaftlichen Subsistenzsektors

für Köln dargestellt.
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IV- I .  BÜR GERSCH AFTLIC HE EIN RICHTUNGEN I N KÖLN : BESTAND

Von Oktober 1999 bis September 2000 hat der Autor die gemeinschaftsorientierte

Bürgerarbeit bzw. bürgerschaftliche Subsistenzarbeit in Köln quantitativ und quali-

tativ auf institutioneller Ebene untersucht, also die unentgeltliche/ ehrenamtliche

Mitarbeit in Vereinen, Initiativen, Gruppen und sonstigen Einrichtungen. Hierfür

wurde zunächst das Spektrum der Einrichtungen recherchiert, in denen Gemein-

schaftsarbeit geleistet wird.

In Köln lässt sich ein weites Spektrum informeller Tätigkeiten, die der Bürgerarbeit

zuzurechnen sind, identifizieren. Diese finden teilweise im Rahmen saisonaler kul-

tureller Ereignisse (Stadtteilfeste, PopKomm, ArtCologne, etc. …) im gesamten

städtischen Raum statt oder in einzelnen Stadtteilen, der größere Teil jedoch im

Rahmen der Nachbarschaft, in Bürgerinitiativen, Interessensvereinigungen,

Selbsthilfegruppen, Vereinen, in den großen Wohlfahrtsverbänden oder städti-

schen und kirchlichen Einrichtungen. Der Großteil der gemeinschaftsorientierten

Subsistenzarbeit ist an bestimmte bürgerschaftliche Einrichtungen oder auch an

bestimmte Zeiträume645 gebunden, andere haben wesentlich flexibleren Charakter,

sind völlig selbstbestimmt und unabhängig, dann aber oft eher von einem gemein-

schaftlichen Interesse und Konsens losgelöst und finden autonom und außerhalb

bürgerschaftlicher Einrichtungen statt. Diese gemeinschaftsorientierte Subsisten-

zarbeit, die Einzelpersonen nach eigenem Gusto und eigener Einschätzung leisten,

wird hier nicht erhoben. Grundsätzlich gibt es zu diesem Bereich der Bürgerarbeit

nach Wissen des Autors keinerlei Untersuchungen, obwohl anzunehmen ist, dass

auch dieser individualistische, aber gemeinwesenorientierte Bereich der Sub-

sistenzarbeit in seiner Bedeutung nicht unterschätzt werden sollte. Hier besteht

weiter hoher Forschungsbedarf.

Für die vorliegende Studie wurde aber – wie gesagt – der institutionell organisierte

Bereich der gemeinschaftsorientierten Subsistenzarbeit in bürgerschaftlichen Ein-

richtungen gewählt. Im folgenden wird ein Überblick über den Bestand der Bürger-

schaftlichen Einrichtungen gegeben (die vollständige Auflistung findet sich im An-

hang). Die Auflistung ist für Köln weit gehend erschöpfend. Es mag einige bürger-

schaftliche Einrichtungen geben, die über diese Recherche nicht erfasst wurden,

dies erklärt sich aber nur daraus, dass diese sich nicht in irgendeiner Vernetzung
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mit anderen Einrichtungen befinden, und zudem offensichtlich auf bürgerlicher

Ebene praktisch nicht wahrgenommen werden.

I V - I . 1 .  D I E  R E C H E R C H E

Die Erhebung der bürgerschaftlichen Einrichtungen für Köln erwies sich als sehr

schwierig und enorm zeitaufwendig. Es gab bisher für Köln keine Adresssammlung

dieser Einrichtungen, keinen Ehrenamtsführer, keine Internetseite, nicht einmal

eine Karte, die wenigstens alle Namen der Kölner Einrichtungen zusammen fasste.

Der einzige Weg an die Adressen zu gelangen, war das aufwendige Verfahren, über

eine Vielzahl von (meist telefonischen) persönlichen Gesprächen, der Auswertung

von Adressverteilern verschiedener Einrichtungen, der Auswertung verschiedener

Stadtmagazine und Stadtführern, vor allem aber über die Nutzung der dichten Ver-

netzungen auf informeller Ebene innerhalb Kölns. Der Autor suchte zunächst all die

Einrichtungen auf, die ihm bereits bekannt waren, und diese um Einblick in ihre

Adressverteiler zu bitten. Weiterhin gab es glücklicherweise von den großen

Wohlfahrtsverbänden einige Broschüren, wo beispielsweise für Obdachlose Adres-

sen von Einrichtungen zusammen gestellt waren, die etwa Notschlafstellen, Es-

sensausgaben, Beratungsstellen und medizinische Betreuungen vermitteln oder

anbieten. Der überwiegende Anteil war jedoch den wenigen großen Wohlfahrtsver-

bänden als ‚Untereinrichtungen’ zuzurechnen und fielen somit unter den Bereich

stark formalisierter Einrichtungen, auch wenn dort umfassend ehrenamtliche Ar-

beit geleistet wurde. Nützlich erwies sich auch die Adresssammlung der Kontakt-

und Informationsstelle für Selbsthilfe (KISS), die einen Selbsthilfeführer herausge-

ben, indem eine recht große Zahl von Selbsthilfegruppen verzeichnet sind. Über

den Katalyse e.V. wird der ökologische Stadtführer Köln heraus gegeben, der ei-

nige Adressen zu Umwelt- und Naturschutzgruppen für Köln enthält. Hilfreich wa-

ren auch die Adresssammlungen von Köln-Appell e.V., die viele aktuelle Adressen

zu Einrichtungen und Gruppen, die sich der Thematik Ausländer, Asylanten, Immig-

ranten, politisch Verfolgte, kulturelle Identitäten und ähnliches enthielten. Eine

weitere nützliche Quelle war die Sammlung von Adressen von SchuLz e.V.

(Schwulen- und Lesbenzentrum Köln), die einen wichtigen Teil der Adressen von

Einrichtungen vor allem zur Homo- und Bisexuellenthematik enthielt. Mittlerweile

gibt es einen Netzwerkknotenpunkt ‚Kölner Arbeitsgemeinschaft Bürgerschaftli-

chen Engagements (KABE), über den die Einrichtungen innerhalb Kölns versucht

werden zu vernetzen, weiterhin gibt es die Kommunalstelle ‚Förderung und Aner-

kennung Bürgerschaftlichen Engagements’ (FABE). Mit der ehemaligen Geschäfts-
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führerin und Mitgründerin von KABE, Frau Cornelia Harrer führte der Autor ein

Kurzinterview, dass hier als Exkurs kurz eingefügt ist.

9. EXKURS INTERVIEW MIT FRAU CORNELIA HARRER, EHEMALIGE GESCHÄFTSFÜHRERIN UND

MITGRÜNDERIN DES ‚KÖLNER ARBEITSKREISES BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT – KABE’

VOM 18.6.20002

DD: Sie arbeiten bei KABE an der Schnittstelle zwischen den Institutionen und haben einen

breiten Überblick. Ich haben in Köln knapp 1 000 Einrichtungen verschiedenster Art im bürger-

schaftlichen Bereich recherchiert: Von der Aids-Hilfe, über Selbsthilfeeinrichtungen, außer

Sport- und Freizeiteinrichtungen, bis hin zu freien Theatern und Bürgerzentren wie die Feuer-

wache.

FRAU HARRER: Mir scheint die Zahl viel zu tief gegriffen. Weil der PARITÄTISCHE Wohlfahrtsver-

band eine Kontaktstelle für Selbsthilfegruppen hat, wissen wir ziemlich genau, dass wir allein

fast 2 000 Selbsthilfegruppen in Köln haben. So viele Gruppen sind bei unserer Selbsthilfe-Kon-

taktbörse angeschlossen. Diese Selbsthilfegruppen sind nicht immer eingetragene Vereine. Al-

lein der Paritätische Wohlfahrtsverband – als ein verhältnismäßig kleiner Wohlfahrtsverband –

hat schon hier allein 250 Mitgliedsorganisationen und jeweils viele Unterorganisationen. Es ist

eigentlich unmöglich, solch eine Zahl insgesamt zu erfassen; der OB von Köln hatte ja bei-

spielsweise einmal die Idee, alle Leute, die ehrenamtlich tätig sind, zu einer Großveranstaltung

einzuladen. Das scheiterte letztlich daran, dass klar wurde, es gibt so unendlich viele Men-

schen, die sich irgendwo freiwillig engagieren, dass sie überhaupt nicht zu erfassen sind.

DD: Der KISS-Verteiler enthielt aber keine 2 000. Das waren um die 200 Selbsthilfegruppen

FRAU HARRER: Ja, aber Selbsthilfeinitiativen sind noch einmal extra zu unterteilen: Blau Kreuz

z.B. hat allein 15 Untergruppen. Wie gesagt: Allein der PARITÄTISCHE Wohlfahrtsverband hat

schon 250 Mitgliedsorganisationen mit je Unterorganisationen, dazu kommen sämtliche

Selbsthilfegruppen, plus Kirchengemeinden, wo ganz viel freiwilliges, ehrenamtliches Engage-

ment stattfindet – da bin ich ganz schnell bei Tausend.

DD: Meine Zahl erklärt sich daraus, dass etwa die Caritas nur als eine Einrichtung gewertet

worden ist. Mir ging es im Wesentlichen darum, die Vielfalt der Einrichtungen sichtbar zu ma-

chen. Mir ist bewusst, dass es mehr als 1 000 Einrichtungen gibt. Dass das nun aber so viele

Selbsthilfegruppen mit Untergruppen sein sollen – da bin ich allerdings noch skeptisch.

FRAU HARRER: Ich kann Ihnen unsere Adressen geben. Ich schaue einmal im Sachbericht nach

der genauen Zahl.

DD: Was würde passieren, wenn der ehrenamtliche Sektor Kölns eine Woche streikt?

FRAU HARRER: Schöne Frage. Aber in vielen Bereichen würde das leider nicht innerhalb einer

Woche sichtbar. Aber wenn allein die ganzen ehrenamtlich arbeitenden Politiker den Löffel fal-

len ließen, würde man das sicher merken. Man merkte es auch stark im ganzen betreuerischen

Bereich, und wo Vereine mit ehrenamtlichen Vorständen arbeiten, könnten wichtige Entschei-
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dungen nicht getroffen werden. Bei den Freiwilligen Feuerwehren, ehrenamtlichen Rettungs-

diensten würde man die direkten Auswirkungen am deutlichsten merken.

DD: Köln hat einen bedeutsamen sozialen und kulturschaffenden Sektor: Popkomm, Art Co-

logne etcetera., und wir haben in Köln ein relativ ausgeprägtes bürgerschaftliches Bewusstsein,

eine Kölner Identität. Ist es so, dass der bürgerschaftliche Bereich den staatlichen Sektor er-

gänzt? Ist er sogar das Zentrum der sozialen Leistungen in unserer Gesellschaft, das seinerseits

ergänzt wird durch staatliche oder manchmal marktwirtschaftliche Tätigkeit?

FRAU HARRER: Ich sehe das ähnlich. Gerade Köln ist eine Stadt, wo es ungeheuer viele Vereine

gibt. Dort sind BürgerInnen, die sagen, „wir wollen, dass sich etwas verändert, dass etwas an-

ders gemacht wird als es die Stadt oder das Land macht, drum nehmen wir unsere Interessen

selber in die Hand, gründen einen Verein und machen auf unsere Art und Weise soziale Arbeit.”

– Das finde ich einen ganz wichtigen Faktor für eine Stadt. Das macht das Klima in der Stadt

besser, macht sie lebendiger, bunter, macht auch die Sozialarbeit besser, weil all das, wodurch

Menschen selber bestimmen, was sie tun, immer schon eine eigene Qualität hat. Dabei gibt es

sicher auch einen Teilbereich sozialer Arbeit, der in der Hand von professionellen Mitarbeite-

rInnen sein muss. Ganz schlimm finde ich momentan gewisse Gesetzesvorlagen, die darauf

bauen, dass das Freiwillige tun. Zum Beispiel legt nun das Pflegeleistungsergänzungsgesetz

fest, dass Ehrenamtliche die Menschen betreuen und dafür ‚ein paar Mark fünfzig’ kriegen.

Damit wird verhindert, dass man das Thema wirklich ernst nimmt und ihm mit der dazu gehöri-

gen Professionalität begegnet. Da ist eine riesige Gefahr bei diesem ‚Alle sollen sich engagie-

ren’. Man muss bei der Förderung ehrenamtlicher Arbeit immer auch darauf achten, wo die

Grenzen liegen, wo es gefährlich wird, weil Organisationen überfordert werden, wo Freiwillige

überfordert werden oder auch die, die die Hilfe in Anspruch nehmen.

DD: Könnten Sie sich eine Art Qualitäts-Controlling im Ehrenamtssektor vorstellen? Oder Quali-

fikationen für ehrenamtliche Tätigkeit zu etablieren?

FRAU HARRER: Prof. Langnickel von der Fachhochschule für Sozialarbeit in Köln beispielsweise

hat Qualitätshandbücher, Leitfäden, für Vorstände geschrieben. Finde ich gut. Es geht um Fra-

gen wie vernünftige Sitzungsarbeit und Gremienarbeit, wie man neue Vorstandsmitglieder fin-

det, wie man die Aufgaben sinnvoll verteilt und so weiter. Das stößt aber kaum auf Akzeptanz

der Freiwilligen, weil die Freiwilligkeit ja nicht unbedingt ungeheure Qualitätsbewertungen will.

DD: Freiwilligkeit bedeutet Fehlerfreundlichkeit.

FRAU HARRER: Absolut. Ich kenne das selber, wenn ich mich freiwillig engagiere, versuche ich

immer auch, das in einer anderen Art und Weise zu tun, als ich mich im Beruf engagiere. Ich

finde das Ansinnen im Prinzip zwar richtig, nur liegt es sozusagen in der Natur der Freiwilligen-

arbeit, dass man da nur mit immer wieder lockenden Angeboten den Menschen sagen kann,

„wir haben hier etwas, das kann vielleicht eure Arbeit unterstützen und verbessern, da könnt

ihr euch qualifizieren.” Ich persönlich bin überhaupt keine Freundin von Zwangsqualifikationen

für Freiwillige. Auch Selbstkontrolle kann immer nur so lange gut gehen, wie das die Menschen

selber entscheiden.

DD: Wir sind uns also einig: Es muss eine stärkere Förderung bürgerschaftlicher Arbeit geben;

zweitens der bürgerschaftliche Sektor ist zentral für die Vielfalt, Lebendigkeit einer Stadt; und
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es werden zentrale, unverzichtbare Leistungen mit eigenständigen Qualitäten erbracht, die sich

nicht durch Erwerbsarbeit ersetzbar sind, die aber auch nicht nach denselben Qualitätsmaßstä-

ben wie Erwerbsarbeit bemessen werden. Nun haben wir eine Erosion der Erwerbsarbeit, haben

das Problem, dass Stadt und öffentlicher Sektor zunehmend pleite gehen, die Leistungen der

öffentlicher Hand schrumpfen. Andererseits richtet sich die Wahrnehmung der Öffentlichkeit,

Medien fast ausschließlich auf den Marktsektor. Was sind in Anbetracht dessen die zentralen

Anforderungen an Politik und Gesellschaft?

FRAU HARRER: Als KABE versuchen wir immer zu werben, zu locken und Anreize für Menschen

zu schaffen, sich zu engagieren; und versuchen, sie in ihrem Engagement zu unterstützen, so,

wie sie das haben wollen. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass die Vermittlungsorganisatio-

nen, die Freiwilligenagenturen wirklich gut angenommen werden, weil der Fokus auf den Frei-

willigen liegt. Es sind keine Organisationen, die werben, sondern man fragt: „Wer bist du, was

kannst du?” und sucht einen guten Ort. Das ist ein anderer Ansatz als die Organisation, die da-

mit wirbt „wir brauchen jemanden, der xy tut”. Als Zweites planen wir eine Kampagne, wo wir

einmal direkt in die Stadtteile, in die Viertel gehen wollen, um bürgerschaftliches Engagement

zum Thema zu machen, wo man drüber spricht. Es geht nicht darum, Leute sofort in ein Ehren-

amt zu zwängen, sondern, wie man etwa über Brustkrebs spricht oder Selbsthilfegruppen zu

sagen, dass dort etwas zu tun etwas ganz Zentrales ist, dass das auch ein Schatz sein kann.

KABE will gerne mehr mit den Organisationen arbeiten, in denen Freiwillige tätig sind, denn die

sind nicht Engagement freundlich genug; sie verheizen immer noch die Freiwilligen und lassen

ihnen keine Form der Selbstbestimmung, machen irgendwelche Dienstpläne; das mag eine Al-

tentagesstätte, ein Altenheim, Kinderkrankenhaus sein. Dabei weiß man schon lange, dass

Freiwillige mitgestalten, mitbestimmen wollen, sich eher projektorientiert engagieren wollen

statt lebenslang immer in ein und derselben Organisation, dass sie auch Ansprechpartner brau-

chen, dass sie im besten Sinne auch jemand haben, der sich um sie kümmert als Person - da

müssen die Organisationen noch viel lernen.

DD: Mit was sollte ich OB Schramma konfrontieren bei der Frage, wie bürgerschaftliches Enga-

gement sich organisieren lassen müsste über kommunale Einrichtungen und wie sollte dies

verwaltet werden? Was wären Anforderungen an Politik der Stadt, des Landes, Bundes?

FRAU HARRER: Köln hat sich ja Engagementfreudigkeit ganz groß auf die Fahnen geschrieben,

in der Leitbilddebatte ist es ‚das’ Querschnittsthema neben ‚Gender Mainstreaming’. Ich finde

es gut, dass es erst einmal ein Thema ist. Über die bisherigen Maßnahmen bin ich mir aber

nicht so sicher, weil man da auch finanziell investieren muss, wenn man bürgerschaftliches En-

gagement haben will; man muss in die Einrichtungen investieren und bei großen Einrichtungen

in Ehrenamtskoordinatoren, Ehrenamtsmanager etc. Es sollte für jeden Ehrenamtler ein Jobti-

cket geben; er sollte für 50 DM im Monat überall mit der Straßenbahn hinfahren können oder

Zug. Solche Anerkennungsformen sind zu stärken. Und bei Bewerbungen um bestimmte Jobs

sollte als Kriterium bürgerschaftliches Engagement stärker nachgefragt werden. Corporate Vo-

lunteering ist im Prinzip gut, denn das Spiel braucht mehr Akteure. Nur sehe ich bisher den Ge-

winn davon mehr auf Seiten der Unternehmen, die gemeinnützige Organisation oder der Frei-

willige zieht daraus bislang weniger Profit. Da wird viel Wirbel gemacht, wenn ein Unternehmen

bloß seine Mitarbeiter einen Tag in den Kindergarten schickt. Warum stellt man nicht einfach
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die Menschen pro Jahr für soundso viele Tage für ehrenamtliche Tätigkeit frei? Beispiel Ford:

Das ist noch nicht ausgegoren, noch nicht genug, ehrlich.

DD: Zur Netzwerkfunktion von KABE: Warum ist KABE erst so jung?

FRAU HARRER: Wir haben 1999 in Köln gemerkt, dass wir von sieben Ecken und Stellen aus alle

gleichzeitig dieses Thema bearbeitet haben, da haben wir uns dann zusammengetan. Die

Netzwerkarbeit selbst wird nicht finanziert, aber die einzelnen Vermittlungsorganisationen

werden finanziert; die kriegen zwischen 40 000 und 50 000 DM im Jahr von der Stadt, früher

vom Sozialamt, jetzt beim Büro des OB angesiedelt, vom Hauptausschuss. Dort ist auch die

Kommunalstelle ‚Förderung und Anerkennung Bürgerschaftlichen Engagements’ – FABE ange-

siedelt.

Hier müssen noch einige Anmerkungen gemacht werden. Die zu Beginn des Interviews von Frau

Harrer angegebenen Zahlen unterstützen ja grundsätzlich die Aussagen des Autors, dessen An-

liegen ja unter anderem die Bedeutung und den Umfang gemeinschaftsorientierter Subsisten-

zarbeit darzustellen ist. Dennoch muss hier gesagt werden, dass die von Frau Harrer angege-

benen Zahlen nicht realistisch sind, zumindest, wenn man die Kriterien dessen, was eine bür-

gerschaftliche Subsistenzeinrichtung ist, verwendet. Sicherlich, wie auch im folgenden Exkurs 7

deutlich werden wird, ist die Zahl von Einrichtungen, in denen bürgerschaftliches Engagement

geleistet wird, unter Hinzunahme der großen Wohlfahrtsverbände noch deutlich höher als in

dieser Studie. Aber hierbei handelt es sich um soziale Unternehmen (vergleiche Unterkapitel III-

I.1.) und nicht um bürgerschaftliche Subsistenzeinrichtungen. Auch kann nicht jede Stelle, wo

Freiwilligenarbeit geleistet wird, automatisch als bürgerschaftliche Einrichtung gewertet wer-

den, sondern hierüber entscheidet der Formalisierungsgrad, der Grad der Selbstbestimmung

und –organisation, das Verhältnis formeller zu informeller Arbeit etcetera (vergleiche Unterka-

pitel III-III.). Auch ist die Adresskartei von KISS, ebenso wie von KABE und FABE keineswegs

vollständig, im Gegenteil, sie besteht bestenfalls rudimentär, und enthält nicht einmal ein Vier-

tel der Adressen, die für diese Studie recherchiert wurden, zudem sind sie zu großen Teilen

nicht mehr aktuell – bis der Autor die recherchierten Adressen ihnen zur Verfügung stellen wird

(was nicht mehr lange dauern wird – hoffentlich...)

Dennoch war die Recherche eine lang dauernde Sisyphusarbeit und war – wie sich

heraus stellte – auch nicht mit der reinen Adresssammlung abgeschlossen. Denn

ca. ein Drittel der Adressen und Telefonnummern war nicht mehr aktuell. Und die

zu aktualisieren, war nicht gerade einfach, denn die Mehrzahl der Einrichtungen ist

nicht im Telefonbuch verzeichnet, sondern häufig unter dem Namen und der Ad-

resse eines oder mehrerer (Vorstands)Mitglieder. Diese heraus zu kriegen, bekam

teilweise detektivische Züge, da dem Autor teilweise (glücklicherweise nicht über-

wiegend) ein großes Misstrauen entgegen gebracht wurde, was mit dem hohen

Informalisierungsgrad vieler Einrichtungen zusammen hing. Besonders, da der
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Fragebogen ja einige sensible Informationen zu Finanzierung und institutioneller

und organisatorischer Struktur der Einrichtung enthielt.

Letztlich wurden 1097 bürgerschaftliche Einrichtungen für Köln ermittelt. Deren

Adressen wurden im Frühjahr 2002 für die Kartierung ein weiteres Mal aktualisiert.

Die großen Wohlfahrtsverbände sind jeweils nur einmal enthalten, also ohne ihre

vielfältigen Untergruppen. Diese wurden auch ermittelt, aber nicht befragt und

nicht kartiert. Im folgenden Unterkapitel sind sie aufgeführt und ihren Trägern zu-

geordnet (vergleiche Exkurs 6). Die Gründe liegen auf der Hand, denn der Formali-

sierungsgrad der großen Wohlfahrtsverbände überschreitet deutlich die primär

informell geprägten bürgerschaftlichen Einrichtungen, die hier im Mittelpunkt ste-

hen. Auch ist der Selbstbestimmungs- und Selbstorganisationsgrad in den großen

Wohlfahrtsverbänden nicht mehr primär von der Vielzahl der bürgerschaftlich En-

gagierten getragen, sondern weitgehend professionalisiert und klare Hierarchien

sind festgelegt. In den großen Wohlfahrtsverbänden ist mittlerweile ein Mangel an

ehrenamtlichen Kräften zu beobachten, was eine Organisationsreform bei den frei-

en Trägern nach sich ziehen muss. „Zu den beruflichen Aufgaben für soziale Fach-

kräfte wird deshalb in Zukunft zählen, sinnstiftende und flexible Betätigungsmög-

lichkeiten für Freiwillige zu entwickeln.“646 Die AWO sieht sich dabei selbst als ein

typisches Beispiel konventioneller Mitgliederorganisationen. „Sie gehörten einst

zur ersten Garnitur für Bürgerengagement und haben inzwischen als Anlaufstelle

für Freiwillige an Attraktivität verloren. Diese Erfahrung teilen sie mit anderen Tra-

ditionsverbänden einschließlich der politischen Parteien.”647 Die wesentlichen

Konflikte werden dabei in den erstarrten Hierarchien und in den eingeschränkten

Möglichkeiten Selbstbestimmungsverfahren und gleichberechtigte Teilhabe am

gemeinschaftlichen Arbeitsprozess zu gewährleisten. So müssten sich die in einer

eingefahrenen Routine erstarrten AWO-Mitgliedervereine von ihrer hausgemach-

ten Blockade durch Öffnung der Institutionen befreien: „Die soziale Verengung der

Vereine muss produktiv geöffnet werden für Anliegen des lokalen Raumes, die bür-

gerschaftliches Engagement mobilisieren und die zugleich einen institutionellen

Haltepunkt brauchen. Solche Belange aufzugreifen, Anwalt für Themen des Ge-

meinwesens zu sein und dafür als Anlaufstelle Bekanntheit erlangen, verändert

das Image und schafft neue Attraktivität.”648 Gegenwärtig müssen die großen

Wohlfahrtsverbände eher dem Bereich der Sozialen/ Lokalen Ökonomie (verglei-
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 Pott, 2002, S. 6.
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 Pott, 2002, S. 7.
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 Pott, 2002, S. 8.
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che Kapitel III-I.1.) zugerechnet werden. Das gleiche gilt für die kirchlichen Wohl-

fahrtsträger und die kirchlichen Gemeinden, in denen bundesweit auch ca. 14 %

der ehrenamtlichen Arbeit649 geleistet wird. Sie sind noch mehr als die Wohlfahrts-

verbände formalisiert (z.B. sie erhalten Gelder aus Kirchensteuer, die Konfession

ist amtlich festgehalten), und deshalb nicht im Betrachtungsinteresse des Autors.

Genauso wenig ist für diese Studie das bürgerschaftliche Engagement in Schulen,

Universitäten und anderen öffentlich-getragenen Einrichtungen von Interessen,

denn sie finden in einem hochformalisierten Rahmen statt. 650 Auch die Parteien651

sind Bestandteil unserer Demokratie, und deshalb nicht mehr völlig selbstbe-

stimmt und – organisiert, auf keinen Fall sind sie informelle Einrichtungen, ebenso

wenig die knapp 260 Berufs- und Wirtschaftsverbände, sowie Gewerkschaften652,

die der Vertretung formeller Interessen und formeller Erwerbsarbeit dienen. All

dies soll keinesfalls die auch hier wichtigen ehrenamtlich erbrachten Arbeitsleis-

tungen schmähen, aber diese sind nicht das primäre Thema der hier vorliegenden

Studie (vergleiche auch noch mal Kapitel III, besonders III-I.1., III-II. und III-III.1.

sowie Grafik 17 und 22)

Weiterhin nicht enthalten sind natürlich Einrichtungen, die dem Hobby, Freizeit

und Sport (ca. 11 % aller freiwillig Engagierten sind im Sport tätig653) zuzurechnen

sind, also primär der Muße dienen bzw. konsumtiven Freizeitcharakter haben.

Auch hier wird ehrenamtliche Arbeit geleistet, sie ist aber etwas anders gerichtet

und wurde in dieser Studie nicht mit aufgenommen. Das gleiche kann auch für den

Bereich der über 100 Karnevals- und Schützenvereine gelten, deren Bedeutung für

Köln auf gar keinen Fall unterschätzt werden darf. Dies kann kritisiert werden,

denn immerhin 17 % aller bürgerschaftlich Engagierter sind in Deutschland in den

Bereichen Sport, Bewegung, Freizeit und Geselligkeit freiwillig engagiert.654 Aber

diese Einrichtungen bzw. Organisationen sind in der Zahl der 1097 nicht enthalten,

obwohl auch hier – ohne hierzu genauere Angaben zu haben – überwiegend ehren-

amtliche Tätigkeiten geleistet werden. Die Gründe für diese Ausschlüsse liegen
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 Vergleiche BMFSFJ, 2000b, S. 72.
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 Hier werden bundesweit immerhin ca. 11 % der freiwilligen, ehrenamtlichen Tätigkeiten verrichtet, vergleiche

BMFSFJ, 2000b, S. 72.
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 Hier werden bundesweit ca. 4 % der freiwilligen, ehrenamtlichen Tätigkeiten verrichtet, vergleiche BMFSFJ,

2000b, S. 72.
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 Hier werden bundesweit ca. 2 % der freiwilligen, ehrenamtlichen Tätigkeiten verrichtet, vergleiche BMFSFJ,

2000b, S. 72.
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 Vergleiche BMFSFJ, 2000c, S. 236.

654
 Vergleiche BMFSFJ, 2000c, S. 236.
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aber eigentlich auf der Hand, wenn man sich mit dem geschilderten Subsistenz-

komplex auseinander setzt. Denn untersucht werden sollen jene Tätigkeiten, die

primär auch Arbeitscharakter haben (ja, auch der Bau eines Karnevalswagens

macht Arbeit, und Sonntags gemeinsam Fußball zu spielen kann auch sehr an-

strengend sein), also weniger das Freizeitvergnügen im Vordergrund steht als der

Gemeinsinn und die solidarische Komponente. Es werden die gemeinschaftsorien-

tierten Subsistenztätigkeiten untersucht und in ihrer Bedeutung argumentiert, in-

dem ihr Charakter gerade dadurch beschrieben wird, dass kooperatives, solida-

risches Miteinander, das Verschenken von Hilfe und Mühe an andere gesellschaft-

lich und wirtschaftlich wirksam ist. Dies soll keinesfalls Spaß, Muße, Freizeit, Tradi-

tionspflege und Sport in ihrer Bedeutung mindern, im Gegenteil (z.B. der Köln-Ma-

rathon ist ebenso wie der Karneval ein kulturelles und wirtschaftliches Großereig-

nis für die Stadt Köln mit beträchtlichen wirtschaftsfördernden Effekten).

Auch die über 290 vorwiegend informell organisierte Musikbands unterschiedli-

cher Stilrichtungen in Köln wurden nicht in die Untersuchung einbezogen. Bei den

Bands muss zu einem größeren Anteil von Hobbymusikern ausgegangen werden.

Genauso wenig wurde die Vielzahl von Künstlerateliers in Köln, berücksichtigt, die

aus Sicht des Autors zum überwiegenden Anteildirekt zur gemeinschaftsorientier-

ten Subsistenz gerechnet werden müssten, denn ernsthaft Kunst (und ernsthaft

Musik) zu machen, hat mit Freizeit genauso wenig zu tun, wie andere Arbeiten

auch, dies hat sicher nichts mit Freizeit zu tun, und trägt wesentlich zur Selbstver-

sorgung mit Gemeinschaftsgütern bei. Dass die Künste für Köln wesentliche Wirt-

schaftsfaktoren (z.B. PopKomm, ArtCologne) sind, unterstreicht ihre Bedeutung

nur um so mehr.

Aber wenn man sich einer Thematik wissenschaftlich nähert, die zumindest im

marktökonomischen Mainstream nicht zureichend anerkannt und gefördert wird,

dann ist es nicht notwendig, Bereiche wie den der Künste, der körperlichen Bewe-

gung und der Freizeit mit einzubeziehen, die die Argumentation eher schwammiger

und weniger prägnant und somit angreifbarer machen würden, weil sie ja schon an

sich dem Objektivierungszwang der Wissenschaft zu widersprechen scheinen. Si-

cherlich ist es so, dass wenn man sich den hier ausgelassenen Themen genauer

widmen würde, wahrscheinlich feststellen könnte, dass deren sozioökonomische

Bedeutung bisher auch deutlich unterbewertet wird. Hier besteht weiterer For-

schungsbedarf und es wäre zu wünschen, dass auch hier wissenschaftlich vertief-

ter und transdisziplinärer gearbeitet würde. Insgesamt sind die Grenzen hier un-

scharf. Es wurden somit also vor allem jene Einrichtungen erfasst, deren Orientie-



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

223

rung auf informelle Subsistenzarbeit eindeutig ist655, das Spektrum der Wohlfahrts-

verbände sowie das Interview mit dem Direktor des Caritas-Stadtverbandes Herr

Pfarrer Franz Decker schließt hier als Exkurs an.

10. EXKURS ‚WOHLFAHRTSVERBÄNDE, KIRCHLICHE WOHLFAHRTSTRÄGER’

Im folgenden sind der Vollständigkeit halber die Angebote und Leistungen der freien Wohl-

fahrtsträger in Köln zusammen gefasst. Diese sind sehr umfangreich und müssen bei der vor-

liegenden Studie zumindest zur Kenntnis genommen werden. Wenn man sich bewusst macht,

welches Ausmaß an Diensten und Leistungen allein über die sieben Kölner Wohlfahrtsverbände

und die acht kirchlichen Wohlfahrtsträger angeboten wird, wird schon klarer, welche Bedeu-

tung die über 1000 stärker informellen (natürlich auch deutlich kleineren) bürgerschaftlichen

Einrichtungen für Köln haben müssen. Im Anschluss an die Kurzdarstellung der Wohlfahrtsver-

bände ist das Kurzinterview mit dem Direktor Caritasverbandes für die Stadt Köln angefügt.

Dieses wird nur kurz kommentiert, aber nicht weiter vertieft, da die hieraus resultierenden Fra-

gen, Diskussionen und Befunde entweder bereits dargestellt wurden, oder über die nachfol-

genden Ergebnisse der exemplarischen Untersuchung in Köln beantwortet werden.

Die Arbeiterwohlfahrt – Kreisverband Köln e.V. (AWO) hat ein sehr breites Angebotsspektrum.

Sie ist in verschiedene Betriebsabteilungen unterteilt. Die AWO bietet Kinder- und Jugendarbeit

an, Senioren- und Jugenderholung, Seniorenberatungen, hat ein Bildungswerk, Ambulante

Dienste, einen Ausländersozialdienst und vieles mehr. Im Kreisverband gibt es 33 Ortsvereine,

und ein weites Spektrum von Einrichtungen und Diensten. So gibt es 38 Altenclubs, Bildungs-

werk, 35 rein ehrenamtlich geführte Altenclubs und Altentagesstätten, zwei Sozialstationen,

drei mobile soziale Dienste, eine ambulante psychiatrische Pflege, ein Altenwohnhaus, zwei Se-

niorenzentren, zwei Beratungszentren für ausländische Mitbürger, drei Kultur- und Begeg-

nungszentren für ausländische Mitbürger, zwei Beratungsstellen für Aussiedler, eine Jugendge-

richtshilfe, eine Kleiderkammer, drei Kindertagesstätten, fünf weitere Jugendeinrichtungen, des

weiteren Betreuungen und pädagogische Unterstützungen von Eltern, und mehr. Darüber hin-

aus gibt es eine enge Zusammenarbeit mit dem Bezirksverband Mittelrhein e.V. und weitere 12

korporative Mitglieder (eigenständige Einrichtungen).

Der Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland e.V. (ASB) hat drei städtische Service-Zentren, die

Ambulante Pflegedienste, Mobile Soziale Dienste, Mahlzeitendienste, Behinderten-Fahrdienst,

Rettungs- und Sanitätsdienste, Krankentransporte bis zum Katastrophenschutz anbieten.
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 Einen Sonderfall stellen die Bürgerzentren dar, denn sie sind in der Regel nicht informell initialisiert und sie

werden zu einem erheblichen Teil von formeller Arbeit (überwiegend öffentlich finanziert) getragen. Sie dienen
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einige bürgerschaftliche Einrichtungen in ihnen verortet. Einen weiteren Sonderfall stellen die verschiedenen

Weiterbildungszentren dar, wie auch einige Theater. Es wurden nur jene aufgenommen, deren Initialisierung

deutlich informellen Charakter hatte, in denen weiterhin in großem Umfang informelle Subsistenzarbeit stattfin-

det, oder deren Zweckbestimmung es ist, gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit zu ermöglichen und zu för-

dern und die weiterhin politische, soziale und oder integrative Zielsetzungen verfolgen.
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Der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband, Landesverband NRW e.V. Kreisgruppe Köln ist

Dachverband und Plattform für 248 rechtlich selbständige, gemeinnützige Vereine und Gesell-

schaften sowie für weitere Initiativen und Selbsthilfegruppen, die mit ihren Angeboten, Diens-

ten und Einrichtungen vielfältige soziale Hilfen für die Menschen vor Ort bereit halten. Der Pari-

tätische, Kreisgruppe Köln unterstützt und fördert seine Mitgliedsorganisationen durch örtliche

Interessenvertretung, fachliche Beratung und Information, organisatorische Hilfen sowie durch

gegenseitigen Erfahrungsaustausch. Weiterhin werden im Haus des Paritätischen verschiedene

Informationen, Koordinationsstellen und Dienste angeboten, unter anderem ambulante pflege-

rische Dienste, Beratungen zu Belangen von Frauen, Migrations- und Armutsthemen. Es wird

Jugendhilfe, Kultur- und Gemeinwesenarbeit geleistet und auch die KISS (Kontakt- und Informa-

tionsstelle für Selbsthilfe) hat ihren Sitz im Paritätischen. Weiterhin wird offene Altenarbeit ge-

leistet, es gibt ein Paritätisches BIldungswerk und Tageseinrichtungen für Kinder. Außerdem ist

die Stiftung gemeinsam Handeln – Paritätischer Stifterverbund NRW ein wichtiger Teil des Pari-

tätischen, ebenso wie der Paritätische Sozialarbeit Köln e.V. Darüber hinaus gibt es ein Ge-

sundheitszentrum für MigrantInnen und 15 Seniorenclubs.

Das Deutsche Rote Kreuz Kreisverband Köln e.V. (DRK) hat auch wie die anderen Wohlfahrts-

verbände ein breites Spektrum an Diensten. Von unterschiedlichen Diensten die von Erste-

Hilfe-Kursen, über ambulante Flugdienste, Rettungs- und Sanitätsdienste und Katastrophen-

schutz (ca. 9 Bereitschaften Katastrophenschutz, mehrere Bereitschaftsstellen/-häuser) rei-

chen, ist das Rote Kreuz auch im Bildungs- und Beratungsbereich aktiv. Es bietet eine sozialpä-

dagogische Familienhilfe, ein Familienbildungswerk und eine Schuldnerberatung an. Außerdem

eine Einrichtung zum betreutem Wohnen, drei Hotels für Wohnungslose, ein sozialpsychiatri-

sches Zentrum, vier DRK-Service-Zentren, 11 mobile soziale Dienste, bzw. ambulante Pflege und

ambulante Beratungen, fünf Beratungsstellen, zwei Wohnheime und unterschiedliche Ange-

bote für Freizeit und Begegnung. Das sind z.B. 19 Altenclubs, Seniorenreisen, ein Internet Café

für Senioren sowie Internet- und Computer-Kurse, drei Jugendeinrichtungen und mehr.

Die Johanniter-Unfall-Hilfe e.V., Regionalverband Köln/Erftkreis/Leverkusen bietet ebenso wie

die anderen Wohlfahrtsverbände ein breites Spektrum an Einrichtungen und Diensten. Zu ihr

gehören zwei Service-Zentren (Ambulante Versorgung und Pflege / Soziale Dienste), der Johan-

niter-Hausnotruf, verschiedene häusliche Betreuungs- und Pflegedienste, medizinische Dienste

(Kölner Rettungsdienst), ein Rettungsdienst und Krankentransport, eine Lehrrettungswache/

Schnell-Einsatz-Gruppe, ein Medizinischer Transportdienst, zwei ärztliche Notdienste, sechs

Sanitätsdienste, verschiedene Behindertendienste, ein Bildungszentrum, sowie 45 Kinderta-

gesstätten und Kindergärten in NRW.

Unter dem Dach des Malteser Hilfsdienst e.V. findet sich der Malteser Versicherungs-Dienst,

zum Katastrophenschutz 250 ehrenamtliche Bereitschaften, diverse Erste Hilfe Kurse, ein Ret-

tungs- und Fahrdienst, zwei Pflege- und Betreuungsdienste, ein Hausnotrufdienst, ein mobiler

sozialer Hilfsdienst, eine ambulante Hospizgruppe, eine ehrenamtliche Betreuung und Pflege

von Behinderten und Kindern, ein Fahrdienst für Behinderte, ein Reisebus für Schwerstbehin-

derte, 10 Jugendgruppen, ein betreutes Wohnen für Drogenabhängige, ein Krankenhaus, eine

Familienberatungsstelle und außerdem der weltweit agierende Malteser Auslandsdienst.
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Der Caritasverband für die Stadt Köln ist der größte Kölner Wohlfahrtsträger. Hier werden Klei-

dersammlungen ebenso durchgeführt, wie Sachmittelausgaben, Kuren und Kindererholung an-

geboten, Beratungen zu den verschiedensten Themen gegeben, von allgemeiner Sozialbera-

tung, Schuldnerberatung und Seniorenberatung (auch in neun Stadtbezirken) bis hin zur Bera-

tung und Begleitung von Hospizinitiativen. Der Caritasverband ist in unterschiedliche Fachbe-

reiche und Dekanate unterteilt, die alle zu erklären hier zu weit führen würde. Es gibt 10 Caritas-

Sozialstationen, eine Hausaufgabenhilfe für Kinder und Jugendliche, 11 Krankenhäuser, zwei

Kleiderkammern, ein Psychosoziales Zentrum für ausländische Flüchtlinge, eine Caritas-Asylbe-

ratung e.V., vier Selbsthilfegruppen, zwei Behinderten-Wohnhäuser, vier Einrichtungen in de-

nen Arbeitsplätze für Behinderte angeboten werden, den ‚Frauentreff Kölnberg’, eine Erho-

lungs- und Tagesstätte, ein Gehörlosenzentrum, je einen Sozialdienst für Griechen, Italiener,

Portugiesen, Mitbürger aus dem ehemaligen Jugoslawien und Spanier, ein kroatisches Zentrum

und ein griechisches Begegnungszentrum, ein Hospiz für palliative Therapie, je ein indisches,

koreanisches, phillippinisches und spanisches Zentrum, ein internationales Jugendwohnheim,

eine Kontakt- und Beratungsstelle für Wohnungslose mit Essensausgabe, einen Mahlzeiten-

dienst, zwei sozialpsychiatrische Zentren, einen Sprachheilkindergarten, eine ambulante psy-

chiatrische Pflege und 120 Altenclubs.

Der Diözesan–Caritasverband für das Erzbistum Köln e.V. bietet ein Großküchenprojekt an, ei-

nen Sozialdienst für Inder, Koreaner, Phillipinos, eine Kindertageseinrichtungen, mehrere Kran-

kenhaushilfegruppen, eine Caritas-Gemeinschaft für Pflege- und Sozialberufe sowie das St. Ra-

phaelswerk ‚Dienst am Menschen unterwegs’.

Das Diakoniewerk Coenaculum Michaelshoven Köln e.V. steht unter der Trägerschaft der ka-

tholischen Kirche und bietet auch einiges an Einrichtungen und Diensten. Für Senioren sind

dies drei Wohn- und Pflegeheime (stationäre Angebote) und drei Kurzzeitpflegeeinrichtungen,

weiterhin der ambulante Dienst Michaelshoven, ein Fachseminar für Altenpflege, vier Wohn-

gruppen für Jungen und Mädchen, drei Wohngruppen nur für Mädchen, betreutes Einzel-Woh-

nen für junge Erwachsene, einen psychosozialen Dienst, sechs Koordinationsstellen Wohnen /

Betreutes Wohnen, einen therapeutischen Arbeitsbereich mit 16 betreuten Arbeitsplätze einen

psychosozialen Dienst. Weiterhin ein Aufnahmeheim und Wohnheim für Frauen in Not, eine

Außenwohngruppe, eine Frauenberatungsstelle, einen familienunterstützenden Dienst und ein

Berufsförderungswerk.

Äußerst aktiv ist auch der Sozialdienst Katholischer Frauen e.V. (SKF) und der Sozialdienst Ka-

tholischer Männer e.V. (SKM) sowie der Verband Katholischer Mädchensozialarbeit e.V. (IN

VIA). Sie haben verschiedene offene Hilfen über den Kölner Raum verteilt, von Jugendhilfe und

Familienhilfe, Hilfe für Frauen, über Straffälligenhilfe, Gefährdetenhilfe und betreutem Wohnen

bis zu Schuldnerberatungen. Weiterhin bieten sie Pflege- , Vormund- und Erziehungsbeistand-

schaften an, Betreuungen und Beratungen zu den unterschiedlichsten Themen, einen Frauen-

treff, sechs Wohngruppen, Aufnahmeheime, Apartmenthäuser für Frauen und Mädchen, eine

Kindertagesstätte, eine Intensivgruppe für Mädchen, eine Notaufnahme, eine Adoptionsbera-

tung, eine Schwangerschaftskonfliktberatung, eine Beratung für Frauen mit besonderen

Schwierigkeiten, eine Kontakt-, Beratungs- und Anlaufstelle für Jugendliche, Obdachlose, Dro-

genabhängige, psychisch Kranke, eine Jugend- und Familienhilfe, eine Jugendgerichtshilfe, eine
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Anlaufstelle für Mädchen und junge Frauen, Prostituierte, einen Drogenbus – Drogenhilfe, einen

Warte- und Schutzraum im Gericht für geladene Kinder, eine Präventions- und Clearingstelle bei

sexueller Gewalt. Der Sozialdienst Katholischer Männer bietet ein Beschäftigungsprojekt für

Nichtsesshafte, eine AIDS-Beratungs und Betreuung, 17 Kindertageseinrichtungen, ein REHA-

Zentrum für Drogenabhängige, ein Wohnprojekt für obdachlose Jugendliche, eine Kontakt- und

Notschlafstelle mit Beratungsstelle und Essensausgabe und noch einiges mehr. IN VIA bietet

Schulsozialarbeit an, Jugendberufshilfe, eine Arbeits- und Ausbildungsplatzvermittlung,

Sprachkurse, Lehrgänge, Berufsvorbereitungs- und begleitende Maßnahmen und andere Bil-

dungsangebote (unter anderem für Ausländer), außerdem eine Bahnhofsmission, ein Wohn-

heim für Mädchen und Junge Frauen, eine Berufshilfe und das Café International.

Dem katholischen Stadtdekanat sind 138 katholische Kirchengemeinden angeschlossen. Diese

bieten 14 ‚offene Türen’ an, acht katholische Beratungsstellen, sieben Familienbildungsstätten

im Rahmen der Familienbildung Köln e.V. und fünf katholische Familienforen.

Zum Evangelischen Stadtkirchenverband gehören 62 evangelische Kirchengemeinden, fünf Ju-

gendzentren und diverse Altenclubs und Beratungsstellen (siehe Amt für Diakonie).

Das Amt für Diakonie des Evangelischen Stadtkirchenverbandes hat 55 Altenclubs und ein Ju-

gendzentren im Raum Köln.

11. EXKURS ‚INTERVIEW MIT PFARRER FRANZ DECKER, DIREKTOR DES CARITASVERBAND FÜR

DIE STADT KÖLN VOM 17.6.2002’

DD: Ich habe in Köln das gesamte ehrenamtliche Arbeitsaufkommen, alle bürgerschaftlichen

Einrichtungen zusammengetragen und unter anderem das Wechselspiel der ehrenamtlichen in

Kombination mit der hauptamtlichen Arbeit untersucht. Die ehrenamtliche Initialkraft, die we-

sentlich den sozialen Bereich trägt und dynamisiert, ist – besonders in einer Marktwirtschafts-

gesellschaft – ein ökonomisch nicht unmittelbar eingängiges Phänomen. De Facto leben wir ja

schon heute in einer pluralwirtschaftlichen Gesellschaft...

DECKER: Kennen Sie die Prognos-Studie? Sie sagt Ähnliches...

DD: Ihre Webpage mit dem Matthäus-Zitat erklärt Ihr Anliegen so, dass es Ihnen um den Aufbau

einer gerechten Gesellschaft geht; in der Kölner Resolution der Caritas taucht der Satz auf: „Eh-

renamtliche Arbeit fördert eine Kultur der Solidarität, trägt zur Entfaltung des Einzelnen und

damit der Gesellschaft bei; es geht um die Schaffung von Rahmenbedingungen, die die Freude

an Ehrenarbeit fördern... Die Arbeit der freiwillig Engagierten muss unterstützt und gefördert

werden“ – Nun die Frage an Sie: Wie können denn Anreize zu freiwillig erbrachten Arbeiten in

einer Gesellschaft, wo fast sämtliche Motivationen mittlerweile über Geld ersetzt sind, noch

transportiert werden? Wie wären denn Anreize zu setzen, um andere Maßstäbe für eine andere

Wertegrundlage zu stiften? Durch Steueranreize, Bürgergeld, Appelle?

DECKER: Es ist ein Motivationsbündel, das Ehrenamtlichkeit auslöst. Ein Beispiel, bei dem es

gelingt, im Kleinen persönliche Beziehung herzustellen ist die Kölner Caritas-Initiative ‚Kölsch

Hätz’: Angesichts der Isolation alter Leute in Stadtvierteln von Köln wurde die Initiative gestar-

tet, etwa in Nippes; dort gibt es eine hauptamtliche Koordinatorin, ansonsten arbeiten dort nur
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Ehrenamtliche; und die Koordinatorin vermittelt dort wohnende Leute an Alte, die einsam sind.

Ziel ist es, Kontakt herzustellen, um die Isolation aufzubrechen. In einem zweiten Schritt versu-

chen wir zur Zeit, die Jungen zu erreichen, die Enkelgeneration. Drum herum sind dort weiterhin

Veedels-Gespräche – also beispielsweise erzählt der Milchmann von früher etcetera – entstan-

den. Die verschiedensten Leute haben daran Interesse gefunden, und jetzt gibt es Firmen vor

Ort, die bezahlen uns etwa unsere Druckkosten für einen Flyer, den wir herausgeben haben. Wir

haben also zuerst Beziehungen gestiftet; dann gab es Interesse, und dann haben die Menschen

auch ehrenamtliches Engagement zur Verfügung gestellt. Einer gestaltet uns gerade einen In-

ternetauftritt. Alle diese Leute sind in den Prozess hineingezogen worden, die haben wir nicht

durch einen Zeitungsaufruf gesucht. Wenn auf der Viertelsebene also persönliche Beziehungen

entstehen, wo sich die Leute konkret angesprochen fühlen und kennen lernen, für wen und was

sie da sein können, dann entsteht so etwas.

DD: Sie betonen, dass Sie sich auch als ein Unternehmen am Markt verstehen, sagen, dies be-

deute einen Spagat zwischen Wirtschaftlichkeit und Karitativem. Ich behauptet einmal, die

Nachfrage ist höher als das Angebot, welches Sie erbringen. Sehen Sie politische Notwendig-

keiten, um die Leistungsfähigkeit der Caritas so steigern zu können, dass Sie alle erreichen?

Was könnte eine Forderung an Politik, Wirtschaft, Gesellschaft sein?

DECKER: Haupt- und Nebenamt müssen miteinander kombiniert werden. Dass z.B. das Projekt

‚Kölsch Hätz’ gut läuft, liegt daran, dass sich dort eine hauptamtliche Koordinatorin verbindlich

und kontinuierlich um die Vermittlung der Leute kümmert, Weiterbildung und eine Struktur bie-

tet.

DD: Gesamtgesellschaftlich gesehen, ist der Staat in seinen Funktionen immer weniger leis-

tungsfähig, weil er unter Druck steht, die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu

fördern durch Steuersenkungen und so weiter ... Ich meine, wir sollten die Bereitschaft zur Teil-

zeitarbeit in der Gesellschaft erhöhen, Arbeit auf mehr Menschen verteilen, und die Anerken-

nung und Zuwendung zur freiwilligen bürgerschaftlichen Arbeit in allen Sektoren steigern. Dies

könnte zu erhöhter kultureller und sozialer Stabilität und Attraktivität für den Standort Köln

führen, die öffentlichen Kassen entlasten (Hier bringt der Autor das Beispiel der Leistungskraft

der Versorgungsleistungen der Aidshilfe ein, siehe hierzu IV-III.2.) und Lebensqualität erhöhen.

DECKER: Wir haben ja Ehrenamtler an ganz vielen Stellen. In allen Altenheimen gibt es Ehre-

namtlergruppen, im Obdachlosentreff, beim Therapiezentrum für Folteropfer und vieles mehr...

– wir haben sogar einen Dienst ‚Mensch zu Mensch’, wo Ehrenamtler, die sich engagieren wol-

len, anrufen können und ganz persönlich beraten und vermittelt werden, was sie wo machen

können. Dächte man sich die ehrenamtlichen Mitarbeiter/-innen weg, würde ganz vieles nicht

geschehen.

DD: Caritas ist Arbeitgeber für über 1 600 Hauptamtler. Aus einer Befragung geht hervor, dass

sie zusätzlich 13 000 bis 14 000 Ehrenamtler haben. Im Schnitt erbringen die zwischen drei und

sechs Stunden pro Woche, das heißt bei durchschnittlich nur vier Stunden wären das pro Wo-

che ja schon 60 000 Stunden. Warum wird trotz solcher Zahlen die Gemeinwesenökonomie –

und besonders die Bedeutung der Freiwilligenarbeit – in der Politik so wenig wahrgenommen?
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DECKER: Neulich hat der Bundeskanzler gesagt, Demokratie ohne Ehrenamt wäre gar nicht

möglich, und wenn man die Demokratie stützen wollte, müsste man das Ehrenamt stützen. Das

sind große, richtige Worte, da kann man ihn nur unterstützen. Wenn ich die Politiker höre, be-

tonen die immer die Wichtigkeit. Wenn man dann aber guckt, wie sie das unterstützen, denken

sie sich Ehrenamtspreise aus oder eine Dampferfahrt für Hausarbeitshilfegruppen. Eine wirkli-

che Wertschätzung wäre es, wenn die Politik für die Begleitung der bürgerschaftlich Engagier-

ten und für die Schaffung ehrenamtfreundlicher Strukturen Geld zur Verfügung stellte. Köln ist

da ganz gut, z.B. sieht der Plan für ein Senioren freundliches Köln acht oder 10 halbe Stellen für

Sozialarbeiter vor, die Seniorennetzwerke schaffen und einen Runden Tisch einrichten, um die

verschiedensten Ehrenamtlerinitiativen zu vernetzen .

DD: Was würde passieren, wenn alle Ehrenamtler für zwei Wochen streiken?

DECKER: Es würde natürlich im Sport ganz viel wegfallen, in der Kultur, im Bereich Jugend, Kin-

derarbeit, der Seniorenbetreuung und in vielen andern sozialen Bereichen.

DD: Wenn wir über soziale Infrastrukturen reden, hat das ja auch damit zu tun, wo die Einrich-

tungen liegen und wie die internen Vernetzungen gestaltet sind. Wie funktioniert die Zusam-

menarbeit mit anderen Einrichtungen, Selbsthilfevereinen, Aidshilfe, KEKS, Kinder-Eltern-Ver-

eine, usw. – Sind das Konkurrenten oder Partner?

DECKER: Das sind keine Konkurrenten. Wir arbeiten z.B. im Arbeitskreis ‚Kölner Arbeitkreis bür-

gerschaftliches Engagement’ (KABE) zusammen, da versuchen alle Verbände, die Vermittlungs-

börsen für Ehrenamtler haben, im gegenseitigen Austausch und im Gespräch mit der Stadt das

bürgerschaftliche Engagement zu stützen. Der derzeitige Oberbürgermeister Schramma hat das

Thema Ehrenamt ja zur Chefsache gemacht und dazu eine Stabsstelle eingerichtet.

DD: In den letzten zwei Jahren ist in Köln viel passiert. Was könnte aber eine kritische Frage

oder Forderung sein, mit der ich Herrn Schramma konfrontieren könnte?

DECKER: Sie könnten ihn damit konfrontieren, dass er solche Koordinationen schafft. Erstens:

Es gibt ja eine Fülle  von Verbänden mit Hauptamtlichen. Ehrenamtlich zu leistende Aufgaben

sind gar nicht so leicht zu definieren; und sich im Netz all derer, die hauptamtlich arbeiten, zu-

rechtzufinden, ist gar nicht so einfach. Hier liegt die Aufgabe von solchen Vermittlungsstellen

und KoordinatorInnen. Zweitens: Wer weiterkommen will, erlebt ein Gestrüpp aus Verwal-

tungsbestimmungen, Paragraphen für Zuschüsse und so weiter – Um da zurechtzukommen,

braucht man ein Stück hauptamtliche Begleitung. Hier könnten auch Fachleute aus Verbänden

hauptamtlich Arbeit übernehmen, die ehrenamtlich Engagierte eher abschreckt. Wir haben ein

Stabsstelle Gemeinde-Caritas, die die Aufgabe hat, die ehrenamtliche Caritasarbeit in den Ge-

meinden zu fördern. Dort tun wir so etwas. Wenn die Politik wirklich etwas verbessern will,

dann geht es nicht nur darum, Bürger zu Engagement zu motivieren z.B. durch Ansprachen und

Preise, sondern dann muss man Strukturen schaffen, die Ehrenamtler   erleben lassen: ‚Man

will uns, denn man hilft uns’. So kann man meiner Meinung nach seine Wertschätzung dieses

Engagements ausdrücken.

DD: Könnten Sie sich steuerliche Anreize vorstellen?

DECKER: Das finde ich sehr schwierig, weil dort jemand sagen müsste: „Der hat jetzt so viel eh-

renamtlich gearbeitet – das ist so viel Geld wert“.
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DD: Und wenn man sich ein ‚Sozialkonto’ aufbauen könnte – nicht über Geld, sondern über

Dienstleistungen? – Das setzte natürlich Qualitätskontrollen voraus.

DECKER: Genau, ich kann mir nicht vorstellen, wie das gehen soll, denn es steht im prinzipiellen

Widerspruch zum Ehrenamt. Viele Leute identifizieren sich entweder mit einer Personengruppe

oder mit einem Wohngebiet, in dem sie leben, und möchten etwas tun. Ehrenamt wird ja auch

als ein Stück Selbstbestimmung erlebt: „Ich kann was tun mit meinem ganzen Potenzial an Fä-

higkeiten und persönlicher Energie.“ – Zu erleben, dass ich das kann, dieses Stück erfahrene

Selbstbestimmung, ist ein Stück Motivation. Hier spielt dann auch die religiöse Motivation hin-

ein. Die religiöse Identität eines Menschen kann man natürlich in der Kirche auch so anspre-

chen: „Du findest dich selbst nicht allein dadurch, dass du dich mit dir selbst beschäftigst, son-

dern indem du dich sozial und kreativ in der Welt einbringst, in der du lebst.“ Wenn du dich mit

deinem hilfsbedürftigen Nächsten identifizierst, kommt du am den  Ort der Begegnung mit Gott.

– Immer geht es um die Motivation: Ich möchte meinen Lebenssinn finden, ich möchte mich

selbst verwirklichen. Dieser starke Wunsch ist überall vorhanden, und wenn ich den bei Men-

schen anspreche und dann auch von politischer Seite Strukturen dafür geschaffen worden sind,

dann wird das auch als erfüllbar erlebt.

DD: „Jenseits aller großen Worte sprechen Christen so mit ihren Taten von der Wahrheit des Le-

bens...”, heißt es auf Ihrer Webseite – Wie kommen wir von einer Gesellschaft des Nehmens zu

einer Gesellschaft des Gebens? Brauchen wir mehr Spiritualität?

DECKER: Wenn ich mit Ehrenamtlern spreche, warum sie die Arbeit tun, so antworten sie stets,

„weil wir da erleben, dass wir etwas ganz persönlich geben können, das sonst nicht geschieht

und doch vom Gegenüber dringend gewünscht und dankbar angenommen wird, und dass uns

das eigentlich das Wichtigste ist.“ Und umgekehrt wie z.B. ein Drogenabhängiger in einer An-

laufstelle zu einem dort ehrenamtlich Tätigen: „Ich habe hier das erste Mal erlebt, dass sich mir

jemand zugewandt hat, ohne dass er dafür Geld bekommt.“ Hier geht es um Spiritualität und

diese muss auch an der richtigen Stelle und zu bestimmten Zeiten auch – aber dann in die rich-

tigen – Worte gefasst und angesprochen werden. Ich halte aber nichts von Moralappellen, ich

denke, das die Moral dies betreffend nicht schlechter als früher ist, auch wenn dies gern be-

hauptet wird. Die Spiritualität der Leute ist abgesehen davon, wie oben ausgeführt, dass sie

durch gesellschaftliche Strukturen gestützt werden muss, dann eher eine Frage der gesell-

schaftlichen Kultur. In Sachen Ehrenamt schwappt ja von den USA nach Europa eine andere

Kultur herüber, wo sich die Unternehmen viel selbstverständlicher als Teil der Bürgerschaft se-

hen, während sie bei uns meinen, nur die sach- und marktgerechte Produktion irgend einer

Ware zur Aufgabe zu haben, nicht aber auch sich als Unternehmen eine bestimmte bürger-

schaftliche Aufgabe stellen zu sollen. Diese Kultur ebenso in Europa zu entwickeln, wird jetzt

versucht. Und wir haben gerade von der Firma Ford folgendes Angebot: Ford bietet ihren Mitar-

beitern an, 16 Stunden ihrer Arbeitszeit einmal in ein Ehrenamtlerprojekt zu stecken. Das ist si-

cher eine nützliche und produktive Idee, wenn es hierzu auch sicherlich noch vieler Experi-

mente und daraus resultierender Erfahrungen bedarf. Aus Baden-Württemberg habe ich von

der Diakonie gehört, wie sie mit mehreren Verbänden zusammen einen Studienführer entwi-

ckelt  hat, in dem ein Fülle an Projekten genannt sind, für welche jeweils für eine gewisse Zeit

Leute gesucht werden. Das hatte ein Jahr Vorlaufzeit, doch haben sich dort nur zwanzig Leute
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gemeldet. Was zunächst nur besagt, dass dies ungeheuer schwierig ist. Es erfordert z.B.  eine

ungeheure Umstrukturierung und Konzentration der Sozialverbände auf das Ehrenamt, in einer

Weise, wie wir es bisher noch nicht haben. Damit sind wir wieder bei den Strukturen und beim

notwendigen gesellschaftlichen Umdenken aller.

DD: Es geht also um die Schnittstellen zwischen ehrenamtlicher und hauptamtlicher Tätigkeit

sowie den nötigen öffentlichen bzw. marktlichen Stellen.

DECKER: Die Politik muss einfach Geld zur Verfügung stellen, damit man die nötigen Koordina-

tionsstellen hat, um die ehrenamtsfreundliche Struktur zu schaffen. Das Zweite ist, dass die

Verbände dem Ehrenamt einen viel größeren Stellenwert geben, und sie müssen dafür die Ar-

beitszeit Hauptamtlicher zur Verfügung stellen. Kernpunkt ist, dass man über Strukturen nach-

denkt, die ehrenamtsfreundlicher und ehrenamtsbedürftiger sind. Dafür braucht es neue sozi-

ale Prioritäten und ein Umdenken aller über das, was Leben lebenswert macht.

Die Aussagen, die Herr Decker im Interview machte, decken sich in eigentlich allen Aspekten

mit den wesentlichen Ansätzen, die der Autor in diese Studie wissenschaftlich verfolgt und in

der nachfolgenden exemplarischen Fallstudie Köln belegt. Sie unterstützen die Konzepte dieser

Studie und zeigen auch, dass es sich bei der Perspektive des Autors keineswegs um eine rein

akademische handelt, sondern von Menschen, die einen sehr dichten und langjährigen Praxis-

bezug haben geteilt werden.

I V - I . 2 .  D I E  B Ü R G E R S C H A F T L I C H E N  E I N R I C H T U N G E N

Nach der Recherche und Adressaktualisierung wurden die Einrichtungen in Kate-

gorien nach den von ihnen abgedeckten thematischen Schwerpunkten, ihren Ein-

richtungstypen, Angeboten und Zielgruppen zusammengefasst. Hierüber wird die

Verteilung und Gewichtung auf die jeweiligen Themenbereiche deutlich.

Dem folgt eine qualitative Analyse ausgewählter Einrichtungen. Hier werden ver-

schiedene Thesen über Art und Umfang der dort verrichteten Tätigkeiten und über

ihre direkte und/ oder indirekte Beschäftigungswirkung begründet und untermau-

ert. Zudem wird eine typologische Zuordnung der Einrichtungen656 nach ihren

strukturellen Eigenschaften und Trends vorgenommen. Weiterhin erfolgt eine Ka-

tegorisierung der in und aus den Einrichtungen erbrachten Leistungen.
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 Schnittstellentypologie (siehe Kapitel III-III.3.)
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I V - I . 3 .  A N G E B O T E  A U S  B Ü R G E R S C H A F T L I C H E N

E I N R I C H T U N G E N  U N D  A N L Ä S S E  F Ü R

G E M E I N S C H A F T S O R I E N T I E R T E  S U B S I S T E N Z A R B E I T

Von den recherchierten bürgerschaftlichen Einrichtungen bieten eigentlich alle ein

ganzes Spektrum von Angeboten an, die unterschiedlichsten Bedürfnissen und

Problemen gewidmet sind. Es gibt wenige Einrichtungen, die nur Einzelleistungen

erbringen, weshalb im folgenden die Angebote prozentual aufgeschlüsselt sind,

davon aber der Großteil der Einrichtungen mehrere Leistungen gleichzeitig anbie-

tet. Das, was hier das Angebot der Einrichtungen darstellt, ist zugleich auch der

Anlass der gemeinschaftsorientierten Subsistenzarbeit, die nur jenes anbietet, wo-

nach offensichtlich auch ein Bedarf besteht (vergleiche Kapitel III-I).

Von den 1097 Einrichtungen gehören bei rund 53 % unterschiedlichste Beratungen

zu den wichtigen Leistungen, 46 % erbringen Kommmunikations- und Vernet-

zungsangebote und bei 41 % geht es unter anderem um Selbsthilfe und Erfah-

rungsaustausch. 38 % der Einrichtungen haben Integration zum Thema, bei 28 %

hat die Begegnung zwischen Menschen eine wichtige Funktion, knapp 27 % vertre-

ten die politischen Interessen ihrer Themensetzung, 26 % erbringen Betreuungs-

leistungen gegenüber Kindern, Jugendlichen, Alten, Kranken, Behinderten und

Menschen in Not. Für 21 % der Einrichtungen gehören Themen, die sich den Belan-

gen von Kindern und Eltern und ihrem Verhältnis widmen, zu den zentralen Aufga-

ben. Für immerhin 19 % stellen künstlerisch-musische Medien, wie Musik, Kunst,

Theater zu den wichtigen Mitteln und Wegen, ihre inhaltlichen Anliegen und Leis-

tungen zu erbringen. 17 % sind Nachbarschaftsinitiativen und Gruppen, die sich

mit Gestaltung und Belangen des eigenen Stadtteils beschäftigen. 12 % zählen

Bildung und Qualifikation zu ihren zentralen Angeboten, knapp 11 % befassen sich

mit interkulturellen Themen und kulturellen Identitäten. 6 % widmen sich Umwelt-,

Natur- und Tierschutz, bzw. Ökologie, während rund 5 % sich der Thematik des

Altwerdens und Altseins und den damit verbundenen Problemen widmen. Rund 5

% der Einrichtungen haben Essens-, Kleider- und Sachmittelausgabestellen für

Bedürftige und/ oder bieten Wasch- und Schlafgelegenheiten an. Weitere knapp 4

% befassen sich mit Themen rund um Homo- und Bisexualität, und ebenso viele

erbringen unterschiedliche Pflegeleistungen für Pflegebedürftige aus verschie-

densten Gründen. 4 % erbringen Erwerbsarbeitsberatungen und –vermittlungen.

Bei 3 % der Einrichtungen geht es um Drogen- und Suchtproblematik.

Betrachtet man die Zielgruppen der Einrichtungen, stellt man fest, dass jene Grup-

pierungen von Menschen mit gleichen Merkmalen –Menschen aus anderen Kultur-
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räumen, Kranke und Behinderte, Homosexuelle, Drogensüchtige, Obdachlose in

den bürgerschaftlichen Einrichtungen deutlich stärker vertreten sind, als dies sonst

der Fall ist. Diese Gruppierungen finden in einer Gesellschaft, die sich immer mehr

einer kulturellen Homogenisierung verschreibt immer weniger Gehör und Wahr-

nehmung, obwohl sie in ihrer Gesamtheit eine durchaus große gesellschaftliche

Gruppe darstellen. Letztlich sind ja fast alle Menschen anders als das, was als nor-

mal betrachtet wird, nur im Durchschnitt gleichen sie sich an. Gerade in Städten –

besonders in Großstädten und Metropolen – erreichen Menschen, die sonst Min-

derheiten darstellen, eine genügende Masse, um sich zu finden und zu solidarisie-

ren. So geht es hier weniger um die Wahrung von Partikularinteressen, sondern um

das Lindern einer gesellschaftlichen Vernachlässigung und großenteils sogar Dis-

kriminierung, die den friedlichen und produktiven Zusammenhalt der Gesellschaft

gefährdet. Auch in Köln wird dies wird durch den metropolitanen Charakter erleich-

tert.

Das Spektrum der Nachbarschaftsgruppen, Umweltschutzgruppen und der aktiven

Partizipation an staatlichen, kommunalen und Stadtteilbelangen ist im Vergleich

dazu verhältnismäßig gering ausgeprägt. Ob dies auf einen geringeren Bedarf deu-

tet, ist sehr fraglich. Diese Aussage kann mit dieser Studie zwar nicht belegt wer-

den, wird aber durch die Ergebnisse der qualitativen Untersuchung und der Viel-

zahl von Gesprächen, die auf bürgerlicher wie institutioneller Ebene während der

Studie geführt wurden, unterstützt. Eher kann man es auf die seit dem 16. Jahr-

hundert anhaltende Tendenz zur Privatisierung und Kommerzialisierung des Le-

bens zurückführen, die uns des kooperativen Umgangs mit Gemeinschaftsaufga-

ben entwöhnt hat.657 Zudem dürfte ein Zusammenhang mit der soziokulturellen

Entwicklung der letzten vier Jahrzehnte weg von gesellschaftlicher und politischer

Partizipation bestehen. Insbesondere der seit Ende der 1960er Jahre bis Mitte

der1980er Jahre andauernde Trend zur Individualisierung und der Ausrichtung auf

materielle Wohlstandsmaximierung dürfte eine Entkoppelung von Individuum und

bürgerschaftlicher Ebene zur Folge gehabt haben (vergleiche Kapitel II.). In den

letzten Jahren sind Ansätze zu einer Gegenbewegung zu erkennen; die ehrenamtli-

che Vereinsarbeit hat von 1985 bis 1996 von 25 % auf 35 % zugenommen658 und

das Fehlen von Partizipationsstrukturen wird zunehmend als Defizit wahrgenom-

men.659
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 Vergleiche Scherhorn 1998a und 1998b.

658
 Vergleiche Beyer et al., 1998.

659
 Vergleiche Klages, 2001.
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IV- I I .  QUALITATIVE IN TERVIEWS

Um den qualitativen Merkmalen gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit auf

die Spur zu kommen, und das Ausmaß, in dem diese von einzelnen Einrichtungen

erbracht werden, beispielhaft darstellen zu können, wurde eine Auswahl aus der

Gesamtheit der recherchierten Einrichtungen getroffen, von denen 10 für qualita-

tive Interviews ausgewählt wurden. Dabei war es von Vorteil, dass der Autor sich

schon vorab bei verschiedenen bürgerschaftlichen Einrichtungen durch telefoni-

sche Befragung von Schlüsselpersonen660 über die jeweiligen Einrichtungen infor-

mieren konnten. Aus der Vielzahl von vorbereitenden Evaluierungsgesprächen

wurde ein Modell zur typologischen Zuordnung der bürgerschaftlichen Einrichtun-

gen entworfen und anhand der Interviewergebnisse überprüft und ausgearbeitet.

Die Typologie ist den einzelnen exemplarischen Fallstudien kurz voran gestellt und

am Ende jedes Fallbeispiels begründet. In einer eingehenden Auswertung der In-

terviews, wurden die Einrichtungen unter anderem nach ihren erbrachten Leistun-

gen kategorisiert. Dabei wurden sämtliche Dienste und Güter einbezogen, die von

einer Einrichtung erbracht werden, auch jene, die sich nicht ohne weiteres quanti-

fizieren lassen.

I V - I I . 1 .  S C H N I T T S T E L L E N T Y P O L O G I E N  N A C H

L E I S T U N G ,  A L I M E N T A T I O N ,  I N T E G R A T I O N  U N D

T R E N D S

Aus dem Vorangegangenen, insbesondere in Kapitel III-III.3. wurde deutlich, dass

sich bürgerschaftliche Einrichtungen als Schnittstellen zwischen informellen und

formellen Strukturen beschreiben lassen. Sie sind in ihrer Charakteristik aber nicht

identisch, sondern unterscheiden sich nach ihren ökonomischen Eigenschaften,

nach den von ihnen erbrachten Leistungen und nach ihren Entwicklungstrends.

Hieraus wurde eine Schnittstellentypologie entwickelt, welche anhand der Auswer-

tung der Fallbeispiele überprüft und bisher bestätigt wurde. Sie soll jedoch keinen

normativen Charakter haben, sondern primär dazu dienen, strukturelle Gemein-

samkeiten von teilweise thematisch sehr unterschiedlichen Einrichtungen transpa-

rent zu machen.
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 Dies sind Personen, die entweder schon über einen langen Zeitraum in der betrachteten Einrichtung tätig sind

oder sich in einer koordinierenden Position befinden.
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Wenn heute eigentlich niemand661 mehr allein oder ganz überwiegend von selbst

produzierten Gütern und Diensten leben kann, weder in der individualorientierten,

noch in der gemeinschaftsorientierten Subsistenz, dann ist klar, dass die Mittel

zum Kauf von Gütern und Diensten zunächst aus der formellen Erwerbswirtschaft

kommen müssen. Die Möglichkeit, Subsistenztätigkeiten ausüben zu können, ob

als Einzelne(r) oder gemeinschaftlich ist also an die Verfügbarkeit finanzieller Mit-

tel gebunden, die aus formeller Arbeit stammen oder als Zuschüsse aus formellen

marktwirtschaftlichen oder staatlich-öffentlichen Einrichtungen.

Dieser Zusammenhang lässt sich einfach am Beispiel der ‚klassischen’ städtischen

Hausfrau und Mutter gezeigt werden, die ja glücklicherweise in ihrer geschlechts-

spezifischen Rollenzuteilung zunehmend auf dem Rückzug ist. Sie kann ihre Tätig-

keit nur ausüben, weil ihr Mann ihr das Geldverdienen abnimmt. Subsistenz ist

also häufig mehr oder weniger abhängig von finanziellen Mitteln aus formellen

Quellen, mal unmittelbarer, mal mittelbar. Diese Art der Abhängigkeit wird hier als

finanzielle Abhängigkeit bezeichnet.

Am Beispiel der Hausfrau lässt sich aber noch eine zweite Art der Abhängigkeit

erläutern, die hier als strukturelle Abhängigkeit bezeichnet wird. Denn der klassi-

sche  städtische erwerbstätige Ehemann (dessen geschlechtsspezifische Rollenzu-

teilung sich hoffentlich auch nicht dauerhaft erhält) kann umgekehrt auch nur sei-

ner beruflichen Erwerbsarbeit nachgehen, weil seine Frau ihm die Hausarbeit und

die Familienarbeit größtenteils abnimmt. Andernfalls müsste er mit seinen Er-

werbseinkünften eine Drittperson (Haushälterin, Tagesmutter) bezahlen. Aber

seine familiäre Einbettung und die Qualität der sozialen Nähe ginge verloren, au-

ßerdem müsste er mindestens gleichviel oder mehr als die Haushälterin verdienen,

sonst könnte er ja gleich alles selber machen. Insofern ist auch die formelle Be-

schäftigung direkt von den informellen Subsistenztätigkeiten abhängig, die soziale

und familiäre Strukturen schaffen und erhalten, die nötig sind, damit Erwerbsar-

beit durchgeführt und aufrechterhalten werden kann.662 Diese Zusammenhänge

äußern sich auf der Ebene der Bürgergesellschaft und in den bürgerschaftlichen

Einrichtungen nicht so linear, wie auf der personalen und familiären Ebene, und

verlangen deshalb der detaillierteren Analyse.

Finanzielle und strukturelle Abhängigkeit können nebeneinander stehen und sich

ergänzen und müssen daher separat untersucht werden. Um sie zu operationalisie-

ren, werden hier zwei Typologien gewählt, die der Alimentation für die finanzielle
                                                  
661

... in den westlich-europäisch geprägten Kulturkreisen...

662
 Vergleiche Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002, Band 4, S. 411.
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und die der Integration für die strukturelle Abhängigkeit. Das Wort Alimentation

bedeutet soviel wie Unterhaltszuschuss; die Typologie soll klären, wieweit die je-

weils betrachteten bürgerschaftlichen Einrichtungen zu ihrer Unterhaltung auf Mit-

tel aus formellen Quellen angewiesen sind und wieweit sie (auch) aus informellen

Quellen bestritten werden. Neben den Abhängigkeiten wird noch untersucht, wie

die in der Einrichtung erbrachten Leistungen gerichtet sind, und welchen Entwick-

lungstrend die Einrichtung zum Untersuchungszeitpunkt haben.

Im folgenden werden mehrere Kategorisierungsoptionen dargestellt, die es ermög-

lichen, verschiedene Qualitäten und Eigenschaften der jeweilig untersuchten Ein-

richtungen zu identifizieren und zu klassifizieren. Dabei wird zwischen vier Grund-

typologien unterschieden, die verschiedene Merkmale systematisieren:

1. Leistungsorientierung

2. Alimentation663

3. Integration664

4. Entwicklungstrend

Mit ihnen werden Kategorien angeboten, die es ermöglichen, unterschiedliche

Qualitäten bestimmter Merkmale den Einrichtungen zuzuordnen. Eine jede unter-

suchte Einrichtung sollte sich je einmal pro Kategorientyp zuordnen lassen, das

heißt, pro Einrichtung erfolgt eine Zuordnung zu den vier verschiedenen Merkmals-

gruppen A, B, C und D.

L e i s t u n g e n

Typ: Interne Leistungsorientierung

Vorwiegend nur Dienstleistungen für die in der Einrichtung vertretenen Personen/

(Vereins)Mitglieder.

Typ: Externe Leistungsorientierung

Aus der Einrichtungen heraus werden vorwiegend Leistungen für andere, nicht in

der Einrichtung vertretende Personen/ Gruppen oder. Einrichtungen/ Strukturen

erbracht, und zwar:

 für andere informelle Einrichtungen/ Strukturen;

                                                  
663

 finanzielle Abhängigkeit

664
 strukturelle Abhängigkeit
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 für bestimmte Personen-/ Interessengruppen (mit informellem Charakter);

 für vorwiegend formelle Einrichtungen/ Wirtschaftssektoren (und damit mittel-

bar für die bürgerschaftliche Ebene);

 Mischformen aus 1/ 2/ und 3, verschiedene Zielgruppeninteressen werden zu

einem Gesamtinteresse verschmolzen.

Typ: Interne und externe Leistungsorientierung

Leistungen werden für die in der Einrichtung vertretenden Personen ebenso er-

bracht, wie für bestimmte Personen-/ Interessensgruppen und/ oder formelle oder

informelle Einrichtungen. Dabei ist keine klare Gewichtung festlegbar.

Diese Zuordnungen lassen sich besonders für weitergehende Untersuchungen

sinnvoll operationalisieren, gerade dann, wenn sich aufgrund einer umfassenden

Umfrage Gruppen von Einrichtungen für informelle Arbeit mit gemeinsamen Kom-

binationen von bestimmten Merkmalsgruppen ergeben. Für die im folgenden dar-

gestellten Fallbeispiele können die Zuordnungen nur beispielhaft erfolgen, eine

ergiebige Vergleichbarkeit lässt sich hierbei aber, aufgrund des Studienumfanges,

nicht erreichen. Zu bedenken ist, dass über die oben genannten Typologien noch

keinerlei Aussagen über die Art und die Qualität der aus der jeweiligen Einrichtung

erbrachten Leistungen gemacht werden können. Auch stellen sie noch kein Instru-

ment dar, über welches ermöglicht würde, diese Leistungen zu quantifizieren. Die

Leistungstransfers – die Outputs –, die von den Einrichtungen für informelle Arbeit

ausgehen, werden im Anschluss auf die folgenden qualitativen Beschreibungen

der untersuchten Einzelfallstudien thematisch systematisiert und in ihren Eigen-

schaften beschrieben.

A l i m e n t a t i o n

Typ: Formelle Alimentation

finanzielle Abhängigkeit von formellen Strukturen (mehr als 80 %), und zwar von

 Kommune, Land, Bund, EU (auch ABM-, HzA-Gelder, kommunale Zuschüsse, …);

 Stiftungen, Wirtschaftsunternehmen, Auftragsarbeiten;

 beiden in etwa gleichem (oder wechselndem) Umfang.

Typ: Informelle Alimentation

finanzielle Abhängigkeit von informellen Strukturen (mehr als 80 %), und zwar von
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 Trägervereinen und sonstigen Einrichtungen für informelle Arbeit;

 Mitgliedern und informell Tätigen (Mitgliedsbeiträge, Spenden);

 beiden in etwa gleichem (oder wechselndem) Umfang.

Typ: Informelle und formelle Alimentation

finanzielle Abhängigkeit von informellen und formellen Strukturen, und zwar

 mit deutlicher Gewichtung auf formellen Strukturen (mehr als 60 %, weniger als

80 %);

 mit deutlicher Gewichtung auf informellen Strukturen (mehr als 60 %, weniger

als 80 %);

 beides in etwa gleichem (oder wechselndem) Umfang;

 im Sonderfall: funktionale Teilung der Einrichtung in eine informelle und eine

formelle Einheit, dabei intrainstitutionelle Arbeitsteilung665.

Typ ‚Informelle und formelle Alimentation’ ist eine Restkategorie. Ihr ist die Majori-

tät der Einrichtungen zuzuordnen. Die Zuordnungen der Einrichtungen zu den Ty-

pen ‚formelle Alimentation’ und ‚informelle Alimentation’ wird zusätzlich zeigen,

wie die finanziellen Abhängigkeiten tatsächlich gewichtet sind. Natürlich sind die

informellen Tätigkeiten in den Schnittstellen nicht unabhängig von formeller Ali-

mentation. Doch gibt es nicht wenige Fälle, die in die Typen ‚informelle Alimenta-

tion’ oder ‚informelle und formelle Alimentation’ fallen, wo die Abhängigkeit nicht

so stark ausgeprägt ist. Der wirkliche Grad der Abhängigkeit lässt sich nicht ein-

deutig quantifizieren, aber die Zuordnung zu den Typen und ihren Untergliederun-

gen ermöglicht zu mindestens die Gewichtung der finanziellen Abhängigkeiten dar-

zustellen, und bietet vor allem in Koppelung mit der Typologie der strukturellen

Abhängigkeit Ansatzpunkte für die Entwicklung möglicher Fördermaßnahmen.

Die strukturelle Abhängigkeit, die Integration, ist Gegenstück und Ergänzung –

nicht Gegenteil – zur Alimentation. Sie bezeichnet zum einen die strukturelle Ab-

hängigkeit der Einrichtungen von der formellen Beschäftigung und von den infor-

mellen Tätigkeiten. Diese ist umso größer, je geringer die Möglichkeit ist, alimen-

tierte informelle Tätigkeiten durch formell organisierte zu ersetzen oder in formelle

Organisationen einzubinden. Die Möglichkeit dazu ist umso geringer, je tiefer die

Tätigkeit in eine informelle Struktur eingebunden (integriert) ist, sei das nun eine
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 formelle Einheit alimentiert informelle Einheit mit finanziellen Mitteln, informelle Einheit unterhält formelle

Einheit mit informeller Arbeit.
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Familie (ein Haushalt) oder eine Gruppe, ein Verein. Hier ist eine enge Interdepen-

denz zur formellen Arbeit erkennbar. Zum anderen bezeichnet sie die strukturelle

Abhängigkeit von sonstige Gütern und/ oder Zuwendung (z.B. das Bereitstellen

oder Überlassen eines Geländes oder Gebäudes), sowie die Abhängigkeit von der

Integration in Kooperationsnetzwerken. Diese Zuwendungen können von bürger-

schaftlicher Seite erfolgen, ebenso wie von Seiten eines Unternehmens, einer

Kommune oder eines Bundeslandes. Die strukturelle Abhängigkeit kann, je nach

ihrem Grad, die finanzielle Abhängigkeit vermindern oder sogar völlig ersetzen, sie

aber auch erhöhen666. Die Typisierung kann sich hier nur auf die Frage beschrän-

ken, wieweit Einrichtungen für informelle Arbeit sich in diesen strukturellen Abhän-

gigkeiten befinden, für formelle Arbeit wäre eine vergleichbare Zuordnung noch zu

erarbeiten. Die strukturelle Abhängigkeit formeller Arbeit ist mindestens ebenso

hoch, sei es weil sie in Organisationen eingebettet ist, die überwiegend durch in-

formelle Tätigkeiten unterhalten werden, sei es weil sie eine Nachfrage nach Gü-

tern oder Diensten decken, die durch informelle Tätigkeiten stimuliert wird.

I n t e g r a t i o n

Typ: formelle Integration

Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit mit deutlicher Gewichtung auf for-

meller Arbeit und formellen Strukturen (mehr als 70 %).

Typ: informelle Integration

Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit mit deutlicher Gewichtung auf in-

formeller Arbeit und informellen Strukturen (mehr als 70 %).

Typ: informelle und formelle Integration

Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit von beidem in etwa gleichem (oder

wechselndem) Umfang.

Die Bedeutung der informellen Tätigkeiten kommt natürlich nicht nur in der Ent-

wicklung und der wechselseitigen Abhängigkeit mit der formellen Beschäftigung

zum Ausdruck, sondern auch in den erbrachten Leistungen. Diese werden danach

unterschieden, ob sie sich eher Partialinteressen widmen oder eher Gemein-

schaftsaufgaben erfüllen.
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Dies z.B. dann, wenn die strukturelle Abhängigkeit relativ hoch ist, für strukturbildende und –fördernde Maß-

nahmen aber wiederum finanzielle Zuwendungen vonnöten sind.
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E n t w i c k l u n g s t r e n d s

Trend: Formalisierung (zunehmende Formalisierung)

 Funktionale Teilung in eine formelle und eine informelle Einheit mit zunehmen-

dem Schwergewicht auf der formellen Einheit;

 Verdrängung der informellen Strukturen und Funktionen durch formelle Ele-

mente.

Trend: Informalisierung (zunehmende Informalisierung)

 Funktionale Teilung in eine formelle und eine informelle Einheit mit zunehmen-

dem Schwergewicht auf der informellen Einheit;

 formelle Elemente ziehen sich zurück/ spalten sich ab (oft aus Gründen der

Wettbewerbsfähigkeit), mit der Folge der Schwächung der informellen Strukturen

und deren Funktionsfähigkeit.

Trend: Stabil (Status bleibt weit gehend unverändert)

 Organisationsstruktur ist weit gehend stabil, Funktion bleibt erhalten, meist mit

einer formell und informell anerkannten Etablierung verbunden.

Trend: Optimierung (Optimierung der Schnittstellenposition)

 (Typus bisher nicht identifiziert, wäre als zukunftsfähiger Prototyp noch zu ent-

wickeln, verschiedene Einrichtungen arbeiten aber an Organisationsmodellen hier-

für.)

Sofern der Trend ‚zunehmende Formalisierung’ bestände, bzw. in letzter Zeit zu-

nähme, könnte man auf schwindende Bedeutung der informellen Tätigkeiten

schließen, in den anderen Fällen nicht. Dieser Typ ist jedoch relativ häufig. Dies

deutet darauf hin, dass die mangelhafte Wahrnehmung der aus Subsistenzarbeit

erbrachten Leistung und die zu geringe Unterstützung seitens formeller Strukturen

die Notwendigkeit der stärker formellen Orientierung erzeugt. Das bedeutet, dass

ihre Leistungen ersatzlos entfallen oder zumindest in ihrer Qualität abnehmen, da

sie in der Wettbewerbsstruktur nicht bestehen können – aus soziokultureller Per-

spektive sind sie also nicht bedeutungsgeringer, sondern ihre Bedeutung nimmt

sogar zu, umso geringer sie vorhanden sind – im Wettbewerbssinne sind sie vor

allem durch ihre kompensatorische Wirkung von Bedeutung – diese wird aber nicht

erkannt, deswegen neigen sie zu einer Formalisierung. Dabei geht aber der kom-
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pensatorische Effekt verloren – gleichzeitig geht soziale und kulturelle Lebensqua-

lität verloren und die Stabilität und Qualität des Standortes wird gefährdet.

I V - I I . 2 .  A U S W A H L  U N D  A B L A U F  D E R  I N T E R V I E W S

Die folgenden Fallstudien stellen Stichproben von bürgerschaftlichen Einrichtun-

gen in Köln dar. Aufgrund des enormen Spektrums unterschiedlicher bürgerschaft-

licher Einrichtungen in Köln kann über die Analyse von 10 Fallbeispielen kein An-

spruch auf Repräsentanz der Thematik gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit

in der Bürgerarbeit erhoben werden. Dennoch ist der Autor der Auffassung, dass

die dargestellten Fallbeispiele zumindest einen repräsentativen Überblick über die

unterschiedlichen Organisationsformen dieser Einrichtungen leisten und wertvolle

Hinweise über grundsätzliche inhaltliche, ökonomische und soziostrukturelle Po-

tentiale und Konflikte liefern können. Ihre Auswahl erfolgte aufgrund von Empfeh-

lungen von Schlüsselpersonen aus anderen Einrichtungen und ausführlichen tele-

fonischen und persönlichen Sondierungsgesprächen. Interesse des Autors war,

neben strukturellen betriebswirtschaftlichen Informationen der jeweiligen Einrich-

tungen, besonders auch das subjektive Empfinden der gemeinschaftsorientierte

Subsistenzarbeit in diesen Einrichtungen ermitteln zu können. Zudem ging es auch

darum, in den Gesprächen einen kreativen Assoziationsprozess zu aktivieren. Die

jeweiligen InterviewpartnerInnen sind in die prozessuale Entwicklung der bürger-

schaftlichen Einrichtungen und die dort verrichteten Tätigkeiten involviert und

deshalb viel direkter und konkreter in der Lage, auf eventuelle Zukunftsszenarien

kritisch zu reagieren, als dies Außenstehende können. So dienten die Gespräche

neben der Systematisierung der jeweiligen spezifischen Charakteristika und der

erbrachten Leistungen vor allem auch dazu, die in dieser Studie formulierten The-

sen im Gespräch zu überprüfen, zu korrigieren und eventuell neue einzubringen.

Die Gespräche folgten immer einer festgelegten Reihenfolge. Am Anfang stand

immer ein sondierendes telefonisches oder persönliches Gespräch, über dass die

jeweilige Einrichtung themenspezifisch eingeordnet und das Interesse der Reprä-

sentanten der Einrichtung an der Studie ermittelt werden konnte. In diesem Ge-

spräch wurde der Forschungshintergrund, die Thesen und Fragestellungen sowie

die Zielsetzung der Studie dargestellt und bei Interesse ein Termin für ein weiteres

Gespräch ausgemacht. In der Zwischenzeit wurde das Anliegen und die Zielsetzun-

gen der Studie innerhalb der Einrichtung und des Vorstandes diskutiert und über

die Teilnahme an der qualitativen Evaluierung entschieden. Dieses zweite Ge-

spräch erfolgte in der Regel telefonisch. Hier wurden die Fragestellungen und In-
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halte der Studie ein weiteres Mal wiederholend dargestellt und thematisch vertieft.

Am Abschluss dieses Gesprächs stand dann die Terminabsprache zum Interview.

Dabei wurden die Beteiligten auf folgende Frageblöcke vorbereitet:

 inhaltliche Schwerpunkte und Arbeitsfelder der Einrichtung;

 Organisationsstruktur, Finanzierung, Verhältnis formeller zu informeller

(Subsistenz)Arbeit;

 Zukunftsszenarien der Einrichtung auf Grundlage des Ist-Zustandes und

in der ‚Idealsituation’/ Vision.

Die Interviews wurden als freie Gespräche in Form eines Brainstorms angekündigt.

Es wurde auf Assoziativfragen vorbereitet und zu einer kritischen Hinterfragung

der Thesen und Bewertungen der Studie ausdrücklich aufgefordert. Angesetzt

wurde eine Interviewzeit von eineinhalb bis zwei Stunden. Wie sich herausstellte,

reichte diese Zeit bei keiner der Fallstudien aus, so dass die durchschnittliche In-

terviewzeit letztlich vier Stunden pro Einrichtung betrug. Diese wurde meistens auf

zwei Interviewtermine verteilt. In zwei Fällen wurde das Interview mit nur einem

Termin bewältigt. Bemerkenswert war, dass die Bereitschaft für ein derart langwie-

riges Interview bei den Vorabgesprächen nicht ein einziges Mal bestand. Da sich

erst nach den ersten drei Interviews herauskristallisierte, dass eine solch lange

Interviewzeit wohl der Regelfall würde, wurden dennoch im Vorabgespräch nur

zwei Stunden angekündigt, wohl wissend, dass es wohl länger werden würde.

Diese Strategie folgte aus der Tatsache, dass das Interesse am Studienthema wäh-

rend des Interviews so wuchs, dass die Interviewpartner von sich aus auf eine In-

tensivierung und Vertiefung der Thematik drängten. Aus dem Vertrauen auf dieses

Interesse erwuchs denn auch die Strategie auf die Eigenmotivation der informell

Tätigen zu setzen, welche sich gut bewährte. Die Interviewpartner waren immer

Personen, denen über Organisation und Funktion der Einrichtung eine besondere

Kompetenz zugebilligt werden kann, entweder weil sie in organisatorischer und

koordinierender Schlüsselfunktion tätig sind (z.B. Vorstandsposten oder Ge-

schäftsführung), oder weil sie über einen langen Zeitraum in die Aktivitäten der

Einrichtung involviert waren bzw. sind.

Die Darstellung der folgenden fünf ausgewählten Fallstudien667 sind nach ihren Ent-

wicklungstrends gegliedert (siehe oben). Sofern mehrere Studienbeispiele den

gleichen Trend aufweisen, ist die Reihenfolge durch die chronologische Abfolge

der Interviews bestimmt. In der Auswertung erfolgt außerdem eine Zuordnung zu
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fünf weitere Fallstudien finden sich im Anhang.
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den dargestellten Schnittstellentypologien Alimentation, Integration, Leistungs-

orientierung. Die Ergebnisse der Interviews sind nicht homogen. Die Gründe hierfür

liegen einerseits in der oft dezentralen Organisation der Einrichtung, weshalb ei-

nige Information nicht verfügbar waren oder nur unter hohem Aufwand der Vertre-

ter der jeweiligen Einrichtung hätten verfügbar gemacht werden können. Anderer-

seits wurde bei einigen Informationen darauf verwiesen, dass sie nicht offiziell

zugänglich seien bzw. in ihrer öffentlich zugänglichen Form nicht immer exakt den

realen Verhältnissen entsprechen würden. Dies läge besonders an den städtischen

Verwaltungsstrukturen und Politikinteressen und den an den Vereinsstatus ge-

koppelten rechtlichen Regelwerken, sowie den Kriterienkatalogen für Förderungen.

Betroffen sind hiervon vor allem die Daten der finanziellen In- und Outputs. Zudem

sind die Aufgaben- und Tätigkeitsbereiche so unterschiedlich, dass eine Vergleich-

barkeit dieser Daten bei einer Stichprobenanalyse wenig sinnvoll wäre. Eine struk-

turelle Vergleichbarkeit wird hierdurch nicht behindert. Eine Zuordnung zu den

Schnittstellentypologien der verschiedenen Einrichtung erfolgt bei jeder Fallstudie

zunächst direkt unter dem Namen der Einrichtung und dann ausgewertet in jeweils

einem eigenen Abschnitt. Die Ergebnisse der qualitativen Untersuchung resultie-

ren aus den Informationen, die dem Interviewer zugänglich gemacht wurde. Über

die Richtigkeit der Angaben kann der Autor kein Gewähr übernehmen, sondern nur

darauf verweisen, dass diese nach besten Wissen und Gewissen überprüft wurden.

Die finanziellen Angaben wurden ab- oder aufgerundet, um eine gewisse Diskre-

tion über die wirtschaftlichen Verhältnisse der Einrichtungen zu wahren. Die Inter-

viewpartnerInnen blieben auf eigenen Wunsch anonym. Weiterhin beziehen sich

die wirtschaftlichen Angaben auf den Winter 1999 bis Sommer 2000 und dürften

sich mittlerweile verändert haben. Da die finanziellen Sicherheiten zum Nachteil

der meisten bürgerschaftlichen Einrichtungen schlecht planbar sind, und Förde-

rungen für die die Arbeit unterstützenden (oft auf ABM-Basis beschäftigten)

hauptamtlich Tätigen oftmals auslaufen, ohne dass eine einplanbare Zusage für

eine neue Stelle in Aussicht wäre, kann häufig nur sehr kurzfristig geplant und or-

ganisiert werden. Grundsätzlich hat sich aber die Lage für die bürgerschaftlichen

Einrichtungen in den letzten zwei Jahren nicht verbessert.
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I V - I I . 3 .  A U S G E W Ä H L T E  I N T E R V I E W S

A .  A I D S - H I L F E  K Ö L N  E . V .

Trend stabil/ informelle & formelle Alimentation – formell gewichtet/ Informelle Integration/ Externe

Leistungsorientierung auf bestimmte Personengruppen.

Beethovenstr. 1, 50674 Köln, Tel.: 0221 – 202030

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

In Köln leben um die 3 000 Menschen mit HIV668 und Aids.669 Für viele ist ihre Infek-

tion Privatsache und es gibt viele Hürden andere Positive kennen zu lernen. Zum

anderen haben viele Angst vor Entdeckung und gesellschaftlicher Isolation. Die

AIDS-Hilfe Köln e.V. wurde 1985 auf ehrenamtlicher Basis gegründet. Bereits zwei

Jahre zuvor bestand eine Selbsthilfegruppe homosexueller Männer, die erste Mel-

dungen und Informationen über eine neue lebensbedrohliche Krankheit bei homo-

sexuellen Männern in den USA sammelte. Diese ausschließlich auf Grundlage ge-

meinschaftsorientierter Subsistenzarbeit agierende Gruppe unter dem ursprüngli-

chen Namen Deutsche AIDS-Hilfe Köln stellte die gesammelten Informationen Inte-

ressierten zur Verfügung, klärte auf, unterstützte Betroffene und richtete eine Te-

lefonberatung ein, aus der sich die Telefonberatung der AIDS-Hilfen mit der bun-

desweiten Nummer 1 94 11 entwickelte. Im Laufe der Jahre vergrößerte sich das

Aufgabenfeld der AIDS-Hilfe immer mehr, so dass die Einstellung bezahlter Mitar-

beiterInnen notwendig wurde. Dennoch nahm und nimmt parallel dazu auch die

Bedeutung der ehrenamtlichen informellen Tätigkeiten eine immer wichtigere

Rolle ein.

Die AIDS-Hilfe bietet ein breites Spektrum verschiedenster Beratungs- und Infor-

mationsleistungen an, führt zu verschiedenen Anlässen Einzelaktionen und Events

durch und führt durchgängig mehrere Projekte im Bereich der Aids-Problematik

durch. Insbesondere die Öffentlichkeitsarbeit und –sensibilisierung zu den HIV-

Risiken spielen eine große Rolle, wie auch die Vernetzung mit anderen Bürger-

schaftlichen Einrichtungen zur Betreuung und Begleitung Betroffener und zur Prä-

vention. Vor allem aber versteht sich die AIDS-Hilfe als Selbsthilfe-Organisation,

die für die Selbstbestimmung von Menschen mit HIV und Aids eintritt. Die Arbeit

der AIDS-Hilfe soll:

                                                  
668

 Human Immuno deficiency Virus (menschliches Immundefektvirus - Infektionsstatus)

669 
Aquired Immuno Deficiency Syndrome (erworbenes Immunschwächesyndrom - Krankheitsstatus)
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 Hilfe zur Selbsthilfe bieten;

 persönliche Selbstbestimmung und Eigenständigkeit fördern;

 die gesellschaftlichen und politischen Interessen der Betroffenen vertre-

ten und sichern;

 Gesundheitsförderung von Betroffenen und Nichtbetroffenen bewirken;

 vorbeugend aufklären;

 den selbstverständliche Umgang mit HIV-positiven Menschen und Aids-

Kranken fördern;

 Solidarität mit und zwischen Betroffenen fördern;

 Akzeptanz gegenüber unterschiedlichen Lebensstilen bieten und för-

dern.

Alle Angebote der AIDS-Hilfe sind kostenlos, Anonymität und Vertraulichkeit sind

Voraussetzung der Arbeit.

Um diese Ansprüche zu erfüllen, haben drei Hauptaufgabenbereiche von Anfang

an die Arbeit der AIDS-Hilfe bestimmt. Diese sind:

1. Beratung zu allen Fragen im Zusammenhang mit HIV und Aids;

2. Begleitung der unmittelbar von Infektion und Erkrankung bedrohten

oder betroffenen Menschen sowie deren FreundInnen, PartnerInnen und

Angehörigen, und

3. die Aufklärung durch gezielte Präventionsprojekte, Netzwerk- und Vor-

Ort-Arbeit bei bestimmten Gruppen.

Darüber hinaus werden Fort- und Weiterbildung von Menschen und Gruppen in

verschiedenen sozialen Zusammenhängen angeboten.

a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  G ü t e r

Die Inanspruchnahme der allgemeinen Telefonberatung unter der Nummer 0221 –

19411 ist stetig steigend, wichtiger werden auch Fragen nach anderen Krankheiten,

deren Infektionsweg dem von HIV ähnlich ist, hier besonders auch Geschlechts-

krankheiten und immer mehr gerade zu Hepatitis. Auch diesen Krankheitsbildern

ist das Beratungsangebot der AIDS-Hilfe gewidmet. Zu den verschiedenen Veran-

staltungen und Anlässen in Köln errichtet die AIDS-Hilfe regelmäßig Informations-

stände und informiert mit der Vereinszeitung NEWS Vereinsmitglieder, andere Ein-
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richtungen und Interessierte und politische Entscheidungsträger über aktuelle Fra-

gen zum Thema Aids. Für Journalisten und Medien hat sich die AIDS-Hilfe bundes-

weit als wichtige Anlaufstelle zur Thematik erwiesen und wird zunehmend genutzt.

Die AIDS-Hilfe bietet außerdem ein breites Spektrum konkreter Beratungsleistun-

gen an. Hierzu gehört z.B. die PositHIV-Hotline, die durch gezielte Werbung köln-

weit bekannt gemacht wurde. Über diesen Beratungsservice können Betroffene

jederzeit Kontakt zu Selbsthilfegruppen in der Kölner AIDS-Hilfe oder auch zu an-

deren Netzwerken bekommen. Über die Hotline kann man jedoch auch die psycho-

sozialen Serviceangebote, Veranstaltungsangebote usw. erfahren. Auch die MED+-

Hotline wird rege genutzt, hier können insbesondere medizinische Informationen

abgefragt und Termine für persönliche Beratungen zu diesem Thema gemacht

werden. In dem Gebäude der AIDS-Hilfe, einem Altbau im Zentrum von Köln, findet

sich im Erdgeschoss das Regenbogencafé, in dem sich HIV-infizierte, Aids-Kranke

und Freunde, Förderer und Mitarbeiter der AIDS-Hilfe und Interessierte täglich bis

22 Uhr treffen können. Dieses Vereins-Café wird ausschließlich ehrenamtlich be-

trieben.

Die persönlichen Beratungsgespräche zu den verschiedenen Fragebereichen wer-

den individuell nach den Wünschen der Besucher abgestimmt. Im Rahmen einer

Sozialberatung geht es inhaltlich häufig um mögliche Leistungen über das Bun-

dessozialhilfegesetzes oder um Fragen zu Arbeitslosen-, Kranken-, Renten- und

Pflegeversicherung. Weitere Schwerpunkte sind die Vermittlung ambulanter Hilfen

und zu anderen Einrichtungen und Stellen formeller und informeller Art. Sind die

Belange der Besucher umfassender, kommt es in aller Regel zu einem längerfristi-

gen Beratungskontakt und zum Aufbau eines persönlichen Betreuungsverhältnis-

ses. In dessen Mittelpunkt steht die Entwicklung einer vertrauensvollen und trag-

fähigen Beziehung zu den Ratsuchenden. Sinn und Zweck einer solchen langfristi-

gen Beratung und Begleitung ist zum einen, dass die Menschen sich angenommen

und verstanden fühlen. Zum anderen sollte es mittels der Gespräche und Hilfen zu

einer Stabilisierung und Verbesserung der gesamten Lebenssituation kommen. Im

Jahr 1997 wurden auf diese Weise ca. 200 Menschen mehrfach beraten, 66 Perso-

nen wurden auf der Basis der Richtlinien nach §§ 39,40 BShG langfristig psycho-

sozial betreut, davon waren 27 Frauen. Insgesamt kam es zu ca. 2 500 Beratungs-

gesprächen670, etwa die Hälfte von ihnen wurden mit homosexuellen Männern ge-

führt. Aus dem betreuten Personenkreis verstarben 1997 eine Frau und 14 Männer.
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 Neuere Zahlen liegen dem Autor nicht vor, die Tendenz ist steigend.
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Bei einem Teil der Ratsuchenden stehen die seelischen Nöte im Vordergrund und

es besteht die Möglichkeit, sie psychotherapeutisch zu unterstützen und zu be-

gleiten. Im Zentrum der therapeutischen Begleitung stehen Gefühle der Angst und

Verzweiflung, der Trauer und Depression wie auch Beziehungswünsche, Gefühle

des Verlassenseins und der Einsamkeit. 1997 nutzten 76 Personen, in der Mehrzahl

homosexuelle Männer, das Angebot. Insgesamt wurden 650 therapeutische Ein-

zelgespräche durchgeführt, im Jahr 1996 waren es ca. 570.671 In mehreren Fällen

kam es zu einer engen Zusammenarbeit mit psychiatrischen Fachdiensten. Von

den Menschen, die psychotherapeutisch begleitet wurden, verstarben 1997 drei

Personen (1996 acht Personen). Sie waren sowohl an Aids als auch an Krebs er-

krankt und wurden bis zu ihrem Tod begleitet.

Zusätzlich werden auch für Angehörige HIV-infizierter und Aids-Kranker therapeu-

tische Einzelgespräche angeboten. Darüber hinaus gibt es in der AIDS-Hilfe auch

Selbsthilfegruppen für Angehörige, und es gibt für sie einen eigenen Etat im Haus-

halt der AIDS-Hilfe. Weiterhin bietet die AIDS-Hilfe Raum für verschiedene Selbst-

hilfegruppen, so z.B. die MED+-Gruppe672, in der Erfahrungen mit Therapien und

Therapiemöglichkeiten ausgetauscht werden. Selbsthilfe in der AIDS-Hilfe zeichnet

sich dadurch aus, dass sich Menschen mit HIV und Aids treffen, ihre Zusammen-

kunft selber organisieren und bestimmen, mit welchen Menschen, persönlichen

Themen und Problemen sie sich in Gruppen und Netzwerken beschäftigen und en-

gagieren möchten. Voneinander lernen und wechselseitiges Unterstützen sind die

wesentlichen Merkmale von Selbsthilfegruppen. Die persönliche Lebenssituation,

unterschiedliches Gesundheits- bzw. Krankheitsmanagement sowie verschiedene

Interessen bestimmen, welche Gruppen entstehen und welche Unterstützung

durch Projekte und Angebote seitens der AIDS-Hilfe gebraucht werden.

Neben diesen Aktivitäten bietet die AIDS-Hilfe eine Vielfalt unterschiedlicher Pro-

jekte an. Das Freizeitprojekt Positron soll vor allem junge Positive ansprechen, die

erst seit kurzer Zeit von ihrer Infektion wissen und für die das Gefühl, dass ihr Le-

ben weitergeht, wichtiger ist, als der Austausch medizinischer Informationen.

Diese Gruppe trifft sich einmal im Monat in der AIDS-Hilfe und organisiert ver-

schiedene Freizeitaktivitäten. Weiterhin gibt es das kunsttherapeutische Projekt

FarbEcht, bei dem sich einmal wöchentlich neun Personen unter Anleitung einer
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 Neuere Zahlen liegen dem Autor nicht vor, die Tendenz ist steigend.

672
 Aktuelle medizinische Informationen zu Therapie und Forschungsstand werden über Referate erarbeitet und in

allgemeinverständlicher Sprache aufbereitet. Der Gruppenleiter besucht Vorträge und Kongresse um anschließend

über den neuesten Wissensstand zu berichten. Jeden zweiten Dienstag treffen sich hier 10 bis 20 Personen, über-

wiegend positiv getestete homosexuelle Männer zwischen 20 und 50 Jahren.
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Kunsttherapeutin und eines Künstlers treffen. Über die therapeutische Arbeit ent-

stehen auch freundschaftliche Kontakte in der Gruppe. Zweimal pro Woche findet

in der AIDS-Hilfe der Mittagstisch HIVissimo statt, bei dem regelmäßig 20 bis 30

Personen zusammen kommen. Dieses Treffen dient unter anderem auch als Infor-

mations- und Kontaktbörse, vor allem aber ist der Aspekt der gesunden Ernährung

wichtig, denn gerade für HIV-infizierte und Aids-Kranke ist eine regelmäßige und

ausgewogene Ernährung mitunter lebenswichtig. Für viele stellt der Mittagstisch

nicht nur eine Ergänzung zum sonstigen Alltag dar, sondern ist oft die einzige

warme Mahlzeit in der Woche, denn die soziale Absicherung ist besonders bei

Aids-Kranken sehr schlecht. Sie sind oft jung, geraten in Arbeitslosigkeit, können

ihre Ausbildung nicht abschließen, werden häufig ausgegrenzt und leben oft un-

konventionell, weshalb sie in der Regel nicht über eine Vielzahl von Versicherun-

gen und anderen sozialen Sicherungsnetzen verfügen. Unter Anleitung von Ernäh-

rungsberatern finden regelmäßig Kochkurse zur ausgewogenen, gesunden und

günstigen Ernährung statt.

Der Positiven und Aids-Rat Pairat, die Interessenvertretung von Menschen mit HIV/

Aids in der AIDS-Hilfe, nimmt vor allem die politischen und gesellschaftlichen Inte-

ressen der Betroffenen wahr. Das Anbringen der Roten Schleife am Kölner Regie-

rungspräsidium zum Welt-Aids-Tag, wie auch die Präsenz beim Christopher-Street-

Day-Wochenende in Köln mit einem Ruhebus, gehören unter anderem zu den Ak-

tionen von Pairat.

Weiterhin gibt es das Projekt ‚Frauen, Kinder und Familien mit HIV und Aids’, wel-

ches sich mehr und mehr zu einem Frauen- und Familienzentrum innerhalb der

AIDS-Hilfe entwickelte. Im Rahmen des Projektes werden schwangere Frauen und

Familien bis zur Geburt begleitet und betreut. Das Frauen- und Familienzentrum ist

Anlaufstelle für HIV-infizierte und an Aids erkrankte Frauen und Familien, fördert

Begegnungsmöglichkeiten und Kontakte zwischen Frauen und Familien, und för-

dert deren Vernetzung auch mit regionalen und überregionalen Frauenprojekten

und mit anderen Institutionen in Köln und Umgebung. Dies geschieht durch die

Organisation von Freizeitaktivitäten, Workshops, Seminaren, Festen, durch per-

sönliche Beratung und Unterstützung sowie regelmäßige Kinderbetreuung.

Auch für Drogenabhängige werden Selbsthilfegruppen, Beratungsgespräche und

Wochenendfahrten angeboten und Hilfe bei Fragen wie Verschuldung, Wohnungs-

not, Gesundheit und Entzugsmöglichkeiten gegeben und es besteht eine enge Ko-

operation mit dem Junkiebund Köln e.V. 1997 erhielt die AIDS-Hilfe Köln die Aner-

kennung als Drogenberatungsstelle und damit das Zeugnisverweigerungsrecht.
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Das Recht der MitarbeiterInnen, in einem gerichtlichen Verfahren die Aussage ver-

weigern zu können, stellt für alle KlientInnen nicht nur einen Schutz dar, sondern

fördert zudem das wechselseitige Vertrauensverhältnis. Am Ebertplatz in Köln be-

treibt die AIDS-Hilfe einen Automaten für Einwegspritzen, der wegen des hohen

Bedarfes dreimal wöchentlich neu aufgefüllt werden muss. 1997 wurden über den

Automaten 2 138 Spritzen abgegeben und am Empfang der AIDS-Hilfe weitere 250

Stück.

Auch in der Justizvollzugsanstalt Köln werden drogenabhängige und HIV-positive

Menschen betreut. 1997 waren 16 Männer und sieben Frauen. Es wurden außer-

dem 86 Gesundheitspakete an infizierte und erkrankte Gefangene verteilt.

Für Wohnungslose entstand 1992 in Trägerschaft der AIDS-Hilfe und in Koopera-

tion mit der Stadt Köln im Stadtteil Bickendorf ein betreutes Übergangswohnheim

mit vier bis fünf Paarwohnungsplätzen. Das Projekt wird von zwei Mitarbeitern der

AIDS-Hilfe ständig begleitet. Zur gleichen Thematik formierte sich Anfang 1995 das

Projekt Netzwerk Wohnen in Kooperation mit den AIDS-Hilfen in Bonn, Düsseldorf

und der AIDS-Hilfe NRW e.V. Seit 1996 gibt es für kranke Menschen die Pflegewoh-

nung Lachemer Weg. Bis zu sechs Personen können in dieser Wohnung aufge-

nommen und betreut werden. Die Anfragen um Aufnahme in die Pflegewohnung

sind wesentlich größer als die vorhandenen Kapazitäten. Zusätzlich bemühte sich

die AIDS-Hilfe intensiv um den Aufbau des Lebenshauses und konnte dieses auch

Anfang 1999 in Kooperation mit dem SchwIPS e.V.673 und dem Bürgerzentrum Alte

Feuerwache e.V. auf dem Gelände der alten Feuerwache verwirklichen. Es ist ein

Ort, an dem schwerstkranke Menschen in Würde und Selbstbestimmung ihre letzte

Lebensphase verbringen können. Der Standort wurde durch Flugblätter und Infor-

mationsveranstaltungen einvernehmlich mit der Nachbarschaft im Stadtteil Agnes-

viertel abgestimmt.

Im Bereich der Aufklärung gibt es eine weitere Zahl von Projekten, die gerade auch

Aspekte der Lebenslust und Sexualität berühren. So gibt es Kooperation mit ver-

schiedenen Clubs und Discos in Köln (wie z.B. dem Szene-Club Lulu), wo neben

Informationsmaterial zum Thema Aids und Drogen auch Kondome und Gleitmittel

ausgegeben werden. Dieses Angebot findet eine gute Akzeptanz bei den Partygäs-

ten und den Veranstaltern. Auch an Schulen in Jugendeinrichtungen und Ausbil-

dungsstätten werden Fort- und Weiterbildungen und Elternabende zu den Themen

HIV und Drogen veranstaltet. In den Sommernächten bietet die AIDS-Hilfe das

                                                  
673

 Eine Einrichtungen für informelle Arbeit, die sich vor allem mit der Betreuung und Pflege von an Aids erkrank-

ten Menschen beschäftigt.
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Nachtcafé an Standorten wie öffentlichen Parks an674 und gibt dort neben Geträn-

ken Kondome und Gleitmittel aus. Darüber hinaus gibt es weitere zielgruppenspe-

zifische Projekte wie Leder+, ein Seminar für Lederfetisch-Fans, teilweise in Ta-

gungshäusern außerhalb von Köln mit Teilnehmern aus verschiedenen europäi-

schen Ländern.

Ende 1997 startete eine wissenschaftliche Veranstaltungsreihe zum Thema Präven-

tion bei schwulen Männern mit Referenten aus verschiedenen Ländern der EU.

Auch international ist die AIDS-Hilfe aktiv und fördert z.B. ein Aids-Projekt in Ko-

lumbien, die LIGA Columbiana de Lucha contra el SIDA.

Neben den bereits erwähnten Leistungen trägt die AIDS-Hilfe auch zur Vernetzung

mit anderen themenverwandten Einrichtungen bei. Sie ist Teil eines kommunalen

Netzwerkes unterschiedlicher Organisationen, die sich mit dem Thema HIV und

Aids beschäftigen. Auch auf Landes- und Bundesebene vertritt sie ihre Interessen.

Sie ist Mitglied in der AIDS-Hilfe NRW e.V. (Landesverband mit Sitz in Köln) und der

Deutschen AIDS-Hilfe e.V. (Bundesverband mit Sitz in Berlin), als gemeinnütziger

und konfessionell ungebundener Verein ist die Kölner AIDS-Hilfe Mitglied des

Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes.

G e s e l l s c h a f t s f o r m ,  H i e r a r c h i e n  u n d  E n t s c h e i -

d u n g s f i n d u n g

Die AIDS-Hilfe Köln ist ein eingetragener Verein, dessen oberstes Beschlussorgan

die Mitgliederversammlung ist. Über diese wird unter anderem alle zwei Jahre der

Vorstand des Vereins gewählt, der sich ausschließlich aus ehrenamtlichen Mitar-

beitern zusammensetzt. Der Vorstand vertritt und repräsentiert als Vereinsorgan

den Verein nach Außen und führt die Geschäfte des Vereins, kann diese Aufgabe

aber auch an die Geschäftsführung übertragen. Die wichtigste Aufgabe des Vor-

standes ist die mittel- und langfristige Planung der Vereinsaufgaben. Dazu werden

in regelmäßigen Sitzungen die Vereinsangelegenheiten diskutiert, die Konzepte

der unterschiedlichen Arbeitsbereiche besprochen und die Finanzierung der Ver-

einsarbeit gesichert. Der Vorstand tagt regelmäßig und lädt zu öffentlichen Vor-

standssitzungen ein. Der Geschäftsführer wird vom Vorstand eingestellt und ist

generell für Finanzen, Personal und inhaltliche Entwicklung der AIDS-Hilfe-Arbeit

verantwortlich. Die hauptamtlichen MitarbeiterInnen gestalten und verantworten

                                                  
674

 An solchen ‚Cruising-Plätzen’ findet häufig anonym oft ungeschützter Geschlechtsverkehr zwischen meist ho-

mosexuellen Männern, mit entsprechendem Infektionsrisiko statt.
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die Arbeit in den einzelnen Aufgabenbereichen selbständig und werden dabei von

den Ehrenämtlern unterstützt. Die Interessen der Ehrenämtler werden durch die

gewählte EhrenamtssprecherIn vertreten. Ein weiteres Vereinsorgan ist der Fach-

ausschuss. Er dient der Diskussion und Klärung inhaltlicher Fragen und Entschei-

dungen und setzt sich aus VertreterInnen des Vorstands, der haupt- und ehren-

amtlichen MitarbeiterInnen, den Vertretern der Selbsthilfe und der Geschäftsfüh-

rung zusammen. Darüber hinaus können Fachleute und Interessierte in dieses

Gremium eingeladen werden. Ähnlich basisorientiert arbeiten die Bewerbungs-

kommissionen, die über die Einstellung neuer MitarbeiterInnen beraten und Emp-

fehlungen für den Vorstand aussprechen. Zusammengesetzt sind sie wie die Fach-

ausschüsse.

A r b e i t

Es gibt 24 formelle Erwerbsverhältnisse bei der AIDS-Hilfe675. Diese teilen sich auf

vier Teams auf in den Bereichen Aufklärung676, Beratung und Begleitung677, Selbst-

hilfe678, und Verwaltung.679

Team Aufklärung: Ein Jugendarbeiter wird über das Youth-Work-Programm des

Landes NRW, ein Ehrenamtskoordinator zu 50 % über die institutionelle Förderung

NRW finanziert und seine Finanzierung zu 50 % durch Eigenmittel der AIDS-Hilfe

ergänzt. Eine dreiviertel Stelle im Bereich Allgemeine Aufklärung (zugleich stell-

vertretende Geschäftsführung) wird zu 50 % von der Stadt und zu 50 % aus Eigen-

mitteln bezahlt.

Team Beratung und Begleitung: Sechs Vollzeitstellen680 sind über BShG 39/40 vom

Sozialamt finanziert. Die AIDS-Hilfe leistet psycho-soziale Betreuung nach BShG

39/40 anstelle des Sozialamtes. Damit ist die AIDS-Hilfe Dienstleister des Sozial-

amtes Köln, welches Ratsuchende an die AIDS-Hilfe weitervermittelt und diese

Leistungen dann refinanziert. Das Refinanzierungslimit ist erreicht bzw. reicht ge-

rade noch aus. Eine Stelle im Bereich Drogen- und Knastarbeit wird aus Eigenmit-

                                                  
675

 Vor allem Diplom-Pädagogen, -Sozialpädagogen, -Sozialarbeiter und 2 Psychotherapeuten.

676
 Vier Personen.

677
 Sieben Personen.

678
 Sechs Personen.

679
 Sechs Personen.

680
 Team ‚Beratung und Begleitung’.
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teln bezahlt. Die Stelle eines Pressesprechers ist nicht besetzt, da hierfür keine

Gelder zur Verfügung stehen.

Team Selbsthilfe: Zwei halbe Stellen im Frauenbereich werden ebenfalls aus Ei-

genmitteln bestritten, wie auch eine 630,- DM-Stelle im Bereich schwule Selbst-

hilfe und Aufklärung. Zwei halbe Stellen für den Bereich homosexuelle Männer

werden über die institutionelle Förderung getragen, allerdings hier aus städtischen

Mitteln. Eine Honorarstelle wird durch Pharmafirmen und Apotheken finanziert. Sie

ist besonders in Aufklärungsveranstaltungen für Positive engagiert.

Team Verwaltung: Eine halbe Stelle in der allgemeinen Verwaltung wird über die

institutionelle Förderung der Stadt Köln und eine Stelle über die institutionelle

Förderung des Gesundheitsamtes, eine Stelle im Bereich Rehabilitation von

Schwerbehinderten über ABM getragen, die Stelle der Putzfrau ist eine HzA-Stelle.

Drei Stellen (Geschäftsführung, Personalwesen, Spendenwesen, Fundraising, all-

gemeine Verwaltung) sind aus Eigenmitteln finanziert.

Außerdem sind vier Zivildienstleistende und zwei Praktikanten in den Teams tätig.

Abgesehen von den direkt in der AIDS-Hilfe Erwerbstätigen gibt es noch zwei Stel-

len in Kölns Schwuler Gesundheitsagentur – CheckUp681, ein ausgelagertes Projekt

der AIDS-Hilfe in Kooperation mit dem SchwIPS e.V. Diese sind zu 50 % aus dem

NRW-Topf Zielgruppenspezifische Prävention und zu 50 % von der AIDS-Hilfe fi-

nanziert.

Zu diesen formellen Arbeitsplätzen kommen 130 informell Tätige hinzu, die sehr

regelmäßig in der AIDS-Hilfe arbeiten.

Die AIDS-Hilfe basiert grundsätzlich auf gemeinschaftsorientierter Subsistenzar-

beit. Die Grundsäulen der Infrastruktur der AIDS-Hilfe werden durch gemeinschaft-

sorientierte Subsistenzarbeit bestritten. So ist die Telefonberatung ausschließlich

ehrenamtlich besetzt (hier arbeiten 14 Personen) ebenso der Bereich der Öffent-

lichkeitsarbeit (25 in informeller Tätigkeit) mit der homosexuell-spezifischen und

allgemeinen Aufklärung über die Vereinszeitung NEWS, Flugblätter und Infostände.

Das gesamte Archiv (inklusive der Bibliothek) der AIDS-Hilfe wird von sechs infor-

mell tätigen Mitarbeitern verwaltet und systematisiert. Das Regenbogencafé arbei-

tet ohne Ausnahme nur mit Ehrenämtlern (18 Personen), ebenso wie die Kultur-

gruppe der AIDS-Hilfe, die an verschiedenen Projekten beteiligt ist. Ein großer Teil

der Beratungs- und Begleitungsarbeit wird durch die gemeinschaftsorientierte

                                                  
681

 Projekte (‚Safer-Sex-Parties’), Medienarbeit, Aufklärungsarbeit.
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Subsistenzarbeit der zwei BeraterInnengruppen der AIDS-Hilfe mit 28 informell

tätigen Mitarbeitern getragen, genauso wie ein wichtiger Teil der Aufgaben der

Verwaltung der AIDS-Hilfe ehrenamtlich bewältigt wird, wie auch die so genannte

Knast-Gruppe. Weiterhin gibt es eine Stand-By-Gruppe von sechs informell Täti-

gen, die z.B. für kurzfristige Krankenhausbetreuungen und andere aktuelle Aktio-

nen verfügbar sind. In der Frauen Gruppe sind 15 – 20 Personen informell tätig, das

Frauen-Telefon wird von sechs Personen betreut, und in dem jüngsten Projekt

‚Aufklärung von Menschen mit geistiger Behinderung’ sind weitere vier Personen

aktiv. Hinzu kommt noch ein größerer Pool an flexiblen, unregelmäßig aktiven in-

formellen Mitarbeitern und 15 Ehrenämtlern, die für CheckUp (siehe oben) arbei-

ten. Um weitere Ehrenämtler für die Arbeit in der AIDS-Hilfe zu gewinnen und wei-

ter zu qualifizieren, werden mehrmals im Jahr Informationsabende zur informellen

Arbeit in der AIDS-Hilfe veranstaltet und kostenlose Schulungsreihen für Ehre-

nämtler angeboten.

F i n a n z i e r u n g

Finanziert wird die Arbeit der AIDS-Hilfe durch öffentliche Zuschüsse der Stadt Köln

und des Landes NRW. Zusätzlich erhält sie Zuwendungen der Deutschen AIDS-Stif-

tung in Bonn. Ein großer Teil der Arbeit wird über Spenden finanziert.

Nach dem Haushaltsplan 1999 (Stand 1.10.1999) betrugen die Gesamtausgaben

der AIDS-Hilfe 2 465 950,- DM. Davon entfielen 300 000,- DM auf allgemeine Sach-

kosten (Strom/ Miete/ …), 305 550,- DM auf die Sachkosten der verschiedenen

Projektbereiche682 und 1 784 400,- DM auf allgemeine Personalkosten.683

Die Ausgaben decken sich mit den Einnahmen, welche ebenfalls 2 465 950,- DM

betrugen. Diese verteilten sich wie folgt: Über die Stadt Köln wurde vornehmlich

vom Gesundheitsamt684 und zum geringeren Teil über sonstige städtische Projekte

(Youthwork, Anteil von 11 700,- DM) insgesamt 303 700,- DM gezahlt.685 Vom Land

                                                  
682 

Verteilt auf die Bereiche Selbsthilfe = 82 000,-; Aufklärung = 158 300,-; Beratung – Begleitung – Betreuung =

45 250,-; Organisationsentwicklung = 20 000,- DM.

683 
Verteilt auf die Bereiche Verwaltung (inklusive 700 Arbeitsplätze für Köln-Programm, ähnlich wie HzA finan-

ziert) = 476 000,-; Aufklärung = 394 400,-; Selbsthilfe = 225 500,-; Beratung – Begleitung – Betreuung = 689

000,- und weitere 76 000,- DM auf besondere Personalkosten.

684
 Inklusive der Zahlungen für die Gesundheitsagentur Check Up.

685
 Teilweise im Rahmen der institutionellen Förderung auf kommunaler Ebene aus städtischen Haushaltsmitteln

mit der Zielsetzung “Schwule Prävention”.
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NRW kamen von den örtlichen AIDS-Hilfen686 123 900,- DM, über das Förderpro-

gramm Youthwork 50 000,- DM und über die Zuschüsse zur zielgruppenspezifi-

schen Prävention687 weitere 120 400,- DM, was also gesamt 294 300,- DM ent-

spricht. Hinzu kommen weitere 274 000,- DM über die Finanzierung der ABM- und

HzA-Stellen seitens des Arbeitsamtes NRW und des städtischen Sozialamtes. Aus

Eigenmitteln wurden insgesamt 1 593 950,- DM eingebracht, davon entfielen 530

495,- DM auf Spenden (Anteil 9/10) und Bußgelder688 (Anteil 1/10), 850 000,- DM

auf die Psycho-Soziale Betreuung, eine Dienstleistung welche die AIDS-Hilfe für

das Sozialamt erbringt und von diesem dafür bezahlt wird, weitere 104 000,- DM

kamen von Sponsoren, 50 000,- DM betrug die Kostenrückerstattung für das Le-

benshaus vom DPWV689 und weitere 59 455,- DM kamen aus der Auflösung der

Rücklage zusammen.

Recht aufschlussreich ist es, wenn man die finanzielle Entwicklung der AIDS-Hilfe

von 1989 bis 1996 betrachtet:

Finanzrahmen der AIDS-Hilfe Köln e.V. – Eigenmittel und öffentliche Förderung

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996

STADT

KÖLN

413 300 483 200 535 400 530 000 409 600 307 200 307 200 312 200

LAND

NRW

120 305 148 328 122 333 160 667 162 400 171 000 196 084 213 000

BUND 195 100 174 550 162 451 0 0 0 0 10 868

ARBEITS-

AMT

200 052 118 898 49349 0 114 406 265 674 282 896 141 631

                                                  
686

 Aus dem NRW-Programm zur institutionellen Förderung.

687
 Verteilt auf Frauen = 51 800,-; diverse kleinere Projekte = 20 600,-; ‚Faxline’ = 2 000,-; ‚Check Up’ = 30 000,-;

Safer-Sex-Kampagnen = 9 000,- und Kundenbefragung 7 000,- DM.

688
 Es besteht eine Zusammenarbeit mit den Staatsanwälten. Bei gerichtlicher Verhängung von Bußgeldern kön-

nen die Verurteilten die Auflage bekommen, diese an eine gemeinnützige Einrichtung zu zahlen, wie z.B. die AIDS-

Hilfe.

689
 Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband
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STIFTUNG 26 196 19 586 29 251 13 538 20 478 39 612 52 595 64 669

PSB690 0 0 45 290 148 175 236 934 432 660 477 047 561 548

EIGEN-

MITTEL

87 522 34 079 164 611 243 508 273 566 249 267 398 950 821 325

SUMME 1 042 475 978 641 1 108 685 1 095 888 1 217 384 1 465 413 1 714 772 2 125 241

Die Übersicht des Finanzrahmen endet mit dem Haushaltsplan 1996, da für die

vorliegende Studie eine Entschlüsselung des Finanzrahmens in dieser Form für die

Jahre 1997 – 1999 noch nicht vorlag. Einbeziehen kann man auf jeden Fall die Bi-

lanzendsumme für 1999 in Höhe von 2 465 950,- DM.

An dieser Stelle soll die Tabelle nicht im Detail analysiert werden. Auffällig ist auf

jeden Fall, dass die Zuschüsse der Stadt Köln mit einem Hoch 1991/ 1992 perma-

nent abnehmen, ebenso die des Bundes. Dies wird auch nicht von dem leichten

Anstieg der Zuwendungen seitens des Landes NRW wie der Stiftungsgelder kom-

pensiert. Während der Gesamtumsatz sich in dem Referenzzeitraum mehr als ver-

doppelt hat, steht dem eine ungefähr 10fache Steigerung der Eigenmittel gegen-

über, bezieht man die erwirtschafteten Erträge aus der Psycho-Sozialen Betreuung

mit in die Eigenmittel ein, kommt man sogar auf eine mehr als 15fache Steigerung.

Dieses Missverhältnis zeigt klar auf, in welcher Relation die erbrachten Leistungen

und die formellen Förderstrukturen stehen.

W e i t e r e  I n t e r v i e w e r g e b n i s s e

Zukunftsperspektive für die AIDS-Hilfe Köln ist, dass das Schwergewicht von der

Beratungsarbeit auf die Projektarbeit um verlagert werden wird. Obwohl die Nach-

frage nach den Beratungsleistungen sehr hoch ist, werden für die Globalförderung

weniger Gelder bewilligt als für die Projektförderung. Dies zieht, neben einer Quali-

täts- und vor allem aber Quantitätssenkung in den beratenden Tätigkeiten, auch

eine zusätzliche Belastung für die Verwaltung, denn die administrativen Kosten

werden, trotz hohem Verwaltungsaufwand, nicht mit finanziert.

Für den Bereich Drogen ist eine Auslagerung des betreffenden Arbeitsbereiches in

Kooperation mit dem Junkiebund geplant. Dies wird zum einen der Diversität die-

ses Problembereiches gerechter, vor allem aber kann hier besser eine zielgruppen-
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 Psycho-Soziale-Betreuung, Dienstleistung für das Sozialamt Köln.
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spezifische Ausdifferenzierung und Vernetzung mit anderen Einrichtungen erfol-

gen. Auch das Abrechnungsverfahren wird günstiger und es eröffnet sich so ein

breiteres Spektrum an erreichbaren Fördermitteln.

Thematisch will sich die AIDS-Hilfe nicht mehr so ausschließlich auf HIV konzent-

rieren, sondern sich verstärkt auch dem Bereich der STD´s (Sexually Transmitted

Diseases) zuwenden, wie z.B. den Hepatiden, insbesondere den B- und C-Typen.

Dies ergibt sich als Folge eines hohen Beratungsbedarfes zu diesen Themen. Eine

zunehmende Zuwendung soll auch zum Thema Aids und Arbeit erfolgen. Dies folgt

aus der Tatsache, dass die Kranken aufgrund der verbesserten Therapiemöglich-

keiten immer länger krank sind bzw. ‚nicht so schnell sterben’. Hieraus resultiert

ein erhöhter Bedarf an Beschäftigungsangeboten und sinnvoller Freizeitgestal-

tung. Dies berührt einerseits den Bereich der formellen Arbeit, aber vor allem den

der informelle Arbeit. Es sollen tagesstrukturierende Maßnahmen entwickelt wer-

den, um die Betroffenen aus Isolation, Resignation und Passivität zu holen und die

gesellschaftliche Partizipation zu fördern. Zudem kann gerade gemeinschaftsorien-

tierte Subsistenzarbeit eine sinn- und wertvolle Ergänzung des Freizeitangebotes

sein, da viele Kranke auch finanziell sehr schwach sind.

Angestrebt wird auch eine Qualitätssicherung und –optimierung auf der institutio-

nellen Metaebene. Es soll hier eine Anpassung an bestimmte Standardmodelle

erreicht werden, diskutiert wird die Ausrichtung an ISO-Standards. So soll ein Qua-

litätsentwicklungsprozess erreicht werden, um intrainstitutionelle Abläufe nach

einem speziellen Regelwerk qualitativ zu optimieren. Dies ergibt sich unter ande-

rem auch aus dem Konflikt, dass bestimmte Maßstäbe von den formellen Geldge-

bern vorgegeben bzw. eingefordert werden und daraus ein Druck für die Einrich-

tung entsteht. Positiv kann sich dabei auswirken, dass eine überregionale Quali-

tätssicherung auf Grundlage gemeinsamer Standards, sowie eine bessere Transpa-

renz und Effizienz der Arbeitsabläufe erreicht werden kann. Negativ fiele zu Buche,

dass sich bestimmte freie, flexible Leistungen schlechter finanzieren ließen.

Insgesamt steigt der Bedarf an gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit weiter

an, ebenfalls der Bedarf nach formeller Arbeit, für die aber keine Mittel zur Verfü-

gung stehen, weshalb auch diese Ausfälle durch gemeinschaftsorientierte Sub-

sistenzarbeit kompensiert werden müssen.

Als Zukunftsvision wäre grundsätzlich eine höhere Anerkennung der informellen

Arbeit wünschenswert, und nicht nur in Worten, sondern in Taten. Dies könnten

z.B. Finanzierung von Maßnahmen zur Qualifikation von Ehrenämtlern sein.



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

256

Ebenso wäre das Berufsbild der Ehrenamtskoordination und des Managements

bürgerschaftlichen Engagements förderungswürdig.

Vor allem aber muss die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit in ihrer eigen-

ständigen Qualität anerkannt werden. Insbesondere die Kriterien der Eigenmotiva-

tion, des unbürokratischen Vorgehens, der flexiblen, spontanen Arbeitszeiten sind

hier wichtig, aber auch spezifischere anwendungsorientierte Aspekte wie z.B. das

Klienten von informell Tätigen nicht als funktionale Einheiten betrachtet werden

sondern als Menschen, mit denen jemand gerne arbeitet. Diese Anerkennung

könnte z.B. erfolgen durch die Anerkennung der Qualifikationskriterien, die durch

Bürgerarbeit erlangt wurden (z.B. bei Einstellungsgesprächen im formellen Be-

schäftigungssektor). Ansätze dafür gibt es bereits in den USA und in Deutschland

besteht inzwischen bei der Studienplatzvergabe über die ZVS der Anspruch auf

einen Studienplatz in der Gemeinde, wo auch ein Ehrenamt geleistet wird. In Köln

wird bereits an einem Ehrenamtspass gearbeitet, über den in Museen, Schwimm-

bädern und sonstigen öffentlichen Einrichtungen ermäßigte Tarife für Ehrenämtler

erhoben werden. Vor allem aber kommt es auf einen Wertewandel auf soziokultu-

reller Ebene an und die gesamtgesellschaftliche Anerkennung von bürgerschaftli-

chem Engagement muss wachsen. Dies muss sich besonders auch in der Anpas-

sung formeller institutioneller Regelwerke äußern.

Aber auch darin liegt eine Gefahr: Denn wenn z.B. Rentenansprüche aus gemein-

schaftsorientierter Subsistenzarbeit erwachsen würden, hätte dies vermutlich auch

eine höhere Kontrolle der informellen Arbeit zur Folge. Die marktrelevanten Maß-

stäbe für Arbeitseffizienz oder Produktivität greifen hier aber nicht, bzw. sind nicht

mit den üblichen Methoden messbar. Damit gemeinschaftsorientierte Subsisten-

zarbeit attraktiv bleibt, muss sie weiter selbstorganisiert und –bestimmt funktio-

nieren können.

S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o g i e n

‚Trend stabil’ ist bei der Trendzuordnung die zu wählende Kategorie. Der Status

bleibt weitgehend unverändert und Organisationsstruktur ist weitgehend stabil,

die Funktion bleibt erhalten bzw. wird weiter ausgeweitet, eine formell wie infor-

mell anerkannte Etablierung ist sehr deutlich, was sich unter anderem durch die

ausgeprägte Inanspruchnahme der angebotenen Leistungen zeigt, wie auch der

Funktionsübernahme im Bereich der psycho-sozialen Betreuung und Beratung vom

Sozialamt Köln. Die Zielsetzung einer Optimierung der Schnittstellenposition nach
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dem ‚Trend Optimierung’ wird auch klar, obwohl die formellen Ausgangsvoraus-

setzungen dies gegenwärtig nicht unterstützen.

Die finanzielle Abhängigkeit ist auf informelle und formelle Strukturen verteilt, die

Gewichtung liegt aber eher auf den formellen Strukturen, denn vor allem unter

Inbezugnahme der durch die geleisteten Arbeit im Bereich der psycho-sozialen

Betreuung erwirtschafteten Refinanzierungen stammt der Hauptteil der Einnahmen

aus formellen Quellen, deshalb ist hier der ‚Typ Alimentation informell und formell

mit Gewichtung auf formell’ zu wählen.

Bei der Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit liegt das Schwergewicht

deutlich auf der informellen Arbeit, von der die erbrachte formelle Arbeit im hohen

Masse abhängig ist. Deshalb liegt die Wahl hier auf ‚Typ informelle Integration’.

Die Leistungen der AIDS-Hilfe werden vorwiegend für die Personengruppe der HIV-

infizierten und Aids-Kranken erbracht. Zum überwiegenden Teil sind diese keine

Mitglieder der AIDS-Hilfe, weshalb hier die Entscheidung für den Typ ‚Externe Leis-

tungsorientierung auf bestimmte Personengruppen’ eindeutig ist.

R e s u m é e

Für die AIDS-Hilfe Köln kann man ein ausgesprochen positives Resumée ziehen.

Die Relevanz der Inhalte und Funktionen sind unübersehbar für die Zielgruppe der

HIV-infizierten und Aids-Kranken. Mit dem Spektrum der erbrachten Leistungen

werden nahezu alle Erfordernisse, die auf der soziokulturellen Ebene mit der The-

matik Aids zusammenhängen, abgedeckt. Auch in den Bereichen der medizini-

schen Versorgung wird wichtige Grundlagenarbeit durch Information und Beratung

geleistet. Der pädagogische Wert der Beratungsleistungen, Informations- und Prä-

ventionsaktionen und –projekte ist sehr umfassend und auf nahezu alle gesell-

schaftlich relevanten Zielgruppen spezifisch zugeschnitten. Für direkt durch die

HIV-Infektion Betroffene stellt die AIDS-Hilfe ein wichtiges Forum für gesellschaftli-

che Teilhabe und Kommunikation ebenso, wie auch in der konkreten Lebenshilfe

dar, was z.B. Alltagsbewältigung und Kontaktpflege angeht. Auch sehr praktische

Unterstützung in der Beratung zu Rechtsfragen, Ämtergängen und Umgang mit den

therapeutischen Möglichkeiten um das Krankheitsbild Aids wird angeboten. Die

Begleitung von der HIV-Infektion über den Ausbruch von Aids bis zum Sterbepro-

zess bedeutet für die Betroffenen einen großen Zuwachs an Lebensqualität. Auch

für die indirekt von HIV Betroffenen wie Familie, Freunde und PartnerInnen bietet

die AIDS-Hilfe eine Vielzahl von Leistungen und Hilfen an. Auf gesamtgesellschaft-
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licher Ebene stärkt sie die Solidarität mit von Ausgrenzung Betroffenen und sensi-

bilisiert Menschen zur Wahrnehmung und Integration von gesellschaftlichen Rand-

gruppen (nicht nur durch Aids) auf breitester Ebene, unter anderem durch die aus-

geprägte öffentliche Präsenz über Medien und Informationsveranstaltungen. Für

die Gruppe der Homosexuellen wirkt die AIDS-Hilfe zudem gemeinschaftsbildend

und unterstützt auf personaler wie institutioneller Ebene vor allem kommunale

und regionale Kooperationen.

Bemerkenswert ist, dass sie hier nahezu in ein Vakuum stößt, denn die erbrachten

Leistungen weisen in keiner Weise ein adäquates Pendant in formellen Strukturen

auf. Das bedeutet, dass, wenn die AIDS-Hilfe aus irgendwelchen Gründen nicht

mehr in der Lage wäre, diese Leistungen zu erbringen, sie zunächst ersatzlos ent-

fallen würden, denn keine formelle Institution wäre auch nur annähernd in der

Lage die Quantität und die Qualität dieser Dienste zu kompensieren. Hier zeigt sich

deutlich, wie sehr sich Staat und Markt der Rücken über Bürgerschaftliche Einrich-

tungen freihalten können und dies auch tun, ohne allerdings den Wert der erbrach-

ten Leistungen entsprechend zu honorieren oder auch nur wahrzunehmen. Wäre

es möglich zu quantifizieren, wie viel Kapitaleinsatz vonnöten wäre, um die hier er-

brachten Leistungen formell zu erbringen, ist mit an Sicherheit grenzender Wahr-

scheinlichkeit davon auszugehen, dass die Kosten die Summen der in der AIDS-

Hilfe entstehenden um ein vielfaches übersteigen würden. Außerdem wären die

aus gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit erbrachten Leistungen nicht er-

reichbar.

Was die beschäftigungsfördernde Wirkung der in der AIDS-Hilfe erbrachten Bür-

gerarbeit angeht, kann auch hier eine Bilanz gezogen werden, welche die These

dieser Studie massiv unterstützt. Zum einen würden die formellen Arbeitsplätze in

der AIDS-Hilfe ohne die Grundlage der informellen Arbeit wegfallen, denn sie wür-

den zum einen ihrer institutionellen Grundlage beraubt, zum zweiten wären sie in

ihrer Leistungsfähigkeit so weit eingeschränkt, dass sie nicht mehr finanzierbar

würden. Dies wird dadurch zusätzlich unterstrichen, dass das Sozialamt einen gro-

ßen Teil der eigenen Verpflichtungen auf die AIDS-Hilfe umgelagert hat. Zudem

würde auch ein großer Teil des Klientel und damit der Nachfrage entfallen, denn

speziell der informelle Charakter der Arbeitsleistungen führt zu der hohen Nach-

frage durch die Zielgruppe. In diesem Fall müsste man davon ausgehen, dass sich

die AIDS-Hilfe in einen reinen Zuschussbetrieb mit hohem Kostenaufwand wandeln

würde. Über die Leistungen in den Bereichen Information, Workshops, Seminare

und praktische wie theoretische Arbeit werden die Qualifikationen der in der AIDS-

Hilfe Tätigen erhöht und ihre Chancen auf dem formellen Beschäftigungssektor
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begünstigt. Über den Aspekt der Vermittlung werden weitere Arbeitsplätze auf der

Plattform der Einrichtung geschaffen. Der hohe Vernetzungsgrad der Einrichtung

führt für die informell Tätigen zu engeren Netzwerkanbindungen in formelle wie

informelle Strukturen, was die Beschäftigungsmöglichkeiten weiter stärkt. Das

über die finanzielle Entlastung der Kommune potentiell Gelder für weitere beschäf-

tigungsfördernde Maßnahmen frei werden, kommt noch hinzu. Denn eines wird

durch das Leistungsspektrum der AIDS-Hilfe klar: Weder der Markt noch die staat-

liche Administration ist offenbar in der Lage, diese lebenswichtigen Leistungen für

die Bürger zu erbringen, sonst wäre die Nachfrage nicht so immens und die AIDS-

Hilfe könnte Ausweicheinrichtungen anbieten. Hieraus muss die Konsequenz ge-

zogen werden, dass diese informellen Tätigkeiten deutlich finanziell und administ-

rativ gefördert werden müssen, denn sonst stellt sich die Frage, ob die Demokratie

noch ihren Verpflichtungen nachkommen kann oder schon am Expansionszwang

des Marktes gescheitert ist.
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B .  K Ö L N  A P P E L L  –  G E G E N  R A S S I S M U S  E . V .

Trend Informalisierung – Rückzug formeller Strukturen/ formelle Alimentation– öffentlich/ Informelle

Integration/ Externe Leistungsorientierung auf bestimmte Personengruppen.

Körner Str. 77 – 79, 50823 Köln, Tel.: 0221 – 9521199, Fax: 0221 – 9521197,

eMail: koelner.appell@t-online.de, www: http://home.t-online.de/home/koelner.appell

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

Köln Appell setzt sich vor allem für die Integration von Ausländern, Aussiedlern,

Asylanten und Flüchtlingen in der BRD ein. Dieses Ziel wird über ein breites Spekt-

rum verschiedener Projekte, Angebote und Aktion voran getrieben. Die politische

Aufklärungsarbeit des Vereins hat das Ziel antirassistische Einstellungen zu stär-

ken und darauf hinzuwirken, dass sich antisemitische, rassistische und rechtsext-

remistische Einstellungen auflösen. Das wird versucht, durch Vorträge, Diskussio-

nen, Büchertische, Demonstrationen, Aktionsbündnisse, Flugblätter und viele an-

deren Formen der Öffentlichkeitsarbeit zu erreichen. Um die öffentliche Wahrneh-

mung zu erhöhen, bestehen zum Teil gute Kontakt zu JournalistInnen verschiede-

ner Medien, die in Köln zu den betreffenden Themen arbeiten.

Vor allem aber ist Köln Appell auf kommunaler Ebene aktiv und hier besonders im

Stadtteil Ehrenfeld. Köln Appell hat ein breites Angebot an Beratungsleistungen,

von der Rechtsberatung für Asylanten und Aussiedler, über Sozial- und Asylbera-

tungen und Beratungen von Gefangenen in der örtlichen Justizvollzugsanstalt. Au-

ßerdem wird vor allem auch die nachbarschaftliche Gemeinschaft in Ehrenfeld in

die Arbeit einbezogen. Hier stellt insbesondere die Arbeit mit Kindern und Jugend-

lichen den Schwerpunkt dar. Für diese werden z.B. dreimal pro Woche eine zwei-

stündige Hausaufgabenhilfe (siehe unten) angeboten und verschiedene Ausflüge,

zum Beispiel in Schwimmbäder oder zu ähnliche Vergnügungen. Gezielt werden

Kölner Kinder und Jugendliche verschiedener nationaler und ethnischer Zugehö-

rigkeiten angesprochen. Nach Möglichkeit wird gleichzeitig eine enge Zusammen-

arbeit mit den Eltern gesucht. Für den Stadtteil Ehrenfeld, als ein sozialer Brenn-

punkt von Köln (gerade auch wegen des hohen Ausländeranteils), ist diese Arbeit

besonders wichtig. Hier bestehen auch gute Kontakte mit den städtischen und be-

zirklichen Jugendämtern. Unter anderem ist Köln Appell mit einer Kinder- und Ju-

gendgruppe in der Gestaltung eines nachbarschaftlichen Spielplatzes aktiv, wo sie

auch über Räumlichkeiten in einer kleinen Baracke verfügt.
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a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  G ü t e r

Köln Appell verfügt über Räumlichkeiten im Allerweltshaus e.V. in Köln-Ehrenfeld,

mit dem eine enge Kooperation besteht. Ihm steht ein großer Büroraum und ein

kleiner Saal zur Verfügung, die sonstigen Räumlichkeiten können nach Absprache

mitgenutzt werden. In der Steubenstraße 23 hat Köln Appell eine Souterrain-Woh-

nung, in der jeden Donnerstag eine Sozialberatung für AussiedlerInnen von einem

Mitarbeiter angeboten wird. Jeden Mittwoch findet dort ein Nähkurs für Frauen aus

dem Aussiedlerübergangswohnheim statt. Vom Amt für Kinderinteressen des Ju-

gendamtes Köln hat Köln Appell einen Raum in der Baracke auf dem Spielplatz

Glasstr./ Wissmannstraße, ca. 300 m vom Allerweltshaus entfernt. Im Sommer

1998 wurde dort der offene Kinder- und Jugendtreff begonnen, in dem unter ande-

rem die Gestaltung des Spielplatzes betrieben wird. Im Winter ist der Raum zu kalt

und feucht, um sich dort aufhalten zu können, seit neuestem soll die Baracke nach

Zusage der Stadt saniert werden. Dennoch hat Köln Appell die Patenschaft für den

Spielplatz übernommen und bemüht sich, neben der Sorge um die Sauberkeit der

Anlage, besonders diese mit mehr Leben zu füllen und für Kinder attraktiver zu

gestalten. Aus diesen Gründen sucht Köln Appell für die Weiterentwicklung der

Kinder- und Jugendarbeit im Stadtteil Ehrenfeld einen Laden oder etwas vergleich-

bares. Das Objekt zu finden ist dabei weniger schwierig, als die Miete zu finanzie-

ren.

Im Köln Appell werden verschiedene Leistungen in einem festgelegten Rhythmus

angeboten, im folgenden ist der Wochenplan kurz aufgeführt:

WOCHENPLAN DES KÖLN APPELL GEGEN RASSISMUS E.V.

Das Büro ist in der Woche von 9 bis 17 Uhr besetzt. Sprechstunden finden in der Zeit von 11 bis 17 Uhr statt.

MONTAG

13.00 – 16.30 Uhr Asyl- und Sozialberatung

15.00 – 17.00 Uhr Hausaufgabenhilfe

17.00 – 18.00 Uhr Teambesprechung Hausaufgabenhilfe

18.00 – 20.30 Uhr Öffentliches Arbeitstreffen

DIENSTAG

10.00 – 11.00 Uhr Teambesprechung

13.00 – 16.30 Uhr Asyl- und Sozialberatung

15.00 – 17.00 Uhr Hausaufgabenhilfe

17.00 – 18.00 Uhr Teambesprechung Hausaufgabenhilfe

17.00 – 19.00 Uhr Fußballgruppe

17.30 – 19.30 Uhr Beratung mit Schwerpunkt auf rechtlichen Fragen
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18.00 – 22.00 Uhr Asyl- und Sozialberatung

MITTWOCH

13.00 – 16.00 Uhr Nähkurs für AussiedlerInnen (Steubenstr. 23)

DONNERSTAG

14.00 – 16.30 Uhr Sozialberatung für AussiedlerInnen (Steubenstr. 23)

15.00 – 17.00 Uhr Hausaufgabenhilfe

15.00 – 17.00 Uhr Gesprächskreis gegen Rassismus in der Justizvollzugsanstalt Ossendorf

17.00 – 18.00 Uhr Teambesprechung Hausaufgabenhilfe

FREITAG

14.30 – 16.30 Uhr Gesprächsgruppe in türkischer Sprache für Gefangene in der Justizvollzugsanstalt Ossendorf

SAMSTAG

13.00 – 16.00 Uhr Kindergruppe

Aus dem Wochenplan wird deutlich, dass besonders die Beratungsarbeit einen

hohen Stellenwert in der Arbeit von Köln Appell einnimmt. Ebenso wichtig und

schwer davon trennbar ist der Bereich der Informationsarbeit. Im Rahmen der Öf-

fentlichkeitsarbeit erscheint alle zwei bis drei Monate der Rundbrief, der vor allem

die Mitglieder, Förderer und Kooperationspartner des Vereins über die laufende

Arbeit informiert.

1998 fand die Vortragsreihe ‚Multikultur in der Festung Europa’ im Bürgerzentrum

Alte Feuerwache e.V. statt, in deren Rahmen vier ReferentInnen über Fragen der

Menschenrechte, Fluchtursachen, demokratische Steuermechanismen und ähnli-

che Themen sprachen. Leider wurden diese Vorträge nicht so gut besucht, dass sie

den Saal in der Alten Feuerwache hätten füllen können und wurden deshalb in das

Allerweltshaus verlegt. Fast wöchentlich besucht Köln Appell mit seinem Bücher-

tisch verschiedene politische, wissenschaftliche, kulturelle und bürgerliche Ver-

anstaltungen. Neben der Tatsache, dass über den Verkauf der eigenen Publikatio-

nen (z.B. zum Thema Jugendkriminalität691 und multikulturelle Einrichtungen in

Köln692) zusätzliche Gelder reinkommen, ist der Tisch ein wichtiger Bestandteil der

Öffentlichkeitsarbeit. Nicht nur durch Broschüren und Bücher, sondern auch mit

Transparenten provoziert Köln Appell und wird immer wieder zum Kristallisations-

kern der Diskussionen, gerade auch auf Straßenfesten oder dem alljährlichen vier-

tägigen Bücherherbst auf dem Kölner Neumarkt. Neben diesen regelmäßigen Auf-

                                                  
691

 Jünschke, K.; Tekin, U. [Hrsg.] (1997): Jugendkriminalität – Gegen die Kriminalisierung von Jugendlichen. Der

andere Buchladen. Köln.

692
 Köln Appell [Hrsg.] (1994): Köln International – Ein Stadtbuch gegen Rassismus. Volksblatt-Verlag. Köln.
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gaben der Öffentlichkeitsarbeit gab es z.B. 1998 einen Plakatwettbewerb ‚Alltag in

Deutschland im Europäischen Jahr gegen Rassismus’693, an dem über 500 Kölner

SchülerInnen teilnahmen, der Aufbau des Kölner Netzwerk ‚Kein Mensch ist illegal’

und Wanderkirchenasyl694, und die Karawane für die Rechte der Flüchtlingen695.

Die interkulturelle Kinder-, Jugend- und Elternarbeit hat für Köln Appell ebenfalls

einen hohen Stellenwert. Sie begann 1992 mit der internationalen Kinderfoto-

gruppe und der Hausaufgabenhilfe für die Ehrenfelder Flüchtlingskinder. Inzwi-

schen heißt die Hausaufgabenhilfe auf Wunsch der Kinder Kinderweltshaus und es

haben sich neben ihr noch weitere Kindergruppen etabliert, so z.B. die Kinderzir-

kusgruppe696. Im Kinderweltshaus sind gegenwärtig 22 Kinder (zwei aus Algerien,

sieben aus der Türkei, drei aus Makedonien, eins aus Italien, drei aus Afghanistan,

zwei aus dem Iran und vier aus Deutschland), von denen ca. 18 dreimal wöchent-

lich an der Hausaufgabenhilfe teilnehmen. Acht von ihnen gehen auf die Grund-

schule, zwei auf eine Lernbehindertenschule und 12 auf weiterführende Schulen. In

den letzten Jahren hat sich der Schwerpunkt von der Arbeit mit Grundschulkindern

zu der mit Schülern weiterführender Schulen verlagert. Damit haben sich auch die

Anforderungen an die Mitarbeiter des Köln Appells erhöht, denn die Kinder brau-

chen gerade auch in Sprachen wie Englisch, Französisch und Latein Hilfe. Für die

Mitgestaltung an dem Projekt findet einmal monatlich ein Kinder-Gesprächskreis

statt, bei dem die Kinder Gelegenheit bekommen, sich zu Projektfragen zu artiku-
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 In Kooperation mit dem AK MigrantInnen Bündnis 90/ Die Grünen Köln, Öffentlichkeit gegen Gewalt e.V., Hein-

rich-Böll-Stiftung, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaften und weitere Einrichtungen und Organisationen.

694
 Eine Solidaritätsaktion zwischen Kirchengemeinden, illegalisierten kurdischen Flüchtlingen und der Kam-

pagne ‚Kein Mensch ist illegal’, die vom Köln Appell aktiv unterstützt wurde.

695
 Vom 14. August 1998 bis zu ihrem Abschluss in Köln am 29.9.1998 ist die ‚Karawane für die Rechte von Flücht-

lingen und MigrantInnen’ durch ganz Deutschland unterwegs gewesen. Es handelte sich um eine fünfwöchige

Dauerdemonstration, die durch über 40 Städte gezogen ist und dabei zahllose Orte der Repression gegen Flücht-

linge, wie Ausländerbehörden, Flüchtlingslager, Abschiebegefängnisse oder die deutschen Außengrenzen ange-

steuert hat. Der Köln Appell organisierte mit einigen Leuten aus anderen Initiativen, wie dem ASTA der Sporthoch-

schule, AK MigrantInnen Bündnis 90/ Die Grünen Köln, ‚Kein Mensch ist illegal’, Jugendclub Courage, TÜDAY, AGIF

unter anderem eine Demonstration in Köln mit ca. 3000 TeilnehmerInnen unter dem Motto „Wir haben keine Wahl,

aber eine Stimme” durch. Abgeschlossen wurde die Aktion mit einem Kongress in der Kölner Volkshochschule, an

dem 300 Menschen teilnahmen und von mehreren Dolmetschern in vier Sprachen übersetzt wurde.

696
 Die Zirkusgruppe traf sich 1998 einmal wöchentlich und es wurde mit Spielen, Tänzen und Kleinszenen begon-

nen, die Kinder auf gemeinsames Spielen und trainieren einzustimmen. Teilweise wurde die Gruppe in drei Klein-

gruppen getrennt um je nach Eignung Unterschiedliches einzuüben. Der Nachmittag wurde immer mit den glei-

chen Riten begonnen und beendet, die erste halbe Stunde diente zum Abreagieren und Toben, da die Kinder

häufig großen Bewegungsdrang und die Notwendigkeit zum Aggressionsabbau verspürten. Konzentriert wurde

danach eine Stunde gearbeitet, dabei häufig mit Verkleidungen, Schminken und einfachen Mittel in die Akrobatik

eingeführt.
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lieren, mit zu gestalten und eventuell auch Verantwortungen zu übernehmen. Im-

mer wieder werden auch Wochenendfahrten mit den Kindern veranstaltet, z.B. in

die Eifel. Über die Gruppenarbeit hinaus setzt sich Köln Appell auch für die Belange

der Kinder ganz individuell ein, mag es sich um einen Schulwechsel handeln oder

um therapeutische Sonderförderungen für schwer gestörte Kinder. Da die Kinder

oft aus sozial zerrütteten Verhältnissen kommen, gestaltet sich die Zusammenar-

beit mit den Eltern häufig schwierig und von dieser Seite kann nicht auf große Un-

terstützung gebaut werden. Neben diesem großen Kinder- und Jugendlichenpro-

jekt gibt es noch die Samstagskindergruppe, in der vor allem gespielt und gebas-

telt wird und saisonal verschiedene zusätzliche Aktivitäten wie Ausflüge und Kin-

derferienprogramme.

Schwierig erwies sich grundsätzlich bei der Kinderarbeit, dass die Kinder oft lange

brauchten, bis sie sich aufgehoben und beheimatet fühlten, erschwerend kam

hinzu, dass die Motivation der Eltern oft sehr gering war, und sie ihre Kinder nicht

unterstützten, die Termine wahrzunehmen, sondern sie lieber zu Hause behielten,

um im Haushalt zu helfen oder auf ihre Geschwister aufzupassen.

Eine weitere wichtige Funktion von Köln Appell liegt im Angebot der Asyl- und So-

zialberatungen. Die Aufgabenstellung ergibt sich aus zwei Perspektiven: im Hin-

blick auf die Stadtteilarbeit geht es um die Beratung für die Flüchtlinge in den drei

Ehrenfelder Flüchtlingsheimen und die AussiedlerInnen in den Übergangswohn-

heimen und alle anderen Menschen, die in Ehrenfeld leben und Probleme haben,

die durch Sozialberatung zu lösen sind. Aus der Perspektive der allgemein-politi-

schen Lage geht es um die Verbesserung der Rechte der Flüchtlinge und Migran-

tInnen, um Aktionen, die dies thematisieren und um Initiativen, die ganz konkret

Flüchtlinge unterstützen, wie z.B. die Kampagne ‚Kein Mensch ist illegal’. Hierzu ist

Köln Appell in verschiedenen Gremien und Netzwerken vertreten, wie dem Kölner

Flüchtlingsrat, den entsprechenden Arbeitskreisen im Deutschen Paritätischen

Wohlfahrtsverband, Kölner Bündnis gegen Rechts, Kölner Runder Tisch für Auslän-

derfreundlichkeit, Nord-Süd-Forum, United for Intercultural Action, Agenda 21, AK

Aussiedler Köln, AK Gemeinwesenarbeit Ehrenfeld, AK Interkulturelle Zentren Köln,

AK Straffälligenhilfe, unter anderem. Die Einzelberatungen finden an den festge-

legten Terminen (siehe oben) statt. 1998 wurden ca. 300 Einzelberatungsgesprä-

che durchgeführt, hinzu kamen noch täglich telefonische Beratungen. Die Mehr-

zahl der Ratsuchenden sind Flüchtlinge, die Aufenthalts-, aber auch soziale Prob-

leme haben. Es gibt häufig auch Bitten um Beistand bei familiären Problemen. Ne-

ben den Flüchtlingen kommen auch StudentInnen sowie deutsche und ausländi-

sche Nachbarn. Die zunehmende Arbeitslosigkeit und wachsende Armut haben
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dazu geführt, dass viele Menschen überschuldet sind, sich nicht mehr zutrauen

ihre Probleme selbst zu lösen und deshalb Rat und Hilfe suchen. Teilweise tritt

Köln Appell in Folge der Beratungsgespräche dann gegenüber, beispielsweise dem

Amt für Wohnungswesen der Stadt Köln, das für die Flüchtlingsheime zuständig

ist, für die Interessen der Flüchtlinge ein, um menschenwürdigere Lebensbedin-

gungen für diese durchzusetzen.

Weiterhin werden Beratungen für Aussiedler angeboten. Diese sind zwar rechtlich

sofort nach ihrer Ankunft mit den hier lebenden Deutschen gleichgestellt, leiden

aber oft unter denselben Konflikten und Problemen wie viele andere Zuwanderer

auch (Sprachprobleme, soziale Konflikte, finanzielle Schwierigkeiten).

Um den Erfordernissen der Qualitätskontrolle zu genügen, werden diese Bera-

tungstätigkeiten seit 1999 mit anonymisierten Fragebögen dokumentiert. Zusätz-

lich werden regelmäßig verschiedene Projekte und Aktionen durchgeführt, so z.B.

ein Fest zum Tag der Menschenrechte, Geschenkesammlungen für die Flüchtlings-

heime zu Weihnachten, etcetera.

Der Bereich der Haftvermeidung ist ein weiteres Aktivitätsfeld von Köln Appell.

Haftvermeidung im engeren Sinne sind alle Projekte und Maßnahmen, die dazu

dienen, dass Haft vermieden oder verkürzt wird. Köln Appell geht darüber hinaus

und rückt das Bild des deutschen Strafvollzugs kritisch ins Licht der Öffentlichkeit,

zeigt auf, dass die Ergebnisse der Haft oft das genaue Gegenteil dessen bewirken,

was erreicht werden soll, prangert die prozentuale Überrepräsentation der Men-

schen ohne deutschen Pass in der Kriminalberichterstattung der Medien an und

setzt sich für nichtrepressive Reaktionen im Umgang mit bestimmten kriminellen

Vergehen ein. Neben diesen öffentlichkeitswirksamen Aktionen können straffällig

gewordene Männer und Frauen ihre Sozialstunden bei Köln Appell ableisten. Hier-

für bestehen Kooperationen mit der Staatsanwaltschaft Köln und dem Sozialdienst

katholischer Männer und dem Sozialdienst katholischer Frauen. Darüber hinaus

werden Gesprächsgruppen gegen Rassismus und Deutschkurse für ausländische

Gefangene in der Justizvollzugsanstalt Köln angeboten. Ein hervorzuhebender Er-

folg war (unter Anderen), dass Köln Appell dazu beitragen konnte, dass Gefangene

ohne Aufenthaltserlaubnis wieder eine Duldung erhalten haben697.

                                                  
697

 Dazu muss man wissen, dass drogenabhängige Gefangene ohne Aufenthaltsstatus keine Therapie beginnen

können, weil sich ohne Aufenthaltsstatus kein Träger für die Finanzierung der Therapie findet.
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G e s e l l s c h a f t s f o r m ,  H i e r a r c h i e n  u n d  E n t s c h e i -

d u n g s f i n d u n g

Der Köln Appell ist ein eingetragener, als gemeinnützig anerkannter Verein. Die

Mitgliederversammlung ist das höchste Organ des Vereins. Sie besteht aus 31 Mit-

gliedern. Sie wählt den Vorstand, nimmt neue Mitglieder auf und bestimmt die

inhaltliche Arbeit. Der Vorstand führt die Geschäfte und vertritt den Verein nach

Außen. Er besteht aus zwei ehrenamtlich arbeitenden und zwei hauptamtlichen

Vereinsmitgliedern und entscheidet über die Einstellung hauptamtlicher Mitglieder

und ist leitend für die Projekte verantwortlich. In wöchentlichen Arbeitstreffen wird

die Arbeit der vergangenen Woche und die Arbeit der kommenden Woche von den

Vereinsmitgliedern, den ehrenamtlichen und hauptamtlichen MitarbeiterInnen dis-

kutiert und organisiert. Auf den wöchentliche Sitzungen der hauptamtlichen Mitar-

beiterInnen werden die Aufgaben verteilt, die sich auf den Arbeitstreffen ergeben

haben. Zweimal im Jahr treffen sich alle, die im Köln Appell mitarbeiten, außerhalb

Kölns in einer Tagungsstätte, um die Arbeit auf der Grundlage vorbereiteter Refe-

rate zu diskutieren und zu planen. Die meisten Mitglieder sind Langzeitmitglieder,

das Engagement hat über die Jahre etwas abgenommen. Es fehlt auch an neuen

Mitgliedern. Hauptgrund hierfür ist die mangelnde Vernetzung und Öffentlichkeits-

arbeit, weil es vor allem an formellen Arbeitsplätzen (gerade die Koordination und

Vernetzungsarbeit wird von Hauptamtlichen geleistet) aber auch an bürgerschaft-

lich Engagierten fehlt (siehe unten).

F i n a n z i e r u n g

Ein Jahreswirtschaftsplan oder exakte Zahlen für die Finanzierung liegen dem Autor

nicht vor, anstelle dessen können zumindest die finanziellen Anteile aus den ver-

schiedenen Quellen in prozentualen Schätzungen aufgezeigt werden.

Von 100 % der Einnahmen entstammen ca. 30 % aus städtischen und Landesmit-

teln. Weitere 20 % stammen aus vorwiegend anderen Einrichtung mit hauptsäch-

lich informellem Charakter und von privaten Spendern, 5 % entstammen aus frei-

willigen Mitgliedsbeiträgen (die Mitgliedschaft im Köln Appell ist unentgeltlich, vor

allem, da der Grossteil der von Köln Appell angesprochenen Zielgruppe finanziell

schwach gestellt ist, aber nicht davon abgehalten werden soll, im Verein Mitglied

zu werden). Die Herausgabe der zwei letzten Bücher wurde von der Stadt Köln fi-

nanziert, der Gewinn geht an Köln Appell, was ca. 5 % der Jahreseinnahmen aus-

macht. Über den regelmäßigen Verkauf von Secondhand-Büchern werden weitere
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10 % der Gelder erwirtschaftet. Weitere 30 % kommen über die jährliche Tom-

bola698 beim Kölner Bücherherbst rein.

Die Kosten verteilen sich (hier sind leider keine prozentualen Angaben verfügbar)

auf:

Personalkosten/ Löhne, die Miete und Nebenkosten, Versicherungen (die

teuersten für die Kinder- und Jugendlichen), Büromaterial und Kosten (Te-

lefon, Computer, …), öffentliche Veranstaltungen (wie z.B. Vorträge/ politi-

sche Arbeit), Kosten der laufenden Projekte (Heizung der Spielplatzbara-

cke, Spiel-, Werkzeug, Ferienausflüge, …), verschiedene Einzelaktionen (Ni-

kolaus im Kinderheim, Essen für Flüchtlinge, Automieten, …), Tombola

(Container für die Preise, Platzmiete, Akquisekosten), ehrenamtliche Mitar-

beiter (Bewirtung, Versicherungen, Kontaktpflege), Druck-/ Grafikkosten

der Veröffentlichungen, Öffentlichkeitsarbeit (Flyer, Plakataktionen, Inter-

netpräsenz, Büchertisch, Gremien-, Vernetzungsarbeit, Spesen), Weiterbil-

dungskosten für Mitarbeiter (Computerkurse, Projektmanagement, Buch-

haltung), Reparaturen/ Wartungen/ Ersatz/ Neuanschaffungen.

A r b e i t

Bei Köln Appell sind fünf Personen in formeller Beschäftigung tätig, davon sind

drei ABM- und zwei HzA-Stellen. Bis zum 30.11.1999 waren es noch sechs Stellen,

eine ABM-Stelle für den Bereich Sozial- und Asylberatung fiel dann ersatzlos weg.

Die Leistungsfähigkeit in diesem Bereich ist seither etwas eingeschränkt. Bis zum

1.5.2000 fallen weitere drei ABM-Stellen in den Bereichen Öffentlichkeitsarbeit,

Kinder- und Jugendarbeit und Geschäftsführerin weg, Zusagen für neue Stellen gibt

es bisher noch nicht (das letzte Gespräch fand am 12.1.2000 statt). Seit Beginn des

Jahres 2000 gibt es eine neue ABM-Regelung, nach der nur noch jene Personen

ABM-würdig sind, die entweder unqualifiziert, behindert oder langzeitarbeitslos

sind. Die Folge davon ist, dass die wegfallenden Stellen/ Funktionen nicht mehr

adäquat besetzt werden können. Ausnahmen sind hier zwar (nach Willkür der Äm-

ter) möglich, aber nicht einplanbar (außer man hat die Kontakte zu den zuständi-

gen Amtsinhabern, der Leumund der Einrichtung spielt eine Rolle, man gehört zum

‚Klüngel’).
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 Die Tombola ist ein Lossystem, bei dem jedes Los gewinnt. Die Preise werden Köln Appell von Kölner Geschäf-

ten und Kaufhäusern aus ihrem Sortiment (zu Werbezwecken) gespendet, es handelt sich also um Neuware, und

werden dann verlost.
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Die Gesamtentwicklung seit dem Jahre 1997 ist für den Köln Appell äußerst kontra-

produktiv. 1997 waren noch acht Personen in formeller Beschäftigung bei Köln Ap-

pell tätig, im Frühsommer 2000 werden es voraussichtlich nur noch zwei sein. Er-

schwerend kommt hinzu, dass die Verlängerung der ABM-/ HzA-Stellen wesentlich

erschwert oder sogar unmöglich gemacht wurde. Eine Kontinuität der Arbeit (z.B.

vier Jahre am Stück) ist nicht mehr möglich. Von formeller Seite wird die Einrich-

tung wie eine Ausbildungsstätte behandelt, Funktion der thematischen Einarbei-

tung verdrängt zunehmend die eigentliche Funktion der inhaltlich Arbeit bzw. der

Zweckbestimmung. So besteht ein strukturelles Problem mit den ABM-Stellen,

dass sie nämlich dort eingesetzt werden, wo ein dringender Bedarf an Arbeitskraft

und Förderung existiert, dieser Bedarf aber im Widerspruch zum funktionalen

Zweck der ABM-Stelle (Sprung in den 1. Arbeitsmarkt) steht. Sobald jemand Pro-

fessionalität erlangt, ist die Stelle schon ausgelaufen, qualitativ hochwertige Ar-

beit wird behindert.

Es fehlt wenigstens an einer festen Stelle, die aber aus Geldmangel der Einrichtung

nicht finanzierbar ist.

Außer diesen Erwerbsarbeitsstellen gibt es in der Regel mehrere Praktikanten, die

unterstützend arbeiten und sich Qualifikation im Bereich der Kinder- und Jugend-

arbeit wie in der Projektarbeit und den sonstigen Aktivitäten und anfallenden Ar-

beiten aneignen. Im Interviewzeitraum waren allerdings keine Praktikanten bei

Köln Appell tätig.

Aufgrund der geringen Verlässlichkeit der formellen Beschäftigungsverhältnisse ist

bei dem hohen Dienstleistungsoutput von Köln Appell nahe liegend, dass der

Grossteil der Arbeit in Form gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit geleistet

wird. Gegenwärtig sind ca. 45 Personen regelmäßig informell bei Köln Appell aktiv:

25 Personen sind im Rahmen der Hausaufgabenhilfe tätig. Sie sind zum Grossteil

Studenten, einige Rentner und zwei Hausfrauen und im Durchschnitt ca. vier bis

sechs Stunden/ Woche bei Köln Appell beschäftigt. Eine Person von ihnen ist

zugleich im Vorstand aktiv. Zwei Studenten sind ca. vier Stunden/ Woche ehren-

amtlich im Projekt Haftvermeidung im Gesprächskreis an der JVA tätig. Zwei wei-

tere Personen sind Leiter des Projektes Haftvermeidung und Mitglieder des Vor-

standes und damit acht bis zehn Stunden/ Woche für Köln Appell in gemeinschaft-

sorientierter Subsistenzarbeit. Die Nähgruppe für AussiedlerInnen und ein Ge-

sprächskreis für AussiedlerInnen wird ebenfalls ehrenamtlich geleitet, eine Person

ist damit vier Stunden/ Woche beschäftigt. Weitere sechs Studenten arbeiten ca.

vier Stunden/ Woche informell im offenen Kindertreff. Eine Studentin bietet einen
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Selbstverteidigungskurs für Kinder- und Jugendliche an, was ca. vier Stunden/ Wo-

che beansprucht. Außerdem sind ca. acht Personen bei verschiedenen Projekten

bei Bedarf aktiv. Viele der Ehrenämtler sind über Jahre hinweg beim Köln Appell

aktiv. Die Zusammenarbeit zwischen informell und formell Arbeitenden wird mit

gut bis sehr gut bewertet. Den informell Tätigen wird eine hohe Verlässlichkeit und

qualitative Kontinuität bescheinigt.

W e i t e r e  I n t e r v i e w e r g e b n i s s e

Die Zukunftsperspektive für Köln Appell ist von der drängenden Frage bestimmt,

wie mit weniger Arbeitskräften, vor allem Vollzeitkräften, das gleiche oder ein stei-

gendes Arbeitsaufkommen geleistet werden soll. Der gesamte Sozialberatungsbe-

reich fiel kürzlich durch die Streichung einer ABM-Stelle (siehe oben) ersatzlos

weg, die Öffentlichkeitsarbeit ist stark eingeschränkt. Die Qualität und der Umfang

der Projekte vermindert sich, bzw. eine Qualitätsverbesserung ist unmöglich, und

wird sich weiter vermindern. Die Bedeutung der informellen Arbeit wächst in Folge

des Mangels formeller Arbeitskräfte, diese kann den Ausfall aber nicht kompen-

sieren. Da ab Mai 2000 weitere Stellen wegfallen, verschärft sich dieser Konflikt.

Das Arbeitsamt entscheidet willkürlich und spontan, eine Absehbarkeit der kurz-,

mittel- oder langfristigen Verfügbarkeit von ABM-Stellen ist nicht gegeben. Ebenso

ist gegenwärtig der absolute finanzielle Tiefpunkt seit Bestehen von Köln Appell er-

reicht, die Bewilligung von Förderanträgen hat sich verschlechtert und aus formel-

len Quellen kommen immer weniger Gelder. Weiterhin ist das Spendenaufkommen

sehr ungewiss, da es auch in erster Linie aus Bürgerschaftlichen Einrichtungen

stammt, die mit ähnlichen Konflikten zu kämpfen haben, und in ihrer Liquidität

zunehmend eingeschränkt sind. Auch lief im Jahr 1999 die Tombola schlecht und

Alternativfinanzierungen sind dringend nötig. Große Hoffnungen werden jetzt auf

die EU-Fördertöpfe gelegt, was thematisch nahe liegend wäre, da die interkultu-

relle Thematik von Köln Appell eigentlich im EU-Interesse sein müsste. Zur Zeit

wird deshalb an einem EU-Antrag gearbeitet, der auf eine Laufzeit von drei Jahren

ausgerichtet ist.

Eine Vision für Köln Appell wäre, eine feste Stelle für die Geschäftsführung zur

Verfügung zu haben, sowie fünf Stellen für die Projektarbeit und eine Stelle für die

Ehrenamtskoordination. Diese müssen langfristig angelegt und verbindlich sein.

Für das Spielplatzprojekt wäre eine Vergrößerung der Räumlichkeiten sehr förder-

lich. Außerdem wäre eigentlich eine langfristige Einbindung in eine Projektfinanzie-

rung vonnöten, z.B. über EU-Mittel.
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Grundsätzlich soll die politische und Öffentlichkeitsarbeit intensiviert, die Gre-

mienarbeit vertieft, die Funktion der Netzwerke und Kooperationsstrukturen ver-

bessert werden. Wenn hierfür noch eine zusätzliche Stelle geschaffen werden

könnte, wäre dies optimal.

S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o g i e n

Für Köln Appell ist der ‚Trend Informalisierung – Rückzug formeller Strukturen’ der

zunehmenden Informalisierung festzustellen, bedingt durch sich zurückziehende

formelle Elemente. Dies sind vor allem die öffentlichen Förderungen über ABM-

Stellen. Die Folge ist die Schwächung der informellen Strukturen und ihrer Funkti-

onsfähigkeit bis an die Bedrohung der Existenz der Einrichtung und dem damit

verbundenen ersatzlosen Verlust der aus ihr erbrachten Dienstleistungen.

Aus dem zuvor geschilderten Konflikt wird klar, dass die finanzielle Abhängigkeit

von formellen Strukturen (mehr als 80 %) abhängt, und zwar vor allem von Kom-

mune, Land, Bund, und in Zukunft vielleicht der EU (insbesondere sind es die ABM-

, HzA-Gelder von Arbeits- bzw. Sozialamt). Hier ist also der ‚Typ Formelle Alimenta-

tion – öffentlich’ zu wählen.

Die Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit dagegen liegt mit deutlicher

Gewichtung auf gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit und informellen Struk-

turen, die sogar bedingt, wenn auch lange nicht ausreichend, den Rückzug der

formellen Finanzierung durch Bürgerarbeit ersetzen können, deshalb ‚Typ infor-

melle Integration’.

Der ‚Typ Externe Leistungsorientierung auf bestimmte Personengruppen’ ist

ebenfalls eindeutig. Aus der Einrichtungen heraus werden vorwiegend Leistungen

für andere, nicht in der Einrichtung vertretende Personen und Gruppen erbracht,

und zwar vorwiegend für Asylanten, Ausländer, Aussiedler, die Ehrenfelder Nach-

barschaft und grundsätzlich alle anderen aus welchen Gründen auch immer Ver-

folgten und oder Randgruppen.

R e s u m é e

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass das beschäftigungsfördernde Poten-

tial von Köln Appell eigentlich recht groß ist, 10 Erwerbsarbeitsplätze würden ohne

weiteres in eine sinnvolle Tätigkeit eingebunden werden können und werden auch

dringend gebraucht. Wenn man sich das gesamte Dienstleistungsoutput die bür-
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gerschaftlichen Einrichtungen anschaut, stellt man fest, dass Zielgruppen ange-

sprochen werden, deren gesellschaftliche Wahrnehmung ausgesprochen unterrep-

räsentiert ist und deren Lebensumstände unter anderem von amnesty internatio-

nal und der UN-Menschenrechtskommission in Deutschland kritisiert werden. Köln

Appell kommt dabei einer staatlichen Verpflichtung ersatzweise für die BRD nach

und übt Versorgungsarbeit und Integrationsarbeit, die eigentlich von der bürgerli-

chen Ebene in Kooperation mit staatliche und wirtschaftlichen Stellen geleistet

werden müsste. Anstatt das diese Arbeit wenigstens massiv unterstützt wird, wer-

den Gelder der institutionellen Förderung als auch Arbeitsplatzfinanzierungen ge-

strichen oder reduziert. Auf der Ebene der Kinder- und Jugendarbeit werden zu-

sätzlich verschiedene formelle Strukturen von ihren Verpflichtungen entlastet. Da

staatliche Stellen offenbar nicht in der Lage sind, diesen Verpflichtungen nachzu-

kommen, ist unverständlich, dass auch auf dieser Ebene Stellen eingespart wer-

den. Das auch im Fall von Köln Appell das Modell der ABM- und HzA-Stellen ei-

gentlich funktional eher hinderlich statt förderlich ist, verwundert nicht. Auch hier

nimmt zum einen die Qualifizierungsarbeit unverhältnismäßig viel Zeit der anderen

Beschäftigten in Anspruch (es handelt sich nicht um eine Ausbildungsstätte), zum

anderen wirkt sich die temporäre Integration dieser Arbeitnehmer in die Einrich-

tung gegen eine qualitative und quantitative Kontinuität der erbrachten Leistungen

aus. Aufgrund der Unabsehbarkeit der Laufzeiten der Stellen und der unverbindli-

chen Haltung der zuständigen Behörden ist eine langfristige Planung für die Ein-

richtung nicht möglich.

Das konkret über Hausaufgabenhilfe den Kinder- und Jugendlichen Unterstützung

für ihre spätere berufliche Qualifikation gegeben wird und dadurch mittelbar ihre

Chancen für den Arbeitsmarkt verbessert werden, ist klar. Mittelbar wird auch über

die Integrationsarbeit zwischen Asylanten, Flüchtlingen, Ausländern und Deut-

schen die Bereitschaft der Kooperation auf bürgerschaftlicher Ebene auch die Ak-

zeptanz ausländischer Mitmenschen auf dem deutschen Arbeitsmarkt verbessert.

Arbeit gegen Rassismus und Ausgrenzung, für Kooperation, Partizipation und Soli-

darität fördert zudem ganz grundsätzlich die Bereitschaft auf nachbarschaftlicher

und kommunaler Ebene zusammenzuarbeiten und sich gegenseitig zu unterstüt-

zen. Dies ist besonders in Lebenssituationen, die von Arbeitslosigkeit und/ oder

Armut geprägt sind, von immanenter Bedeutung und führt auf allen Ebenen zur

Erhöhung der Lebensqualität aller Beteiligten. Da dies bei Köln Appell generations-

übergreifend umgesetzt wird, ist die soziokulturelle und –ökonomische Stabilisie-

rung nur von der Hand zu weisen, wenn interdisziplinäre Zusammenhänge igno-

riert werden.
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C .  K E K S  –  K Ö L N E R  E L T E R N  U N D  K I N D E R

S E L B S T H I L F E  E . V .

Trend stabil/ informelle und formelle Alimentation – informelle Gewichtung/ informelle Integration/

interne Leistungsorientierung.

Venloer Str. 725, 50827 Köln, Tel.: 0221-9589254, Fax: 0221-9589255

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

Der Kölner Eltern und Kinder Selbsthilfe (KEKS) e.V. ist ein Förderverein Kölner El-

terninitiativen. Er entstand 1987 aus dem Arbeitskreis Kölner Krabbelgruppen

(AKK) und fünf Elterninitiativen. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar

gemeinnützige Wohlfahrtszwecke im Sinne des Abschnitts ‚Steuerbegünstigte

Zwecke’ der Abgabeverordnung von 1977. Freistellungsbescheid vom 10.10.1996.

Zweck des Vereins ist die Förderung der Jugendhilfe. Zielsetzung ist insbesondere

die stärkere Kooperation von Elterninitiativen, Krabbel-699 und Kindergruppen auf

politischer, kommunaler und praktischer Ebene.

KEKS besteht aus 40 Mitgliedsvereinen, deren Gemeinsamkeit die selbstorgani-

sierte und –verwaltete Betreuung Kinder aller Altersstufen ist, unabhängig davon,

ob es Eltern-Kind-Kreise, kleine oder große altersgemischte Gruppen oder ob sie

öffentlich gefördert oder nicht gefördert sind.

KEKS koordiniert und organisiert Erfahrungsaustausch, Kooperationen zwischen

den Mitgliedsvereinen und zwischen den Eltern und unterstützt und berät beim

Aufbau von neuen Selbsthilfegruppen. Weiterhin versteht sich KEKS auch als poli-

tisch wirksame Instanz und will Öffentlichkeit und Politik über die Belange von

Eltern und Kindern aller Altersgruppen informieren und für ihre Unterstützung (vor

allem für die Anerkennung und Finanzierung von Krabbelgruppen) mobilisieren (so

z.B. durch eine Untersuchung von Kölner Spielplätzen auf Giftstoffe, Schwerme-

talle und sonstige Verunreinigungen). Neben der beratenden und unterstützenden

Funktion für andere Einrichtungen mit gleichem oder ähnlichen Zielgruppen, insbe-

sondere für die eigenen Mitgliedsvereine, werden verschiedene Lehrgänge (siehe
                                                  
699

 Krabbelgruppen sind Gruppen für Babys und Kleinkinder im Alter von ein bis drei Jahren, diese sind aber vom

Landesjugendamt NRW nicht gewollt und erlaubt. Dieses lässt für die oben genannte Altersgruppe nur so ge-

nannte Eltern-Kind-Spielkreise und sich im Aufbau befindende Altersgemischte Gruppen zu, bei denen alle Eltern

anwesend sein müssen. Ist der Zweck einer solchen Gruppe jedoch unter anderem, dass einige Eltern in der Zwi-

schenzeit einer anderen Tätigkeit – Beruf und/ oder Ausbildung – nachgehen können, erhält diese Gruppe keine

offizielle Betriebserlaubnis und deshalb auch keine Betriebskostenförderung, wird also in die Informalität ge-

zwungen.



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

273

unten.) und Spielgruppen angeboten und betreut. Auf dem Gelände des KEKS fin-

det sich auch die Kindertagesstätte Brunnenkinder, auch ein Mitgliedsverein, mit

dem eine enge Zusammenarbeit besteht.

M i t g l i e d e r s t r u k t u r

KEKS besteht aus 40 Mitgliedsvereinen aller Typen von Kindergruppen, außer Kin-

dergärten700, und ist selber Mitglied in der Bundesarbeitsgemeinschaft Elterninitia-

tiven e.V. (BAGE), einem bundesweiten Zusammenschluss von Elterninitiativen mit

überregionaler Vernetzungsfunktion, im Paritätischen, Förderverein für soziale

Arbeit e.V. und in der Verwaltungsgemeinschaft Buchhaltung beim KEKS GbR. Or-

gane von KEKS sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung.

a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  G ü t e r

KEKS bietet unterschiedlichste Dienstleistungen an. So unterstützt er Krabbel-

gruppen bei der Vereinsgründung, bei der Beantragung von HzA- und ABM-Stellen

und sonstigen Fördermöglichkeiten und bei Versicherungsangelegenheiten vor

allem durch Beratungsgespräche und verfügt zur Vermittlung für suchende Eltern

und Gruppen über eine umfassende Krabbelgruppenkartei.

Zusätzlich gibt er den ‚Almanach Kölner Krabbelkinder’ mit zusammengefassten

Gründungstipps heraus, zusammen mit den Ehrenfeldern Elterninitiativen den Eh-

renfelder Stadtteilführer Spielen & Lernen in Ehrenfeld und monatlich den KEKS

Newsletter, in dem aktuelle Stellenangebote und -gesuche, Kinder- und Krabbel-

gruppenplatz-Angebote und –gesuche ebenso wie aktuelle Informationen und Ak-

tionen veröffentlicht werden.

Weiterhin veranstaltet KEKS das KEKS-Frühstück als Gelegenheit für interessierte

Eltern sich über verschiedene Einrichtungen zu informieren und Kontakte zu

knüpfen.

Darüber hinaus bietet KEKS ein Spektrum an praxisorientierten Dienstleistungen

für Eltern und Vereine an. So werden für Vereine Managementberatungen und

–hilfen angeboten, z.B. die Organisation der Verwaltungsgemeinschaften, Buch-

führung, Personalabrechnungen und deren technischen Abwicklungen, zudem gibt

                                                  
700

 Betreuungszeit nur von 9 – 12 Uhr, ist eher für ländliche Räume mit klassischer Kernfamilienstruktur und Ge-

schlechterrollenverteilung geeignet, für die meisten, besonders größeren städtischen Regionen weniger attraktiv.
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es einen KEKS-Bus, der von anderen Kindergruppen zum Selbstkostenpreis für

Ausflüge, Transporte, etcetera gemietet werden kann.

Zum Thema Finanzbuchhaltung und Orientierungsberatungen/ Bewerbungstrai-

ning für Frauen in Kommunalen ABM werden regelmäßige Fortbildungsseminare

organisiert. Außerdem werden über ein von KEKS selbst entwickeltes Umbaufinan-

zierungskonzept Gruppenneugründungen unterstützt. Eltern und KöchInnen wer-

den zum Thema ‚Gesundheit und Ernährung’ beraten und Schulungen vermittelt,

ebenso werden Beratungen zu den Themen Ökologie und Umgang mit Chemikalien

in Kindertagesstätten angeboten. Wochenendseminare mit verschiedenen The-

menschwerpunkten aus Alltag, Theorie und Erziehungswissenschaften werden

veranstaltet und nicht zuletzt durchgängig Spielgruppen organisiert, angeboten

und betreut.

Die Mehrzahl der angebotenen Dienste findet in den eigenen Räumlichkeiten bzw.

auf dem eigenen Gelände oder in den Mitgliedsvereinen statt.

K r a b b e l g r u p p e n ,  k l e i n e  u n d  g r o ß e  a l t e r s g e -

m i s c h t e  G r u p p e n  u n d  a d m i n i s t r a t i v e  V o r g a b e n

KEKS wurde letztlich aus den Kinderläden der 70er Jahre initialisiert. Aus dem Ge-

danken der größeren Eltern-Kind-Nähe und dem Bedarf nach stärkerer Involvierung

der Eltern in frühe Sozialisierungsprozesse, wuchs die Nachfrage nach Alternativen

zu den klassischen Kindergärten und Jugendgruppen. Verstärkend kam der rapide

Anstieg von allein erziehenden jungen Müttern hinzu, die nebenbei auch Geld ver-

dienen und/ oder eine Ausbildung abschließen mussten. Die Stadt Köln fördert

allerdings die Ausbildung jünger Mütter wenig, wesentlich geringer als in vielen

anderen Großstädten. Es herrscht (nach Aussage der Mitarbeiter von KEKS) wei-

terhin das veraltete ‚Mutter-bleibt-zu-Haus-Prinzip’ vor, auch gegenüber Alleiner-

ziehenden. Nach Angaben des Jugendamtes der Stadt Köln liegt die Zielquote der

Verfügbarkeit von Kindergruppen im weitesten Sinne für Kinder im Alter bis drei

Jahren bei nur 4 % der Kinder dieser Altersgruppe, von denen zudem nur 3,9 %

erreicht wurden, während bei Kindern der Altersgruppe von drei bis sechs Jahren

die Zielquote bei 100 % liegt, wovon 1999 100,2 % erreicht wurden. Von 28 874

Kinder bis drei Jahren steht nur für 1 111 einen Platz in einer Kindergruppe zur Ver-

fügung, für das Jahr 2000 sind weitere 120 Plätze geplant, der Bedarf ist damit in

keinerlei Weise gedeckt.
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Krabbelgruppen werden von der Stadt Köln kategorisch abgelehnt und nicht öf-

fentlich gefördert. Zwar ist nach dem 8. Bundessozialgesetzbuch alles, was Eltern

selbst organisieren, erlaubt, aber der Landschaftsverband Rheinland mit der Stadt

Köln hat dies kommunal ergänzt um die Auflage sinngemäß ‚solange die Eltern

dabei anwesend sind’. Auf der Grundlage eines solchen Interessensdissenses kön-

nen keine innovativen und komplementären Zukunftskonzepte entstehen. Zu-

nächst ist die Reaktion der Eltern auf diese kontraproduktive formelle Struktur die

Selbstorganisation unter Umgehung formeller Vorgaben. Hieraus erwachsen Soli-

dargemeinschaften zwischen ‚Leidensgenossen’, und es wird versucht, Auswege

aus den administrativen Vorgaben zu finden.

Nahe liegende Alternative ist die Bildung von ‚kleinen altersgemischten Grup-

pen’.701 Der Konflikt, der daraus für viele Elternteile erwächst, resultiert aus päda-

gogischen Grundfragen, deren Bewertung auslegungsfähig ist. So kommt es in der

kleinen altersgemischten Gruppe zu größeren Reibungen zwischen den Kindern

der verschiedenen Altersgruppen und besonders die Babys und Kleinkinder haben

größere Schwierigkeiten, zu Geltung zu kommen, während die Krabbelgruppe sich

nur aus Babys und Krabbelkindern zusammensetzt und ein größerer Interessens-

konsens beim Spielen besteht. Während in der kleinen altersgemischten Gruppe

die Konkurrenzsituation höher und eine höhere Durchsetzung gegenüber älteren

Kindern nötig wird, ist die Harmonisierung der Kinderinteressen in der Krabbel-

gruppe höher. Diese zwei Anschauungen stehen sich hier gegenüber, die Ansich-

ten von Pädagogen teilt sich ebenso in zwei Lager. Wichtig erscheint es aus Sicht

des Autors hierbei, dass die Partizipation an der Erziehungsgestaltung seitens der

Eltern durch formelle Vorgaben stark eingeschränkt wird und verschiedene Per-

spektiven von zwischenmenschlichen Miteinander kollidieren. Hier steht Wettbe-

werbsfähigkeit in Konkurrenz zu Interessensausgleich. Es ist zumindest fraglich,

auf administrativer Ebene hierüber entscheiden zu wollen, zumal aus den engen

Vorgaben ein Interessenskonflikt zwischen Eltern und Kindern resultiert.

Neben den kleinen altersgemischten Gruppen gibt es:

 die großen altersgemischten Gruppen702,

 die Hortgruppen703, und

                                                  
701

 Die Idealform der kleinen altersgemischten Gruppe entspricht nach Vorgabe des Landes NRW und der Stadt

Köln folgender Zusammensetzung: zwei Babys (bis ein Jahr), fünf Krabbelkinder (ein bis drei Jahre) und acht

Kindergartenkinder (bis sechs einhalb Jahre).

702 
20 Kinder im Alter zwischen 3 und 14 Jahren. Hierfür werden zwei pädagogische Fachkräfte von der Stadt ge-

fördert.
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 die Kindergartentagesstättengruppen.704

Die Anerkennung dieser Gruppentypen entspricht der bei kleinen altersgemischten

Gruppen. Unter Umständen gibt es über die normalen Förderungen Sonderförde-

rungen weiterer Arbeitskräfte (eine halbe bis eine ganze Stelle extra), z.B. bei

überlangen Öffnungszeiten, räumlichen Sondersituationen, Integration von behin-

derten Kindern ….

Ursprünglich gab es auch Förderungen für Krabbelstuben und Krippen, diese

Nachfrage entfiel aber705 aus Perspektive der Jugendämter durch die Förderung der

kleinen altersgemischten Gruppen. Diese nicht-befriedigte Nachfrage musste nun

informell gedeckt werden, und dies ist eine der Hauptaufgaben von KEKS. Hier

geht es darum, unter Zunutzmachung der ungünstigen formellen Ausgangsvoraus-

setzungen dennoch zum erwünschten Ergebnis zu kommen, also z.B. zur Gründung

und Förderung einer selbstorganisierten und selbstbestimmten Einrichtung für die

Sozialisierung von Babys und Kleinkinder bei höchst möglichster Partizipation der

Eltern.

A r b e i t  u n d  F i n a n z i e r u n g

Bei KEKS sind sechs Personen in formellen Arbeitsverhältnissen tätig. Fünf davon

werden über öffentliche Förderungen finanziert, sind damit dem 2. Arbeitsmarkt

zuzurechnen, eine wird aus Eigenmitteln finanziert:

Eine Bürokraft, eine pädagogische Hilfskraft (beides HzA-Stellen); eine Stelle für

Öffentlichkeitsarbeit (ABM-Stelle); ein Azubi706 (KEKS ist als Ausbildungsstätte vom

Arbeitsamt anerkannt) als Bürokauffrau; ein Zivildienstleistender707 zum Busfahren

und für verschiedene Tätigkeiten (Reparaturen, …) und ein Buchhalter, der aus

Eigenmitteln von KEKS finanziert wird. Weiterhin werden für verschiedene Projekte

und Aktivitäten von KEKS weitere formelle Arbeitsverhältnisse getragen. Insbeson-

dere in den Aus- und Umbaumaßnahmen werden verschiedene Handwerker regel-

mäßig beschäftigt. Die in formeller Arbeit Tätigen in den 40 Mitgliedsvereinen kä-

men noch hinzu.

                                                                                                                                     
703

 20 Kinder unterschiedlichen Alters. Förderung wie bei der großen altersgemischten Gruppe.

704
 20 Kinder im Alter zwischen drei und sechseinhalb Jahren. Förderung: Eine pädagogischen Fachkraft und eine

andere ergänzenden Stelle seitens der Stadt.

705
 Fälschlicherweise, sie bestand weiterhin und wuchs sogar an!

706
 Auszubildende, finanziert durch das Arbeitsamt.

707
 Finanziert vom Bundesamt für Zivildienst.
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Die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit ist jedoch der tragende integrale

Bestandteil von KEKS und der Idee der Elterninitiativen im Besonderen.

Der Vorstand von KEKS setzt sich aus 10 informell Tätigen zusammen, vier bis fünf

wechselnde Personen sind ständig in verschiedenen Projekten von KEKS beschäf-

tigt oder entwickeln neue Projekte und Aktionen. Hinzu kommt ein großer Pool von

Ehrenämtlern aus dem Netzwerk der Mitgliedsvereine, der mehrere Hundert Per-

sonen umfasst. Ohne die Säule des Ehrenamtes würde nach Aussage der (formel-

len) Mitarbeiter von KEKS das gesamte Konzept nicht mehr aufgehen, bzw. die Ein-

richtung wäre nicht mehr funktionsfähig und müsste die Arbeit komplett einstellen.

Dennoch ist die Ergänzung durch formelle Arbeit notwendig. Da die Ehrenämtler

tagsüber oft wenig Zeit haben, besteht, gerade auch bei Arbeit mit Kindern, die

Notwendigkeit sich auch auf formelle Arbeit zu stützen, zumindest wenn eine kon-

sistente und effiziente Arbeit geleistet werden soll. Die Förderung der formellen

Arbeit in den Einrichtung ist allerdings höchst unzuverlässig, denn der zweite Ar-

beitsmarkt wird vom ersten Arbeitsmarkt stark unter Druck gesetzt. ABM- und

BShG-Stellen sollen nach der Strategie des Arbeitsamtes zum Sprung in den ersten

Arbeitsmarkt verhelfen, die formelle Arbeit in den Bürgerschaftlichen Einrichtun-

gen ist aber zum Grossteil auf langfristige Förderungen angewiesen und seitens

der Einrichtungen besteht eigentlich nicht ein Interesse, eine gut eingearbeitete

ABM-Stelle nach Ablauf der Förderung wieder zu verlieren (zumal der Sprung in

den ersten Arbeitsmarkt oftmals nicht gelingt), seitens der Mehrzahl der ABMler

genauso wenig. So wurden z.B. am 14.12.1999 zwei ABM-Stellen gestrichen, deren

Funktion jetzt durch die anderen formell und informell Tätigen aufgefangen werden

muss, was qualitativ nur mit Abstrichen zu bewältigen ist. Das Arbeitsamt ist an

der Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen stärker interessiert als an den ABM-

Stellen, denn diese schaffen eher Stellen auf dem 1. Arbeitsmarkt. So wird KEKS als

Ausbildungsstätte instrumentalisiert, muss bei einem hohen Input von formeller

und informeller Arbeit Aus- und Weiterbildungen leisten, um an Fördergelder zu

kommen. Auch auf diese Weise externalisiert der formelle Sektor Leistungsansprü-

che in den informellen bzw. semiformellen Bereich. Dies betrifft seit Anfang 1999

besonders auch die BShG-Stellen.708 Die ABM-Stellen werden zur Krücke für nicht-

                                                  
708

 So wurden hier zum 1.1.1999 neue Landesrichtlinien von der Stadt Köln erarbeitet. Hiernach wird auf die Quali-

fizierung der Beschäftigten durch den Träger größten Wert gelegt. So muss der Träger, der eine Stelle beantragt,

einen Qualifizierungsplan ausfüllen, in dem angegeben wird, welche Möglichkeiten zur Qualifizierung die Stelle

grundsätzlich bietet (Fortbildung in bestimmten Bereichen, Bewerbungstraining). Bei Einstellung einer Beschäf-

tigten muss der Träger einen Personalentwicklungsplan ausfüllen. Geplant wird die Arbeit an der beruflichen

Perspektive der Beschäftigten und den Qualifizierungsinhalten. Dieses muss vom Träger vierteljährlich dokumen-
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vorhandene alternative Stellen, bzw. für eine fehlende alternative Arbeitsmarkt-

strategie für den sozialen Sektor.

Gegenwärtige Situation ist, dass die kleinen altersgemischten Gruppen mit min-

destens drei Vollzeitkräften (Rechtsanspruch) und 96 % der Einrichtungskosten

der Räumlichkeiten von der Stadt gefördert werden. Nach Schätzung von KEKS gibt

es in Köln ca. 25 – 30 so genannte Eltern-Kind-Kreise, die informell in der Funktion

von Krabbelgruppen tätig sind, aber anonym bleiben müssen, da sie sonst in einen

Konflikt mit dem Jugendamt kämen.

Für kleine altersgemischte Gruppen gibt es eine Mindestförderung von drei Voll-

zeitstellen, wenn funktionale, kindergerechte Räumlichkeiten vorhanden sind, de-

ren Eignung durch die Bauaufsicht genehmigt ist.709 Der Zuschuss für die Erstein-

richtung einer kleinen altersgemischten Gruppe liegt bei ca. 60 000,- DM. Hierbei

wird die Verpflichtung einer Mindestlaufzeit von 10 Jahren übernommen. Voraus-

setzung für die Förderung ist der Status des eingetragenen Vereins, die Anerken-

nung der Trägerschaft der freien Jugendhilfe (formelle Prüfung administrativer

Leistungsfähigkeit und der Umsetzung des Bildungsauftrages nach dem Gesetz für

Tageseinrichtungen für Kinder710) und der Gemeinnützigkeit711. Hier besteht ein

Konflikt zwischen Bundes-, Landes- und Kommunalebene, das Finanzamt erkennt

z.B. die Gemeinnützigkeit von Krabbelgruppen an, während die Stadt die Organi-

sationsform an sich und damit auch Förderung ablehnt (für die Krabbelgruppen er-

weist sich gegenüber dem Jugendamt das Steuergeheimnis als vorteilhaft). Um

zusätzlich erhöhte Zuschüsse712 zu bekommen, ist die Anerkennung als Elterniniti-

ative713 Bedingung.

KEKS finanziert sich vor allem über den Ausbau von Räumlichkeiten, über die Ver-

bandstätigkeit, insbesondere Mitgliedsbeiträge, und ergänzend über bestimmte

Dienstleistungsentgelte (z.B. Buchhaltung für Mitgliedsvereine, Verleih des VW-

Busses, angebotene Weiterbildungen …) und auch Spenden. Zudem baut KEKS

                                                                                                                                     

tiert werden. Am Ende des Jahres soll die Perspektive der Eingliederung in den 1. Arbeitsmarkt bzw. der Weiterbil-

dung und Umschulung für den selben stehen.

709
 Es müssen für 15 Kinder z.B. mindestens 120 qm Innen- und 120 qm Außenfläche sowie mindestens ein Wickel-

raum verfügbar sein.

710
 Ausführungsgesetz des 8. Sozialgesetzbuches des Landes NRW.

711
 Ist gegeben wenn die allgemeine Vereinsarbeit ausschließlich ideell inhaltlich der Zweckbindung entspricht

und diese (hier liegt der Casus knaxus) dem öffentlichen Interesse folgt.

712
 Erstattung von 96% der Betriebskosten bei Anerkennung als Elterninitiative.

713
 90 % der Eltern der Kinder, die die Tagesstätte besuchen, müssen Mitglieder des Trägervereins sein
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unterschiedlichste Räumlichkeiten selbstorganisiert unter Einsatz informeller wie

auch formeller Arbeit zu Kindergärten und Kindertagesstätten aus und vermietet

diese dann an die jeweiligen Einrichtung weiter. Fester Mietsatz liegt bei 23,- DM/

qm, welche die Einrichtungen aus öffentlichen Mittel rückerstattet kriegen. Der

Ausbau wird über Bankkredite finanziert, die Tilgung erfolgt über die Mietdiffe-

renz.714 Ergänzt wird die Finanzierung durch die Förderung von ABM- und BShG-

Stellen. Insgesamt wird eine Kostendeckung ohne Gewinne erreicht.715

Grundsätzlich interessant ist die Quintessenz, die sich aus der Förderstruktur zie-

hen lässt:

Regeleinrichtungen (z.B. kirchliche Kindergärten) erhalten gesamt 73 % Zuschüsse

(27 % vom Land, 27 % von der Stadt, 19 % aus Elternbeiträgen), weitere 27 % wer-

den vom Träger der Einrichtung (in diesem Fall die Kirche) zur Verfügung gestellt;

Finanzschwache Träger (z.B. Arbeiterwohlfahrt) erhalten 90 % Zuschüsse (35,5 %

vom Land, 35,5 % von der Stadt, 19 % aus Elternbeiträgen) weitere 10 % werden

vom Träger der Einrichtung (in diesem Fall die AWO) zur Verfügung gestellt;

Elterninitiativen (90 % Vereinsmitglieder) mit Zusatzförderung erhalten 96 % Zu-

schüsse (38,5 % vom Land, 38,5 % von der Stadt, 19 % aus Elternbeiträgen) wei-

tere 4 % werden vom Träger der Einrichtung (in der Regel auch die Eltern) zur Ver-

fügung gestellt

Ist die Stadt selber der Träger, kostet die Förderung zusätzlich den Trägeranteil,

also ist ein städtischer Kindergarten für die Kommune teurer als die Förderung

einer selbstorganisierten Einrichtungen für informelle Arbeit.716

W e i t e r e  I n t e r v i e w e r g e b n i s s e  a u s  e i n e m  K u r z i n -

t e r v i e w  m i t  e i n e m  V a t e r

Er zahlt monatlich ungefähr 90,- DM Vereinsbeiträge. Für Gering-Verdienende gibt

es teilweise Sozialstaffeln. Zusätzlich kommen pro Elternteil noch vier Stunden

Eigenarbeit hinzu und einmal im Jahr ein Putztag. Dieser Aufwand lohnt sich auf

                                                  
714

Beispiel: Eine Halle kostet leer 10,- DM/ qm, wird über einen Kredit ausgebaut und für 23,- DM/ qm weiterver-

mietet.

715 
Ist Voraussetzung für als gemeinnützig anerkannte Vereine.

716
 Die prozentuale Platzverteilung nach Trägern für die Altersgruppe der bis drei Jährigen: 62,9 % Städtisch, 3,78

% Katholisch, 3,15 % Evangelisch, Kölner Kindertagesstätten (Köln Kitas) 5,67 % und 24,48 % Andere. Für die

Altersgruppe der drei bis sechs Jährigen sind es 42,44 % Städtische, 34,54 % Katholische, 8,7 % Evangelische,

4,21 % Köln Kitas und 10,1 % Andere.
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jeden Fall, denn der Kontakt zu den Kindern ist viel dichter, die Solidarstrukturen

zwischen den Eltern werden entwickelt und gefördert, so dass auch in anderen

Lebensbereichen als denen der Kindererziehung eine engeres Kooperationsnetz

entsteht. Das Empfinden des Zuwachses subjektiven Wohlstandes überwiegt die

finanziellen Mehrkosten bei weitem.

Z u k u n f t s v i s i o n e n ,  - k o n z e p t e

Zu erhoffen wäre eine Stärkung der frühkindlichen (unter drei Jahren) Förderung

und Erziehung seitens der Stadt. Eine Idee hierfür wäre, dass jeder Elternteil einen

Beratungsgutschein zum Thema Kinderbetreuung vom Jugendamt bekommen

würde. Dieser Gutschein soll als Zwischenwährung dienen und bei der jeweiligen

Einrichtung abgegeben werden. Diese führt die Gutscheine dann wieder an die

Stadt zurück und tauscht sie in Form einer Arbeitsplatz- oder Arbeitszeitfinanzie-

rung um. Resultat wäre hieraus ein stärkerer Dienstleistungswettbewerb, informell

Tätige würden die Funktion der Einrichtungen optimieren, was bei qualitativ hoch-

wertigen Dienstleistungen Kosten einsparen könnte. Hieraus würde zudem ein

Anreiz für mehr gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit erwachsen. Weiterhin

soll für Unternehmen die Möglichkeit bestehen, solche Gutscheine bei der Stadt

einzukaufen und an die eigenen Arbeitnehmer zu geben, um selber Sozialabgaben

reduzieren zu können.

S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o g i e n

KEKS ist grundsätzlich dem ‚Trend stabil’ zuzuordnen, wobei eher eine Tendenz zur

zunehmenden Informalisierung durchzuscheinen scheint. Grundsätzlich geht das

Interesse Richtung ‚Trend Optimierung’, einer Optimierung der Schnittstellenposi-

tion in Kooperation mit formellen wie informellen Stellen.

Die finanzielle Abhängigkeit ist verteilt, deshalb ist hier der ‚Typ informelle und

formelle Alimentation – informelle Gewichtung’ zu wählen, allerdings liegt die Ge-

wichtung primär auf informellen Strukturen.

Die Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit liegt im Schwerpunkt auf infor-

meller Subsistenzarbeit und informellen Strukturen, ist also dem ‚Typ informelle

Integration’ zuzuordnen, allerdings handelt es sich hier um einen Grenzfall und die

Gewichtung könnte bei ein bis zwei zusätzlich geförderten Erwerbsarbeitsplätzen

anders gelagert sein.
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Die Leistungsorientierung ist klar endogen und dem ‚Typ interne Leistungsorientie-

rung’ zuzuordnen.

R e s u m é e

Zusammenfassend stellt KEKS eine Einrichtung dar, über die eine Nachfrage be-

friedigt wird, die über formelle Strukturen nicht repräsentiert oder gering bis gar

nicht wahrgenommen wird. Auf Grundlage einer sehr funktionalen Organisations-

struktur wird sehr effizient gewirtschaftet und mehrere Arbeitsplätze geschaffen

und gesichert, einer davon aus Eigenmitteln finanziert. Zudem ließe sich die finan-

zielle Entlastung der Kommune pro vertretender Einrichtung von KEKS klar quan-

tifizieren. Neben dem Aspekt der Arbeitsplatzschaffung und Sicherung bietet KEKS

die Möglichkeit zur Aus- und Weiterbildung in der eigenen Einrichtung und bietet

darüber hinaus zusätzlich verschiedene Lehrgänge an.

Über die Arbeit von KEKS wird es vielen Elternteile erst ermöglicht, ihre Berufsaus-

bildung abzuschließen und/ oder eine solche zu beginnen oder weiterzuführen, in

dem sie besonders auch die Entlastung von jungen Müttern aber auch Vätern von

erzieherischen Aufgaben unterstützt.

Neben diesen direkt arbeitsmarktwirksamen Effekten der Arbeit von KEKS werden

Kooperationsnetze auf bürgerschaftlicher Ebene geschaffen und gestärkt, Identifi-

kationsprozesse mit der eigenen Rolle als Erziehende/r bei den Eltern begleitet,

generationsübergreifend Kommunikation gefördert und stadtteilbezogene Nach-

barschaftsarbeit geleistet. Auf individueller Ebene wird die Aktivität in KEKS als

befriedigend und wohlstandserhöhend empfunden, sofern die Bereitschaft be-

steht, hierfür auf einen Teil des monetären Erwerbes zu verzichten.

Dem steht eine kontraproduktive formelle Außenstruktur gegenüber, die vor allem

durch die Maßstäbe der städtischen Administration geprägt ist, und die nicht die

bürgerlichen Interessen widerspiegelt. Aus diesen Gründen werden die formellen

Hemmnisse durch unterschiedlichste Tricks überwunden. Hierbei werden vor allem

von formeller Seite die Chancen einer Komplementarität beider Sektoren nicht

wahrgenommen und profitable Möglichkeiten der Kooperation verhindert.
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D .  [ B A ] R O C K  –  B U N D E S A R B E I T S G E M E I N S C H A F T  D E R

M U S I K I N I T I A T I V E N  E . V .

Trend Formalisierung – funktionale Teilung/ formelle Alimentation – öffentlich und marktlich/ infor-

melle Integration/ Externe Leistungsorientierung – Mischform.

Kaiser-Wilhelm-Ring 20, 50672 Köln, Tel.: 0221-2227448/-49, Fax: 0221-2227450

eMail: barock@netcologne.de, www.: www.barock.org

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

[BA]Rock wurde 1993 in Köln auf dem dritten Bundeskongress der Landesverbände

der Musikinitiativen, der frei organisierten Interessensvereinigungen und der regi-

onalen Einzelinitiativen als Dachverband gegründet. Zweck des Vereins ist die För-

derung der Rock- und Popmusik in ihrer gesamten stilistischen Breite auf Bundes-

ebene. So wird insbesondere der Informationsaustausch über und zwischen den

verschiedensten Organisationsformen des Rock- und Popmusikbereiches im In-

und Ausland gefördert, die Rock- und Popmusikkultur zielgruppenspezifisch geför-

dert, unter anderem indem verschiedensten Bands Auftrittsmöglichkeiten vermit-

telt oder auch direkt angeboten werden. Weiterhin werden Interessen von Musik-

initiativen, den verschiedenen Landesverbänden und MusikerInnen vertreten. So

kommt es zu Kooperationen über [BA]Rock zwischen ihrem Klientel und formellen

Institutionen auf kommunaler Ebene, Landes und Bundesebene und es werden

national wie international Förderkontakte vermittelt, genutzt oder aufgebaut. Wei-

terhin werden vernetzende Beratungen von politischen Entscheidungsträgern, Äm-

tern, Institutionen, Initiativen, Veranstaltern, MusikerInnen und sonstigen Einrich-

tung angeboten und geleistet. Darüber hinaus bietet [BA]Rock verschiedenste

Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen an oder vermittelt solche. Im Be-

sonderen ist [BA]Rock bestrebt, mittelfristig eine Neuordnung der Förderstrukturen

in Deutschland zu erreichen und ein tragfähiges Fördermodell bzw. eine –struktur

in Deutschland zu etablieren.

M i t g l i e d e r s t r u k t u r ,  G e s e l l s c h a f t s f o r m  u n d  E n t -

s c h e i d u n g s f i n d u n g

[BA]Rock ist eingetragener Verein und als gemeinnützig anerkannt im Sinne des

Abschnittes ‚Steuerbegünstigte Zwecke’ der Abgabenverordnung freier Träger der

Jugendhilfe nach § 75 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (KJhG). Alle ordentli-
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chen Mitglieder haben in den Mitgliederversammlungen ein Stimmrecht, alle au-

ßerordentlichen Mitglieder717 sind teilnahmeberechtigt und beratend tätig, haben

aber kein Stimmrecht. An die [BA]Rock sind folgende Landesarbeitsgemeinschaf-

ten angeschlossen: LARI – Landesarbeitsgemeinschaft der Rockinitiativen in Ba-

den-Württemberg, die ABMI – Arbeitsgemeinschaft Bayrischer Musikinitiativen, der

Brandenburgische Rockmusikerverband, die Landesarbeitsgemeinschaft Rock in

Niedersachsen, die L.A.Rock – Landesarbeitsgemeinschaft der Musikinitiativen in

Nordrhein-Westfalen, die Landesarbeitsgemeinschaft Rock und Pop in Rheinland-

Pfalz, der Saarländische Rockmusikerverband das Institut für Neue Medien in Ver-

tretung von Mecklenburg-Vorpommern und viele weitere Mitgliedsvereine, Bands

und Einzelmitglieder bundesweit. [BA]Rock repräsentiert insgesamt über 16 000

MusikerInnen bundesweit.

Die Vereinsorgane sind 1. der Vorstand718, 2. der Beirat719 (Vertretung der Landes-

verbände) und 3. dem Bundeskongress720 (die Mitgliederversammlung).

a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  L e i s t u n g e n

Neben einem ständigen Beratungsservice der [BA]Rock für MusikerInnen, Musik-

und Kulturinitiativen, Politik, Wissenschaft und Wirtschaft wie für sonstige thema-

tisch Interessierte wird ein breiter Fächer von sonstigen Aktivitäten wahrgenom-

men. [BA]Rock veranstaltet jährliche Bundeskongresse mit den verschiedenen

Landesarbeitsgemeinschaften und ist als Repräsentant seiner Mitglieder in ver-

schiedenen Gremien vertreten, wie z.B. dem Deutschen Musikrat, dem Landesmu-

sikrat NRW, den Fonds Soziokultur, der Rockstiftung und der Emil Berliner Stiftung.

                                                  
717

 Unterscheidung zwischen ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern siehe Vereinssatzung [BA]Rock.

718
 Besteht aus 5 Personen: Dem 1. Vorsitzenden, dem/ der FinanzreferentIn und 3 gleichberechtigten BeisitzerIn-

nen. Der Vorstand wird vom Bundeskongress für einen Zeitraum von 3 Jahren gewählt. Ihm obliegt die Geschäfts-

führung, die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Wahrnehmung der Vereinsinteressen nach den Satzungs-

vorschriften. Der Vorstand bestellt den Geschäftsführer und beruft ihn auch ab. Er ist beschlussfähig wenn 3 Vor-

standsmitglieder anwesend sind und beschließt mit einfacher Mehrheit. Weiteres siehe Vereinssatzung [BA]Rock.

719
 Der Beirat besteht aus je einem Vertreter der Landesarbeitsgemeinschaft bzw. der Ländervertretungen. Vor-

standsmitglieder der [BA]Rock können nicht zugleich im Beirat vertreten sein. Der Beirat hat die Aufgabe dem

Vorstand beratend und empfehlend in wichtigen Vereinsangelegenheiten zur Seite zu stehen. Rechtsgeschäfte

des Vorstandes über 25 000,- Euro bedürfen der Zustimmung des Beirates. Bei der Beschlussfassung entscheidet

die einfache Mehrheit. Weiteres siehe Vereinssatzung [BA]Rock.

720
 Der Bundeskongress wählt den Vorstand und beruft ihn ab, er setzt die Mitgliedsbeiträge fest und entscheidet

über Satzung und Änderung und Auflösung des Vereins. Ihm obliegt die Wahl der 2 Kassenprüfer, welche dem

Bundeskongress regelmäßige Prüfberichte vorzulegen haben. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der

anwesenden Mitglieder gefasst Weiteres siehe Vereinssatzung [BA]Rock.
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1995 veranstaltete [BA]Rock den Bundesrocktag 1995, 1996 wurde das Projekt

‚Rock´n´Future’ 1996 mit 151 Festivals und 600 Livebands in 140 Städten der BRD

durchgeführt, 1997 war [BA]Rock an der Organisation und Durchführung der ‚1.

Konferenz zur Förderung der Popmusik in Deutschland’ in Osnabrück maßgeblich

beteiligt und Initiator der Konzertierten Aktion Pop. 1998 war [BA]Rock Mentor des

ersten PopMusiContest 1998 (durchgeführt vom Deutschen Musikrat, der GEMA,

der NCC Cultur Concept gGmbH721) und die nominierte Band der [BA]Rock ‚No sex

until marriage’ wurde eine der fünf Siegerbands. Seit 1999 arbeitet die [BA]Rock im

Rahmen eines partnerschaftlichen Fördermodells der Musikkultur mit der Volks-

wagen Sound Foundation und dem (Musik)Fernsehsender VIVA zusammen. Am

25.1.1999 wurde dann auch die neue Geschäftsstelle in Köln aufgebaut. Für die

zweite Konferenz zur Förderung der Populärmusik in Deutschland722 Ende Oktober

1999 in Bochum wurden die Konzeptions- und Planungsarbeiten geleistet, Veran-

stalter war die NCC Cultur Concept gGmbH. In Zusammenarbeit mit dem Kultursek-

retariat NRW/ Rockbüro und dem Kulturbüro Bochum veranstaltete [BA]Rock den

Pop Sightseeing Award TRIEBWERK `99, den landesweit größten Wettbewerb für

Populärmusik. Hierfür bestehen Kooperationen mit der Emil-Berliner-Stiftung der

Deutschen Phono-Akademie, mit der PopKomm723, VIVA und VIVA ZWEI und der

Volkswagen Sound Foundation. Am Pop Sightseeing Award TRIEBWERK können

sich Bands, DJ´s, Einzelinterpreten oder Musikprojekte sämtlicher Stilrichtungen

bewerben. Grundlage für die Teilnahme ist, dass die betreffenden Bands noch

nicht über einen Major-Deal verfügt und Wohn- und Arbeitssitz in NRW hat. Als

                                                  
721

 Kommunikationsagentur für Kultur und Kulturwirtschaft, gefördert vom Ministerium für Wirtschaft und Mit-

telstand, Technologie und Verkehr des Landes NRW.

722
 Im Rahmen der 2. Konferenz zur Förderung der Populärmusik in Deutschland wurden anhand von Best-Prac-

tice-Beispielen die Erfolgsfaktoren der Populärmusik im Bereich der Musikwirtschaft in den Mittelpunkt gestellt. In

AG´s und einem Podiumsgespräch wurden die Rahmenbedingungen, die Potentiale und die innovativen Ansätze

der Musikkultur- und Wirtschaft eruiert mit dem Ziel diese auch nutzbar zu machen. So sollte die Zusammenarbeit

zwischen öffentlichen und privaten Förderern mit dem Ziel optimiert werden, das die Vielfältigkeit der Musikszene

erhalten, die bestehenden strukturellen Defizit abgebaut und die Gestaltung neuer Arbeitsplätze angeregt wird.

Schirmherr der Konferenz war Peer Steinbrück, Minister für Wirtschaft und Mittelstand, Technologie und Verkehr

des Landes NRW.

723
 Besonders mit der PopKomm, der weltweit größten Messe für Populärmusik, hat [BA]Rock traditionell enge

Kontakte. Auch die PopKomm hatte sich zunächst informell initialisiert und wuchs aus dem gleichen Pool von

Personen und Vernetzungen wie auch [BA]Rock heraus. Während [BA]Rock weiterhin zugunsten der Stützung und

Förderung von Musik gerade auch als soziokultureller Bestandteil arbeitet, hat sich die PopKomm völlig formali-

siert und kommerzialisiert und es finden primär nur noch jene MusikerInnen Platz, deren Produkte gefällig genug

sind, dem Allgemeingeschmack zu gefallen, während der kreative, innovative Nachwuchs nur schwer zu Gehör

kommt. Auch setzt sich das Management der PopKomm immer weniger aus MusikerInnen zusammen, sondern

immer mehr aus Medienvertretern und Vertretern der Musikindustrie.
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Hauptpreis winken 10 000,- DM. Explizites Anliegen von Triebwerk ist es, die Spitze

der in NRW ansässigen Bands/ Projekte/ Künstler an professionelle Kontakte und

Arbeitsbedingungen heran zu führen. Deshalb sind speziell alle Independent,

Klein- und Kleinstlabel in NRW angesprochen, Bewerbungen einzusenden. Das

dieses Konzept greift, zeigt sich in den Ergebnissen der vorausgegangenen Trieb-

werk-Veranstaltungen. Einige der Gewinner konnten inzwischen größere Verträge

unterzeichnen und haben sich professionalisiert (allerdings damit auch meist

kommerzialisiert). Ausschlag gebend ist hierbei auch, dass die PopKomm, VIVA

und VIVA ZWEI als Präsentatoren der Gewinner auftreten.

Außerdem wurden Landesnachwuchsfestivals in fast allen alten Bundesländern

durchgeführt, eine Ausweitung gerade auch in die neuen Bundesländern wird anvi-

siert.

Über [BA]Rock und deren Mitglieder werden verschiedene Fortbildungen und Zu-

satzqualifizierungen angeboten. Dies sind unter anderem Know-How-Seminare für

Organisatoren724, verschiedenste Qualifizierungen in den Dezentralen Rockakade-

mien725, über das Rockmobil726 verschiedene Weiterbildungsseminare für die Mu-

sikbranche und das erste Music Business Summer College.727 Zusätzlich erschei-

nen von [BA]Rock und ihren Mitgliedern verschiedenste Publikationen zum Thema

Pop-, Rock-, Musikkultur/ Musikbranche, Musik- und Kulturförderung, wissen-

schaftliche Studien zum Thema Musikkultur, Adressverzeichnisse und Handbücher

zu Fördermöglichkeiten im Bereich Musik. Informationsdienste werden angeboten,

teils schriftlich, teils telefonisch, teils per Internet-Newsgroups und Mailing-Lis-

ten.728 Außerdem gibt es noch einen Projektbereich zur Thematik Frau und Musik.

Hierzu veranstaltet das Frauenrockmobil der LAG Niedersachsen Workshops, Kon-

zerte und Landesmusiktage, und rocksie729! das european music network for wo-

                                                  
724

 vom Rockbüro Süd, München

725
 der LAG Rock Niedersachsen.

726
 des Saarländischen Rockmusikerverbandes.

727
 der Rockstiftung Baden Württemberg.

728
 So wurde z.B. die Internet-Netzwerk-Börse aufgebaut, mit der Funktion, die Kulturszene, das heißt,  die in NRW

ansässigen MusikerInnen und Bands der Populärmusik, mit der Musikwirtschaft, der öffentlichen Verwaltung auf

kommunaler und Landesebene und weiteren VertreterInnen aus den Bereichen Medien, Musikwissenschaft,

Fördergremien Politik und Stiftungen zu vernetzen. Der Benutzer kann Eigenrecherchen zu spezifischen Themen

ermöglicht, es stehen umfangreiche Datenbanken (Adressen, Bibliographien, Publikationen, themenbezogene

www.-Links…) zur Verfügung sowie nutzbare Kontakte und Kooperationen für die selbstorganisierte Planung und

Umsetzung künstlerischer und beruflicher Ziele.

729
 Teil der Kultur Kooperative Ruhr.
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men, in dessen Rahmen verschiedenste Workshops, Konzerte und Symposien

stattfinden.

A r b e i t

[BA]Rock finanziert aus Eigenmitteln eine volle Stelle, die des Geschäftsführers,

eine einzweidrittel Stelle mit 23 Wochenstunden, die der Geschäftsführerin und

eine studentische Hilfskraft mit 19,25 Wochenstunden. Weiterhin werden eine

nicht quantifizierbare Zahl von Erwerbsarbeitsplätzen in der Gastronomie, den Me-

dien und der Musikbranche entweder direkt durch Konzerte, Projekte und sonstige

Veranstaltungen oder indirekt über Nachwuchsförderung, Dynamisierung der in-

novativen Musikkultur, Förderung der Popularität von Pop- und Rockmusik gesi-

chert. Hinzu kommt die direkte Wirkung auf den Erwerbsarbeitsmarkt, indem

Nachwuchsmusiker an große Labels und Produktionsfirmen vermittelt werden

und/ oder in anderer Form/ Tätigkeit auf dem formellen Arbeitsmarkt in der Mu-

sikbranche, den Medien, etcetera … Fuß fassen. Über Fortbildungsseminare und

Zusatzqualifikationen werden die Chancen der Zielgruppe auf formelle Beschäfti-

gungsverhältnisse zusätzlich stark verbessert, von der Stärkung der Motivationen

und der Kommunikations- und Kooperationsstrukturen zielgruppenspezifisch wie

gesamtgesellschaftlich ganz zu schweigen.

Sämtliche Inhaber der Vereinsämter sind ehrenamtlich tätig, ebenso der Grossteil

der Mitglieder der Mitgliedsvereine, Verbände, AG´s etc. …. Herausstechend ist

aber die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit der Musiker und Musikerinnen

sowie deren technischen und handwerklichen Unterstützung. Die Stundenzahl der

hier geleisteten informellen Arbeit lässt sich nicht annähernd erfassen, denn sie ist

nicht damit abgegolten, dass sich die Bandmitglieder mit ihren Roadies in ein Auto

setzen (was sie zuvor beladen haben), eventuell mehrere Stunden zum Veranstal-

tungsort fahren, dort die Instrumente und Technik aufbauen, den Soundcheck ma-

chen (was alles in allem in der Regel nochmals ca. vier Stunden dauert) und an-

schließend in ein bis zwei Stunden ihr Programm runterspielen. Der größte Teil der

informellen Arbeit liegt in den vorausgehenden Jahren der Bandarbeit mit den min-

destens wöchentlichen Proben, des kreativen Entwicklungsprozesses der einzel-

nen Stücke und der Zusammenstellung des Programms. Diese wird noch alimen-

tiert durch zusätzliche formelle Arbeit, um den Proberaum (und die schalldichte

Isolation), die Instrumente, das Equipment (Kabel, Verstärker, Mikrophone, In-

strumentenständer, …, oftmals im Wert von mehreren Zehntausenden DM) zu fi-

nanzieren. Somit bietet gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit die wesentliche
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Grundlage der auf [BA]Rock und ihren Projekten gewachsenen formellen Arbeit.

Diese würde ohne die Bürgerarbeit nicht existieren und auch wieder verschwinden.

F i n a n z i e r u n g

Die Anschubfinanzierung für [BA]Rock in Köln war relativ günstig, die Zusagen der

Sponsoren über eine einjährige Laufzeit bestanden bereits vorab, für eine langfris-

tige Planung sind aber keine Verbindlichkeiten vorhanden. So wurde nach erfolg-

reicher Zusammenarbeit mit VW die Anschubfinanzierung nach einem Jahr einge-

stellt und nun in Funktion eines Dienstleisters für die Volkswagen-Stiftung fortge-

führt.

Das jährliche Gesamtbudget 1999 beträgt ca. 405 000,- DM brutto. Dieses setzte

sich ungefähr zusammen aus:

 150 000,- DM aus dem VW-Sponsoring730;

 100 000,- DM als Förderbeitrag des NCC (siehe oben);

 20 000,- DM vom Rockbüro NRW;

 55 000,- DM vom Förderverein des Rockbüros NRW;

 10 000,- DM Sponsoring der deutschen Phono-Akademie und

 80 000,- DM aus Dienstleistungen und Projekten (speziell Triebwerk).

Diese Summe wird (geschätzt) zu ungefähr 50 % für Personal- und Nebenkosten

(Löhne und sonstige Nebenkosten) und 50 % für konkrete Projektarbeit (inkl. Ver-

waltung und Spesen) verwendet. Die Projekte sind äußerst knapp kalkuliert, ent-

weder gerade Kosten deckend oder defizitär. Geleistet wurden 1999:

a) sämtliche alltäglichen Informations-, Beratungs731-, Öffentlichkeits-, In-

ternetarbeiten732;

b) ganzjährig bundesweite Pressearbeit;

c) verschiedene kleinere Konferenzen;

d) Sieben Triebwerk-Veranstaltungen mit jeweils fünf Bands;

e) Ein Bundeskongress;

                                                  
730

 [BA]Rock als Imageträger

731
 nach Schätzung mindestens 1 000 Beratungsstunden im Jahr.

732
 nach Schätzung mindestens 500 eMail-Antworten im Jahr.
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f) mindestens drei Vorstandssitzungen;

g) Zwei Beiratssitzungen;

h) Eine Publikation733 und ca. 1 500 Seiten Konzeptpapiere und Artikel;

i) auf der PopKomm ein Messestand und ein Festival mit sechs Bands;

j) Ein Amsterdam-Festival mit drei Bands;

k) Ein Symposium (Popseminar, 15 Teilnehmer aus der BRD, 15 aus den NL)

in Amsterdam;

l) Ein Workshop in Italien.

Sämtliche Einnahmen aus den Veranstaltungen fließen an die Bands und die Ver-

anstalter, Kosten für Promotion, Plakate … stellt [BA]Rock zur Verfügung plus einen

betreuenden Koordinator. Für die Veranstalter wird eine Auswahlbürgschaft in

Höhe von 2 000,- DM übernommen, das heißt, wenn die Eintrittseinnahmen unter-

halb von 2 000,- DM liegen, springt [BA]Rock mit dem Differenzbetrag ein. Die Ein-

nahmen über die Gastronomieumsätze kommen für den Veranstalter noch hinzu.

Für die Bands bleibt in der Regel ein Gesamtbetrag zwischen 120,- bis 200,- DM

(dieser ist natürlich in der Regel auf wenigsten drei Personen umzurechnen), Spe-

sen wie Anfahrtskosten u. ä. müssen aus diesem Betrag bestritten werden, Cate-

ring ist inklusive. [BA]Rock schätzt, dass das Triebwerk-Projekt die öffentliche

Hand ca. 40 000,- DM kostet und über dieses Projekt wieder ca. 80 000,- mittelbar

oder unmittelbar an diese zurück fließen.

W e i t e r e  E r g e b n i s s e  a u s  d e m  I n t e r v i e w

[BA]Rock versteht sich als Brückenkopf des informellen Sektors in formelle Struk-

turen. Er versucht zwischen den Interessen der informell agierenden Musiker und

Musikerinnen, welche in der [BA]Rock vertreten sind, und den Interessen der Ver-

anstalter, der Medien und der großen Musikverlage – also der Musikindustrie – zu

vermitteln. Schwerpunkt der Arbeit von [BA]Rock ist der Erhalt und die Förderung

einer vitalen Musikkultur. Dies will [BA]Rock vor allem über die Etablierung und

den Ausbau von Kommunikations- und Kooperationsnetzwerken erreichen um In-

formationstransfers zu beschleunigen und optimieren. Der Point of Sales wird in

der Plattenindustrie bei ca. 15 000 Anfangsverkäufen erreicht. Alles, was darunter

                                                  
733

 Neumann, J. (1999): Fanzines 2. Noch wissenschaftlichere Betrachtungen zum Medium der Subkulturen, mit

aktuell recherchiertem Fanzine-Index. Ventil-Verlag, Mainz.
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liegt, wird als Flop betrachtet. Gerade Nischenstellungen, innovative Keimzellen für

neue Stilrichtungen (und damit neue Marktchancen) werden dadurch stark behin-

dert und in der Kulturförderung massiv vernachlässigt.734 Es werden keine Künstler

mehr aufgebaut. Der Zugang der Industrie an Musik hat sich nicht verbessert, son-

dern verschlechtert. Es werden nur noch bestehende Trends gestärkt, die Industrie

interessiert sich nur noch für die Distribution von CDs u. ä., der Mainstream drängt

die Trend setzende Subkultur an die Wand. Dies, obwohl Musik eigentlich Selbst-

zweck ist, sie folgt einer Eigenlogik, ökonomische Verwertung ist davon der ge-

ringste Bestandteil, die Rauhigkeiten, die Ecken und Kanten sind Teil des künstle-

risch-musikalischen Gesamtwerks. Ihre Nivellierung ist für die Entwicklung der

Musikkultur kontraproduktiv.

Als Zukunftsperspektive steht für [BA]Rock die Aufspaltung in eine gewinnorien-

tierte und eine gemeinnützige Einheit (was z.B. die Bildung einer zusätzlichen

GmbH bedeuten könnte) in Aussicht. Der Vereinsstatus ist häufig ungünstig, weil

keine Überschüsse gemacht werden können, bzw. dies keinen Sinn macht. Für eine

funktionale Arbeit ist aber die Option Gewinne machen zu können grundsätzlich

vorteilhaft. Deshalb ist eine funktionale Teilung bei gegenseitiger Alimentation

nützlich, zumindest, solange es keinen Alternativstatus gibt. Ebenso erweist es

sich bei ABM-Stellen, weshalb diese auch nicht beantragt werden, denn die Un-

verbindlichkeit dieser Fördermaßnahme bedeutet oft mehr Arbeit als Entlastung.

Gerade die interdisziplinäre Vernetzung auch mit anderen Bürgerschaftlichen Ein-

richtungen wäre sehr hilfreich und anzustreben, gerade auch um kulturelle Inter-

aktion und Bildung themenübergreifend zu fördern. Denn Geldarbeit verdrängt

inhaltliche Arbeit.

Als Zukunftsvision wäre ein nationales Popinstitut ein soziokulturell wertvoller

Beitrag. Dieses könnte eine virtuelle Bibliothek und Musiksammlung beinhalten,

                                                  
734

 Anmerkung: Wer sich auch nur einige Male in den feuchten kalten Kellerlöchern aufgehalten hat, wo bei feh-

lender Belüftung und sanitärer Ausstattung neue Musik entwickelt wird, weiß, dass die Kulturförderung in der

BRD nicht über dem Niveau eines Entwicklungslandes liegt, sogar eher darunter, insbesondere dann, wenn man

die gesellschaftliche Anerkennung eines Künstlers/ einer Künstlerin vergleicht! Neben den Marktchancen, die hier

vertan werden, liegt der größte Mangel darin, dass die künstlerisch-kreativen Werte der marktwirtschaftlich orien-

tierten Kulturen zunehmend ins Hintertreffen geraten und vor allem das Wohlstandsempfinden der Bevölkerung

darunter leidet. Denn die Verarmung an künstlerischen Ausdrucksformen ist eine Verarmung an Geist und ohne

Geist ist individuelle und damit auch kollektive Reflexion nur schwer oder gar nicht möglich. Die Folge ist der Man-

gel an Innovation, damit Stillstand die Folge und aus fehlender soziokultureller Entwicklung folgt ökologische

Regression. Hieraus resultieren wiederum auch Arbeitslosigkeit und Wohlstandsdefizite und diese können ohne

Innovation nicht behoben werden.
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nationaler und internationaler Repräsentant der Populärmusik werden und Pro-

jekte entwickeln, beraten und Musikkultur intra- und interkulturell vernetzen.

Dieses Popinstitut sollte auf drei Säulen fußen: Zum einen auf der Grundlage der

öffentlichen Unterstützung und des politischen Rückhaltes, zum zweiten auf dem

Pool der Musiker und der Musik- und Kunstszene in Deutschland und zum dritten

auf der Wirtschaft und deren Förderung. In diesem Institut sollen so die drei Säu-

len verbunden werden zugunsten einer Fusion der Partikularinteressen. Es sollte

als stetiges Forum für Musikkultur für alle Bürger offen sein und Symbol für eine

weltoffene kreative deutsche (Musik)Kultur werden. Denn Menschen brauchen

Kultur um gesund zu sein, sie wirkt revolutionär und evolutionär, ist der Spiegel

der Gesellschaft und dient als psycho-soziales Ventil. Besonders die Musik fördert

mentale, physische und spirituelle Entfaltung und bewirkt so Schöpfungskraft.

S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o -

g i e n

Bei der Trendzuordnung ist die Tendenz einer zunehmenden Formalisierung bei

einer funktionalen Teilung in eine formelle und eine informelle Einheit festzustel-

len, deshalb ‚Trend Formalisierung – funktionale Teilung’. Ob, und zu welchem

Grad dabei das Schwergewicht zunehmend auf der formellen Einheit liegen wird,

oder bereits bestehende informelle Strukturen und Funktionen durch formelle

Elemente verdrängt werden, bleibt abzuwarten.

Die finanzielle Abhängigkeit von formellen Strukturen ist eindeutig, deren Gewich-

tung ist verteilt, und nicht eindeutig festzulegen, also wechselnd, aus diesem

Grund ist ‚Typ formelle Alimentation – öffentlich und marktlich’ zu wählen.

Was die strukturelle Abhängigkeit betrifft, liegt sie wegen den informellen Leistun-

gen der MusikerInnen bei ‚Typ informelle Integration’.

Die Leistungsorientierung ist zwar zu einem nicht unbeträchtlichem Spektrum auch

auf die Mitgliedsorganisationen gerichtet, das Schwergewicht liegt aber deutlich

auf der externen Leistungsorientierung, wobei Bürgerschaftliche Einrichtungen

ebenso von der Arbeit der [BA]Rock profitieren, wie auch die Interessensgruppe

der MusikerInnen, als auch verschiedenste Einrichtungen mit stark formellem Cha-

rakter, wie Veranstalter, Musikindustrie und kommunale Einrichtungen. Aus diesen

Gründen ist hier der ‚Typ Externe Leistungsorientierung – Mischform’ zu bevorzu-

gen.
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R e s u m é e

Die Arbeit der [BA]Rock ist für ihren Themenbereich sehr weit gefächert und es

werden nahezu alle angebundenen Sektoren berührt. Der Charakter der Schnitt-

stelle wird hier sehr deutlich. Alle involvierten Interessensgruppen profitieren von

den Leistungen der [BA]Rock, wobei aus Gründen administrativer und wirtschaftli-

cher Vorgaben die formellen Strukturen deutlich stärker profitieren, als dies z.B.

die Bands können. Auch zeigt sich sehr klar, dass die Notwendigkeit der Koopera-

tion mit der Musikindustrie sich erschwerend für die inhaltliche Arbeit auswirkt,

denn hier kollidieren Wettbewerbsmaßstäbe mit inhaltlicher Arbeit. Dennoch ist

die inhaltliche Arbeit die Triebfeder, auf der die ökonomischen Interessen auf-

bauen müssen, denn Musik entsteht nur aus Eigenmotivation und neue Musik nur

aus Raum und Zeit für Kreativität und Freude an der Sache und nicht an Sachzwän-

gen. Die äußerst positive Wirkung auf den Arbeitsmarkt ist offensichtlich. Die di-

rekte beschäftigungsfördernde Wirkung der informellen Arbeit auf den Grundlagen

der Selbstorganisation und Eigenmotivation wird über die Vermarktung der Pro-

dukte (Musik) aus informeller Arbeit über die Veranstaltungsorte und die ange-

bundene Infrastruktur besonders transparent, ebenso wie durch die sich professi-

onalisierenden Bands. Die mittelbar wirksamen Aspekte der Beschäftigungsförde-

rung durch Qualifikation, Beratung und Vernetzungsleistung der [BA]Rock sind

ebenfalls schwer fehl zu deuten. Das über gelebte und gehörte Musikkultur gesell-

schaftlicher Wohlstand wächst, dass Musiker sehr häufig auf ein gutes Er-

werbseinkommen verzichten, weil sie das, was sie tun, mit Erfüllung belohnt, zeigt

umso mehr, wie immaterielle Wohlstandskriterien über Entfaltungsräume für Kre-

ativität qualitativ gesteigert werden können und die Bereitschaft zur Reduktion

materiellen Konsums, also Suffizienz, massiv fördern. Somit ließe sich sogar ein

hohes Potential ökoeffizienter Wirkungen auf gesamtgesellschaftliche Zusammen-

hänge über Musik- und Kulturförderung prognostizieren.
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E .  Z U G  U M  Z U G  B A U K O O P E R A T I V E  E . V .

Trend Formalisierung – funktionale Teilung/ formelle Alimentation – öffentlich und marktlich/ formelle

Integration/ Externe Leistungsorientierung für bestimmte Personengruppen.

Kempener Str. 135, 50733 Köln, Tel.: 0221-973141-0, Fax: 0221-973141-91

„Lieber ‘nen Buckel vom Arbeiten, als ‘nen Bauch vom Saufen“ Hans, Bauwerker

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

Die Zug um Zug Baukooperative e.V. ist ein gemeinnütziger Träger öffentlich ge-

förderter Qualifizierungs- und Beschäftigungsprojekte. Sie wurde durch den Kauf

des 120-Jahre alten Worringer-Bahnhofs 1983 für 1 DM geboren. Das Bahnhofsge-

bäude wurde abgebaut und zerlegt, bis 1987 die Aufbaumittel aus dem europäi-

schen Sozialfonds genehmigt wurden. Am Rande des Geländes des ehemaligen

Bundesbahn-Ausbesserungswerk wurde er unter hohem Einsatz von Eigenarbeit

von den Gründungsmitgliedern von Zug um Zug wieder aufgebaut und im Herbst

1990 fertig gestellt. In vor allem Holz- und Lehmbauweise, besonders auch unter

Verwendung traditioneller Baustoffe, entstand durch die Arbeit von zum Grossteil

ehemaligen Arbeitslosen (Maurern, Zimmerern, Schreinern, …) das Gebäude, in

dem sich heute der Hauptsitz von Zug um Zug findet. Im Projekt ‚Worringer Bahn-

hof’ arbeiteten zu Spitzenzeiten 30 Beschäftigte, davon 20 junge Arbeitslose ver-

schiedener Nationalitäten unter 25 Jahren, die überwiegende Anzahl ohne Ausbil-

dung bzw. bisher ohne feste Anstellung. Neben sozialarbeiterischer Begleitung

wurde im Bildungsbereich – vorbereitend und ergänzend zu den Arbeiten auf der

Baustelle – besonderes Gewicht auf die Vermittlung ökologischer Bauweisen ge-

legt. Der Großteil der geleisteten Arbeit war eigenmotivierte Arbeit, denn die not-

wendige Arbeit ließ sich zum damaligen Zeitpunkt nicht finanzieren und letztlich

stellte Eigenarbeit die Grundlage der Bauphase dar. Das Projekt bot außerdem

Bauwerkerstellen als befristete Arbeitsmöglichkeit, für die ein Einkommen nach

Bautarif gezahlt wurde.

Seit der Fertigstellung wurden und werden mehr und mehr Teile des Geländes auf

verschiedenste Weise genutzt. Für das Gelände ist unumstritten der Bau einer au-

tofreien bzw. autoarmen Wohnsiedlung geplant. Zug um Zug soll mit jungen Ar-

beitslosen und Sozialhilfeempfängern 12 Wohneinheiten zugunsten besonderes

Zielgruppen des Wohn- und Arbeitsmarktes errichten. Ebenso entsteht zur Zeit
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unter der Trägerschaft der Antoniter Siedlungsgesellschaft mbH735 ein Wohnhaus

auf dem ehemaligen Bahngelände. Es soll durch seine Bauweise ökologische Maß-

stäbe setzen und beispielhaft Wohnungsbau und Beschäftigungsförderung verbin-

den. Über die Nutzung der Geländefläche der alten Eisenbahnhalle besteht ein

Dissens mit dem neuen Besitzer des Geländes.736 Zug um Zug plant seit Mitte der

90er Jahre den Umbau der stillgelegten Eisenbahnhalle als einen Gewerbehof, um

diesen als Standort für Sozialbetriebe, stadtteilnahe Handwerksbetriebe,

Dienstleister, Kunst und Kultur nutzbar zu machen. Hier greift Zug um Zug gerade

auch einer großen Künstlergemeinschaft737 (KAN e.V. – Künstler auf dem Ausbesse-

rungswerk Nippes) unter die Arme, die seit einigen Jahren diese Halle als Atelier-,

Werkstätten- und Ausstellungsraum nutzt738, aber über den neuen Besitzer des Ge-

ländes verdrängt werden soll, wie auch den anderen Nutzern wie dem Natur und

Kultur e.V., der Kantine GmbH und dem Umweltzentrum West. Auch Zug um Zug

gerät durch ihn stark unter Druck, denn, obwohl Zug um Zug das unbegrenzte

Pachtrecht für den Worringer Bahnhof hat, der Aufbau des Gewerbehofes ist ele-

mentares Anliegen des Vereins, um seiner Zweckbestimmung zukunftsfähig ent-

sprechen zu können. Um diese durchzusetzen, initiierte Zug um Zug eine Immobi-

lien-Aktiengesellschaft ProjektRaum Köln für soziale und kulturelle Projekte um

eine solide Finanzierung und professionelle Leitung zu gewährleisten.

Das Hauptziel von Zug um Zug liegt darin, Lebenshilfe für Menschen, die aus der

Arbeitswelt ganz heraus gefallen sind oder noch keinen Zugang gefunden haben,

im Besonderen in der sozialen und beruflichen (Wieder-)Eingliederung schwer- und

schwerstvermittelbarer Arbeitsloser. Zu diesem Zweck führt der Verein seit seiner

Gründung 1987 Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen für jugendliche

                                                  
735

 Wohnungsbaugesellschaft des Ev. Stadtkirchenverbandes.

736
 Ein Bauherr, der das Gelände von der DB Immobilien GmbH NL Köln kaufte. Neben oben genannter. Wohnsied-

lung soll anstelle der Eisenbahnhalle eine Vergnügungs- und Einkaufszentrum entstehen. Seit Veränderung der

Ratsmehrheiten in Köln sieht es so aus, als könne er sich mit diesen angeblich wirtschaftlicheren Plan, entgegen

der bisherigen Zusage des Stadtentwicklungsplanungsamtes der Stadt Köln, dem Ministerium für Städtebau, der

Bezirksverwaltungsstelle Köln-Nippes und der DB Immobilien GmbH NL Köln zugunsten Zug um Zug, durchsetzen.

Der von Zug um Zug geplante Gewerbehof hätte dann dort keinen Platz mehr, das Projekt der Verbindung von

Wohnen und Arbeiten wäre zumindest für diesen Standort gescheitert.

737
 Veranstaltet unter anderem die InterNippes, einen Atelierrundgang, sowie Feten, Ausstellungen u. ä., ist nicht

nur in Nippes sondern im gesamten Kölner innenstadtnahem Raum bekannt und auf bürgerlicher Ebene, vor allem

wegen der künstlerischen Belebung des Stadtteils, wie auch von den kommerziellen Galerien als kreative und

innovative Keimzelle geschätzt.

738
 Die Zielsetzung von Zug um Zug ist bei den ansässigen Künstlern teilweise umstritten, da diese bisher mietfrei

arbeiten können und von keinerlei Verwaltungsvorschriften berührt wurden. Dennoch ist die Arbeit und Zielset-

zung von Zug um Zug vom Grossteil der Künstler gewünscht und wird aktiv unterstützt.
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Arbeitslose ohne abgeschlossene Berufsausbildung, Langzeitarbeitslose und Sozi-

alhilfeempfänger durch. Hierfür hat Zug um Zug verschiedene Zweckbetriebe ge-

gründet und ausgelagert bzw. steht in engster Kooperation mit diesen, in denen

die Zielsetzungen des Vereins umgesetzt werden. Dies sind ein Hochbau und Zim-

mereibetrieb, die Schreinerei Nippes, die Schreinerei Chorweiler, die Projektwerk-

statt Geldernstrasse, die JobBörse Nippes, das Projekt Jugend in Arbeit und das

Projekt Sprungbrett.

Hilfe zur Selbsthilfe für von Arbeitslosigkeit und Ausgrenzung Betroffene wird

durch arbeitsbegleitende sozialpädagogische Unterstützung, die Beratung von

Hilfebedürftigen und die Unterstützung und persönliche Stabilisierung bedürftiger

Personen geleistet. Arbeitsvermittlung und Beratung von Sozial- und Arbeitslosen-

hilfeempfängern in der JobBörse Nippes, eine Einrichtung von Zug um Zug in Ko-

operation mit dem Arbeitsamt Köln, ist ein weiteres Tätigkeitsfeld von Zug um Zug.

1993 öffnete ‚Die Kantine’, ein Kultur- und Veranstaltungsort, der sich in der Kölner

Kultur- und Musikszene fest etabliert hat auf dem Gelände. Die Kantine ist eine

GmbH und Tochtergesellschaft von Zug um Zug. Ihr Zweck ist, neben der Stärkung

des kulturellen Angebotes in Nippes und dem Kölner Norden, die finanzielle Ali-

mentation von Zug um Zug, welche im Gegenzug diese wiederum bei Bedarf mit

gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit unterhält. So leistet Zug um Zug z.B.

Renovierungs- und Umbauarbeiten und Bühnenarbeiten in der Kantine, welche

wiederum aus ihren Erträgen Zug um Zug mit finanziert.

a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  G ü t e r

Zug um Zug bietet auf dem Gelände des ehemaligen Bundesbahn-Ausbesserungs-

werkes verschiedene Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen an. Hierbei

werden verschiedene handwerkliche Tätigkeiten in den Bereichen Zimmerei,

Schreinerei (Schwerpunkt Fensterbau), Möbelschreinerei, Hochbau/ Bauhauptge-

werbe (Mauern, Putzen, Fliesenlegen, Trockenbau), Textilwerkstatt (Schneiderei,

Dekoration), haushandwerkliche Dienstleistungen für Einrichtungen im Stadtbezirk

Nippes angeboten. Zusätzlich werden im Bereich Schreinerei und Zimmerei Um-

schulungen und Ausbildungen für sozial Benachteiligte angeboten.

Zug um Zug bietet von der Planung (Planungs- und Entwurfsarbeiten in enger Ab-

stimmung mit den Auftraggebern, Erstellung von Bauanträgen, spezielle Informati-

onen zum ökologischen Bauen, Wärmeschutznachweis) über die Bauleitung der

Bauvorhaben bis zur Ausführung (Zimmererarbeiten aller Art, Bauschreinerarbei-
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ten, sämtliche Maurerarbeiten, Verputzarbeiten, Fliesenlegerarbeiten, Innenaus-

bauarbeiten, Bausanierungen, Wärmedämmung) einen Rundumservice für die Auf-

traggeber an. Ausführende sind immer Arbeitslose in Anleitung und Anlernung

durch qualifizierte (auch vormals arbeitslose) Fachkräfte unter sozialpädagogi-

scher Begleitung. Im Besonderen legt Zug um Zug Wert auf ökologisches und na-

turnahes Bauen, so wird ökologische und baubiologische Beratung, Zusammen-

arbeit mit auf ökologisches Bauen spezialisierte Architekten, Umsetzung der

neuen Wärmeschutzverordnung739, Ständerwände aus Recyclingstoffen und Wär-

medämmung im Einblas- oder Sprühverfahren ebenso angeboten wie die Konzep-

tion und Umsetzung von Niedrigenergiehäusern. Darüber hinaus bietet Zug um

Zug Möbel und sonstige Schreinerarbeiten an, wie auch alle sonstigen handwerkli-

chen Aufträge, wofür qualifizierte Kräfte verfügbar sind. Auftraggeber sind für die

Zug um Zug vornehmlich öffentliche Einrichtungen wie Schulen und Kindergärten,

oder auch das Jugendamt, ebenso aber auch andere Einrichtungen, Unternehmen

und Privatpersonen.

Die Beratungsarbeit ist neben der Qualifikation und Beschäftigung das dritte wich-

tige Standbein von Zug um Zug. Für die Beratungs- und Vermittlungsarbeit der

JobBörse Nippes stehen für den Zeitraum vom 1.12.1998 bis zum 15.8.1999 statisti-

sche Daten zur Verfügung, die quantitativ ein exemplarisches Bild der erbrachten

Dienstleistungen geben können. Zu einer detaillierteren Quantifizierung der im

wesentlichen qualitativen Prozesse und Ergebnisse liegen bisher keine Daten vor,

nicht zuletzt aufgrund des bisher kurzen Erfassungszeitraumes. Die absolute An-

zahl der Personen im Beratungsprozess (Nutzer) liegt bei 430, davon wurden 48 in

Arbeit vermittelt, für 92 wurden Hilfepläne erstellt (ohne Arbeitsvermittlung), 146

brachen den Beratungsprozess ab und 144 befinden sich noch im Beratungspro-

zess. Neben der bereits erwähnten Tätigkeit über die JobBörse wird im Rahmen

des NRW-Landesprogramms ‚Jugend in Arbeit’ für besonders benachteiligte Ju-

gendliche Beratung und Betreuung für und zur Ausbildung und Beschäftigung an-

geboten. Insbesondere auch durch die bezirkliche Integrationsmaßnahme für

junge SozialhilfeempfängerInnen in der Projektwerkstatt Geldernstrasse nimmt der

Verein faktisch die Funktion einer übergreifenden Beratungseinrichtung für Ausge-

grenzte oder von Ausgrenzung bedrohte Personengruppen für den gesamten

Stadtbezirk Nippes wahr. In dieser Funktion wird Zug um Zug vom bezirklichen

                                                  
739

 WSchV 1995.
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Sozialamt und anderen bezirklichen Einrichtungen inzwischen gezielt und zuneh-

mend in Anspruch genommen.740

Das Ergebnis der Arbeit liegt – allgemein formuliert – in der Verbesserung der Ein-

gliederungschancen für die beschäftigten und beratenen Personen. So bewirkt die

Arbeit im Feld der fachpraktischen, -theoretischen und allgemein bildenden Quali-

fizierung den Erhalt, die Wiederauffrischung (Training) und die Erhöhung des be-

ruflichen Qualifikationsniveaus. Sie wirkt der Entwertung der beruflichen Qualifika-

tion durch Arbeitslosigkeit entgegen und führt gerade auch junge noch ungelernte

Arbeitslose in einer dieser Personengruppe spezifisch angemessenen Weise an

das Arbeitsleben und/ oder an sonstige berufsvorbereitende Qualifizierungsmaß-

nahmen741 heran. Zu diesem Zweck wird in einem ausführlichen Beratungsprozess

ausgehend von den Bedürfnissen, Kenntnissen, Stärken und Schwächen eines Be-

werbers eine so genannte Persönliche Profilanalyse erstellt, die, gemeinsam mit

dem Bewerber, zu einem detaillierten Hilfeplan oder Perspektivenplan ausgear-

beitet wird. Stehen die darin festgehaltenen Vermittlungshemmnisse einer Ar-

beitsaufnahme in absehbarer Zeit entgegen, so wird Hilfestellung zum Abbau die-

ser Vermittlungshemmnisse (in Kooperation mit anderen sozialen Einrichtungen)

gegeben. Gerade Elemente wie Selbstbestimmung in der Arbeit und Entfaltung

individueller kreativer Potentiale werden besonders gefördert. Die persönliche Ent-

wicklung in den vielfältigen Aspekten der persönlichen Lebensverhältnisse (Ge-

sundheit, Familie, Wohnsituation, Verschuldung, Kriminalitäts- und Drogenver-

meidung) wird stabilisiert und Möglichkeiten gesellschaftlicher Partizipation auf-

gezeigt. Über die gezielte Akquisition von Arbeitsplätzen und/ oder Praktikums-

plätzen, die den Fähigkeiten des jeweiligen Bewerbers entsprechen, wird der

Sprung in den 1. Arbeitsmarkt konkret unterstützt.

Zug um Zug deckt inzwischen im Stadtteil Köln-Nippes (wie auch für den weiteren

Kölner Norden) wesentliche Bereiche der Arbeit auf dem Feld der beruflichen und

sozialen Integration ausgegrenzter oder von Ausgrenzung bedrohter Personen-

gruppen ab. Darüber hinaus wirkt Zug um Zug am Diskurs über Fragen der Ar-

beitsmarktpolitik besonders auch in Zusammenarbeit mit der Evangelischen Kirche

Rheinland mit. So nahm Zug um Zug am Arbeitskreis Arbeitslosigkeit und an der

‚Karthäuser-Runde’ im evangelischen Stadtkirchenverband teil, Arbeit im ‚Fachver-

                                                  
740

 So waren z.B. von November 1997 bis März 1999 allein in der Projektwerkstatt Geldernstr. 140 junge Sozialhil-

feempfängerInnen im Beratungsprozess.

741
 Hierzu gehört auch das Training im Arbeiten im Team, der Bewältigung professioneller Arbeitserfordernisse

(Zeiten und Absprachen einhalten) und Bewerbungstraining.
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band für Arbeit und Ausbildung’ des Diakonischen Werks der Ev. Kirche im Rhein-

land mit, initiierte den regionalen Arbeitskreis Köln/ Bonn des selbigen Fachver-

bandes und ist im bundesweiten Evangelischen Fachverband für Arbeit und soziale

Integration (EFAS) und in verschiedenen bezirklichen und stadtteilbezogenen Ar-

beitskreisen zur Arbeitsmarkt- und Jugendpolitik sowie Armutsbekämpfung aktiv.

Die Geschäftsführung von Zug um Zug vertritt die freien Träger der Kölner Beschäf-

tigungsförderung in der ‚arbeitsmarktpolitischen Konsensrunde’ der Stadt Köln

und nimmt die Funktion des Sprechers dieser Träger in weiteren arbeitsmarktpoli-

tischen Gremien und Aktivitäten wahr. Die Mitarbeiter des Vereins werden in den

letzten Jahren zunehmend und in vielfältiger Weise als Referenten, Podiumsteil-

nehmer etc. von politischen Parteien (SPD, Grüne), von Hochschulen (regelmäßig

von der FH für Sozialarbeit) und von Einrichtungen der Stadt Köln und benachbar-

ten Kommunen gebeten. Weiterhin nahm das Arbeitsamt Köln und das Sozialamt

Köln die Vereinsvertreter mehrfach beratend bei Projektentwicklungen und

–auswertungen arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen in Anspruch. Weiterhin arbei-

tet Zug um Zug in den Gesprächsrunden und Arbeitskreisen des NRW-Lan-

desprogrammes ‚Jugend in Arbeit’, in der Bundesarbeitsgemeinschaft Arbeit (BAG

Arbeit) und der dazugehörigen Landesarbeitsgemeinschaft (LAG Arbeit) mit. So übt

Zug um Zug eine Integrations- und damit auch Vernetzungsfunktion für Projekte

und Initiativen im Bereich der Beschäftigungsförderung auf kommunaler, aber

auch auf Landesebene aus.

H i e r a r c h i e n  u n d  E n t s c h e i d u n g s f i n d u n g

Der Verein hat einen Vorstand, der sich aus ehrenamtlich tätigen Vereinsmitglie-

dern zusammensetzt. Der Vereinsvorstand beruft die Geschäftsführung von Zug

um Zug, die maßgeblich die Geschicke des Vereins lenkt und Projektverwaltung

und Verwaltung der verschiedenen Zweckbetriebe übernimmt, aber auch in Fragen

der Außenpräsentation und Verhandlungsführung mit kommunalen Einrichtungen

und Wirtschaftsunternehmen maßgebend ist. Ebenso fallen die Aufgaben der

Bauleitung in weitem Masse der Geschäftsführung zu. Sie stimmt sich eng mit den

verschiedenen Projektleitern und Nutzern des Geländes ab und vertritt die Interes-

sen der anderen Arbeitnehmer von Zug um Zug gegenüber Politik, Arbeitsamt und

Arbeitgebern. Die jeweilige Projektarbeit verläuft weitestgehend selbstbestimmt,

soweit es mit der Zweckbestimmung vereinbar ist. Kooperation und Partizipation

spielen für die Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen eine große Rolle

und es wird versucht hierarchische Strukturen von ‚innen’ heraus auf Grundlage
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von sozialer und fachlicher Kompetenz wachsen zu lassen. Die Arbeitsrhythmen

werden weit gehend individuell abgestimmt und individueller kreativer Entfaltung

kommt ein hoher Stellenwert zu.

A r b e i t

Zug um Zug ist vor allem auch eine Einrichtung des 2. Arbeitsmarktes, das heißt,

der überwiegende Teil der formellen Beschäftigungsverhältnisse ist öffentlich zum

Zweck der Integration schwervermittelbarer Arbeitslose gefördert.

Im August 1999 gab es bei Zug um Zug 92 subventionierte Beschäftigungsverhält-

nisse, davon waren 79 Teilnehmer von Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaß-

nahmen (v. a. ABM742/ HzA743-Stellen). 13 davon sind Stammkräfte für Anleitung,

Pädagogik und Verwaltung des Vereins und werden über Personalkostenzu-

schüsse (wie z.B. vom evangelischen Stadtkirchenverband) mit finanziert. Ab Sep-

tember des Jahres 1999 stieg die Zahl durch das Integrationsprojekt ‚Sprungbrett

für junge Sozialhilfeempfänger’, in Kooperation mit dem Sozialamt und dem Ar-

beitsamt Köln, an und wird wohl bis Ende 1999 insgesamt ca. 150 subventionierte

Beschäftigungsverhältnisse erreichen. Weitere acht Mitarbeiter werden aus Ei-

genmitteln bezahlt. Acht weitere Mitarbeiter haben im Anschluss an die Beschäfti-

gungs- und Qualifizierungsmaßnahmen in der Tochtergesellschaft des Vereins ‚Die

Kantine Kulturbetrieb GmbH’ unbefristete Arbeitsverhältnisse (aus Eigenmitteln)

erhalten, das heißt, für diese Mitarbeiter hat der Verein selbst Stellen auf dem

ersten Arbeitsmarkt geschaffen. Der Verein übernimmt zudem selber Mitarbeiter in

unbefristete Beschäftigungsverhältnisse, zunehmend unbefristet und aus Eigen-

mitteln. Die heutige Zahl der 21 regulären unbefristeten Beschäftigungsverhält-

nisse bei Zug um Zug stellt den bisherigen Höchststand dar, wobei der enorme

Zuwachs der letzten Jahre über geplante neue Projekte und Maßnahmen fortge-

setzt werden soll.

Seit Bestehen des Vereins gab es ca. 650 subventionierte Beschäftigungsverhält-

nisse, davon ca. 450 mit einer Beschäftigungsdauer von sechs Monaten bis zwei

Jahren, ca. 170 mit einer Beschäftigungsdauer unter sechs Monaten und ca. 30 von

mehr als zwei Jahren. Die Orientierung auf und die Vermittlung von Maßnahmen-

teilnehmern in den ersten Arbeitsmarkt ist konstitutiver Bestandteil des Integrati-

                                                  
742

 Arbeits-Beschaffungs-Maßnahmen, vom Arbeitsamt finanziert.

743
 HzA = Hilfe zur Arbeit, identisch mit AsS = Arbeit statt Sozialhilfe, Förderung vom Sozialamt nach Bundes-

Sozialhilfe-Gesetz (BShG)
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onskonzeptes von Zug um Zug. Bereits in den Vorstellungsgesprächen wird der

soziale und berufliche Integrationszweck der Beschäftigungsverhältnisse dargelegt

und die Verpflichtung der aktiven Mitarbeit zu diesem Ziel offen besprochen. Durch

die fachpraktische und –theoretische wie allgemein bildende Qualifizierung, wie

durch die sozialpädagogische Unterstützung als auch über Praktika in anderen

Firmen wird dieses ziel konkret umgesetzt. Zusätzlich wurde die unmittelbare Ver-

mittlungsarbeit Ende 1998 durch den Aufbau der JobBörse mit einem institutionel-

lem Standbein versehen. Die von den Mitarbeitern akquirierten Arbeitsplätze wer-

den über das Verfahren der passgenauen Arbeitsvermittlung gemäß den Qualifika-

tionen und Wünschen der Arbeitssuchenden vermittelt und kommen gerade zum

Ende der Qualifizierungsmaßnahmen auch den Beschäftigten von Zug um Zug zu-

gute. Der Erfolg der Vermittlungsbemühungen von Zug um Zug hängt wesentlich

von den Aufnahmebedingungen des Arbeitsmarktes ab, insbesondere auch vom

Angebot freier Arbeitsplätze bzw. der Nachfrage nach ungelernten (ohne formellen

Abschluss) Arbeitskräften. Darin begründen sich auch die starken Schwankungen

der Erfolge der Vermittlungen. Von 1988 bis 1990 wurden 60 % der Beschäftigten

in den ersten Arbeitsmarkt integriert, 1990 bis 1993 waren es dann nur noch 50 %

und in den Jahren 1993 bis 1997 dann nur noch 35 %. Mit der Professionalisierung

der Vermittlungstätigkeiten stieg diese Quote von 1997 bis 1999 wieder auf 50 %

an, in der Anlaufphase der JobBörse wurden in den ersten acht Monaten 48 Perso-

nen vermittelt. Durch die Arbeit von Zug um Zug seit 1987 konnten ca. 280 Perso-

nen eine Beschäftigung im 1. Arbeitsmarkt aufnehmen. Leider gehören die vermit-

telten Personen langfristig aber zu dem Personenkreis, der beim Abbau von Ar-

beitsplätzen die ersten Opfer bringt, denn insbesondere für diejenigen ohne abge-

schlossene Berufsausbildung ist ihre Stellung auf dem Arbeitsmarkt oftmals sehr

labil.

F i n a n z i e r u n g

Für den Initialisierungszeitraum von Zug um Zug 1987 bis 1990 lässt sich eine inte-

ressante Zwischenbilanz ziehen. Es wurden 466 458,88 DM Lohn- und Kirchen-

steuer sowie 809 977,32 DM Sozialbeiträge gezahlt, zusammen 1 276 436,20 DM.

Dies entspricht 40 % aller Fördermittel dieses Zeitraumes, die unmittelbar in öf-

fentliche Hände zurückflossen. Zusätzlich wurden 1 870 257,65 DM an Nettolöhnen

und Gehältern ausgezahlt. Außerdem 1 515 153,83 DM für Planungs- und Fachauf-

sichtshonorare, Mieten, Maschinen und Werkzeug, Baumaterial und Baumaßnah-
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men und Versicherungen, welche in Verwaltungen, Betriebe, an Firmen und Büros

flossen.

Der Gesamtumsatz von Zug um Zug lag für 1998 bei 5 200 000,- DM. Davon kamen

23,76 % aus Eigenmitteln744, 4,4 % mittelbar aus Eigenmitteln (Mieterträge und

Gewinn der Tochtergesellschaft ‚Die Kantine’, 1,25 % aus Spenden, Lottogewinnen

und ähnlichem, 4,17 % aus den Arbeitslosenfonds der Ev. Kirche, 18,58 % aus ‚Ar-

beit statt Sozialhilfe’-Mitteln, 35,71 % aus ABM-Geldern, 10,25 % aus diversen Zu-

schüssen des Arbeitsamtes und 1,88 % aus dem Programm ‚Stadtverschönerung’

als kommunale Förderung.

Der Wirtschaftsplan 2000 sieht für den Bereich der Personalkosten745 7 700 000,-

DM vor, für Sachmittel746 weitere 2 200 000,- DM, was einer Gesamtsumme von 9

900 000,- DM entspricht. An Zuschüssen kommen für die Personalkosten747 6 300

000,- DM und für die Sachkosten748 6 500 000,- DM als Erträge herein, zuzüglich

einer Summe von 3 300 000,- DM Erlösen749, summa summarum 9 800 000,- DM.

Das wirtschaftliche Ergebnis sieht ein Defizit von ‚nur’ 100 000,- DM vor. Die Finan-

zierung gerade auch der koordinierenden Tätigkeiten in Zug um Zug stößt dennoch

an die Grenzen der durch die Zweckbetriebe des Vereins maximal zu erwirtschaf-

tenden Erträge, weshalb eine qualitativ hochwertige Arbeit z.B. der Geschäftsfüh-

rung zunehmend gefährdet ist.

W e i t e r e  E r g e b n i s s e  a u s  d e m  I n t e r v i e w

Die informellen Aspekte von Zug um Zug sind nur schwer wahrzunehmen. Zug um

Zug ist zwar informell initialisiert, hat sich dann aber formalisiert, um Bezuschus-

sungen zu bekommen. Die Folge davon war, dass die Arbeitsthemen reglementiert

wurden, denn es wird nur gefördert, was als öffentliches Interesse wahrgenommen

                                                  
744

 Erträge der Zweckbetriebe.

745
 Personalkosten, RKD-Kosten, Berufsgenossenschaft.

746
 Raumkosten, Versicherungen/ Gebühren, Kfz-Kosten, Reise-/ Werbekosten, Reparatur/ Instandhaltung, Miete/

Leasing, Verwaltungskosten, Fortbildung Arbeitnehmer, Rechts-/ Beratungskosten, Betriebsbedarf/ Sonstiges,

Werksarzt/ Arbeitssicherheit, Materialeinsatz/ Fremdleistungen, Leistungen der Kooperationspartner, GWG (bis

800,- DM, Zinsen/ Kredite, Abschreibungen.

747
 Arbeitsamt (ABM, LKZ, SAM), Ausbildungsförderung, Sozialamt HzA (Teilnehmer, Anleiter), SKV Köln Alo-

Fonds, Diakonisches Werk der Ev. Kirche Rheinland.

748
 Stadtverschönerungsprogramm, Sozialamt Miete/ Nebenkosten JobBörse, Sachkosten ABM, Diakonisches

Werk der Ev. Kirche Rheinland, Glückspirale, Kölnische Rückversicherung, PS-Sparen SSK Köln.

749
 Umsatzerlöse, Leistungsentgelte, diese stammen v. a. aus den verschiedenen Zweckbetrieben.
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wird. Organisierte Bürgerarbeit ist davon z.B. ausgeschlossen, sieht man einmal

von Renomée-Projekten, wie dem Haus der Eigenarbeit in München ab. Gleichzei-

tig wird aber auch der gewerbliche Teil reglementiert, wodurch eine Einrichtung

permanent gezwungen ist, an ihrem finanziellen Existenzminimum zu wirtschaften.

Deshalb wurden auch gewerbliche Betriebe aus dem Verein ausgelagert. Insbe-

sondere gilt Eigenarbeit dann nicht als Förderungswürdig, wenn sie als Selbst-

zweck erfolgt, also in erster Linie die Arbeit ihrer Selbst halber ausgeführt wird und

der Lohn sich durch die Erhöhung eines immateriellen Wohlstandes äußert.

Menschliche Zufriedenheit lässt sich monetär nicht quantifizieren.

Die momentane Zukunftsperspektive hängt wesentlich von der Entwicklung der

Verhandlungen um die Nutzung des Geländes des Ehemaligen Ausbesserungswer-

kes der DB ab. Der Konflikt mit dem Privatinvestor, der anstelle des geplanten Ge-

werbeparks ein Vergnügungszentrum mit Fitnesszentrum und Parkhaus sowie Ein-

kaufsmöglichkeiten (orientiert am CENTRO Oberhausen) erreichten will, hat sich

seit der Veränderung der Ratsmehrheit in Köln verschärft. Der Investor argumen-

tiert vor allem damit, dass die wirtschaftliche Verwertung, besonders vor dem Hin-

tergrund des hohen Investitionsbedarfs, erst durch die Errichtung dieses Vergnü-

gungszentrum interessant wird. Die Frage, die sich stellt ist die, ob es dabei um die

Verwertbarkeit für ihn als Investor oder für das öffentliche Gemeinwohl geht. Dem-

gegenüber steht das Konzept von Zug um Zug, über das eine stärkere strukturelle

und funktionale Integration des Stadtteil Nippes erreicht werden soll, über eine

Einbindung der jetzigen Nutzung durch Künstler und soziale Einrichtungen in eine

Wohnbebauung mit Grünflächen und ortsnahem Gewerbe. Zug um Zug argumen-

tiert, dass das Vergnügungszentrum nicht die Wohnqualität und Sozialstruktur

bereichert, sonder sich sogar eher kontraproduktiv auf diese auswirkt, denn die

Kommerzialisierung des Nachbarschaftslebens ist kein Qualitätsgewinn für den

Stadtteil sondern wenn, dann nur für Wochenendausflügler und ‚Shoppingtouris-

ten’. Von dem Konzept Zug um Zugs profitieren dagegen Sozialstruktur ebenso wie

Kleingewerbe und auch Köln als Kulturstadt. Hier zeigt sich ein klassischer Konflikt

zwischen ‚weicher’ stadtteilorientierter Entwicklung und zentralisierter, wirtschaft-

sorientierter Investoren-Absicht. Zentral ist dabei, dass die direkten und indirekten

Leistungen von Zug um Zug und dem Konzept des Gewerbehofs nicht wahrge-

nommen oder unzureichend wahrgenommen werden. Falls sich der Investor durch-

setzen sollte, droht im Schlimmstfall das Negativszenario eines totalen Projektzu-

sammenbruchs, bei dem nur die Verwaltung übrig bliebe. Ein Alternativgelände

steht nicht zur Verfügung, ist aber aus oben genannten Gründen auch nicht er-

wünscht.
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Als Zukunftsvision stellt sich Zug um Zug einen dauerhaft geförderten Beschäfti-

gungssektor zwischen formeller und informeller Arbeit vor. Dieser stände dann im

Gegensatz zur zeitlich-begrenzten, nicht einplanbaren Förderstruktur. Zudem wäre

ein Definitionswandel des Arbeitsbegriffes wünschenswert, denn die formelle Ar-

beit, die über Zug um Zug eigentlich permanent gefördert und angestrebt wird,

entspricht nicht wirklich dem Bild von Arbeit, nach dem Menschen sinnerfüllt leben

wollen. So werden dauernd neue Kompromisse zwischen den Anforderungen des

Arbeitsmarktes und den Bedürfnissen der Menschen gemacht. Es wird auf ein Ar-

beitssystem trainiert, dass Menschen zum Überleben in dieser Gesellschaft brau-

chen, dass aber ihre individuelle Freiheit und den Raum zu Kreativität einschränkt.

Eigenmotivation so zu erhalten ist schwierig, denn für den Weg ins formelle Er-

werbsarbeitsleben erweist sich Selbstorganisation und Individualität im Arbeiten

oftmals als hinderlich. Die Maßstäbe an Produktivität schließen diese Aspekte,

Bedingungen für Eigenmotivation, oftmals nicht ein. So muss auch der bestehende

Produktivitätsbegriff in Frage gestellt werden, besonders aus der Perspektive de-

rer, die diese Maßstäbe zwar erfüllen können, aber auch wissen, um welchen Preis.

Die Ausweitung eines informellen Arbeitssektors auf Grundlage eigenmotivierter,

selbstbestimmter Tätigkeiten wäre zum einen sehr wichtig, um kompensatorisch

auf die Entwertung des formellen Arbeitssektors (Arbeitszeitverkürzung, Arbeitslo-

sigkeit, Rationalisierungen) zu reagieren, andererseits um die Bereitschaft zur Suf-

fizienz zu fördern, denn wer selbstbestimmt und kreativ in Kooperation und Solida-

rität mit Anderen arbeiten kann, braucht weniger Konsumgüter. So stellt letztlich

die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit die Arbeitsform der Zukunft dar.

Viele der Aktivitäten von Zug um Zug dienen zwar einerseits dazu Menschen wie-

der in ihrem Alltagsleben zu stabilisieren, langfristig braucht es aber einen radika-

leren Strukturwandel, um die freiwerdenden Potentiale aus dem Arbeitsmarkt auf-

zufangen. Zu diesem Zweck sollten gemeinnützige Einrichtungen stärker ins Zent-

rum des öffentlichen Interesses, aber auch des öffentlichen Raumes gerückt wer-

den.750

                                                  
750

 Anmerkung: Wenn man sich einmal verdeutlicht, dass es in fast allen städtischen Zentren, in Köln auch, keine

kulturellen öffentlichen Einrichtungen (außer Bibliotheken) gibt, sondern das gesamte städtische Zentrum nur

zum Absatz von Konsumartikeln und als Produktionsstandort von Diensten pervertiert ist, wird klar, dass mensch-

liche Bedürfnisse wie Kommunikation und Partizipation wie kreative Entfaltung in der westlichen Gesellschaft am

Anfang des 21. Jahrhunderts kaum noch einen Stellenwert haben.



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

303

S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o -

g i e n

Nach der Trendtypologie ist Zug um Zug dem ‚Trend Formalisierung – funktionale

Teilung’ zuzuordnen. Eine zunehmende Formalisierung ist vor allem durch die Zu-

nahme an gewerblich orientierten Tochtergesellschaften eindeutig. Man kann hier

klar von einer funktionalen Teilung in eine formelle und eine eher informell ge-

prägte Einheit mit zunehmendem Schwergewicht auf der formellen Einheit ausge-

hen. Wieweit eine Verdrängung informeller Strukturen und Funktionen durch for-

melle Elemente stattgefunden hat, ist nicht klar identifizierbar, die Interviewergeb-

nisse lassen aber darauf schließen. Gegenwärtig scheint aber eine weitere Ver-

drängung nicht gegeben zu sein, bezieht man allerdings die Situation der Gelände-

nutzung mit ein, besteht die Gefahr, dass jene informellen Strukturen verdrängt

werden, die bisher durch Zug um Zug geschützt wurden. Hiervon kann und sollte

zum Zeitpunkt der Studie noch nicht ausgegangen werden. Ein Wunschtrend in

Richtung einer Optimierung der Schnittstellenposition wurde klar formuliert und

Kriterien hierfür vorgeschlagen, gegeben ist dies auch hier nicht.

Die finanzielle Abhängigkeit liegt deutlich auf formellen Strukturen mit weit mehr

als 80 %, die Anteile von Kommune, Land und Bund sind dabei ähnlich hoch wie

jene der Stiftungen, hier besonders die evangelische Kirche (siehe oben) und Auf-

tragsarbeiten, deshalb ist hier der ‚Typ formelle Alimentation – öffentlich und

marktlich’ die Wahl.

Die Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit liegt mit deutlicher Gewichtung

auf formeller Arbeit und formellen Strukturen, also ‚Typ formelle Integration’

Die Leistungen sind extern orientiert und vorwiegend für eine bestimmte Perso-

nengruppe (Arbeitslose). Zudem werden allerdings auch im hohen Masse Leistun-

gen für verschiedene formelle Einrichtungen und Wirtschaftssektoren erbracht.

Ausschlag gebend ist hier die Zweckbestimmung des Vereins, deshalb ist der ‚Typ

Externe Leistungsorientierung für bestimmte Personengruppen’ zu wählen.

R e s u m é e

Zug um Zug hat eine Sonderstellung in dieser Untersuchung, denn hier überwiegt

nicht die Bürgerarbeit als Selbstzweck, sondern es wird im großen Umfang Bürger-

arbeit für den Sprung in den ersten Arbeitsmarkt geleistet. Aber vor allem wird die

Bereitschaft informelle (Mehr)Arbeit zu leisten dafür genutzt, die Leistungsfähig-

keit der Einrichtung zu optimieren und die Arbeit zu einem späteren Zeitpunkt in
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formelle Arbeit auf dem ersten Arbeitsmarkt zu überführen. Die Einrichtung ver-

steht sich allerdings, wie auch aus den Interviews deutlich hervorging, als Einrich-

tung für informelle Arbeit, präsentiert sich nach Außen aber nur bedingt oder gar

nicht als solche. Besonders versteht sich Zug um Zug auch in der Verpflichtung die

auf dem Gelände ansässigen informell Tätigen in ihren Arbeitsmöglichkeiten zu

schützen und zu fördern und hat sie fest in ihr Sanierungskonzept integriert. Vor

allem aber stellt die Bereitschaft zur Eigenarbeit eine wichtige Grundlage für die

Durchführung dieses Konzeptes dar, wie dies bereits beim Wiederaufbau des Wor-

ringer Bahnhofs schon der Fall war.

Zug um Zug stellt in der Finanzierung keinesfalls ein Zuschussunternehmen dar,

was aus den Wirtschaftsplänen hervorgeht. Dies liegt im wesentlichen auch an den

ausgelagerten Zweckbetrieben, was aber eher ein Tribut an oft kontraproduktive

formelle Vorgaben zu verstehen ist. Ebenso verhält es sich, wie gesagt, mit dem

teilweise stark formalisierten Charakter dieser Einrichtung.

Die beschäftigungsfördernde Wirkung steht für Zug um Zug außer Frage, denn ne-

ben der intensiven und erfolgreichen Arbeit in den Bereichen der Qualifikation und

des Trainings bietet Zug um Zug viele verschiedene, teils aus Eigenmitteln finan-

zierte Erwerbsarbeitsplätze auf der eigenen Plattform und akquiriert und vermittelt

solche in andere Betriebe. Das Zug um Zug dabei als leistungsfähiger Kooperati-

onspartner für Arbeits- und Sozialamt agiert, unterstreicht zusätzlich die Entlas-

tung formeller Strukturen. Auf der Ebene der Stadtteilarbeit ist Zug um Zug ebenso

aktiv und erfolgreich, wie auch in den Bereichen der Kooperations- und Partizipati-

onsförderung auf kommunaler und regionaler Ebene. Das Spektrum der Motivati-

onsarbeit lässt sich zwar nicht quantifizieren, aber aus der Vielzahl von Gesprä-

chen, die mit Mitarbeitern von Zug um Zug wie auch den ansässigen Künstlern und

Personen aus der nahen Nachbarschaft und der Kulturschaffenden in Köln geht

hervor, dass dieses immens ist. Vor dem Hintergrund dieses Fallbeispieles wird

besonders deutlich, mit welchen Konfliktfeldern die Entfaltung gemeinschaftso-

rientierte Subsistenzarbeit in Köln zu kämpfen hat (besonders am Beispiel des

Nutzungskonfliktes), und obwohl es auf den ersten Blick nicht so scheinen mag,

stellt Zug um Zug eine ausnehmend erfolgreiche und unterstützende Einrichtung

informeller Strukturen und selbstorganisierter eigenmotivierter Tätigkeiten für den

Arbeitsmarkt, wie auch den ökologischen Baubereich und besonders auch das

kulturschaffenden Spektrum in Köln dar und will sich so auch verstanden wissen.
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I V - I I . 4 .  D I R E K T E  U N D  I N D I R E K T E  L E I S T U N G E N

Die Analyse der Fallbeispiele macht deutlich, dass die Einrichtungen teilweise sehr

unterschiedliche Inhalte verfolgen und Funktionen haben. Dies hängt eng mit den

unterschiedlichen Zielgruppen/ Klientel der Einrichtungen zusammen und/ oder

ihrer Zweckbestimmung. Die Art der Dienstleistungen, Güter und sonstigen Ange-

bote weist strukturelle Gemeinsamkeiten auf, die es möglich machen, diese zu

gruppieren.

Im folgenden sind die Leistungstransfers dargestellt, die zwischen bürgerschaftli-

chen Einrichtungen, Einzelpersonen, Gruppen und formellen Strukturen erbracht

werden. Qualität und Quantität der erbrachten Dienste und Güter stellen letztlich

den Wert dar, der als Maßstab für die Argumentation verstärkter Förderungen an-

gesetzt wird. Um eine Begrifflichkeit zur Verfügung zu haben, die das gesamte

Spektrum der objektiv (Dienste, Güter, …) und subjektiv erfahrbaren Outputs (Mo-

tivation, Kooperation, Partizipation, Erhöhung des Wohlstandsempfindens, …) er-

fasst, wird der Begriff der Leistungen gewählt. Hierunter werden sämtliche Dienste

und Güter zusammengefasst, die von einer Einrichtung erbracht werden, auch

jene, die sich nicht ohne weiteres quantifizieren lassen, wie z.B. Erhöhung des

Wohlstandsempfindens, Stärkung von Kooperationsstrukturen, Initialisierung und

Intensivierung kommunikativer und partizipativer Prozesse. Gerade die schwer

messbaren Leistungen, die auf soziostruktureller Ebene erbracht werden, haben

eine enorme Wirkung auf die Interaktionen zwischen Gesellschaft, Wirtschaft und

Politik, schaffen soziales Kapital und konstituieren und stärken bürgergesell-

schaftlichen Zusammenhalt. Zudem haben sie oft den größten Anteil am erbrach-

ten Leistungsoutput. Über eine Gruppierung der Leistungen wird es eher möglich,

die Leistungsinputs und –outputs miteinander vergleichend in Beziehung zu set-

zen, um auch Einrichtungen mit sehr unterschiedlichen Inhalten vergleichend zu

bewerten. Im folgenden wird eine Gruppierung der Leistungstransfers nach Leis-

tungsoutputs vorgeschlagen.

Im Grunde produziert die Subsistenz auch Einkommen in Form von Gütern und

Diensten, nicht hingegen einen monetären Lohn, auf den es ja auch nicht gerichtet

ist. Das Einkommen aus Subsistenzarbeit besteht teils aus dem Eigengebrauch des

Selbstproduzierten (Güter wie Dienste), das man nicht zu kaufen braucht (sofern

man es überhaupt kaufen könnte), und teils aus dem mittelbaren Tauschgewinn

für das Selbstproduzierte, welches man wieder gegen Güter oder Dienste ein-

tauscht. Hier kommt insbesondere auch die zeitliche Komponente zu Tragen, denn

bürgerschaftlich geleistete Dienste werden in der Regel nicht einmalig und auf eng
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eingegrenzte Zeiträume beschränkt, sondern sollen nach Möglichkeit eine räumli-

che und zeitliche Persistenz erreichen. Dies trifft im besonderen auf die gemein-

schaftsorientierte Subsistenzarbeit zu. Das heißt, der/ die subsistenzwirtschaftlich

Tätige geht meist davon aus, im Bedarfsfall selber Empfänger entsprechender

Dienste werden zu können (Krankenbegleitung, Altenbetreuung,…), oder auch indi-

rekt selber von diesen Diensten zu profitieren (Stadtteilgestaltung, politische Parti-

zipation, Netzwerkeinbindungen oder gesellschaftliche Anerkennung). Insofern

erhöht gemeinschaftsorientierte Subsistenz direkt und indirekt individuelle und

gemeinschaftliche Wohlfahrt und Lebensqualität, indem es Kooperationssysteme

sowie Stabilität und Persistenz der einbettende Bürgergesellschaft sichert. Sie

setzt Vertrauen zueinander und füreinander voraus, und bildet dieses wieder, in-

dem sie tatsächliche und verlässliche Leistungen erbringt.

G r u p p i e r u n g  d e r  L e i s t u n g s t r a n s f e r s  n a c h  A r t

LEISTUNGSOUTPUTS:

Hier wird zwischen direkten, potenziell auch quantitativ (z.B. nach Stunden, oder

monetärem Gegenwert) messbaren Outputs und indirekten, eher qualitativ mess-

baren Outputs unterschieden. Die räumlichen Ebenen, für die die Leistungen er-

bracht werden, variieren entsprechend der Netzwerkbezüge der jeweiligen Einrich-

tungen. Überwiegend werden die Leistungen zunächst auf kommunaler Ebene

wirksam.

A) direkte Leistungen

1. Beratung und Vermittlung;

2. Information, Wissen, Qualifikation;

3. Güter und Raum (Essen, Wohnen, Arbeitsräume/ Werkstätten, materielle Kon-

sum- und Gebrauchsgüter);

4. Begleitung, Betreuung, Pflege;

5. Arbeit, informell und formell (es ist konkretes Anliegen Arbeitsmöglichkeiten

zu schaffen bzw. zu vermitteln, meint nicht primär die gemeinschaftsorientierte

Subsistenzarbeit in der Einrichtung selber, sondern die aus der in der Einrichtung

geleistete Subsistenz- und Erwerbsarbeit resultierende zusätzliche Arbeit);

6. Vernetzung (zwischen Individuen, Gruppen, Interessengemeinschaften).
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B) indirekte Leistungen

(Die indirekten Leistungen sind immer einerseits nach innen – in die Einrichtung hinein,

für aktive und passive Mitglieder und NutzerInnen – und andererseits nach außen – in

die Bürgergesellschaft – gerichtet.)

1. Stärkung kooperativer Strukturen;

2. Stärkung kommunikativer Strukturen;

3. Stärkung partizipativer Strukturen;

4. Stärkung solidarischer und integrativer Strukturen;

5. Stärkung individueller und gemeinschaftlicher Motivation zur Selbst-

hilfe;

6. Erhöhung des individuellen und gemeinschaftlichen Wohlbefindens/ der

Lebensqualität;

7. Erhöhung der Bereitschaft zu konsumtiver Suffizienz und Arbeitszeitver-

kürzung.

Es wird deutlich, dass die direkten Leistungen eher einrichtungsspezifisch erbracht

werden, während im Querschnitt offensichtlich die indirekten Leistungsoutputs

den Bedeutungsschwerpunkt haben, denn ihre möglichst umfassende Erbringung

ist Anspruch aller untersuchten Einrichtungen und wird als Grundlage für eine er-

folgreiche Arbeit verstanden. Wenn man die Einrichtungen ihren Leistungsoutputs

zuordnet, wird dies noch deutlicher:

DIREKTE

LEISTUNGEN

[BA]
Rock

Zug um
Zug

Kata-
lyse

AIDS
Hilfe

Köln
Appell

Quer
kopf

KEKS Talent-
Skulptur

SSM Emanzi-
pation

1. Beratung & Ver-
mittlung

X X X X X X X X X

2. Information, Wis-
sen, Qualifikation

X X X X X X X X X

3. Güter & Raum X X X X X X X

4. Begleitung, Be--
treuung, Pflege

X X

5. Arbeit, informell &
formell

X X X X X X X

6. Vernetzung X X X X X X X X X

Mit den kleinen Kreuzen (x) wird kenntlich gemacht, dass die betreffende Leistung erbracht

wird, aber im geringeren Umfang gegenüber den anderen Leistungen.
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Vergleicht man im Vorgriff die Ergebnisse für die direkten Leistungen der 10 Fall-

beispiele aus der qualitativen Erhebung mit den im Anschluss noch differenzierter

ausgeführten Ergebnissen aus der quantitativen Befragung, wird die tatsächliche

Gewichtung der Leistungstypen im Querschnitt der rund 50 befragten Einrichtun-

gen deutlicher (siehe Grafik 25). Hier wurde die Dienstleistungsintensität pro Leis-

tungstyp an den tatsächlich dafür aufgewendeten Stunden erhoben. Die Leistungs-

typen decken sich in der Befragung nicht völlig mit denen aus den Interviews er-

mittelten. So kommt ein wesentlicher Leistungstyp hinzu, jener der ‚Administra-

tion’, eine Leistung, die ‚nur’ nach innen, in die Einrichtung hinein und für ihre Mit-

glieder erbracht wird. Sie ist elementar wichtig, da sie die Funktion der bürger-

schaftlichen Einrichtung als Plattform für gemeinschaftsorientierte Subsistenzar-

beit gewährleistet. Weggelassen wurde in der quantitativen Befragung dafür die

Kategorie ‚Güter & Raum’, ein Leistungstyp, der sich im Falle der Grafik 31 nicht

über die eingebrachte Stundenzahl quantifizieren ließ, sondern zumeist eine Folge

anderer Dienstleistungsaktivitäten ist, bzw. auch Resultat der administrativen Tä-

tigkeiten, die die innere räumlich-technische Infrastruktur fördern und sichern,

sowie über die Akquisition von Sachmitteln und Geldmitteln erreicht wird.

Explizite materielle Güterproduktion und Raumerschließung als Arbeitsprodukt,

wird in den befragten Einrichtungen im geringen Maße angestrebt, was mit den

Befunden aus den theoretischen Ausführungen (vergleiche auch Unterkapitel II-

III.3. und III-I.2.) auch nicht zu erwarten war. Auch die indirekten Leistungen ließen

sich nicht sinnvoll direkt über die erbrachten Stundenzahlen quantifizieren, da

hierzu die bürgerschaftlichen Einrichtungen bzw. die gemeinschaftsorientierte

Subsistenzarbeit oftmals ‚nur’ die initialen Impulse liefert, die dann über die Bür-

gergesellschaft multiplikative Effekte auslösen, deren Dimension sich über die

einzelne bürgerschaftliche Einrichtung nicht mehr erfassen lässt. Zudem sind die

indirekten Leistungen auch an die direkten Leistungen eng – aber eben ‚indirekt’ –

gekoppelt, werden sozusagen als Beigabe mit den direkten Leistungen zusammen

erbracht. Auffällig ist, dass die ‚Vermittlung und Schaffung von Arbeit’ bei den In-

terviewergebnissen eine größere Rolle spielt, als aus den Ergebnissen des Frage-

bogens hervor geht. Dies mag darin begründet sein, dass die Zielorientierung ‚Ar-

beit’, insbesondere ‚Erwerbsarbeit’, über Subsistenzarbeit seltener direkt ange-

strebt wird, sondern vielmehr indirekte Folge und Ursache anderer Bedarfslagen

ist, deren Deckung im Vordergrund steht. Das Fehlen von Erwerbsarbeit wird offen-

sichtlicher weniger als Verlust wahrgenommen, als das damit einhergehende Aus-

bleiben von Einkommen und sinnvoller Tätigkeit. Außerdem ist auch der Anteil von

Arbeitslosen und prekär Beschäftigten mit bürgerschaftlichem Engagement pro-
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zentual untergewichtet (vergleiche Grafik 14). Weiterhin wird über die quantitative

Erhebung das Verhältnis des Bereiches ‚Begleitung, Betreuung und Pflege’ zu den

anderen Leistungstypen angeglichen. Ergänzt werden die Ergebnisse der direkten

Leistungen durch die vielleicht wesentlich bedeutsameren indirekten Leistungen.

Mit den kleinen Kreuzen (x) wird kenntlich gemacht, dass die betreffende Leistung erbracht

wird, aber im geringeren Umfang gegenüber den anderen Leistungen.

Annäherungen lassen sich über Grafik 34 und 35 erschließen, wo die Motivationen

für gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit dargestellt werden. Hieraus lässt

sich zumindest ableitend erarbeiten, welche Motivationen die obigen indirekten

Leistungen auf individueller Ebene unterstützen, bzw. durch sie auch befriedigt

werden. Die Stärkung von Strukturen, die insbesondere zur Stärkung der Bürger-

gesellschaft, zum Aufbau sozialer Infrastruktur und zur Bildung sozialen Kapitals

beitragen (besonders Punkte Eins bis Vier) äußern sich in der Regel auch erst auf

der bürgergesellschaftlichen (Meta)Ebene, und sind somit für die bürgerschaftlich

Engagierten eine so subjektiv abstrakte Kategorie, dass sie so nicht direkt erfragt

werden konnten. Sie wurden deshalb weder in den Interviews noch in dem offenen

Frageblock des Fragebogens so konkret gestellt, sondern aus den Antworten, die

nach Motivationen zu unbezahlter Subsistenzarbeit fragten und den besonderen

Qualitäten von bürgerschaftlichen Engagement, sowie den Leistungen, die aus der

Einrichtung erbracht werden, abgeleitet. In den Interviews wurden diese Schluss-
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integrativer Strukturen

X X X X X X

5. Stärkung individueller
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X X X X X X X
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X X X X X X X X X X
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folgerungen mit Gegenfragen überprüft, aus den Fragebögen gehen die hierzu ge-

gebenen Antworten aus den betreffenden Textblöcken klar hervor.

Besonders auffällig bei den Interview ist, dass der überwiegende Teil der gesamt

erbrachten Leistungen struktureller Art sind und gerade Netzwerkarbeit entweder

direkt erbracht und angeboten wird, oder indirekt über die Stärkung von Koope-

ration, Kommunikation, Partizipation und Solidarität Netzwerkbildung und -erhalt

unterstützt und dynamisiert wird. Die Erhöhung individuellen Wohlbefindens und

der Lebensqualität der in den Einrichtung Tätigen ebenso wie der Nutzer wird

überproportional geleistet und besonders betont, und sollte somit alleine schon

ausreichen, die Förderungswürdigkeit des subsistenzwirtschaftlichen Sektors zu

unterstützen.

L e i s t u n g s o r i e n t i e r u n g  n a c h  T y p e n

Was die typologische Leistungsorientierung betrifft, ist die Zuordnung nicht ganz

eindeutig, allerdings liegt die Gewichtung klar auf der externen Leistungsorientie-

rung mit sieben von 10 Fällen. Bei nur 10 vertieft untersuchten Fallbeispielen kann

jedoch noch nicht auf eine Repräsentanz geschlossen werden, allerdings kann die

Zuordnung Hinweise liefern.

Auffällig ist jedenfalls, dass die externe Leistungsorientierung mit sieben Fällen

deutlich überwiegt, also der Eigennutz der bürgerschaftlich Engagierten offen-

sichtlich keine wesentliche Rolle für das Einbringen von Subsistenzarbeit spielt,
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sondern die Gemeinschaftsorientierung klar überwiegt. Die interne Leistungsorien-

tierung ist bei den gewählten Fallbeispielen unterrepräsentiert, was jedoch mit der

Auswahl der Einrichtungen zusammenhängen mag. Es wurden beispielsweise au-

ßer KEKS keine Einrichtungen gewählt, wo der Selbsthilfeaspekt eine zentrale

Rolle spielt. Wären zu einem größeren Anteil die meistens kleinen Selbsthilfeein-

richtungen in die Untersuchung genommen worden, wäre die Leistungsorientie-

rung sicherlich deutlich ausgeglichener.

Insgesamt wäre vor allem auch zu erwarten, dass der Typ der internen und exter-

nen Leistungsorientierung ausgeprägter vorkommen sollte. Dies ist jedoch wohl

auch vom Selbstverständnis der Einrichtungen abhängig, die wichtige Anteile ihrer

Zweckbestimmung über die Orientierung auf spezifische (oft bedürftige) Zielgrup-

pen definieren. Dass häufig gerade ein wichtiger Anteil der indirekten Leistungen

der Einrichtungen auch den Mitgliedern und MitarbeiterInnen der bürgerschaftli-

chen Einrichtungen zugute kommen, und so auch die Bereitschaft zu gemein-

schaftsorientierter Subsistenzarbeit erhöhen, wird oft nicht wahrgenommen, son-

dern kommt im Gespräch eher ‚zwischen den Zeilen’ zum Tragen.

I V - I I . 5 .  S T R U K T U R E L L E  U N D  F I N A N Z I E L L E

A B H Ä N G I G K E I T E N  N A C H  T Y P E N

Im folgenden werden die Ergebnisse der Systematisierungen nach finanziellen und

strukturellen Abhängigkeiten dargestellt. Während die strukturelle Abhängigkeit

(Integration) der Fallbeispiele weitestgehend homogen ist, sind die finanziellen

Abhängigkeiten sehr unterschiedlich und weit gestreut.
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tation, formell gewichtet

informelle & formelle Alimen-
tation, informell gewichtet

X 1

informelle & formelle Alimenta-
tion, gemischt

–

Typ informelle & formelle Alimen-
tation, funktionale Teilung

X – 1

Die finanziellen Abhängigkeiten sind durchmischt. Drei Einrichtungen sind primär

finanziell von formellen Strukturen abhängig, weitere drei überwiegend von infor-

mellen Strukturen. Der gemischten Alimentation von informellen und formellen

Quellen sind vier Einrichtungen zuzuordnen. Hieraus lassen sich keine spezifischen

Hinweise ableiten. Zu zwei Typen, die hierbei nicht vorkommen sollte dennoch

angemerkt werden, dass auch nicht zu erwarten wäre, dass diese häufig vorkom-

men. Dies betrifft zum einen die formelle Alimentation durch marktliche Struktu-

ren. Dem Autor sind aus der Vielzahl von Gesprächen und auch aus der Literatur

bisher keine Fälle bekannt, in denen bürgerschaftliche Einrichtungen von Marktun-

ternehmen nennenswert gefördert würden. Die Anerkennung des gesamten Sub-

sistenzsektors ist von marktwirtschaftlichen Perspektiven bisher nicht erfolgt,

vermutlich vor allem wegen fehlender Kenntnis der hohen Bedeutung der Bürger-

gesellschaft für Standortqualität und –stabilität. Ebenso kommt auch der Typ der

informellen Alimentation von bürgerschaftlichen Einrichtungen bisher nicht vor.

Diesen gibt es zwar, z.B. wenn ein Trägerverein eine Vielzahl von bürgerschaftli-

chen Einrichtungen unter seinem Dach versammelt und diese vernetzt und für sie

Dienstleistungen erbringt, kommt aber dennoch selten vor, da die Mehrzahl der

bürgerschaftlichen Einrichtungen über sowenig Finanzmittel verfügen, dass sie

eigentlich fast nie in der Lage sind, andere Einrichtungen zu bezuschussen. Die

anderen Alimentationstypen, auch jene, die von den Fallbeispielen nicht repräsen-

tiert werden, sollten erwartungsgemäß häufiger vorkommen. Grundsätzlich muss

festgestellt werden, dass der Schwerpunkt der finanziellen Abhängigkeit eigentlich

auf formellen Strukturen liegen muss, da schließlich aus Subsistenzarbeit keine

monetären Gewinne erwirtschaftet werden. Selbst wenn die finanzielle Abhängig-

keit auf den Personen, die in der Einrichtung tätig sind, oder Mitglieder sind, liegt,

stammen diese Mittel letztlich auch aus formellen Quellen, nämlich in der Regel

aus dem Erwerbseinkommen der bürgerschaftlich Engagierten. Um zu dem Kom-

plex finanzieller Abhängigkeiten weitere Erkenntnisse zu gewinnen, sind weitere

Untersuchungen notwendig.

Die strukturelle Abhängigkeit – Integration – ist demgegenüber wesentlich homo-

gener gestaltet.
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Bei acht von zehn Fallbeispielen liegt die strukturelle Abhängigkeiten auf den in-

formellen Strukturen, der Integration in informelle Strukturen. Dies ist wenig ver-

wunderlich, schließlich ist das personelle Übergewicht von subsistenzwirtschaft-

lich, also informell Tätigen das zentrale Kriterium, wodurch sich bürgerschaftliche

Einrichtungen von anderen Organisationen unterscheiden. Besonders auch die

Unverlässlichkeit der finanziellen Zuwendungen machen es nötig bzw. erzwingen

es, sich soweit wie möglich finanziell von formellen Einrichtungen zu emanzipieren.

Hierfür sind die Struktur schaffenden Leistungen aus Subsistenzarbeit das Haupt-

mittel, zumal sie auch höhere Verbindlichkeiten bieten, und somit für Planungen

verlässlichere Größen darstellen. Dort, wo die Integration primär in formelle Struk-

turen erfolgt, hängt dies damit zusammen, dass die Einrichtungen in eine formelle

und informelle Einheit unterteilt sind, welche sich gegenseitig unterhalten. Hier ist

auch grundsätzlich eine verstärkte Formalisierung der gesamten Organisations-

struktur zu beobachten.

Ob sich diese Verteilungen im Rahmen einer erweiterten Studie bestätigen wür-

den, bleibt abzuwarten. Es wäre aber äußerst spannend, sich diesem Ansatz noch

zunehmend zu widmen, denn die Entwicklung von Optimierungsstrategien für die

Schnittstellenfunktion der Einrichtungen zwischen Markt und Subsistenz, setzt

voraus, dass die strukturellen Eigenschaften der Subsistenzeinrichtungen bekannt

und typologisch fassbar sind. Hier besteht weiterer Forschungsbedarf.

I V - I I . 6 .  E N T W I C K L U N G S T R E N D S

Bei den Trends dominiert der relativ gleich bleibende stabile Status mit sechs von

10 Fällen eindeutig, ohne eine eindeutig stärkere Zuwendung zu formellen oder in-

formellen Strukturen bei weitestgehender Funktionserhaltung und formeller und

informeller Etablierung.
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Mit den Kreuzen und Zahlen in Klammern (x)? wird kenntlich gemacht, dass die betreffende

Einrichtung möglicherweise auch einem anderen Trend zugeordnet werden kann und zum

Untersuchungszeitpunkt keine eindeutige Zuordnung möglich war.

Dies dürfte vor allem damit zu tun haben, dass die untersuchten Einrichtungen alle

einen gewissen zeitlichen Bestand haben, und sich mit ihrer Arbeitsweise arran-

giert haben, weder war es bisher deutlich schlechter, noch war es deutlich besser.

Insofern haben sich die Einrichtungen weitgehend an die Schwierigkeiten und

Möglichkeiten subsistenzwirtschaftlicher Aktivitäten gewöhnt und unterschied-

lichste Strategien entwickelt, eventuellen Unbillen und wirtschaftlichen Krisener-

scheinungen zu begegnen. Grundsätzlich ist die Feststellung wichtig, dass es kein

Indiz für eine stabile und optimale Entwicklung ist, wenn die Aussage getroffen

werden kann, dass der Trend stabil sei, sondern sagt zunächst nur aus, dass keine

wesentlichen positiven wie negativen Entwicklungsveränderungen der Einrichtun-

gen zu erwarten sind. Positiv verstanden heißt dies, dass sie nicht damit rechnen,

kurz- und mittelfristig ‚aufzugeben’. Aber es heißt auch nicht, dass nicht deutliche

Verbesserungen wünschenswert wären, und die Leistungsfähigkeiten der Einrich-

tungen klar erhöhen könnten. Eine unverändert stabile prekäre Wirtschaftslage ist

schließlich noch lange kein Gewinn.
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IV- I I I .  QUANTITATIVE BEFRAGUNG DER BÜRGERSCHA FTLICH EN

EIN RICHTUNGEN I N KÖLN

Auf der Grundlage der Interviews wurde ein Fragebogen erarbeitet, der dann an

500 nach dem Zufallsprinzip ermittelte Einrichtungen verschickt wurde. Beantwor-

tet wurden nur 50 Fragebögen, doch zeigt die Verteilung der Absender, dass auch

diese kleine Stichprobe von knapp 5 % aller bürgerschaftlichen Einrichtungen im

Kölner Raum als im großen und ganzen repräsentativ für das Spektrum bürger-

schaftlicher Einrichtungen angesehen werden kann. Gleichwohl sind Rückschlüsse

auf die Gesamtheit nur als Hypothesen bzw. Indizien gemeint, auch wenn dies

nicht jedes Mal betont wird.

Die Befragung erwies sich als sehr aufwendig. Der Autor verschickte zunächst in

einem ersten Lauf 500 Fragebögen und erhielt knapp 15 zurück. Dann wurden die

Einrichtungen einzeln angerufen, und um Beantwortung des Fragebogens gebeten.

Meist wurde der Bogen bei Zusage ein zweites Mal zugeschickt, wenn möglich ge-

faxt oder per eMail versendet. Letztlich wurden ca. 30 der 50 Fragebögen mit tele-

fonischer Begleitung durch den Autor beantwortet.

Mit diesem Ausschnitt soll ein Blick auf die Grundstrukturen bürgerschaftlicher

Einrichtungen geleistet werden, quasi auf jenes, was unter der Oberfläche des

Marktortes Köln verborgen ist ...
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Grafik 25

I V - I I I . 1 .  D E R  A U F W A N D :  M I T A R B E I T E R ,

A R B E I T S S T U N D E N ,  F I N A N Z I E R U N G

In den 50 bürgerschaftlichen Einrichtungen (Vereinen, Gruppen, Initiativen, Organi-

sationen) sind insgesamt rund 4 100 Mitglieder vertreten, von denen 3 189 passive,

also unterstützende Mitglieder sind. Sie tragen im wesentlichen zur informellen

Alimentation der Einrichtungen bei, liefern Sachmittel und bilden eine wichtige

lobbyistische Rückendeckung für die bürgerschaftlichen Einrichtungen.  911 sind

als aktive Mitglieder in den Einrichtungen tätig, davon sind 107 in formeller Er-

werbsarbeit in den Einrichtungen beschäftigt, 804 leisten gemeinschaftsorientierte

Subsistenzarbeit (siehe Grafik 25). So kommt im Verhältnis von bezahlten zu un-

bezahlten Mitarbeitern auf acht bürgerschaftlich Engagierte knapp ein hauptamt-

lich Beschäftigter, im Durchschnitt der befragten Einrichtungen ist das Verhältnis

exakt 1: 7,5. Insgesamt sind mit 57 % etwas mehr Männer als Frauen in gemein-

schaftsorientierter Subsistenz tätig (vergleiche Grafik 26). Bei der formellen Be-

schäftigung ist das Verhältnis umgekehrt, hier überwiegen mit 61 % die Frauen

(vergleiche Grafik 27). Dass die Anteile von Männern in den ehrenamtlichen Tätig-

keiten überwiegen, kann jedoch nicht als Aussage dafür gewertet werden, dass

Frauen eine geringere Bereitschaft zu gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit

hätten. In der Studie wurde ja nicht der haushaltsnahe und familienbezogene An-

teil der Subsistenzarbeit einbezogen. Hier dürfte der Anteil der Frauen weit über
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Grafik 26

Grafik 27

dem der Männer liegen, was erklären könnte, dass die Bereitschaft/ Möglichkeit

noch zusätzlich gemeinschaftsorientiert informell tätig zu sein nicht mehr so hoch

ist.

Insge-

samt

werden

rund 12

000

Stunden

an ge-

mein-

schafts-

orientier-

ter Sub-

sisten-

zarbeit und Erwerbsarbeit zusammen im Monat geleistet (siehe Grafik 30). 51 %

davon sind

gemein-

schafts-

orientierte

Subsis-

tenzarbeit,

49 % Er-

werbsar-

beit. Die

formell Be-

schäftigten

leisten also

nahezu

genauso

viel Arbeitsstunden, wie die ehrenamtlich Tätigen, wobei bei den Zweiten die

Stunden auf 7,5 mal so viel Personen verteilt sind (siehe Grafik 28).

Von den bürgerschaftlich Engagierten arbeiten 61 % unter 10 Stunden pro Monat,

23 % zwischen 10 und 25 Stunden, 6 % zwischen 25 und 40 Stunden und 10 %

über 40 Stunden im Monat. Über 50 Stunden im Monat leisten 3 % der ehrenamt-

lich Tätigen mehr als 100 Stunden bringen immerhin noch 2 % ein (vergleiche Gra-

fik 30). Im Durchschnitt erbringen sie pro Person jeweils etwa 16 Stunden pro
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Grafik 28
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Verteilung der monatlich erbrachten Gesamtstundenzahlen (formell & 
informell) auf die unterschiedlichen Leistungstypen in %
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Grafik 31

Grafik 30

Für Beratungen (Rechts-, Sozial-, Verbraucher-, Asylberatung etc.) werden 19 %

und für den Bereich Information und Wissen (Öffentlichkeitsarbeit, Tagungen, Vor-

träge, Veröffentlichungen, Kurse, Seminare) weitere 21 % der erbrachten Gesamt-

stundenzahl aufgewendet.

16 % werden für Betreuung (z.B. von Kindern und Jugendlichen) und Pflege von

Hilfebedürftigen (Kranken, Behinderten, Alten, ...) und Begleitung (Sterbenden,

Alttagshilfen für z. B Aidskranke) aufgebracht, weitere 11 % der gesamten Stunden

für Kommunikation und Vernetzung zwischen BürgerInnen, bürgerschaftlichen
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Grafik 32

Einrichtungen und anderen Gruppen und Organisationen, sowie politischen Instan-

zen, und 4 % für die Vermittlung von Erwerbsarbeitsplätzen (siehe auch Grafik 30

und 31).

Die unbezahlte Subsistenzarbeit überwiegt – gemessen an der Stundenzahl – in

manchen Bereichen leicht, in anderen – speziell den administrativen (52 %) sowie

beratenden Tätigkeiten (51 %) die bezahlte; doch die Unterschiede sind sehr ge-

ring. So kann man generell von einer Gleichverteilung ehren- und hauptamtlicher

Arbeitsleistungen ausgehen. Gegenüber dem Verhältnis von 1: 7,5 der beteiligten

Personen – der bezahlten und die unbezahlten Arbeitskräfte –, verhält sich das be-

zahlte zum unbezahlten Arbeitsvolumen (Gesamtzahl der Arbeitsstunden) nahezu

1: 1.

Gut ein Drittel der bezahlten Arbeitsplätze werden aus Eigenmitteln (Spenden und

Mitgliedsbeiträgen) getragen, nur knapp zwei Drittel der Finanzierung kommen aus

unterschiedlichsten Fördermitteln von Bund, Land und Kommunen (vergleiche

auch Grafik 32).
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I V - I I I . 2 .  D E R  N U T Z E N :  B E D A R F  A N

G E M E I N S C H A F T S O R I E N T I E R T E R  S U B S I S T E N Z A R B E I T

Befasst man sich mit den besonderen Qualitäten, die der bezahlten und unbezahl-

ten  Arbeit zugeordnet werden, kommt zu wenig verwunderlichen Befunden. So

wird die hauptamtliche, bezahlte Arbeit von 33 % der Einrichtungen mit Attributen

wie Kontinuität der Verfügbarkeit, fest einplanbaren verbindliche Arbeitszeiten

beschrieben, welche besonders für festgelegte Büro- und Öffnungszeiten, sowie

für terminlich gebundene administrative und bürokratische Arbeiten nötig sind.

Eine höhere Professionalität wird den Hauptamtlichen hingegen nur von 28 % der

Befragten zugeordnet, während immerhin 32 % der formellen (Erwerbs)Arbeit

keine spezifische Überlegenheit zuerkennt, im Gegenteil, sie primär kostet. Ein

Kriterium, welches auch immer wieder hervorgehoben wird, ist, dass die Erwerbs-

arbeit Leistungen erbringen kann, die aus Subsistenzarbeit nur unter ‚Quälerei’

und mit Demotivationseffekten erbracht werden, nämlich Arbeiten, die wenig indi-

viduelle und persönliche Involvierung verlangen, sondern im Grunde Pflichtauf-

gaben einer Organisation sind. Dies betrifft ungeliebte Arbeiten, wie beispiels-

weise Büroarbeiten, Buchhaltung und ähnliches.

Betrachtet man die besonderen Qualitäten die der freiwilligen geleisteten Sub-

sistenzarbeit zugeordnet werden, stehen erstrangig das hohe Engagement und

Idealismus sowie zweitrangig die intrinsische Motivation im Vordergrund, die mit

hoher Einsatzbereitschaft und Enthusiasmus und Idealismus verknüpft wird. Wei-

terhin wird in diesem Zusammenhang die hohe thematisch-inhaltliche Kompetenz

wiederholt betont, die aus der oft eigenen Betroffenheit oder zumindest engen

Berührung mit dem Inhalten der jeweiligen bürgerschaftlichen Einrichtung zusam-

menhängen. Auf dem dritten Rang liegt die hohe zeitliche Flexibilität und Unab-

hängigkeit sowie die Ganzheitlichkeit der eingebrachten Arbeitsleistungen –  ‚mit

dem Herzen bei der Sache’, die als spezifische Qualitäten der gemeinschaftsorien-

tierten Subsistenzarbeit zugerechnet werden. Diesen Aspekten werden auch Attri-

bute wie besondere Glaubwürdigkeit, Überzeugungskraft wie auch hohe Kompe-

tenz zugeordnet. Auch so erkennt man, wie dicht Erwerbsarbeit und gemeinschaft-

sorientierte Subsistenzarbeit in bürgerschaftlichen Einrichtungen miteinander ver-

knüpft sind, und wie sie sich ergänzen.

Die von Subsistenz- und Erwerbsarbeit gemeinsam erbrachten Leistungen nutzen

nach eigener Einschätzung der befragten Einrichtungen zum Zeitpunkt der Erhe-

bung von zusammen rund 32 000 Personen, was pro Einrichtung im Durchschnitt

610 NutzerInnen entspricht (siehe Grafik 33).
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Grafik 33

Grafik 34

In diese Zahl sind auch die Mitglieder der Einrichtung eingerechnet, die die indirek-

ten Leistungen, insbesondere auch Vernetzung, Kontaktmöglichkeiten, zu großen

Anteilen aber auch die direkten Leistungen in Anspruch nehmen. Pro bezahlte Ar-

beitskraft werden für im Durchschnitt ca. 300 NutzerInnen, pro bürgerschaftlich

Engagiertem/r werden für rund 40 NutzerInnen Leistungen erbracht. Im Durch-

schnitt entspricht dies 35 NutzerInnen pro Person, die in den Einrichtungen mitar-

beitet, unabhängig, ob formell oder informell beschäftigt. So entsteht aus der

Nachfrage nach Leistungen aus gemeinschaftsorientierter Subsistenz der Bedarf
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Grafik 35

nach informeller wie formeller Arbeit (vergleiche auch Grafik 33). Die bereit gestell-

ten und vermittelten Informationen werden von 15 500 Personen genutzt, 6 500

nehmen die Beratungs- und die Kommunikationsleistungen in Anspruch, 280 profi-

tieren von der– sehr arbeitsintensiven – Betreuung und Pflege, und immerhin 55

haben von der Arbeitsvermittlung profitiert, indem sie nun einen Erwerbsarbeits-

platz haben (vergleiche Grafik 34).

Dennoch sind 73 % der bürgerschaftlichen Einrichtungen der Ansicht, dass sie den

Bedarf nach ihren Leistungen nicht abdecken können (siehe Grafik 35). Aber äqui-

valente Angebote von marktlicher und/ oder staatlicher Seite bestehen nach eige-

ner Einschätzung der Einrichtungen nicht ausreichend. 33 % der befragten Einrich-

tungen erbringen nach eigener Aussage Leistungen, die in vergleichbarer Qualität

– wenn auch teurer – auch auf dem Markt angeboten werden können, während 67

% angeben, dass der ungedeckte Bedarf sich gegenwärtig nicht über den Markt

Teil kompensieren ließe (siehe Grafik 36).
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Grafik 36

Grafik 37

Dabei trauen

sich die Ein-

richtungen

einen deut-

lichen Kapa-

zitätszu-

wachs zu,

vorausge-

setzt, die

finanziellen Mittel wären verfügbar, und vor allem würden auch formelle Erwerbs-

arbeitsplätze gebraucht, um die ehrenamtlich Tätigen zu unterstützen. Um den zu-

sätzlichen Bedarf zu decken, müsste die Kapazität nach der Meinung der befragten

Einrichtungen im Durchschnitt auf nahezu das Doppelte erweitert werden (siehe

Grafik 37). Dass sie der Meinung sind, dass dazu die Anzahl der bezahlten Arbeits-

stunden etwas stär-

ker zunehmen

müsste, als die der

unbezahlten ist ein

Indiz dafür, dass

viele Einrichtungen

an der Kapazitäts-

grenze operieren, die

wesentlich von den

formell beschäftigten

Personen bestimmt

wird – ihre Anzahl

lässt sich schwerer

ausweiten als die der

informell Tätigen,

also werden sie oft

über die normale Be-

lastung hinaus eingesetzt. Weiterhin wurde der entsprechende zusätzliche Kapi-

talaufwand pro Monat insgesamt auf ca. 300 000,- DM geschätzt, dies allerdings

bei unveränderten sozioökonomischen und politischen Ausgangsbedingungen. Bei

diesen Angaben muss berücksichtigt werden, dass hier sicherlich Idealsituationen

angegeben wurden, und gerade der hohe Mangel an finanziellen Mitteln schlägt

sich natürlich auch in einer entsprechenden Gewichtung bei den Antworten nieder.

Eigentlich ist die angegebene Summe, betrachtet man die allein schon zum Erhe-
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Grafik 38

bungszeitpunkt erbrachten Leistungen für 50 Einrichtungen nicht sonderlich hoch,

beinhaltet sie schließlich die Finanzierungen der gesamten Infrastruktur der Ein-

richtungen.

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die gemeinschaftsorientierte Sub-

sistenzarbeit auf einen Bedarf reagiert, der weder vom Staat noch vom Markt noch

von der individualorientierten Subsistenzarbeit gedeckt wird, und dass aus der un-

bezahlten Arbeit ein Bedarf nach der Ergänzung durch bezahlte Arbeitsplätze er-

wächst, so dass auf der Plattform der Organisationen, Gruppen und Vereine neue

Erwerbsarbeitsplätze entstehen (siehe auch Grafik 38). Diese wirken wieder auf die

Funktion der bürgerschaftlichen Einrichtung zurück und bilden umgekehrt wieder

zusätzliche Attraktivitäten für zusätzliches bürgerschaftliches Engagement. Sie

erbringen in ihrer Kombination mit der ehrenamtlichen Arbeit Dienste besonderer

Qualität, deren Kosten über formelle Strukturen ein Vielfaches betragen würden,

und erreichen mit ihren Leistungen ein breites Spektrum der bürgerlichen Ebene.

Sie tragen zu demokratischer Partizipation, zur Wohlfahrt von Gemeinschaft und

Einzelpersonen und zur Standortqualität der Stadt wesentlich bei. Über gemein-

schaftsorientierte Subsistenzarbeit wird bei geringsten Kostenaufwand ein erheb-

licher Beitrag zu sozialer Sicherung und Wohlfahrt auf kommunaler Ebene geleis-

tet. Die direkten Empfängerzahlen von Dienstleistungen aus gemeinschaftsorien-

tierter Subsistenzarbeit in den dargestellten Einrichtungen sprechen hier für sich.

Das aber darüber hinaus ein viel größeres Spektrum mittelbar Profitierender be-
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Grafik 39

steht, nämlich über die Bildung von sozialem Kapital und über die Stärkung der

bürgergesellschaftlichen Grundlage einer Stadt, wurde bereits im zweiten und drit-

ten Kapitel der vorliegenden Dissertation ausführlich begründet. Aber auch diese

Aspekte dürfen hier keinesfalls gegenüber den direkt messbaren Effekten verges-

sen werden.

I V - I I I . 3 .  M O T I V E  F Ü R  B Ü R G E R A R B E I T

Die administrativen Tätigkeiten, die Beratungsdienste, die Öffentlichkeitsarbeit,

die Betreuung und Pflege, die Beiträge zu Kommunikation und Vernetzung, die

Schaffung und Vermittlung von Arbeitsplätzen lassen sich quantitativ gut erfassen

und darstellen (siehe vorhergegangenes). Doch gerade die Leistungen, die auf

soziostruktureller Ebene erbracht werden, haben eine enorme Wirkung auf sozio-

kulturelle, –ökonomische und –politische Interaktionen in unserer Gesellschaft. Sie

umfassen ein breites Spektrum der Stärkung soziokultureller Strukturen, speziell

Kooperations-, Kommunikations-, Partizipations-, Solidaritätssysteme und –netze

und ermöglichen so Integrationen und Entfaltungen vielfältiger Lebensstile. Dar-

über hinaus stärken sie die Bereitschaft und Motivation eigenverantwortlich

Selbsthilfe zu leisten und einen suffizienten Konsumstil zu entwickeln. Insgesamt

tragen sie auf diese Weise maßgeblich zu individueller und gemeinschaftlicher

Lebensqualität und insgesamt zu Wohlstand bei. Dabei ist es auch expliziter An-
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Grafik 40

spruch aller der bürgerschaftlichen Einrichtungen derartige Leistungen zu erbrin-

gen, und wird von ihnen als Maß und als Basis einer erfolgreichen Arbeit betrach-

tet. Dies spiegelt sich auch über das weite Spektrum an Motivationen wieder, die

als Triebfedern für die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit angegeben wer-

den (siehe Grafik 39).

Die Erhöhung der individuellen Lebensqualität und der Selbstentfaltung, insbeson-

dere durch soziale Beziehungen, kooperatives und partizipatives Miteinander sind

offensichtlich die zentrale Bedingung, dass Menschen unbezahlte gemeinschafts-

orientierte Subsistenzarbeit leisten wollen. Dies deutet sich bereits über die zuvor

dargestellten qualitativen Fallstudien an, und zeigt sich über die Befragung noch

deutlicher. Besonders deutlich wird das, wenn man die unterschiedlichen Motive,

die von den befragten Einrichtungen angegeben wurden bündelt (siehe Grafik 40).

So sehen 28 % wesentliche Motivationen für bürgerschaftliches Engagement durch

Partizipation, Gemeinschaftlichkeit und solidarische Gegenseitigkeit gestiftet und

für 16 % ist der Bereich Austausch und Kommunikation sowie Kontakt und Vernet-

zung von besonderer Bedeutung. Für 10 % sind die Attribute Spaß und Freude,

Sinnhaftigkeit und Ganzheitlichkeit der Tätigkeit zentrale Motive und 12 % heben

die politische und gesellschaftliche Wirkung hervor. Nur 17 % geben als Beweg-

gründe eine eigene Betroffenheit, und nur 12 % das Sammeln von Erfahrung und

Qualifikation für formelle Erwerbstätigkeiten an.
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So ist das Bedürfnis, gemeinschaftlich wirksam zu sein, gemeinschaftsorientierte

Subsistenzarbeit zu leisten, ein wichtiger Bedarf, der über die bürgerschaftlichen

Einrichtungen gedeckt wird, es sind keineswegs nur die jeweiligen Leistungsemp-

fänger die von der Subsistenzarbeit profitieren. Im Zentrum der gemeinschafts-

orientierten Subsistenzarbeit steht die Identifikation mit der Arbeit, die Selbstbe-

stimmung und -organisation, die Freude daran und besonders auch die Gemein-

schaftlichkeit in der Arbeit und in der Aufgabe.

I V - I I I . 4 .  F Ö R D E R U N G  V O N  E R W E R B S A R B E I T  D U R C H

G E M E I N S C H A F T S O R I E N T I E R T E  S U B S I S T E N Z A R B E I T

Wie im vorangegangenen dargestellt, wird in den bürgerschaftlichen Einrichtungen

die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit durch hauptamtliche Erwerbsarbeit

ergänzt. Diese steht mit ihren Leistungen komplementär zur freiwillig geleisteten

unbezahlten Arbeit. Sie erbringt Leistungen, die entweder ungeliebt sind und des-

halb nur ungern in freiwilliger Arbeit erbracht werden, oder die an bestimmte fest-

gelegte Zeiten und Rhythmen gebunden sind (wie Öffnungszeiten) in denen jene,

die primär bürgerschaftlich engagiert sind, nicht verfügbar sein können, weil sie

selber einer Erwerbstätigkeit nachgehen.

Die Einrichtungen sind aber alle zunächst informell initialisiert und aus gemein-

schaftsorientierter Subsistenzarbeit erwachsen. Die Motivation zur Subsistenzar-

beit liegt einerseits darin, etwas Sinnvolles in Gemeinschaft zu tun, dies selbstbe-

stimmt und selbstorganisiert, außerhalb formeller Vorgaben. Die Zweckbindung

der Subsistenztätigkeiten richtet sich nach den bestehenden Bedarfslagen, sind

also in der Regel nicht angebotsgesteuert. Ab dem Erreichen eines bestimmten

Organisationsgrades und der Notwendigkeit Verbindlichkeiten in den gemein-

schaftsorientierten Leistungen zu gewährleisten, fallen in den bürgerschaftlichen

Einrichtungen Arbeiten und Arbeitsqualitäten an, die nur ungenügend oder mit

Abstrichen durch Subsistenzarbeit geleistet werden können. Es ist zwar möglich,

diese Qualitäten auch durch Subsistenzarbeit zu erbringen, führen aber dazu, dass

bürgerschaftliches Engagement in den betreffenden Einrichtungen weniger attrak-

tiv wird – in der Folge sind weniger Personen dort zu freiwilliger Arbeit bereit, die

Leistungsfähigkeit und auch die Gemeinschaftlichkeit sinkt. Also wird versucht,

wenigstens einige wenige Personen innerhalb und zum Zwecke der Einrichtung

formell bezahlt – hauptamtlich – zu beschäftigen. Oft ist dies der Initialgrund, wa-

rum überhaupt eine institutionelle Formalisierung wie eine Vereinsgründung er-

folgt.
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So ist hier eine kleine Kette von Bedarfslagen Ursache für ein weites Spektrum

gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit und für Erwerbsarbeit gleichermaßen:

 Aus dem Bedarf nach gemeinschaftlicher, sinnvoller, partizipativer und

selbstbestimmter produktiver Tätigkeit erwächst die Bereitschaft zu ge-

meinschaftsorientierter Subsistenzarbeit;  aus dem Bedarf nach spezifi-

schen sozialen und kulturellen Dienstleistungen, nach bürgergesellschaft-

licher Teilhabe, nach Wohlfahrtssicherung erwächst die Nachfrage nach

spezifischen Leistungen und Leistungsqualitäten;  aus der Bündelung

dieser Bedürfnisse entsteht eine bürgerschaftliche Einrichtung als Platt-

form für gemeinschaftsorientierte Subsistenzproduktion;  aus der (Sub-

sistenz)Arbeit in der Einrichtung erwächst der Bedarf nach Verbindlichkeit

und Regelmäßigkeit von bestimmten (häufig auch ungeliebten) kontinuier-

lichen Arbeiten, in der Folge werden Erwerbsarbeitsplätze in den Einrich-

tungen geschaffen.

Die Erwerbsarbeit wird zu einem Drittel aus Eigenmitteln bezahlt, zu zwei Dritteln

aus formellen, öffentlichen Quellen (vergleiche hierzu auch Grafik 34, 35 und 40).

So zeigt sich, dass eine Kombination weniger bezahlter Erwerbsarbeitsplätze und

ein größerer Umfang bürgerschaftlich Engagierter die optimalsten Resultate er-

zielt, erstens, weil so die spezifischen Qualitäten der Dienste gesichert und entwi-

ckelt werden kann, und zweitens, weil sie auf diese Weise in einer Quantität er-

bracht werden können, die nur mit formellen Erwerbsarbeitsplätzen gar nicht zu-

stande kommen würde, denn sie wäre gar nicht finanzierbar.751

Weiterhin wird Beschäftigung durch gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit

auch indirekt gefördert, indem positive Impulse für die Erwerbsarbeit einzelner

Menschen, oder die Erwerbsarbeitsgesellschaft als gesamtes gegeben werden.

 Häufig werden Innovationen in Subsistenzarbeit entwickelt und/ oder erprobt,

die später in Erwerbsbeschäftigungsverhältnisse einfließen oder neue schaffen,

beispielsweise, indem durch Gemeinschaftsstiftung innerhalb bürgerschaftlicher

Einrichtungen Firmengründungen erwachsen, wie z.B. ein Umweltlabor, welches an

eine Umweltschutzeinrichtung angegliedert ist, oder ein medizinischer Betreu-

                                                  
751 Im Kölner Beispiel ermöglichen 804 Ehrenamtliche die Erwerbsarbeit von 107 Hauptamtlichen; in
beiden Arbeitsformen werden rund 13 000 Arbeitsstunden pro Monat geleistet; Bei einer formellen
monetären Entlohnung beider Arbeitsbereiche, würde – aus Mangel an den dann nötigen Finanzie-
rungsmitteln – die Gesamtleistung von 26 000 Stunden gar nicht zustande kommen. Anstelle dessen
werden aber von durchschnittlich 100 subsistenzwirtschaftlich tätigen Menschen weitere 7,5 Er-
werbsarbeitsplätze geschaffen und damit das gesamte Arbeitsvolumen noch verdoppelt.
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ungsdienst, der aus dem Erkennen eines spezifischen Bedarfs formell gegründet

wird. Über diese innovativ befruchtenden Prozesse wird gesellschaftliches und

wirtschaftliches Interesse für neue Geschäftsfelder aktiviert, in denen dann später

auch Professionelle beschäftigt werden.

 Auch Qualifikationen werden in gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit er-

langt, besonders durch den Austausch zwischen Menschen unterschiedlichen Wis-

sens und Begabung, und durch das gegenseitige ‚Voneinander – lernen’. Auch das

Üben und Erproben von bestimmten Tätigkeiten, das Arbeiten im Team und die

Stärkung sozialer und kooperativer Kompetenzen (‚soft skills’) tragen zu Qualifika-

tion und zu Kompetenzen bei, die auch und immer weiter zunehmend in formellen

Beschäftigungsverhältnissen relevant und gefragt sind. Darüber hinaus werden

ganz direkt Qualifikationen und Wissenszuwächse (‚hard skills’) durch Workshops,

Beratungen, Informationskampagnen und ähnliches vermittelt und geleistet.

Welch nennenswerte Impulse damit von der informellen Arbeit ausgehen können,

wird auch daran deutlich, dass die sich ausbreitende digitale Arbeitswelt das Al-

ternieren zwischen informeller und formeller Arbeit fördert, indem sie zum einen

Bereiche autonomer Qualifizierung und zum anderen Bereiche ortsunabhängiger

Produktion schafft. Qualifikation, die man sich informell aneignet, wird in den

neuen Arbeitsbereichen Information und Kommunikation eher anerkannt als in den

traditionellen Arbeitsfeldern. Die Dienstleistungsgesellschaft ist bereits in Teilen,

und die Wissensgesellschaft wird752 umfassend auch durch die Durchlässigkeit zwi-

schen formellen und informellen Tätigkeitsbereichen geprägt sein.

 Von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist auch der Zuwachs an individuel-

lem, besonders immateriellem Wohlstand, der dazu führt, dass die Bedeutung von

Erwerbsarbeit für die jeweilig individuellen Lebenszusammenhänge, aber auch im

gesellschaftlichen Kontext sinkt, und teilweise durch die Subsistenzarbeit substi-

tuiert wird. Hier spielt auch die Möglichkeit des Einkommensausgleichs über Bür-

gerarbeit eine Rolle, denn über Subsistenzarbeit wird tatsächlich auch Realein-

kommen erzeugt, oder Ausgaben für den Kauf von Gütern und Diensten verringert.

Dies geschieht, indem Dienste und Leistungen in die Gemeinschaft eingebracht

und für Einzelpersonen erbracht werden, die – würden sie aus formeller Arbeit ent-

stehen – mit höheren Kosten verbunden wären, oder mindestens über z.B. Steuern

(mit)finanziert werden müssten. So wirkt Subsistenzarbeit in Teilen auch kompen-

satorisch gegenüber möglichen Erwerbseinkommensausfällen. Auf diese Weisen

wird die Bereitschaft zur Verkürzung der Erwerbsarbeit zugunsten von Subsisten-

                                                  
752

 (anders als die Industriegesellschaft)
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zarbeit erhöht, was zugunsten einer allgemeinen Arbeitszeitverkürzung und damit

zu besserer Verteilung der noch bestehenden Erwerbsarbeitsvolumina führen

kann. Nur so lässt sich noch eine Vollbeschäftigung, aber eben in Teilzeit, und ein

demokratischer Wohlstand gewährleisten. Auch auf diese Weise trägt die gemein-

schaftsorientierte Subsistenz zur Erhaltung oder Entstehung von Arbeitsplätzen

bei.

 Eine weitere wichtige Bedeutung hat die gemeinschaftsorientierte Subsistenz

für Staat und öffentliche Institutionen, indem sie für diese entlastend wirkt. Denn

sie erbringt im umfassenden Maße soziale und kulturelle Leistungen, nach denen

eine dringender Bedarf besteht, und die andernfalls über formelle Strukturen gesi-

chert (und bezahlt) werden müssten. Das gleiche gilt für die Aspekte bürgergesell-

schaftlicher und politischer Teilhabe und die Integrationsleistungen von Minder-

heiten und gesellschaftlichen Randgruppen, die als konstituierende Elemente ei-

ner demokratischen und sozialen Gesellschaftsordnung unverzichtbar sind – sie

sind sogar Staatspflicht – und müssten – würden sie nicht größtenteils über ge-

meinschaftsorientierte Subsistenz erbracht – über staatlich-öffentliche Systeme

gewährleistet werden. So können Geldmittel wegen Subsistenz eingespart, und für

(Markt- und Subsistenz-)Wirtschaftsförderungen, für Bildung und Förderung neuer

Arbeitsbereiche frei gemacht werden. Zudem werden marktlichen Unternehmen

wettbewerbsfördernde Standortfaktoren geboten und ein stabiler und fruchtbarer

soziokultureller Nährboden für marktwirtschaftliche Aktivitäten.

Es ist unschwer zu erkennen, dass es die direkte Schaffung von Erwerbsarbeit über

gemeinschaftsorientierte Subsistenz gibt, aber ebenso, und dies ist nach Ansicht

des Autors wesentlich bedeutsamer, soziokulturelle und –ökonomische Impulse

auf die Arbeitsgesellschaft ausgesendet werden, die dabei helfen können, das fa-

tale erstarrte Erwerbsparadigma aufzubrechen und umzugestalten (vergleiche

hierzu auch Unterkapitel II-I).
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IV- IV.  STADTRÄUMLICHE VERTEILUNG – KARTIERUNG UND C LUSTER

Im folgenden wird die Kartierung der bürgerschaftlichen Einrichtungen für Köln

vorgestellt. Sie war mit einem sehr hohen Zeit- und Arbeitsaufwand verbunden,

und kann – mangels Vergleichskarten

– nur den Anfang von sozial- und wirt-

schaftsräumlichen Analysen des ge-

meinschaftsorientierten Subsistenz-

sektors darstellen. Leider ist es nicht

seriös möglich, auf Grundlage einer

Karte eine sektorale Modellentwick-

lung auszuarbeiten, hierzu benötigt es

Vergleichskarten und Referenzstu-

dien. Diese existieren zum Untersu-

chungsbereich des städtischen Sub-

sistenzkomplexes gegenwärtig – wie

bereits ausgeführt – noch nicht, sind

aber dringend angeraten und notwen-

dig, um das sozioökonomische Wech-

selspiel zwischen Bürgergesellschaft

und Raum vertieft zu verstehen, als

auch, um die urbanen Standortfakto-

ren und –voraussetzungen in ihrer

Gesamtheit besser zu begreifen und beeinflussen zu können.

Neben der Kartierung der einzelnen bürgerschaftlichen Einrichtungen wurde eine

Karte mit unterschiedlichen Dichtezonen bürgerschaftlicher Subsistenz angefer-

tigt.
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I V - I V . 1 .  K A R T I E R U N G

Die kartographische Darstellung nahezu aller bürgerschaftlicher Subsistenzeinrich-

tungen für eine deutsche Großstadt ist, nach Wissen des Autors, in Deutschland

bisher nicht erfolgt, auch in Europa ist dem Autor keine solche Kartierung bekannt.

1028 recherchierte Einrichtungen wurden im Maßstab 1:25 000 weitgehend ortge-

nau kartiert (soweit dies der Maßstab zulässt). 51 Einrichtungen, die sich mit den

Themen Kunst, Theater und Musik befassen, wurden nicht mitkartiert, da damit zu

rechnen ist, dass dem Autor unterstellt würde, seine Kriterien für ‚soziale Wirksam-

keit’ seien zu ‚weich’. Besonders im kulturschaffenden, musischen Sektor ist der

soziokulturell befruchtende Aspekt eigentlich sehr stark ausgeprägt, aber ungenü-

gend untersucht. Dass die Künste angeblich brotlos seien, dabei aber Mehl für eine

nährende Soziokultur sind, wird leider zu wenig wahrgenommen und anerkannt.

Dennoch wollte der Autor nicht die große Bedeutung bürgerschaftlicher Subsistenz

für den städtischen Raum schwächen, indem er Kritikern mehr Angriffsfläche als

nötig bietet. Es geht schließlich in der Studie primär um die Gesamtheit subsis-

tenzwirtschaftlicher Phänomene und Aspekte, die auch die Künste mit beinhalten.

Für die Kartierung wurden sie aber, wie begründet, nicht berücksichtigt.

Kartographisch gesondert gekennzeichnet sind die Bürger- und Kulturzentren, die

in der Regel mehrere bürgerschaftliche Einrichtungen unter ihrem Dach vereinigen

und meist überwiegend städtisch getragen sind.

Zum Vergleich mit den formellen Strukturen wurden die öffentlichen, kommunalen

Einrichtungen, die äquivalente oder zumindest ähnliche Angebote im sozialen Be-

reich wie aus bürgerschaftlicher Subsistenz erbringen (und ein weites Spektrum

administrativer Dienste), mit kartiert.

Die Kartengrundlage basiert auf dem digitalisierten Kölner Stadtplan 1:25 000 von

2001, der dem Autor zu einem ermäßigten Preis vom Amt für Liegenschaften, Ver-

messung und Kartaster der Stadt Köln zur Verfügung gestellt wurde.

K a r t i e r u n g  b ü r g e r s c h a f t l i c h e r  E i n r i c h t u n g e n

Die nachfolgende Kartierung bürgerschaftlicher Subsistenzeinrichtungen von Köln

(Grafik 41) liegt dieser Dissertation noch einmal im Din A1–Format bei.
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Grafik 41



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

335

Grafik 42

Grafik 43
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Legende – Öffentliche Einrichtungen im sozialen Sektor Köln
(über die Nummerierung in der Kartierung zuzuordnen)

1. Bezirksrathaus Mühlheim:

Meldehalle, Bürgerberatung, Stadtservice-Team, Bezirksjugendamt Mühlheim, Bezirksordnungsamt
Mühlheim, Bezirkssozialamt Mühlheim

2. Bezirksrathaus Ehrenfeld:

Meldehalle, Bürgerberatung, Stadtservice-Team, Bezirksjugendamt Ehrenfeld, Bezirksordnungsamt Eh-
renfeld, Bezirkssozialamt Ehrenfeld

3. Kölner Studentenwerk

4. Senioren- und Behindertenzentrum der Stadt Köln Mühlheim

5. Bezirksrathaus Lindenthal:

Meldehalle, Bürgerberatung, Stadtservice-Team, Bezirksjugendamt Lindenthal, Bezirksordnungsamt
Lindenthal, Bezirkssozialamt Lindenthal

6. Gesundheitszentrum für Migranten

Beratung

7. Schulverwaltungsamt

8. Kulturamt der Stadt Köln:

Referat für Rock und Pop

9. Verbraucherzentrale NRW

10. Verbraucherzentrale Köln

11. Polizeiliche Beratungsstelle

12. Städt. Behindertenzentrum Michl

13. Behindertenfahrtdienst

14. Bundeszentrum für gesundheitliche Aufklärung

15. Gesundheitsamt der Stadt Köln:

Servicetelefon, Aids-Beratung, Ernährungsmedizinische Beratung, gesundheitlicher Umweltschutz, Ge-
sundheitszeugnisse, Impfungen, Infektionshygiene, Kinder- und Jugendgesundheitsdienst, Läusemel-
dungen, med. Grundversorgung und Überlebenshilfe, Drogenkoordination, Schwangerschaftskonflikt-
beratung, Sozialpsychische Zentren

16. Jugendamt:

Behindertenberatung und Fürsorge, Familienerholungsmaßnahmen, Jugendförderung, Jugendgerichts-
hilfe, Vormundschaft

17. Jugendberatung

18. Jugendberatung für Arbeits- und Berufsfragen

19. Bundesanstalt für Arbeit; Berufsberatung Arbeitsamt Köln; Berufsinformations-
zentrum

20. Sozialamt

21. Rechts- und Versicherungsamt:

Scheidungsangelegenheiten

22. Zentrale Ausländerbehörde

23. Häusliche Pflegedienste Riehl

24. Bezirksrathaus Innenstadt:
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Meldehalle, Bürgerberatung, Stadtservice-Team, Bezirksjugendamt Innenstadt, Bezirksordnungsamt
Innenstadt, Bezirkssozialamt Innenstadt

25. Senioren- und Behindertenzentrum der Stadt Köln, Dellbrück:

Häusliche Pflegedienste

26. Sozialpsychisches Zentrum Ehrenfeld

27. Bezirksrathaus Porz:

Meldehalle, Bürgerberatung, Stadtservice-Team, Bezirksjugendamt Porz, Bezirksordnungsamt Porz,
Bezirkssozialamt Porz

28. Senioren- und Behindertenzentrum der Stadt Köln, Deutz:

Häusliche Pflegedienste

29. Senioren- und Behindertenzentrum der Stadt Köln:

Häusliche Pflegedienste

30. Bezirksrathaus Rodenkirchen:

Meldehalle, Bürgerberatung, Stadtservice-Team, Bezirksjugendamt Rodenkirchen, Bezirksordnungs-
amt Rodenkirchen, Bezirkssozialamt Rodenkirchen

31. Amt für öffentliche Ordnung:

Asylangelegenheiten

32. Amt für Wohnungswesen:

Obdachlosigkeit

33. Senioren- und Behindertenzentrum Köln-Sülz

34. Bezirksrathaus Kalk:

Meldehalle, Bürgerberatung, Stadtservice-Team, Bezirksjugendamt Kalk, Bezirksordnungsamt Kalk,
Bezirkssozialamt Kalk

35. Bezirksrathaus Nippes:

Meldehalle, Bürgerberatung, Stadtservice-Team, Bezirksjugendamt Nippes, Bezirksordnungsamt Nip-
pes, Bezirkssozialamt Nippes

36. Sozialpsychologisches Zentrum

37. Sozialpsychologisches Zentrum

38. Häuslicher Pflegedienst Merheim

39. Bezirksrathaus Chorweiler:

Meldehalle, Bürgerberatung, Stadtservice-Team, Bezirksjugendamt Chorweiler, Bezirksordnungsamt
Chorweiler, Bezirkssozialamt Chorweiler

40. Sozialpsychologisches Zentrum

Die Einrichtungen sind so ortgenau wie möglich kartiert, wobei besonders im in-

nerstädtischen Bereich einige Einrichtungen aus Maßstabsgründen übereinander

liegen (vergleiche Grafik 42). In diesen Fällen sind mehrere Einrichtungen mit grö-

ßeren roten Punkten gekennzeichnet (siehe Legende, Grafik 43). Dennoch lassen

sich auch hier Überschneidungen nicht völlig verhindern.
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Z e n t r e n  &  D i c h t e  b ü r g e r s c h a f t l i c h e r  S u b s i s t e n z

Betrachtet man die Karte, fällt zunächst das ungleiche Verhältnis von bürgerschaft-

lichen Einrichtungen gegenüber den öffentlichen Einrichtungen auf. Die bürger-

schaftlichen Einrichtungen sind weit über das Stadtgebiet verstreut und ballen sich

im innerstädtischen Raum vor allem um das Einzugsgebiet des Kölner Innenstadt-

rings vom nördlichen Theodor-Heuss-Ring bis zum Ubierring und massiv im Kölner

Zentrum, besonders auch südlich des Neumarktes. Weitere Verdichtungen liegen

entlang der größeren Ausfallstrassen und Einkaufsstrassen in den innenstadtna-

hen Wohngebieten im Nippeser Teil der Neusserstraße, entlang der Venloerstraße

in Ehrenfeld bis kurz vor die Äußere Kanalstraße, und zwischen Zülpicherstraße

und Berrenrather Straße in Sülz bis etwa zum Sülzgürtel. Weitere Verdichtungen

finden sich im Bereich des Agnesviertel und des Eigelsteins in der Neustadt Nord

und auch in der Altstadt Süd. Im rechtsrheinischen innenstadtnahen Bereich bzw.

in Innenstadtrandlage ist eine Ansammlung von Einrichtungen um die Deutzer Alt-

stadt festzustellen sowie – schon weiter außerhalb – um den Clevischen Ring, nahe

des Wiener Platzes in Mühlheim. Wenn man dann weiter in die Ferne schweift, sind

kleinere ‚Subsistenz-Subzentren’ in Chorweiler um den Pariser Platz identifizierbar,

in Kalk nördlich und südlich der Kalker Hauptstraße, in Ostheim und weiter nach

Süden in Gremberghoven im Bereich Humboldt Straße/ Bergerstraße, sowie in

Porz in der Umgebung des Friedrich-Ebert-Platzes. Die restlichen Einrichtungen

sind über das gesamte Stadtgebiet verstreut und es gibt wenige Wohngebiete, die

nahezu keine bürgerschaftlichen Einrichtungen in ihrer Nachbarschaft haben.
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Grafik 44
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Grafik 45

Betrachtet man die Verteilung der Dichten bürgerschaftlicher Einrichtungen für den

Kölner Raum (Grafik 44 und 45), wird deutlich, dass nahezu das gesamte inner-

städtische und innenstandnahe Gebiet Flächen deckend mit bürgerschaftlichen

Einrichtungen besetzt ist. Vor allem der innerstädtische und innenstadtnahe Be-

reich weist hohe Dichten urbaner Subsistenz aus, während in den Stadtrandlagen

der Besatz deutlich abnimmt.

Dies deckt sich mit den Kartierungen zu Flächenutzungen in Köln (Grafik 46), aus

denen man deutlich sehen kann, dass dort, wo der überwiegende Anteil der Wohn-

gebiete liegt, auch die höchsten Dichten von bürgerschaftlichen Subsistenzeinrich-

tungen zu finden sind, also in bürgerschaftlicher Subsistenz stadträumliche Funk-

tionstrennungen sich nicht wiederholen. Hierdurch werden die Befunde aus dem

Theorieteil der Arbeit bestätigt, nachdem das Zusammenspiel von Arbeiten und

Wohnen besonders ausgeprägt über gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit

gefördert wird, denn dort, wo Subsistenzarbeitsmöglichkeiten für bürgerschaftlich

Engagierte angeboten werden, sind auch die Lebensorte der Menschen. Genauso

entfaltet sich bürgerschaftliches Engagement offensichtlich primär im nachbar-

schaftlichen Kontext, im eigenen Stadtteil. Ebenso werden damit die Dienstleis-

tungsangebote der bürgerschaftlichen Subsistenz im direkten Wohnumfeld verfüg-

bar gemacht, eigentlich naheliegend, denn die Nachfrage ist bedarfsgemäß dort

besonders hoch, wo auch der überwiegende Anteil von Menschen lebt. Eine Aus-

nahme bilden die Einrichtungen, die Minoritäten im Stadtraum ansprechen, und für

deren NutzerInnen die Inkaufnahme längerer Wege akzeptabel erscheint (siehe

auch weiter unten).
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Grafik 46
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Von öffentlich-kommunaler Seite werden Dienstleistungen für die Bürger Kölns pri-

mär in der Innenstadt zentralisiert angeboten. Dies stellt aber kein wirkliches Pro-

blem dar, da die Leistungen, die über die kommunalen Einrichtungen erbracht

werden, ein sehr geringes Spektrum umfassen und nicht so häufig pro BürgerIn in

Anspruch genommen werden, zumindest im Vergleich zu den bürgerschaftlichen

Einrichtungen. Die restlichen 22 Einrichtungen sind weit über das Stadtgebiet ver-

streut und finden sich in den Subzentren der verschiedenen Stadtteile.

Dass die Angebotsleistungen, die von öffentlichen Einrichtungen erbracht werden,

sich zudem in ihrer Qualität sehr stark von denen aus bürgerschaftlichen Einrich-
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tungen unterscheiden, weiß jeder, der schon einmal bei einer Beratung in einem

städtischen Amt war, oder Informationen über städtische Stellen, wie z.B. Bezirks-

rathäuser zu Alltagsbelangen bekommen wollte. Dies wurde zwar in der vorliegen-

den Studie nicht vertieft untersucht, aber dass es sich hierbei in den wenigsten

Fällen um personennahe und bedarfsgerechte Dienste handelt, kann als bekannt

vorausgesetzt werden. Dies muss hier nicht als Vorwurf verstanden werden, zu-

mindest solange nicht, wie solche Qualitäten strukturell gar nicht erbracht werden

können. Denn aufgrund von Haushaltslage wie Effizienzzwängen sind für viele

städtische MitarbeiterInnen personengerechte Dienstleistungen eine Überforde-

rung, zumal die Anreizsystem in öffentlich-kommunalen Einrichtungen eben auch –

wie am Markt – monetär motiviert, also extrinsicher Art sind, als intrinsisch moti-

viert. Auch hier steht Quantität über Qualität. Außerdem haben die öffentlichen

Einrichtungen weniger den Zweck, individuelle Beratungen für Einzelpersonen zu

leisten, sondern dienen in erster Linie dazu, die kommunalen Verwaltungsaugaben

zu gewährleisten und sind, aufgrund von Managementfehlern, oft aber vor allem

aus finanziellen Gründen, schon hiervon fast überfordert.

Vergleicht man die Verteilung bürgerschaftlicher Einrichtungen mit der sozialräum-

lichen Gliederung Kölns nach Zehner (Grafik 47) (die in weiten Teilen identisch mit

der kleinräumigen Arbeitsmarktbeobachtung – vergleiche Grafik 24 – ist), kann zu-

nächst festgestellt werden, dass es bei der stadträumlichen Verteilung der Arbeits-

losenquoten keine erkennbaren Synchronizitäten zur urbanen Subsistenz gibt.

Dies verwundert wenig, denn bürgerschaftliches Engagement wird vorwiegend von

Personen in Erwerbstätigkeit erbracht, weniger von Erwerbslosen. 753 Deren Motiva-

tionen zu Arbeit sind, aufgrund der prekären Einkommenssituation, weitgehend

monetär fixiert, und deren bürgergesellschaftliche Integration ist meist schlechter

als die derer, die über das Erwerbsparadigma mehr soziale Anerkennung erfahren

und so auch mehr Lust haben, sich bürgerschaftlich zu engagieren und außerdem

mehr Glauben an ihre eigenen Fähigkeiten, ihren eigenen gesellschaftlichen Nut-

zen haben. So ist zwar in den Stadtteilen mit der höchsten Arbeitslosigkeit auch

eher wenig bürgerschaftliche Subsistenz festzustellen, ob hier jedoch ein Kausal-

zusammenhang besteht ist fraglich. Denn auch beispielsweise in den Stadtteilen

Altstadt-Nord und Altstadt-Süd ebenso wie Ehrenfeld ist die Arbeitslosenquote mit

12 bis 16 % eher hoch, dennoch liegen hier Verdichtungsbereiche der Kölner bür-

gerschaftlichen Einrichtungen. Eine Regel lässt sich hieraus nicht ableiten.
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 Vergleiche Freiwilligensurvey/ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 2001b, S. 42 ff.
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Diese nehmen zum Stadtrand hin anteilsmäßig ab. Hier sind deutliche Überein-

stimmungen zur Verteilung der bürgerschaftlichen Einrichtungen im Stadtraum zu

erkennen. Möglicherweise äußert sich die hohe Pluralität von Lebensstilen in einer
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 Vergleiche Köln-Atlas/ Blenck et al., 2001, S. 54.

Grafik 47
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sich zunehmend individualisierenden Gesellschaft auch in der räumlichen Vertei-

lung von Subsistenzeinrichtungen, die ja häufig Interessensvertretungen unter-

schiedlichster gesellschaftlicher Akteure darstellen. In ihnen bilden sich Gemein-

schaften, und Menschen werden gesellschaftlich integriert, besonders für Einzel-

personen sehr bedeutsam. Außerdem sind sie Anlaufstellen in der erwerbsfreien

Zeit, bieten Kommunikation und Kooperation, was ebenso gerade für Menschen

wertvoll ist, die keine enge familiäre Anbindung haben, oder über diese nicht all-

täglich verfügen können.

Aber auch hier neigt der Autor dazu, diese Übereinstimmungen nicht zur Regel zu

erheben, sondern sie als Hinweise zu werten, die in notwendigen Vergleichsstu-

dien überprüft werden müssen.

Vergleicht man die Karte der bürgerschaftlichen Subsistenz mit der Kartierung des

Zentrengefüges von Köln, die 2001 ebenfalls von Klaus Zehner angefertigt wurde

(siehe Grafik 48), sind die Ansammlungen bürgerschaftlicher Einrichtungen weitge-

hend im Umfeld der dort dargestellten Geschäftscity, als auch der Mittelbereichs-

zentren. Teilweise trifft dies auch auf die Nahbereichszentren zu, jedoch kann für

diese keine generelle Aussagen gemacht werden, dies hielte der Autor für spekula-

tiv, zumal die Kartierung des Zentrengefüges die Einzelzentren recht grob verortet.

Die Bezirkszentren und Bezirksteilzentren decken sich nicht klar mit den Verdich-

tungen bürgerschaftlicher Einrichtungen. Ob dies an der vergröbernden Mittelung

der Bezirkszentren liegt, ist nicht eindeutig zu sagen, zumindest liegen die Einrich-

tungscluster überwiegend in ihrer unmittelbaren Nähe. Zutreffend ist auf jeden

Fall, dass die bürgerschaftlichen Einrichtungen im Umfeld der Geschäftszentren lie-

gen, aber seltener genau in ihnen. Das ist auch wenig verwunderlich, denn in den

Geschäftszentren sind eben vorwiegend Geschäfte, dies sind Marktorte und die

Mieten sind hoch. Im nahen Umfeld, in Laufweite liegen dann die bürgerschaftli-

chen Einrichtungen häufig in kleineren Seitenstrassen oder in ruhigeren Strassen-

abschnitten. Insgesamt ist jedoch die größte Ballung entlang des Kölner Innen-

stadtringes festzustellen, im Umfeld der im Zentrengefüge verzeichneten Ge-

schäftscity. Der Autor ist jedoch der Ansicht, dass die punktuelle Darstellung des

Zentrengefüges Kölns wenig aussagefähig für die wirkliche (auch markt-)wirt-

schaftsräumliche Struktur der Stadt ist. Die Zentren sind eben nicht punktförmig.
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Trotzdem ist bemerkenswert, dass offensichtlich Übereinstimmungen in der sozial-

und wirtschaftsräumlichen Lage von Subsistenzeinrichtungen und marktwirtschaft-

lichen Einrichtungen bestehen, obwohl doch die ökonomischen Ausgangsvoraus-

setzungen für bürgerschaftliche Einrichtungen, zumindest was die finanziellen Aus-

stattungen betrifft, deutlich ungünstiger sind. Dennoch weichen sie nicht in die

sozial- und wirtschaftsräumliche Peripherie aus, sondern scheinen in der Lage zu

sein, dem marktökonomischen Druck, der ja auch zu einer ungleichgewichtigen

Raumaneignung führt, halbwegs standhalten zu können.
Grafik 48
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Einschränkend muss aber hinzugefügt werden, dass ja ein großer Anteil der bür-

gerschaftlichen Einrichtungen ganz spezifische Bevölkerungsgruppen anspricht

und nicht die gesamte Bürgerschaft. Beispielsweise ist sicherlich derjenige, wel-

cher einer kulturellen Randgruppe angehört, sagen wir der z.B. aus Kiribati stam-

mt, ohne weiteres bereit, dafür zum kiribatischen Kulturverein nach Porz zu fahren.

Oder eine Selbsthilfegruppe, die sich Betroffenen von Schuhgrößen über 52 wid-

met, kann auch mal in Chorweiler liegen, den Weg nehmen Opfer solcher Lebens-

umstände eher auf sich, als wenn es sich hierbei um beispielsweise Themen zu

Eltern-Kind-Beziehungen, oder allgemein um Integrationsfragen zu Ausländern,

Homosexuellen, Menschen unterschiedlicher Lebensentwürfe und –stile handelt.

Das gilt erst recht für soziale Leistungen für Kranke und Behinderte, für Alte und

Jugendliche oder bei Betreuungen von Kindern, was eigentlich in allen Bevölke-

rungsgruppen und Sozialräumen von hoher Relevanz ist.

Und hier liegt ein großer Anspruch an weitergehende Studien zur Thematik der

gemeinschaftsorientierten Subsistenz. Denn es ist aus der vorliegenden Kartierung

bisher noch nicht möglich, Auskünfte darüber zu liefern, wie die stadträumliche

Verteilung von bürgerschaftlichen Einrichtungen nach Angebotstypen und Ziel-

gruppen gestaltet ist. Das heisst, eine vertiefenden Differenzierung, wo und in wel-

cher räumlichen Verteilung beispielsweise bürgerschaftliche Einrichtungen in Köln

bestehen, die sich der Thematik von Frauen(oder Männer-)problemen widmen, wie

die Verteilung von bürgerschaftlichen Weiterbildungsstätten, Ausländer- und Asy-

lantenberatungen im Stadtraum aussieht, wäre für das Verständnis des Sozial-

raumes Kölns äußerst relevant. Hier wären dringend vertiefende Studien erforder-

lich, auf sozial- und wirtschaftsräumlicher Ebene ebenso wie unter soziologischen

und sozialpsychologischen Gesichtspunkten, denn auch die individuellen und ge-

meinschaftlichen Bedarfslagen und Defizite im Bereich mancher Dienstleistungen

sind bisher nicht differenziert erfasst oder auch nur untersucht.

Die bürgerschaftlichen Einrichtungen bilden in Köln unterschiedlichste Netzwerke

aus, wie dies bereits in Kapitel III. hergeleitet wurde. Jede einzelne Einrichtung

wird, wie aus IV-III.2. deutlich wurde, von rund 640 Personen genutzt. Diese ver-

netzen sich oftmals über die Einrichtung untereinander, indem die Einrichtungen

die zentralen Knotenpunkte im Netzwerk ihrer sozialen Beziehungen darstellen.

Die bürgerschaftlichen Einrichtungen dienen als Anlauf- und Kooperationsstellen,

die NutzerInnen als Multiplikatoren für weitere neue InteressentInnen, für weitere

Netzwerkpartner. Diese personenbezogenen Netzwerke erstrecken sich über den

gesamten Stadtraum und darüber hinaus, sind eng miteinander verwoben. Und

bisher noch nicht erfasst. Außerdem sind viele der bürgerschaftlichen Einrichtun-
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gen wiederum untereinander vernetzt, bilden somit institutionelle Netzwerke mit

anderen Institutionen der Bürgergesellschaft und mit Einrichtungen von Markt und

Staat. Diese sind im kommunalen Raum am dichtesten, reichen aber auch weit

über diesen hinaus, teilweise bis auf die internationale Ebene (vergleiche zum vor-

hergegangenen Kapitel III-III.1.). Auch die institutionellen Netzwerke, die Koope-

rationen zwischen bürgerschaftlichen Einrichtungen und anderen Institutionen,

sind wie die personenbezogenen Netzwerke nicht erfasst und ausreichend verstan-

den. Dass diese im hohen Maße den Sozial- und auch Wirtschaftsraum Stadt – in

diesem Fall Köln – prägen, wurde aus den Erhebungen äußerst deutlich und über

die Kartierung der urbanen Subsistenz für Köln prägnant ersichtlich. Wie sie aber

genau gestaltet sind, verlangt zusätzliche vertiefende und erweiternde Studien.

So wird aus dem vorhergegangenen eindeutig klar, dass die Raumwirksamkeit

urbaner Subsistenz sozial- wie wirtschaftsgeographisch von hoher Bedeutung für

Köln ist, und weitere Untersuchungen wichtig und richtig, wahrlich unerlässlich

scheinen.
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IV- V.  RÜC KBLICK  AUF DIE KÖL NER ER HEBUNGEN

Betrachtet man die Kölner Erhebungen zur urbanen, gemeinschaftsorientierten

Subsistenz in ihrer Gesamtheit, zeigen sie unabweisbar die unverzichtbare Bedeu-

tung des Subsistenzsektors für Wohlfahrt, Wohlstand und Lebensqualität im städ-

tischen Leben auf.

Die Fallstudie Köln war in verschiedene Blickwinkel unterteilt. Zunächst wurde nur

über die bloße Zahl bürgerschaftlicher Einrichtungen und ihre Grobgliederung nach

Angebotsausrichtung und Zielgruppen aufgezeigt, dass ihr sektoraler Umfang weit

über das hinaus geht, was allgemein erwartet würde. Es handelt sich nicht um eine

gesellschaftliche Randerscheinung, und nicht um einen vernachlässigbaren Faktor

städtischen Lebens und städtischer Wirtschaft, allein schon, wenn man sich die

Zahlen hierzu vor Augen führt. Im weiteren wurden die Einrichtungen detailliert ins

Auge gefasst; was geschieht dort eigentlich genau, wie funktionieren sie, wovon

sind sie abhängig und wer arbeitet dort und auf welche Weise.

So wurde nachvollziehbar, anschaulich, was eine bürgerschaftliche Einrichtung

denn wirklich ist, außerhalb abstrakt-theoretischer Herleitungen, die noch lange

nichts über die tatsächlichen Verhältnisse aussagen. Außerdem wurde schon über

die Tiefenanalyse der einzelnen Fallbeispiele offensichtlich, dass die Leistungen,

die in diesen Einrichtungen erbracht werden, beachtlich sind, und zudem keine

äquivalenten Qualitäten aus marktlichen und staatlichen Institutionen angeboten

werden. Auch der Umfang der von den Einrichtungen in die Gemeinschaft gespeis-

ten Dienstleistungen deutete sich hier bereits an, und es wurde die Alltagsnähe

der gemeinschaftsorientierten Subsistenzarbeit verständlich. Über die quantita-

tiven Ergebnisse der Befragungen wurden diese umfassenden Leistungen in einer

nicht mehr ignorierbaren Form dokumentiert und ihr positiver Einfluss auf individu-

elle Lebensqualität und den Zusammenhalt der urbanen Bürgergesellschaft lässt

sich spätestens ab dieser Stelle nicht mehr von der Hand weisen (siehe auch an-

schliessendes Kapitel). Besonders prägnant sind zusätzlich die zukunftsweisenden

Impulse für eine Neugestaltung der Arbeitsgesellschaft, die, wie im Theorieteil

ausgiebig erklärt, eine Transformation braucht und nach neuen Orientierungen

und Perspektiven geradezu ‚schreit’.

Der Autor ist Geograph und auch, aber nicht allein deshalb, ist die Darstellung der

räumlichen Verteilung bürgerschaftlicher Einrichtungen ein wichtiger Bestandteil

dieser Dissertation. Sie zeigt nicht nur anschaulich visuell, wie weit der städtische

Sozial- und Wirtschaftsraum durch bürgerschaftliche Subsistenz geprägt ist, son-

dern weist auch, durch fehlende Vergleichserhebungen, darauf hin, wie sehr die
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Humangeographie diesen wesentlichen Bereich bürgerschaftlicher Aktivitäten ver-

nachlässigt bzw. schlicht nicht gekannt hat. Auf der Grundlage einer vertiefenden

geographischen Zuwendung zur Thematik der städtischen Subsistenz würden nicht

nur für die Wissenschaften, sondern im besonderen Maße für politische und wirt-

schaftliche Entscheidungen wichtige Grundlagen geschaffen, denn Geographie ist

nicht nur Raumwissenschaft, sondern im besonders hohen Maße planungsrele-

vant.

Und die kommunale Angelegenheiten liegen immer noch in der Zuständigkeit von

planenden Gremien und städtischen Behörden, und diese sind wenig bereit und

fähig, sich bürgergesellschaftlicher Kompetenz zuzuwenden. Die Fallstudie Köln

zeigt aber, welch bedeutende Einflüsse aus bürgerschaftlichem Engagement für

die Funktionsvielfalt und Anpassungsfähigkeit der Stadt geleistet werden.

In einer Zeit, wo staatliche wie auch kommunale Handlungsfähigkeit zunehmend

eingeschränkt ist und soziale Segregationen die Städte zu spalten beginnen, bis

hin zu einer massiven soziokulturellen Fragmentierung ist es fatal, sich nicht den

Potenzialen der staatskonstituierenden Bürgergesellschaft zuzuwenden, Verant-

wortungen an diese abzugeben und sie zu unterstützen wo es nur geht, um so die

selbstschöpferischen und –versorgenden Leistungen der Gemeinschaft weiter zu

aktivieren und zu fördern. Je knapper die kommunalen Kassen sind, je mehr muss

der Augenmerk der städtischen Politik und Institutionen darauf gerichtet sein, ge-

meinschaftsorientierte Subsistenz zu initiieren, zu moderieren im weitesten Sinne

zu unterstützen.

Für die Zukunft stellt sich die wichtige Frage, wie der große ökonomische Reichtum

der Nation, aber auch der ‚reichen’ Industrieländer, der ja gerade in der Zeit der

Globalisierung und Digitalisierung sich weiter vervielfacht, verteilt werden kann, so

dass er auch jene Zeiten des Lebens, jene Räume, gesellschaftlichen Bereiche, In-

dividuen und Gruppen erreicht, die aus welchen Gründen auch immer, nicht oder

nicht ausreichend an der Wertschöpfung durch Arbeit, Wissen und auch Kapital

teilnehmen können und sollen. Und wenn die Zukunft im geflügelten Begriff der

Wissensgesellschaft gefasst wird, müssen soziale Kompetenzen, Zusammenhalt,

Kreativität und Innovationskraft die Triebfedern für urbane Zukunftsfähigkeit und

Lebensqualität sein. Nur so lässt sich Standortqualität sichern und steigern, Stand-

ortstabilität wieder erhöhen und balancieren und Standortattraktivität erreichen.

Urbane Subsistenz braucht vor allem Infrastruktur, Plattformen für bürgerschaftli-

che Einrichtungen auf bestehenden Freiflächen, in Leerständen und Stadtbrachen.

Sie braucht materielle Versorgungssicherheit, Vernetzung und zur Ergänzung der
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freiwilligen Tätigkeiten langfristig angelegte und verlässliche Förderungen für

hauptamtlich Beschäftigte. Ihre Leistungen müssen kommuniziert und medien-

wirksam transportiert werden. Eine Grundlage hierfür muss der beiderseitige Ab-

bau von Feindbildern und Bereitschaft zu Kooperation sein. Die Anerkennung und

das Verständnis für Transmissions(Übergangs)schwierigkeiten, Ängste und sozio-

ökonomische Trägheit sind dafür wesentliche Bestandteile. Es besteht jedoch wei-

terhin ein Wahrnehmungsdefizit des breiten Fächers der durch gemeinschaftso-

rientierte Subsistenzarbeit erbrachten Leistungen und der Möglichkeiten ihrer

funktionellen Optimierung. Dieses äußert sich weniger personal, z.B. durch städti-

sche Angestellte, Bürger oder einzelne Stadtratsmitglieder, sondern strukturell in

Politik und Wirtschaft und den davon maßgeblich beeinflussten städtischen Admi-

nistrationen.

An dieser Stelle wird noch das Kurzinterview Oberbürgermeister von Köln, Fritz

Schramma wiedergegeben. Im Anschluss an das Interview folgt noch ein Kurz-

kommentar des Autors.

12. EXKURS ‚SCHRIFTLICHES INTERVIEW MIT HERRN OBERBÜRGERMEISTER FRITZ SCHRAMMA’

DD: Herr Schramma, Sie haben im Büro des Oberbürgermeisters die Kommunalstelle FABE ver-

ankert. Dies ist meines Wissens ein Sonderfall, zu mindestens in deutschen Großstädten. Wie

kommt Ihr besonderes Interesse an der Thematik ‚Bürgerschaftlichen Engagements’ zustande,

was hat Sie darauf aufmerksam gemacht, welche Ausgangsüberlegungen standen bei Ihrem

Einsatz als Stadtvater für diesen Themenkomplex im Vordergrund?

OB SCHRAMMA: Ich war selbst viele Jahre ehrenamtlich engagiert: in der Jugendarbeit, in der

Kirchengemeinde, im Sport- und Bürgerverein mit verantwortlichen Positionen in Vorstand und

Vorsitzfunktion und natürlich in der Kommunalpolitik. Somit habe ich schon immer einen sehr

persönlichen Bezug zum Thema gehabt. Die Probleme von Ehrenamtlern mit ihrer mangelnden

Anerkennung in Politik und Gesellschaft, mit Arbeitgebern und mit den nicht ausbleibenden

Zeitkonflikten sind mir schon früh aufgefallen. Ich habe mir damals geschworen, wenn ich je-

mals die Möglichkeit habe, hieran etwas zu ändern, werde ich es tun.

Dies habe ich dann auch im Wahlkampf zum Amt des Oberbürgermeisters vor 2 Jahren deutlich

gemacht. Als Kommune kann man in erster Linie an der Akzeptanz und an der Anerkennung von

ehrenamtlich Tätigen arbeiten, man kann die Bedeutung von bürgerschaftlichem Engagement

für die Gesellschaft hervorheben und man kann durch eigene Initiativen und Modelle mit gutem

Beispiel vorangehen. Deshalb hatte ich den Kölnerinnen und Kölnern zugesagt, einen Ehren-

amtspreis auszuloben und dies geschieht in 2002 bereits zum zweiten Mal.

Damit will ich zeigen, dass bürgerschaftliches Engagement für ein menschliches Miteinander

und für ein Sich-Wohl-Fühlen in unserer Stadt unverzichtbar sind. Doch leider wird das Bürger-

schaftliche Engagement viel zu oft als selbstverständlich hingenommen. Wer sich bürgerschaft-
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lich engagiert, möchte hierfür nicht bezahlt werden. Doch er hat ein Anrecht auf öffentliche und

gesellschaftliche Anerkennung.

DD: Welche Bedeutung hat Ihrer Ansicht nach bürgerschaftliches Engagement (ich setze es in

den Kontext der ‚gemeinschaftsorientierten Bürgerarbeit‘ oder allgemeiner der ‚Subsistenzar-

beit´ – der gemeinschaftlichen „Selbstversorgungsarbeit“) für die soziale und kulturelle Funkti-

ons- und Zukunftsfähigkeit sowie Vielfalt der Stadt? Welche Bedeutung kommt dem bürger-

schaftlichen Engagement für die Funktionsfähigkeit und Vitalität von Demokratie und demokra-

tischer Teilhabe zu? Wäre es ersetzbar, und wenn, warum und wodurch?

OB SCHRAMMA: Das Bürgerschaftliche Engagement hat in allen gesellschaftspolitischen Berei-

chen eine sehr hohe Bedeutung: Ohne bürgerschaftliches Engagement kann es keine soziale

Stadt bzw. menschliches Miteinander geben. Bürgerschaftliches Engagement ist gerade in einer

Millionenstadt wie Köln unersetzbar und Voraussetzung für eine lebendige Demokratie. Denn

nur dann, wenn die Bürgerinnen und Bürger aktiv und gestaltend teilnehmen am gesellschaftli-

chen und politischen Leben, wenn sie ihre Vorstellungen, Ziele und Wünsche artikulieren, wer-

den sie als funktioneller Faktor von den Entscheidungsträgern wahrgenommen.

Den Kommunen werden von Bund und Land immer mehr Aufgaben aufgebürdet ohne die aus-

reichende Finanzausstattung zur Verfügung zu stellen. Kommunen können somit nicht alles

Notwendige und auch Wünschenswerte in Zeiten knapper Mittel leisten. Das Bürgerschaftliche

Engagement ist somit unverzichtbar für ein menschliches Miteinander und die Lebensqualität in

Köln.

In 50 Jahren sieht die Bevölkerungsstruktur der Stadt Köln ganz anders aus, als heute. Unsere

Gesellschaft wird z. B. aus viel mehr älteren Menschen und Bürgern ausländischer Abstam-

mung bestehen. Unabdingbare Voraussetzung einer integrativen aber auch gestaltenden Teil-

habe wird es sein, ein spezielles bürgerschaftliches Engagement von und für jede dieser Teil-

gruppen unserer Gesellschaft zu entwickeln.

DD: In welchem Maße meinen Sie, trägt bürgerschaftliches Engagement (im Rahmen der Städ-

tischen Subsistenz (=Selbstversorgung)) zur Standortqualität der Stadt bei? Ist es nicht eigent-

lich ein tragender, wenn auch oft verkannter Wirtschaftsfaktor (wie beispielsweise als Grund-

lage der PopKomm, der ArtCologne, als Gewährleister sozialer Stabilität)?

OB SCHRAMMA: Bürgerschaftliches Engagement wird nur sehr selten als Standort- und Wirt-

schaftsfaktor erkannt, da die ehrenamtlichen Leistungen zu oft als selbstverständlich hinge-

nommen werden. Vom Bürgerschaftlichen Engagement profitiert sowohl derjenige, der sich ak-

tiv engagiert als auch derjenige, dem dieses Engagement entgegen gebracht wird. Hier profitie-

ren also Gebende und Nehmende – die so genannte Win-Win-Situation.

In Köln ist es eine alte Bürgertradition, sich gegenseitig zu helfen. Dieses tragende Gerüst der

Kölner Stadtgesellschaft funktioniert noch – und das ist in der heutigen Zeit in einer Großstadt

sicherlich nicht selbstverständlich. Es bedarf aber der öffentlichen Unterstützung, dass diese

Netzwerke auch künftig leistungsstark arbeiten und sich die Menschen füreinander verantwort-

lich fühlen. Hierfür ergreife ich als Oberbürgermeister der Stadt Köln zusammen mit meiner

Verwaltung Maßnahmen wie beispielsweise die Auslobung des Kölner Ehrenamtspreises, der
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Tag des Ehrenamtes, die Einrichtung der Kommunalstelle FABE und die Einführung von Corpo-

rate Volunteering in der Stadtverwaltung.

Natürlich erhöht das Bürgerschaftliche Engagement die Lebensfreude und –qualität der Men-

schen hier in Köln und verstärkt die Attraktivität sowie den Reiz der Stadt Köln.

DD: Wieweit trägt die gemeinschaftsorientierte Selbstversorgung im sozialen und kulturellen

Bereich zur Entlastung des städtischen Haushaltes bei? (Mir ist bewusst, dass hierüber bislang

keine Zahlen vorliegen, aber meinen Sie, dass dieser Beitrag eher gering oder eher hoch ist?)

Könnte nicht eine deutliche Förderung von Bürgerarbeit auf kommunaler, Landes- oder Bundes-

ebene das Spektrum und Angebot sozialer und kultureller Leistungen insgesamt weit erhöhen?

Würde nicht möglicherweise hierüber eine Absenkungen der Sozialkosten ermöglicht? Was

meinen Sie hierzu, wie könnte dies politisch und ökonomisch umgesetzt werden, welche Ideen

hätten Sie hierzu?

OB SCHRAMMA: Der Wert des Bürgerschaftlichen Engagements ist nicht in Zahlen festzuma-

chen. Denn umfassende und abschließende Zahlen über Anzahl der Engagierten, Umfang, Qua-

lität und Inhalt des Engagements sind nicht bekannt. In Köln geht man von geschätzten 100 000

bis 200 000 Engagierten aus, wobei Quantität und Qualität des Engagements im Einzelnen und

in der Summe nicht bekannt sind.

Natürlich ist es denkbar, dass ein umfassendes bürgerschaftliches Engagement auch zu einer

Entlastung des kommunalen Haushaltes beitragen kann, aber bürgerschaftliches Engagement

ist nicht dafür da, kommunale Arbeit zu ersetzen, sondern zu erweitern und zu ergänzen. Die

Kommunalverwaltung einer Millionenstadt kann es objektiv nicht schaffen und leisten, sich um

jedes Ansinnen eines Einzelnen zu kümmern. Letztlich ist das auch nicht die Aufgabe einer

Kommunalverwaltung. Vielmehr soll sie die entsprechenden Rahmenbedingungen schaffen.

Eine öffentliche Förderung von Bürgerschaftlichen Engagement dürfte sicherlich auch die Be-

reitschaft der Menschen stärken, noch mehr für die Allgemeinheit zu tun. So gilt es auch für

Köln, verstärkt das Bürgerschaftliche Engagement zu fördern und hierfür neue Wege – auch in

der Finanzierung – aufzuzeigen. Ein neuer Weg der Ehrenamtsförderung ist z. B. das sog. ‚Cor-

porate Volunteering’, was sinngemäß ‚bürgerschaftliches Unternehmens-Engagement’ bedeu-

tet. Hier sind hauptsächlich Unternehmen mit ihren Mitarbeitern die bürgerschaftlichen Ak-

teure. Erste Beispiele in Köln mit Ford, General Electric, Axa und anderen Firmen gibt es bereits.

Wir erleben hier immer häufiger Beschäftigte eines Unternehmens, die freiwillig Kindergärten

renovieren, Sport- und Spielplätze instand setzen oder ältere Menschen bei Ausflügen beglei-

ten.

Dieses Unternehmens-Engagement will ich für Köln fördern und auch die Stadtverwaltung

selbst mit einbeziehen, da Corporate Volunteering zukünftig noch eine wichtigere Rolle inner-

halb der Ehrenamtsförderung übernehmen wird. In diesem Sektor schlummern riesige, bisher

nur unzureichend genutzte Potentiale. Wir müssen daher auf die Unternehmen und die Men-

schen zugehen und sie für die ‚Arbeit am Mitmenschen’ motivieren. Hiermit dürfen wir nicht

länger warten und hier muss die Stadtverwaltung mit gutem Beispiel vorangehen.

DD: Welche Bedeutung wird der Thematik auf dem Deutschen Städtetag zugesprochen? Stehen

Sie dort mit Ihrem Engagement allein oder erfahren Sie hierbei viel Unterstützung? Was hat Sie



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

353

veranlasst, bürgerschaftliches Engagement direkt an die Aufgaben des Oberbürgermeisters zu

koppeln?

OB SCHRAMMA: Ich bin seit dem 29.05.2002 Vorsitzender des Städtetages NW und setze in

meiner Funktion natürlich Akzente. Das Bürgerschaftliche Engagement wird selbstverständlich

hierzu gehören. Wie bereits zu Frage 1 gesagt, habe ich einen sehr persönlichen Bezug und ein

sehr persönliches Interesse am Thema bürgerschaftliches Engagement.

Die Anerkennung und Förderung des Bürgerschaftlichen Engagements habe ich zu einem

Hauptthema meiner Amtszeit gemacht. Die Idee, bürgerschaftliches Engagement weiter zu för-

dern, war ursprünglich in der Stadtverwaltung Köln im Sozialamt angesiedelt. Aber der soziale

Bereich ist nur eine Facette in diesem Thema. Bürgerschaftliches Engagement bezieht sich auf

alle gesellschaftspolitischen Bereiche wie z.B. Soziales, Jugend, Kultur, Sport und Umwelt, un-

ter Umständen und mit Einschränkungen sogar auch auf den Bereich Sicherheit und Ordnung,

wie wir mit der Ausweisung eines Ordnungshelferdienstes bewiesen haben. Aus diesen Grün-

den gehört das Thema selbstverständlich in den unmittelbaren Einflussbereich des Oberbür-

germeister der Stadt Köln. Somit wurde zum 1. Januar 2001 durch den Rat der Stadt Köln be-

schlossen, die Kommunalstelle FABE im Amt des Oberbürgermeisters anzusiedeln. In der Kom-

munalstelle sollen Politik, Verwaltung, Organisationen und Bürgerschaft in allen Belangen des

Ehrenamtes miteinander verzahnt werden.

DD: FABE hat sich die Verbesserung der öffentlichen Anerkennung für ehrenamtliche Arbeit zur

Aufgabe gemacht. Außerdem sollen die Rahmenbedingungen für ehrenamtlich tätige Menschen

verbessert werden. Wie wollen Sie diesem hohen Anspruch gerecht werden? Ist dies überhaupt

für einen einzelnen ‚Stadtvater‘ möglich, oder bräuchte es hierzu nicht deutliche Veränderun-

gen von gesetzlichen, steuerlichen und vielleicht sogar rechtlichen Rahmenbedingungen auf

Landes- und Bundesebene? Wie müssten diese Aussehen?

OB SCHRAMMA: Die Stadt Köln fördert als freiwillige Leistung die in der KABE (Kölner Arbeits-

gemeinschaft Bürgerschaftliches Engagement) zusammen geschlossenen Vermittlungsagentu-

ren mit einem finanziellen Zuschuss (153 400 Euro). Wünschenswert wäre eine noch größere

Unterstützung der Institutionen, die das Bürgerschaftliche Engagement in Köln fördern, doch

aufgrund der allgemein bekannten schlechten Finanzlage ist dies leider zur Zeit nicht möglich.

Den Kommunen werden von Bund und Land immer mehr Aufgaben aufgebürdet ohne die aus-

reichende Finanzausstattung zur Verfügung zu stellen. Kommunen können somit über die ge-

setzlichen Aufgaben hinaus in Zeiten knapper Mittel nicht alles Wünschenswerte leisten. Die

Ergebnisse der im letzten Jahr groß angekündigten Konsequenzen aus der Enquete-Kommis-

sion für bürgerschaftliches Engagement des Bundestages bleiben weiterhin abzuwarten. Bund

und Länder müssen bei diesem Thema künftig deutlich mehr Verantwortung übernehmen. Denn

für Köln kann es keine Insellösung geben.

DD: Haben Sie eine Vision einer vitalen Stadt der Zukunft? Welche Rolle könnte hierin die frei-

willige, eigenmotivierte Arbeit von Bürgern spielen? Könnte dies das Arbeitsparadigma von

morgen verändern?
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OB SCHRAMMA: Die aktive Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an den Entscheidungen, die

das Gemeinwesen betreffen, ist für die Zukunftsfähigkeit der Stadt und der Stadtgesellschaft

von entscheidender Bedeutung.

Die Bereitschaft zum bürgerschaftlichen, zum ehrenamtlichem Engagement ist sehr hoch in

Köln. Ohne das ehrenamtliche Engagement hätte Köln z.B. nicht die kulturelle Struktur, die

ganz wesentlich zur Attraktivität der Stadt beiträgt. Stifter, Sponsoren und Mäzene haben in

Köln immer schon in besonderer Weise das kulturelle Leben mitgetragen. Beispiele sind die Pi-

casso-Sammlung der Eheleute Ludwig oder die Sammlung Corboud – Glücksfälle für Köln. Oder

die Imhoff-Stiftung: Mit den Erträgen dieser Stiftung können wir im Kulturbereich und im Be-

reich der Brauchtumspflege Projekte unterstützen und initiieren, die ansonsten nicht zu reali-

sieren wären.

Aber es ist deutlich geworden, dass sich die Einstellung zum Ehrenamt in der letzten Zeit ge-

wandelt hat. Bürgerinnen und Bürger lassen sich nicht instrumentalisieren, sie wollen mitre-

den, wollen Eigenverantwortung übernehmen, wollen auch – zu Recht – mit ihrem Ehrenamt

ernst genommen werden. In der Bereitschaft zum Engagement liegen Chancen, die die Stadt

nutzen muss. Dies kann schon bei Kindern und Jugendlichen beginnen. Wir müssen Interesse

für diese Stadt wecken. Interesse hat etwas mit Verantwortung und Verantwortungsbereit-

schaft zu tun, und das kann man schon sehr früh lernen. Wir müssen bereits in den Kinder- und

Jugendeinrichtungen und in den Schulen die Bereitschaft fördern, Verantwortung zu überneh-

men. Wenn es uns gelingt, Menschen erkennen zu lassen, dass sie Verantwortung übernehmen

können, dass sie auch mitwirken und mitbestimmen können, dann haben wir schon eine ganze

Menge erreicht. Denn wir haben erkannt: Bürger machen dann mit, wenn sie spüren, dass ihr

Engagement und ihr Einsatz etwas bewirken. Dabei sind die Bereitschaft zur Beteiligung und

die Möglichkeit der Beteiligung zwei Seiten einer Medaille, die einander bedingen.

Um die Voraussetzungen für das bürgerschaftliche Engagement zu fördern, ist die Gründung

einer Bürgerstiftung hilfreich. Denn ein solides finanzielles Fundament ist enorm wichtig. Die

Imhoff-Stiftung hat angeboten, dafür eine Initiativrolle zu übernehmen. Mit einer solchen Stif-

tung können Bereiche unterstützt werden, die zwar wünschenswert sind, die aber durch die

Stadtverwaltung und den ohnehin überstrapazierten kommunalen Haushalt nicht mehr abge-

deckt werden können.

Der Leitbildprozess, den ich im vergangenen Jahr initiiert habe, ist ein weiteres gutes Beispiel

für die Bereitschaft der Kölnerinnen und Kölner, sich für ihre Stadt einzusetzen und sich um die

Zukunft Kölns engagiert zu kümmern. Das Leitbild ‚Köln 2020’ soll Wegweiser für die chancen-

reiche Zukunft der Stadt Köln sein, wobei sich das Bürgerschaftliche Engagement als wichtiges

Querschnittsthema durch alle Themenfelder zieht. Zur Mitarbeit sind alle gesellschaftlichen

Gruppen, aber auch die Bürgerinnen und Bürger Kölns aufgerufen. Die Resonanz war und ist

beeindruckend, das hat bereits die sehr gut besuchte Auftaktveranstaltung bewiesen. Es haben

so viele Menschen ihr Interesse an einer Mitarbeit bekundet, dass sich schließlich acht Leit-

bildgruppen und ca. 20 Arbeitskreisen gefunden haben, in denen rund 350 Bürgerinnen und

Bürger ehrenamtlich an Vorstellungen für die Zukunft Kölns arbeiten. Die Arbeit an einem Leit-

bild für Köln ist nicht einfach, denn am Ende muss ein Ergebnis stehen, mit dem sich alle iden-

tifizieren können. Nicht jeder wird seine Wünsche und Vorstellung hundertprozentig wieder fin-
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den. Das liegt im Wesen des Konsenses, der nicht die bloße Addition der Einzelinteressen sein

kann. Die bisherigen Erfahrungen zeigen aber, dass die Bereitschaft zum Konsens und zum

Kompromiss vorhanden ist. Das Projekt ‚Leitbild Köln 2020’ wird dann erfolgreich sein, wenn

wir in einigen Jahren unsere Stadt so beschreiben können: „Heute fühlt sich jeder für seine

Stadt verantwortlich. Dieses Verantwortungsbewusstsein musste entwickelt werden in einer

Zeit, in der sich die Menschen immer mehr zurückgezogen haben, in der Fernsehen, Internet

und die Beschäftigung mit sich selbst immer mehr den Gemeinsinn in den Hintergrund ge-

drängt haben. Dieses Bewusstmachen hat viel Arbeit und Kraft gekostet. Aber es hat sich ge-

lohnt.“

Das Interview und die Positionen, die Fritz Schramma zum bürgerschaftlichen En-

gagement bezieht, geben Anlass zur Hoffnung, auch wenn die Handlungsspiel-

räume seitens der kommunalen Politik nicht unbegrenzt sind. Besonders bemer-

kenswert ist es, von ihm explizit die Aspekte von Lebensqualität und der Unersetz-

barkeit bürgerschaftlicher Subsistenzarbeit für eine soziale Stadt erkannt und her-

vorgehoben werden, sowie ihre Bedeutung für die Standortattraktivität der Stadt

Köln. Auch ist es begrüßenswert, dass die Komplementarität zwischen Kommune,

lokalen Wirtschaftsunternehmen und Bürgergesellschaft betont wird und es

Wunsch des Oberbürgermeisters ist, diese weiter zu fördern.

Das bürgerschaftliche Subsistenz auch ein solides finanzielles Fundament braucht,

um ihre volle Potenzialität zu entfalten, ist wahr und ebenso braucht sie Koopera-

tionen mit formellen Strukturen, um als Schnittstellen zwischen Bürgergesell-

schaft, sozialer Stadt und lokal ansässigen Wirtschaftsunternehmen ihre Leistun-

gen optimal für eine lebenswerte, vitale und innovative Stadt kanalisieren und zur

Geltung bringen zu können.

Die sehr klaren Statements des Oberbürgermeisters Fritz Schramma will der Au-

tor755 an dieser Stelle beim Worte nehmen und darauf hoffen und dringen, dass die

hier vertretenen und erwünschten Zukunftsperspektiven auch mit Kraft und Mut

von der kölschen Kommunalpolitik voran getrieben und realisiert werden, damit

die Kölner Bürgerschaft als Impulsgeber für eine zukunftsfähige Bürgergesellschaft

zusammen steht und ein neues Leitbild eines zukunftsfähigen urbanen Lebensstils

voran treibt.

                                                  
755

 ... auch und gerade als kölscher Jung ...
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V .  U R B A N E  S U B S I S T E N Z  F Ü R
M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

Ausgangspunkt der Untersuchung war der Anspruch, die Bedeutung der gemein-

schaftsorientierten Subsistenz für die Funktionsfähigkeit und –vielfalt von Gesell-

schaft und Wirtschaft und für städtische Lebensqualität zu ergründen.

Außerdem ging es dem Autor auch wesentlich darum, insgesamt zu erklären und

zu zeigen, welche Kraft und Leistung aus kooperativ-partizipativen Wirtschaftstä-

tigkeiten – aus gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit – erwachsen kann.

Denn es ist nicht nur die Kapitallogik, die gesellschaftliches und wirtschaftliches

Handeln bestimmt, ist es auch nie gewesen. Aber die goldenen Jahre der Hoch-

konjunktur des Wirtschaftswachstums haben uns glauben und daran gewöhnen

lassen, dass dieses nie enden könne. Trotz allem Beschwören – es endet dennoch.

Aber die Produktivität steigt weiterhin, und befreit auf diese Weise die Menschen

mehr und mehr – unerbittlich – von repetitiven, automatisierbaren Arbeiten. Nun

erwächst daraus die Anschlussfrage, wie denn eine zukunftsfähige Arbeitsgesell-

schaft gestaltet sein muss, um weiterhin Wohlstand und Lebensqualität für Ein-

zelne und für die Gemeinschaft zu gewährleisten. Denn über die klassischen er-

werbswirtschaftlichen Tätigkeiten allein lässt sich langfristig nicht mehr ausrei-

chend Einkommen generieren, mit dem man sich alles und noch mehr kaufen kön-

nte. So kranken auch und besonders die Städte an leeren Kassen, einer Polarisie-

rung der unterschiedlichen Einkommensklassen, sozialräumlicher Fragmentierung

und funktionaler Zerissenheit der verschiedenen Lebensbereiche, während die Ein-

zelnen Minderungen ihres gewohnten, stark materiell bestimmten Wohlstandes

hinnehmen müssen. In ihrer Gesamtheit ist den Städten ein Absinken der Lebens-

qualitäten und Standortattraktivitäten zu diagnostizieren.

Ein zentrales Konzept dieser Studie ist es, dass der gemeinschaftsorientierte Be-

reich der Subsistenz lokal und kommunal Lebensqualität erhöht und Wohlbefinden

im urbanen Lebensraum sichert und erhöht.

Stellt man nur vordergründig die Frage, ob städtische Subsistenz und ihre Grund-

lage – gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit – zur Lebensqualität beiträgt,

beantwortet sich diese schon schlicht durch das bloße Vorhandensein des Erfrag-

ten. Denn dass die Beiträge zur Lebensqualität – besonders was das Empfinden

der Sinnhaftigkeit des Selbst betrifft, dass Sich-Erfüllen durch die Tätigkeit – zum

alltäglichen Wohlbefinden beisteuert, und dies wesentlich, geht nicht nur aus den

dargestellten Befragungsergebnissen und qualitativen Interviews unabweisbar

hervor, sondern auch aus der Referenzliteratur. Dass aber nicht nur die Tätigen
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selber ihre Arbeit als Zugewinn betrachten, sondern auch jene, denen die Arbeit

zugute kommt, versteht sich von selbst, denn wäre das anders, würde diese Arbeit

nicht erst nachgefragt. Das mag fast tautologisch klingen, ist es aber nicht wenn

man die empirischen Ergebnisse betrachtet, denn gemeinschaftsorientierte Sub-

sistenz hat über ihre Bedarfsorientierung eine klar reaktive Komponente und wirkt

über ihre Sozialkapital anreichernde Produktion gleichzeitig proaktiv. Sie reichert

nicht nur Lebensqualität an, sondern sichert und gewährleistet bereits bestehen-

den Wohlstand.

Von besonderer Relevanz ist die Aktivierung und Stärkung der städtischen Bürger-

gesellschaft, die gemeinschaftsbildend ist und Solidaritäten und Kooperationen

unterstützt. Hierfür haben die bürgerschaftlichen Einrichtungen zweierlei katalyti-

sche Funktionen. Zum einen bilden sie durch ihre Netzwerkstrukturen nach Innen

und nach Aussen zu einem hohen Anteil die institutionelle Infrastruktur der Bür-

gergesellschaft und fördern durch die Aktivierung und Kanalisierung des bürger-

schaftlichen Engagements auch die personelle Infrastruktur der bürgerschaftlichen

Gemeinschaft. Zum zweiten motivieren sie zu kooperativer, selbstbestimmter Ar-

beit für andere, auf der Grundlage von Freiwilligkeit und intrinsischer Motivation.

Für die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit bieten sie die Plattformen und

die Arbeitsinfrastruktur. In der Verbindung von Vernetzung, Infrastruktur und ge-

meinschaftsorientierter Subsistenzproduktion sind sie Distributoren der aus ihnen

hervorgebrachten Leistungen und Angebote. Sie stellen Anlaufstellen für Bedürf-

tige dar, und sind im weitesten Sinne die Dienstleistungsunternehmen der städti-

schen Subsistenz. Das Hauptanliegen der bürgerschaftlichen Einrichtungen ist

dabei die Erhöhung der Lebensqualität und dies setzen sie mit großem Erfolg um,

wenn man sich die Zahl ihrer NutzerInnen vor Augen hält. So betten die Einrichtun-

gen Subsistenzarbeit Leistende und Subsistenzarbeit Nutzende gleichermaßen in

den bürgergesellschaftlichen Kontext ein, und schaffen soziale Sicherheit und vor

allem auch immateriellen Wohlstand.

Zudem wesentlich stiller und unbemerkter, wirkt das hohe beschäftigungsför-

dernde Potenzial gemeinschaftsorientierter Subsistenzarbeit, indirekt und auf

struktureller Ebene, indem es die erwerbswirtschaftlichen Leitbilder und die mate-

riell und monetär geprägten Konsummuster in unserer Gesellschaft aufzubrechen

hilft. Es bietet Alternativen zum ‚Habens-Modus’ des alten Wohlstandsmodells des

20. Jahrhunderts an, die jede/r nutzen und erproben kann, transformiert die Vor-

stellungen dessen, was produktiv sei, und bildet und nährt auf diese Weise die

Keime einer zukunftsfähigen nachhaltigen Sozioökonomie.
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A U S B L I C K  U N D  K O N S E Q U E N Z E N

„Was nützt die Güte, wenn die Gütigen sogleich erschlagen werden, oder es wer-

den erschlagen die, zu denen sie gütig sind?

Was nützt die Freiheit, wenn die Freien unter den Unfreien leben müssen?

Was nützt die Vernunft, wenn die Unvernunft allein das Essen verschafft, das jeder

benötigt?

Anstatt nur gütig zu sein, bemüht euch einen Zustand zu schaffen, der alle befreit

auch die Liebe, zu Freiheit überflüssig macht!

Anstatt nur vernünftig zu sein, bemüht euch einen Zustand zu schaffen, der die

Unvernunft der Einzelnen zu einem schlechten Geschäft macht!“756

Es reicht nicht nur das Erkennen der Bedeutung subsistenzwirtschaftlicher Produk-

tion für gemeinschaftliche (speziell urbane) Zusammenhänge, und es reicht nicht,

nur die Förderung bürgerschaftlichen Engagements in den Blick zu nehmen, um

hiermit Ansprüche aus der Gesellschaft zu decken, welche formelle Strukturen

nicht mehr in der Lage sind zu befriedigen. Es geht nicht darum, die Leistungsaus-

fälle seitens formeller Systeme über Selbstversorgung zu kompensieren.

Auch können Argumente wie Integration, Kooperation und demokratische und ge-

sellschaftliche Teilhabe zwar nützlich und instrumentalisierbar sein, um die Bedeu-

tung der gemeinschaftsorientierten Subsistenz zu argumentieren, aber sie können

nicht die zentrale Legitimation der Förderung bürgerschaftlichen Engagements

sein. Solcherlei Denken ist völlig ökonomisiert, es werden immer direkte Kosten-

Nutzen-Rechnungen erstellt, egal, ob sie die wesentlichen Aspekte und Werte ei-

nes Zusammenhangs fassen können oder nicht. Solche technischen Betrachtungen

bürgerschaftlicher Subsistenz sind reduktionistisch, wir sind sie gewöhnt und ge-

übt, aber es sind die „[...] konzeptionellen Gefängnisse, die unser Denken in neuen

Richtungen behindern [...].“757

                                                  
756

 Bertholt Brecht, Der gute Mensch von Sezuan.

757
 Rosenau, 1990, S. 37 ff., aus Soyez, 1999, S. 30, im Kontext der wachsenden Bedeutung von ‚neuen zivilgesell-

schaftlichen Akteuren’.
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Die kommunale Sozialstruktur wäre ohne die Aktivitäten informell tätiger Men-

schen völlig überfordert, bliebe nicht lange tragfähig und der gesellschaftliche

Zusammenhalt würde geschwächt. Es geschieht aber gegensätzliches. Drängender

Bedarf wird mit gedeckt und zusätzlich wird Innovation, Kunst und Kultur in den

städtischen Alltag umsonst eingebracht. Dass mit der Erhöhung der soziokultur-

ellen Standortqualität eine Stadt für Hochqualifizierte attraktiver wird, ist nichts

Neues. Dass damit die Attraktivität einer Stadt für Kunst, Kultur und Medien eben-

so wächst wie als Wirtschafts- und Dienstleistungsstandort und sich dies auch

günstig auf den Erwerbsarbeitsmarkt auswirkt, ist ebenso unbestritten. Dennoch

ist gegenwärtig weiter der dem entgegengesetzte Trend zu erkennen, dass, auf

Grund der Eingeschränktheit der finanziellen Mittel besonders seitens staatlicher

Stellen und dem hohen internationalen Wettbewerbsdruck marktwirtschaftlicher

Akteure immer noch die Bereitschaft zur Alimentation des Subsistenzsektors aus

formellen Systemen abnimmt.

Trotzdem, und sogar dadurch erst recht, wird die gemeinschaftsorientierte Subsis-

tenzarbeit deutliche Bedeutungszuwächse erfahren, denn die hierüber erbrachten

Leistungen werden für den marktökonomischen und staatlichen Sektor immer teu-

rer werden, und die Relevanz einer vitalen Bürgergesellschaft für Standortattrak-

tivitäten und -qualitäten, und damit als Wettbewerbsfaktor wachsen. Markt und

Staat werden die Subsistenz und die Subsistenzarbeit nicht weiter ingnorieren

können, indem sie sie auf Reproduktion einengen und abwerten, denn es werden

konkrete, messbare und umfangreiche Produktionsleistungen – Subsistenzprodu-

ktion – in die Gesellschaft eingebracht, auf die zwangsläufig eine ‚Wissensgesell-

schaft’ von morgen immer dringender angewiesen sein wird.758 Hinzu kommen

noch die grundlegenden und umfassenden Reproduktionsleistungen, die einer-

seits viele Schäden und Externalisierungen aus markt- bzw. erwerbswirtschaft-

lichen Aktivitäten kompensieren und auffangen, andererseits kreative und innova-

tive Grundlagen für marktwirtschaftliches Agieren bereit stellen.

So ist es nur konsequent, das bisher rein erwerbswirtschaftliche Paradigma um

das subsistenzwirtschaftliche Paradigma nicht nur informell, sondern auch formell

zu erweitern, Subsistenz systemisch einzubeziehen, und dabei seine sozioökono-

mischen Spezifika mitzudenken und strukturell759 zu integrieren. Nur so wird es

                                                  
758

 Vergleiche unter anderem auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002,

Band 4, S. 580 ff.

759
 Vergleiche unter anderem auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002,

Band 4, S. 604 ff.
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möglich sein, die zukünftigen wachsenden Ansprüche an immateriellem Wohlstand

– auch Zeitwohlstand – an Selbstbestimmung und Teilhabe, an zukunftsfähigen

Lebensstilen zu erfüllen. Aber Immer noch wird Subsistenzarbeit meist in einem

polaren statt komplementären Verhältnis zum formellen Arbeitssektor verstanden.

Auch um dieses Dilemma zu durchbrechen, stand in dieser Studie unter anderem

die Frage im Vordergrund, in welchem Ausmaß gemeinschaftsorientierte Subsis-

tenzarbeit heute schon geleistet wird, und wie und wieweit sich Subsistenzarbeit

und Erwerbsarbeit wechselseitig durchdringen und voneinander profitieren kön-

nen, und welche Voraussetzungen hierfür erfüllt sein müssen.

Ein wichtiger und Basis legender Schritt in Richtung einer Neubestimmung des Ar-

beitsbegriffes und der Arbeitsgesellschaft wird die Neudefinition des Begriffes der

Produktivität sein müssen. So könnte man auch sagen ‚Gute Arbeit muss sich loh-

nen’. Es geht darum, die Qualitäten zu entlohnen, mit der jemand für seine Gesell-

schaft Leistungen erbringt, und dieses Leistungsverständnis muss mehr erfassen

als nur die Menge. Die Arbeit, die Bürger aus freiem Willen und eigenem Antrieb in

der Stadt für Ihre Mitmenschen leisten, ist ein zentrales Wohlstandsmehr, fördert

Kommunikation, Kooperation, Kreativität und Innovationskraft – und somit letztlich

auch die Standortqualität. Zentral ist hier die Qualität, auf der Grundlage von

Selbstbestimmtheit und Sinnhaftigkeit des eigenen Handelns. Die Arbeit, die ge-

leistet wird, muss wieder Sinn über die reine Produktionsmasse hinaus erfahren.

Maßstäbe der (Human- wie Natur-)Ressourcenschonung und –regeneration müs-

sen als langfristige Produktivitätssicherung verstanden, (auch finanziell) gefördert

und als Qualitätsmaßstäbe Flächen deckend etabliert und gesetzlich verankert

werden.

Es muss zur erhöhten Förderung und weiteren Aktivierung gemeinschaftsorientier-

ter Subsistenzarbeit kommen, den Menschen unserer Gesellschaft müssen einer-

seits Freiräume und Zugänge im Sinne von Flächen, Räumen und Finanzspielräu-

men gewährt und eröffnet werden760, um mehr bürgerschaftliche Einrichtungen zu

schaffen und funktionsfähiger zu gestalten als bisher und auf diese Weise die Sub-

sistenzinfrastrukturen der Stadt neu zu bilden, zu erweitern und zu modernisieren.

Andererseits, und dies ist mindestens ebenso wichtig, müssen Zeiträume für Sub-

sistenzarbeit geschaffen und ermöglicht werden761. Diese dürfen und können nicht

                                                  
760

 Vergleiche unter anderem auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002,

Band 4, S. 612 ff., insbesondere auch S.  613 und 614.

761
 Vergleiche unter anderem auch Enquete Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements’, 2002,

Band 4, S. 651 ff.
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aus der Muße- oder Freizeit stammen, denn dies würde den selbstbestimmten

eigenmotivierten Triebkräften gemeinschaftsorientierter Subsistenz zuwiderlau-

fen. Vielmehr müssen diese Zeiträume der bestehenden Arbeitszeit ‚entnommen’

werden, bzw. Erwerbsarbeit so umfassend als möglich reduziert und verringert

werden, um anstelle dessen wachsend und mehr Subsistenzarbeit, insbesondere

gemeinschaftsorientierte, soziale, kulturelle, bildende, kreative Subsistenzarbeit

geschaffen und angeregt werden.

Als Perspektive sieht der Autor eine sukzessive Ablösung der Erwerbsarbeitsge-

sellschaft durch die Subsistenzarbeitsgesellschaft.

In mittlerer Zukunft sollten nur noch die nicht automatisierbaren Tätigkeiten in er-

werbswirtschaftliche Zusammenhänge eingebettet bleiben, die entweder so unbe-

liebt und unangenehm sind, dass sie ohne entsprechend hohe Entlohnung nicht

geleistet werden würden, oder so eine hohe Kontinuität verlangen, dass sämtliche

Arbeitszeit einzelner Personen darin gebunden bleiben muss. Weiterhin müsssen

die Arbeitsverhältnisse, die im internationalen Rahmen stattfinden, zu vielen Antei-

len noch in erwerbswirtschaftliche Systeme eingebettet bleiben müssen, selbst

wenn sie an sich schon einige Attraktivität in der Tätigkeit finden, denn viele

Volkswirtschaften werden international weiterhin noch lange erwerbswirtschaft-

liche Arbeitsstrukturen aufweisen und nicht in der Lage sein können, die Vorteile

einer enormen Produktivität optimal zu nutzen.

Um die aus dem arbeitsgesellschaftlichen Transformationsprozess entfallenden

Erwerbseinkommen zu substituieren, sind verschiedenen Entlohnungssysteme

möglich und diskutabel. Eines jedoch muss ihnen gemeinsam sein: Sie müssen an

die neuen Produktivitätsmaßstäbe angeglichen und angepasst sein, es darf nicht

dazu kommen, dass Quantitäten wieder Qualitäten überrennen und es darf nie

mehr so sein, dass der Fremdanreiz den inneren Anreiz systemisch übersteigt.

Systemisch soll an dieser Stelle heissen, dass der extrensische Antrieb nicht mehr

gegenüber dem intrinsischen Antrieb im gesamtgesellschaftlichen und gesamtwirt-

schaftlichen Kontext – im kulturgesellschaftlichen System – überwiegen darf. Und

dies deshalb nicht, weil unsere Gesellschaft, menschliche Kultur allgemein, und im

im weitesten Sinne die Spezies homo sapiens sapiens auf (kulturelle) Evolutions-

fähigkeit angewiesen ist, und diese kann nur dann dynamisch und vital entfaltet

werden, wenn möglichst viele Menschen ihre besonderen und eigenen schöpfer-

ischen Qualitäten in kulturgesellschaftliche Zusammenhänge einbringen können.

Dafür darf es nicht sozioökonomische Strategien geben, die auf eine Erstarrung

systemischer Entwicklung zuarbeiten. Demgegenüber müssen aber auch Räume
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und Auffangbecken für jene geboten werden, deren intrinsische Motivation und

Selbstbestimmungs- wie –organisationskraft nicht ausreicht, um eigenständiger

und aus eigener Kraft ihr Leben und die sie einbettende Kulturgesellschaft (mit)zu-

gestalten und an dieser aktiv zu partizipieren. Für jene braucht es weiterhin auch

extrinsische Anreizsysteme, ebenso wie für solche Arbeiten, die nicht angenehm,

aber wirtschaftlich notwendig sind.

Diese neuen Entlohnungen müssen sicherlich zu bestimmten Anteilen monetärer

Art sein, nämlich um Güter und Dienstleistungen erwerben zu können, die nicht im

lokalen und regionalen Kontext geschaffen werden, zu anderen Anteilen aus

nicht–monetäre Entlohnungssystemen762 (das kommt noch). Eine monetäre Ent-

lohnung kann aus verschiedenen Quellen kommen. Erstens wäre wünschenswert,

dass die verbleibenden erwerbswirtschaftlichen Tätigkeiten auf so viel wie möglich

Menschen verteilt würden, so dass auch möglichst viele Menschen hieraus ein mo-

netäres Teilerwerbseinkommen beziehen können.763 Dieses würde sicherlich deut-

lich unterhalb dessen liegen, was an monetären Mitteln noch weiterhin gebraucht

würde.

Ein weiterer Teil des monetären Einkommens könnte aus einem existenzsichern-

den Grundgehalt764 stammen, welches jedem Bundesbürger zu gleichen Anteilen,

eventuell an Altersbedürfnisse angepasst, gewährt werden sollte. Die Mittel hierfür

                                                  
762 „Der neue Gesellschaftsvertrag hat die Aufgabe, die verschiedenen Arbeitsarten mit verschiede-

nen Einkommensarten Lohn, BürgerInneneinkommen, Eigenversorgung und Muße zusammen zu

binden. Es geht also um die Koordination des ‚Ganzen des Arbeitens’ mit dem ‚Ganzen des Einkom-

mens’ – das heißt, um einen ‚neuen Gesellschaftsvertrag’ mit entsprechend neuem Geschlechter- und

Generationenvertrag.“ Biesecker, 1999, S. 76.

763
 „Wenn denn nun die Arbeitssucht in den Arbeitern eingewurzelt ist, wenn sie denn alle anderen

natürlichen Instinkte erstickt, und wenn andererseits die von der Gesellschaft erforderte Arbeits-

menge notwendigerweise durch den Konsum und die Menge des Rohmaterials begrenzt ist, warum in

sechs Monaten die Arbeit des ganzen Jahres verschlingen? Warum sie nicht lieber gleichmäßig auf die

12 Monate verteilen, und jeden Arbeiter zwingen, sich das Jahr über täglich mit fünf oder sechs Stun-

den zu begnügen, anstatt sich während sechs Monaten mit täglich 12 Stunden den Magen zu verder-

ben? Wenn ihnen ihr täglicher Arbeitsanteil gesichert ist, werden die Arbeiter nicht mehr miteinander

eifersüchteln, sich nicht mehr die Arbeit aus der Hand und das Brot vom Mund weg reißen, dann

werden sie, nicht mehr an Leib und Seele erschöpft, anfangen, die Tugenden der Faulheit zu üben..“

Paul Lafargue, Das Recht auf Faulheit. In Mau, 2001, S. 7.

764 Auch André Gorz fordert ein Grundeinkommen für alle, die sich für Arbeit zur Verfügung stellen, ob

sie diese nun finden oder nicht (vergleiche Schaffroth und Tao, 1998). Er gründet seine Argumenta-

tion vor allem in der Notwendigkeit einer gerechten Wohlstandsverteilung, sieht ihn als Quelle des

Anteils eines jeden/ einer jeden am gesellschaftlich produzierten Reichtum. Dessen wichtigste Quali-

tät er sieht er im „kulturellen, nicht-vergeldlichten, nicht(ver)käuflichen Reichtum an menschlichen

Fähigkeiten und zwischenmenschlichen Beziehungen.“ Schaffroth und Tao, 1998, S. 2.
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könnten aus der entfallenden Sozial- und Arbeitslosenhilfe stammen, sowie aus

den freigweordenenen Finanzmitteln und Subventionnen, die bisher dazu dienten,

fiskalische Anreize zur Erwerbsbeschäftigungsförderung für Unternehmen zu set-

zen und in der Zeit ‚nach der Erwerbswirtschaftsgesellschaft’ nicht mehr gewährt

werden. Das Gesamtvolumen der Einsparungen aus Sozial- und Arbeitslosenhilfe,

inklusive steuerlicher Entlastungs- und Subventionsseinsparungen dürfte enorm

sein (es wäre spannend, dies einmal genau zu berechnen), der Verwaltungsauf-

wand der Gelder wahrscheinlich eher geringer als zuvor.

Jedoch muss auch ein wichtiger Anteil der freiwerdenden Finanzmittel für die Infra-

strukturförderungen der Subsistenzökonomie verwendet werden und zu einem an-

deren, nicht zu unterschätzenden Teil, für neue, gerichtete Subventionen und fi-

nanzielle und steuerliche Entlastungen marktwirtschaftlicher Unternehmen. Diese

müssen so hoch sein, dass für die Unternehmen vielfach höhere Investitionsanrei-

ze für Deutschland erwachsen als gegenwärtig und bisher. Orientiert sein sollten

diese marktwirtschaftlich orientierten Förderungen an hochproduktiven marktwirt-

schaftlichen Unternehmungen und gebunden an guten Löhnen und an Teilzeitbe-

schäftigung. Besonders gefördert werden sollten innovative Technologien beson-

ders im Bereich energie- und ressourceneffizienter High-Tech-Produktion, und

–verarbeitung, sowie im Sektor pharmazeutischer Produktion und technischer

Lösungen für internationale Hochindustrien unterschiedlicher Sektoren. Ziel im

marktwirtschaftlichen Segment muss es sein, Deutschland hier zum Wettbewerbs-

führer weltweit zu machen, und neue Impulse für eine internationale Marktökono-

mie zu setzen.

Wichtigste Voraussetzungen hierfür sind eine hochmotivierte und innovative Wis-

sensgesellschaft bei hoher Standortqualität, -attraktivität und –stabilität, sowie

eine massiv begünstigende Steuer- und Subventionspolitik, mit geringen Lohn-

nebenkosten. Gewährleisten lässt sich dies durch eine Umverteilung der bestehen-

den Haushaltsmittel und eine Senkung von sozialen und administrativen Kosten im

staatlichen und marktlichen Bereich, indem ein Großteil der regional und national

gebundenen sozialen und kulturellen Dienste außerhalb der monetären Systeme

verlagert wird, und fortentwickelt, gestärkt, gefördert, gestützt und geschützt wird.

Ergänzt werden muss das geringere aber gesicherte monetäre Einkommen mit

einem umfassenden und hochwertigen Angebot von Bildungssystemen, sozialer

und kultureller Dienstleistungen, und medizinischer Versorgung, bei optimalem

Zugang zu technischer, institutioneller, baulicher, logistischer und städtischer In-

frastruktur. Gewährleistet werden kann dieses durch die dichte und komplemen-
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täre Kooperation zwischen staatlichen, marktlichen und subsistenzwirtschaftlichen

Systemen und Strukturen.

Es geht nicht darum, den sozialen und kulturellen Sektor zu verbilligen, indem er

komplett in die Bürgergesellschaft externalisiert wird.

Es geht darum, große Teile der gesellschaftlichen und kulturellen Produktion zu-

rück in die Hände der Kulturgesellschaft zu geben und so Verantwortung und ge-

genseitige Verbindlichkeit zu stärken.

Es geht darum, Qualitäts- und Quantitätszuwächse im Bereich der sozialen Siche-

rung, der Integrationen, der sozialen Fürsorge, der politischen Teilhabe und des

sozialen Zusammenhaltes zu gewährleisten.

Es geht darum, Qualitäts- und Quantitätszuwächse im Bildungsbereich, in Innova-

tionsbereich, in den Künsten und im kulturellen Konsum zu gewährleisten.

Es geht darum, weniger Zeit arbeiten zu müssen, mehr Zeit zur  Selbstentfaltung

und –erprobung zu finden, mehr immateriellen Konsum und Wohlstand und höher-

wertigen materiellen Konsum zu erreichen.

Es geht darum, insgesamt Lebensqualität und Wohlstand in zukunftsfähigen Le-

bensstilen zu ermöglichen und zu schaffen und so die Standortqualität und

–attraktivität zu erhöhen, überall und besonders in den Städten.
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Z U S A M M E N F A S S U N G

Auf den vorangegangenen rund 400 Seiten wurde der Subsistenzkomplex in seiner

Breite und Tiefe neu betrachtet und entmystifiziert. Die Studie baute dabei auf ver-

schiedenen thematischen Konzepten auf, die im Rückblick differenziert dargestellt,

analysiert, interpretiert, erklärt, erweitert und – wo dies möglich war – bewiesen

wurden. Es wurde über die Studie prägnant deutlich, dass zu dem Untersuchungs-

gegenstand umfassende und erweiternde wissenschaftliche Forschungen und Ver-

tiefungen in allen Humanwissenschaften dringend erforderlich sind. Besonders die

Humangeographie hat ein inakzeptables Wissensdefizit schnellst möglich aufzu-

holen und zu beheben – weiter noch – sie kann als grundsätzlich transdisziplinär

angelegte Wissenschaft auf umfassende Weise die verschiedenen Analyseebenen

zur Erforschung und zum erweiterten Verständnis des Subsistenzkomplexes er-

fassen und verbinden. Weiterhin ist besonders für die Universitäten zu fordern,

ihre Studenten zu Diplom- und Promotionsvorhaben zur Subsistenzthematik anzu-

spornen, speziell auch zu empirischen Erhebungen, um die Wissensgrundlage zur

Subsistenz zu erweitern, zu aktualisieren und zu verbessern. Denn weder die ro-

mantische Verklärung vergangenen Urhippietums, noch die Verengung auf eine

rückständige Armutsökonomie werden dem wohl wichtigsten ökonomischen Sek-

tor der Erde gerecht.

Es ist erstaunlich und vielmehr erschreckend, dass dieser so wichtige und uner-

lässliche Bestandteil menschlicher Wirtschaft einfach in den letzten Jahrzehnten, ja

Jahrhunderten, vernachlässigt und übersehen wurde. Aber wahrscheinlich liegt es

vor allem daran, dass wir uns alle viel zu sehr schon daran gewöhnt hatten, was

die alltäglichen Austauschmechanismen unseres Lebens dynamisiert und be-

stimmt. Hierin liegt vielleicht auch die wichtigste Chance für eine zukunftsfähige

Ökonomie. Denn das Geld, die vielleicht einzige echte Schöpfung des Menschen,

dass menschengemachte Element, ist uns ewig fremd geblieben, wir haben uns nie

daran gewöhnt, denn hätten wir es, würden wir nicht permanent darüber reden

und darum kreisen. So fasziniert und verwundert uns ständig unser eigenes Ge-

schöpf, und dass wir es nicht beherrschen, schreiben wir unserer Unfähigkeit zu,

es richtig zu verstehen. Vielleicht ist aber auch jenes erste Element, dass der

Mensch schuf, nicht mehr als ein verbesserungswürdiger Prototyp.

Dass der Autor nicht Ökonom ist, sondern Geograph, erleichterte ihm den Zugang

zur Thematik erheblich, denn in der ökonomischen Betrachtung verliert man das

Nahe liegende, Sinnhafte leicht aus den Augen. Ob es einen Menschen erfreut ei-

ner Tätigkeit nachzugehen, ob es ihn glücklich macht, sich in kommunikativem
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Austausch zu befinden, dass Kreativität und Innovation höherwertig sind als Pro-

duktivitätsmaximierung, spielt hier meistens keine Rolle.

Der größte und wertvollste Gewinn für Menschen und menschliche Gemeinschaf-

ten ist der Gewinn an Vitalität, an Austausch und Nächstenliebe, an Miteinander

und Solidarität, an individueller Entfaltung in einem gemeinschaftlichen Prozess.

Hierzu leistet die gemeinschaftsorientierte Subsistenzarbeit einen unersetzbar

wichtigen Beitrag.

Reicht das nicht?
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E P I L O G

oder, wie der Autor zu dieser Arbeit kam ...

Als ich 1997 während meines Studiums ein Praktikum am Wuppertal Institut für

Klima, Umwelt, Energie GmbH (damals noch unter der Präsidentschaft von Ernst-

Ulrich von Weizsäcker) bei Dr. Wolfgang Sachs in der Arbeitsgruppe ‚Neue Wohl-

standsmodelle’ machte, wurde ich erstmals mit der Thematik konfrontiert, die

mich später zu dieser Dissertation trieb.

Ich hatte mich auf Anregung von Wolfgang Sachs mit einem ‚Urahn neuer Wohl-

standsmodelle’ befasst, dem englischen Frühsozialisten, Künstler, Designer und

Utopisten William Morris (1834 – 1886). William Morris beschrieb 1884 in seiner

Utopie einer besseren Welt ‚News from Nowhere’ eine (Arbeits)Gesellschaft, in der

das Alternieren zwischen unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern Normalität ist. Das

Parlament war abgeschafft worden und sämtliche Besitztümer fanden sich in der

Hand der Bürger, die ihre Gesellschaft selbstorganisiert und selbstbestimmt ver-

walteten. Die Qualität und Produktivität der Arbeit war deutlich erhöht worden, die

Grundlage der intrinsischen Motivation war bestimmende Triebkraft für den Ar-

beitsalltag, denn jede und jeder hatte die Möglichkeit zwischen letztlich allen Ar-

beitsfeldern in biographischer wie räumlicher Perspektive zu wechseln. So war

man einige Jahre Holzschnitzer, Intellektueller, Bäcker oder Fährmann, wurde je-

doch für die geleisteten Arbeiten nicht monetär entlohnt, sondern stellte – wie alle

anderen auch – die Produkte der Gemeinschaft (und den nachfragenden Indivi-

duen) zur Verfügung. Es wurde bedarfsorientiert produziert, und Maßstäbe der

Schönheit und Ästhetik ersetzten die industrielle Massenproduktion. Die Grund-

lage, die das Funktionieren dieser utopischen Gesellschaft von morgen gewährleis-

tete, lag in einem ausgeprägten immateriellen Wohlstand auf der Grundlage von

Kooperation und Partizipation, Solidarität, Kommunikation und in deren Geleit

Innovations- und Schöpfungskraft.

Der Kern dieser Utopie einer wohlständigen Gesellschaft lag im Neudenken der

Arbeitsgesellschaft und der Arbeitsteilung. Dieses gründete sich auf den Säulen

Selbstversorgung, Selbstbestimmung, Selbstorganisation, mündige Teilhabe an

gesellschaftspolitischen und sozioökonomischen Entwicklungen und hohe sozio-

kulturelle Interaktivität durch kommunikativen und kooperativen Reichtum.

Dass die Tätigkeit im Sinne der (auch mühevollen) Arbeit eigentlich zentrales Ele-

ment einer Volkswirtschaft ist, im gewissen Maße vielleicht die einzelne von einem

Menschen erbrachte Arbeitsminute die nahezu kleinste sozioökonomische Zeitein-

heit, ging mir eigentlich erst richtig in der Folge dieses Praktikums auf. Ich hatte
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mich auf die Suche nach einer Betrachtungsweise begeben, die es ermöglichte,

individuelle Motivationen und Handlungen mit gesamtgesellschaftlichen und wirt-

schaftlichen wie politischen Perspektiven zu verknüpfen und in der Lage ist, diese

an individuellen wie gemeinschaftlichen Wohlstandsvorstellungen zu messen. Der

kleinste Baustein hiervon war das aktive Tätigsein des bzw. der Einzelnen.

Im Anschluss an dieses Praktikums gab mir der Direktor der Arbeitsgruppe ‚Neue

Wohlstandsmodelle’, Prof. Dr. Gerhard Scherhorn, meinen ersten Job in der Wis-

senschaft als ihm assistierende studentische Hilfskraft für seine Publikation ‚Ar-

beitsplatzvernichtung und Umweltzerstörung haben die gleiche Ursache’ (1998).

Die Konfrontation mit den Geschäftsberichten der Deutschen Bundesbank, der

Auswertung von Statistiken zur Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes, der Ar-

beitslosigkeit, der Produktivität pro Erwerbstätigen und anderer volkswirtschaft-

licher Determinanten stieß bei mir auf wenig Begeisterung. Dennoch, in der Folge

begann ich zu begreifen, nach welchen Maßstäben unsere westlich-europäische

Gesellschaft Produktivität definiert, was als wertvoll erkannt und anerkannt und

was als wertvoll nicht bemessen und deshalb auch nicht wahrgenommen wird.

Auch die ständige Steigerung materieller Wohlstandsproduktion führt nicht zu ei-

ner wahren Erhöhung des individuellen wie gemeinschaftlichen Wohlstandes. Das

war zwar nichts Neues für mich, aber das Auseinanderklaffen wirtschaftlicher und

wirtschaftpolitischer Wahrheiten und sozialer bzw. kultureller Wahrheiten war mir

in seiner inneren Logik so vorher nicht verständlich gewesen und überraschte mich

dann doch. Dass die monetarisierte Marktwirtschaft, die sich über Globalisierungs-

prozesse zum weltweiten ökonomischen Paradigma aufgeworfen hatte und sich

dabei als tautologisches System darstellt, wird erst klar, wenn man sich intensiv

mit kapitalexpansiven Prozessen und Begrenztheiten von humanen wie natürli-

chen Ressourcen im globalen Kontext befasst. Ich kann mir Dinge, Zahlen, Daten,

Fakten nicht gut merken, kann schlecht Auswendiglernen. Deshalb blieb mir nichts

anderes übrig, als die Systemlogik des komplexen Wirkungsgefüges zwischen

Marktökonomie, Kultur und Natur zu verstehen. Im Rahmen meiner Möglichkeiten

ist mir dies, hoffe ich, gelungen.

Nach Abschluss meiner Diplomarbeit ‚Desertifikation in The Gambia – Wohlstands-

kriterien und Wirtschaftsstrategien im ökologischen Konflikt’ im Frühjahr 1999 gab

mir Gerhard Scherhorn am Wuppertal Institut meinen ersten Werkvertrag. Es ging

wieder um Arbeit. Und diesmal darum, mich mit dem Konzept der Subsistenzöko-

nomie, so oder ähnlich, wie ich es in Gambia (und auf früheren Reisen in Nepal und

Indonesien) kennen gelernt hatte, in den Industrieländern des Nordens im Rahmen

der Ausarbeitung eines EU-Forschungsantrages zu beschäftigen. Der Kerngedanke
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lag darin, Arbeit in den Schnittstellen zwischen Subsistenz- und Marktökonomie zu

untersuchen. Wir wurden abgelehnt.

Aber die Frage nach der Bedeutung der Subsistenz über die reine (meist agraro-

rientierte) Perspektive auf Entwicklungsländer hinaus, für zukunftsfähige und glo-

bal flexible wie vielfältige Lebensstile blieb für mich zentral. Denn das die Monet-

arisierung sämtlicher Lebensbereiche nicht für eine globalisierte Ökonomie taugt,

erscheint eindeutig. Dass es in Ergänzung zum überregionalen und internationalen

Handel regional und lokal geschlossene Wirtschaftskreisläufe geben muss, die

sich bedarfsorientiert der Selbstversorgung mit Diensten und Gütern widmen, er-

scheint vor dem Wissen, dass wesentliche Elemente des Alltagslebens nicht wett-

bewerbstauglich aber unabkömmlich sind, einleuchtend. Dass die Versorgung mit

und Verteilung von Gütern und Diensten über die bestehenden Welthandelsstruk-

turen für mindestens zwei Drittel der Erdbevölkerung nicht zufriedenstellend ge-

währleistet ist, dokumentiert die begrenzte Leistungsfähigkeit der kapitalorien-

tierten Marktwirtschaft. Deren komplementäre Ergänzung durch lokale und regio-

nale Selbstversorgungssysteme – durch Subsistenz – ist unverzichtbar. Wie dies

lokal und regional umgesetzt werden kann, ist völlig unzureichend erforscht.

Es folgte ein weiterer Werkauftrag, diesmal in einem Forschungsverbundprojekt

zwischen Wuppertal Institut und dem Institut für Arbeit und Technik in Gelsenkir-

chen mit dem vollmundigen, oft gehörten Titel ‚Zukunft der Arbeit’. Im Rahmen

dieses Verbundprojektes führte ich eine Untersuchung der informellen (unbezahl-

ten) Arbeit in bürgerschaftlichen Einrichtungen in Köln durch. Die Projektleitung

lag wieder bei Gerhard Scherhorn. Hier ging es primär um die Frage, inwieweit über

unbezahlte Arbeit bezahlte (Erwerbs)Arbeitsplätze in bürgerschaftlichen Einrich-

tungen entstehen.

Im Anschluss entschied ich mich zur Dissertation und auf Grundlage der nicht wei-

ter genutzten Kölner Untersuchungsergebnisse (deren Verwertung für meine Pro-

motion mir dankenswerterweise vom Wuppertal Institut gestattet wurde) erfolgte

eine Zentrierung des Forschungsgegenstandes der informellen Arbeit auf die ge-

meinschaftsorientierte oder ‚bürgerschaftliche Subsistenzarbeit. Denn die Sub-

sistenzarbeit stellt das Kernelement der Subsistenz dar. Darüber, wie sie wahrge-

nommen, anerkannt und gefördert wird, konstituieren sich die lokalen und regio-

nalen Ausprägungen von Funktionen und Vielfalt subsistenzwirtschaftlicher Aktivi-

täten und Infrastrukturen. In Erweiterung des Fokus auf ‚Arbeit’ lenkte ich meinen

Blick auf Subsistenzökonomie als sektorale Erscheinung neben Markt und Staat.

Der räumliche Bezug lag auf der Stadt am Beispiel Kölns.
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Die Untersuchung und das Verständnis der Grundlagen, Komplementaritäten und

funktionalen Zusammenhänge zwischen Subsistenz, Markt und Staat sind unver-

zichtbare Elemente des Fundaments zu Entwicklung und Aufbau einer zukunftsfä-

higen Weltwirtschaftsordnung, die in der Lage ist, Synergieeffekte zwischen loka-

len wie regionalen Wirtschaftskreisläufen und deren AkteurInnen optimal zu nut-

zen und auf diese Weise die Potenziale und Vorteile einer internationalen Arbeits-

teilung und eines internationalen Güteraustauschs zu nutzen. Zu begreifen, dass

es keine Vorteile – weder für Marktökonomie noch für Soziokultur – gibt, wenn es

erfolgreich gelingen würde, alle Lebensbereiche und –bedürfnisse zu monetarisie-

ren, ist schon ein erster Ansatz zur Suche nach Übergängen zwischen Ökonomie

und Soziokultur. Wenn wir dann feststellen, dass ein wesentlicher Bereich unserer

alltäglichen Bedürfnisse in keinster Weise monetär motiviert funktioniert und gesi-

chert wird (und dies auch nie so war), ist sichergestellt, dass wir uns nicht inner-

halb von utopischen Tautologien bewegen. Fragwürdig werden aber jene, die mei-

nen, der Markt würde und könne alles regeln. Dumm erscheinen jene, die die Be-

deutung der Subsistenz leugnen.

Ich danke – neben vielen Anderen, die in der Danksagung genannt werden – be-

sonders Gerhard Scherhorn für seine geduldige und feine Begleitung, Beratung

und Unterstützung in den letzten Jahren und widme ihm diese Arbeit. Ob sie sei-

nem Anspruch gerecht wird, weiß ich nicht, aber ich hab mein Bestes getan ...

Johannes Daniel Dahm
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F .  K A T A L Y S E  E . V .  –  I N S T I T U T  F Ü R  A N G E W A N D T E

U M W E L T F O R S C H U N G

Trend Formalisierung, informelle Verdrängung/ Formelle Integration/ Informelle & formelle Alimenta-

tion, funktionale Teilung/ Externe Leistung, gemischt.

Remigiusstr. 21, 50937 Köln, Tel.: 0221-944048-0, Tel. Verbraucherberatung: 0221-944048-88, Fax:

0221-944048-9, eMail: katalyse@t-online.de, www: http://www.umwelt.de/katalyse

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

Das Kölner Katalyse Institut ist eines der ältesten Umweltinstitute Deutschlands.

Seit 1978 engagieren sich unabhängige WissenschaftlerInnen verschiedener Fach-

richtungen für Umwelt- und Verbraucherschutz. Der Name Katalyse soll den An-

spruch versinnbildlichen Vorgänge zu beschleunigen oder in ihrer Richtung zu

ändern. Insbesondere die Entwicklung einer informierten und kritischen Öffentlich-

keit gehört zu den Zielsetzungen der Katalyse. Zu diesem Zweck bietet Katalyse

unabhängige Bürger- und Verbraucherberatungen an, verschiedenste thematische

Sachverhalte werden allgemeinverständlich aufgearbeitet und über Publikationen,

Tagungen, Faltblätter und Internet der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Weiter-

hin stellt sich Katalyse als Anlaufstelle für Journalisten, Presse, Funk und Fernseh-

en zu aktuellen umweltrelevanten Themen zur Verfügung. Als Mitglied des Ökofo-

rums (Netzwerk ökologischer Forschungsinstitute aus Deutschland, Österreich und

Italien), des Europäischen Umweltbüros (EEB), des Deutschen Naturschutzrings

(DNR) und weiterer Verbände stehen dem Katalyse Kooperationen mit nationalen

und internationalen Partnerinstituten zur Verfügung. Neben ökologischen Sanie-

rungskonzepten werden die Marktpotentiale ökologischer Produkte evaluiert und

sozial-ökologische Konzepte entwickelt. Hierzu gehört auch die Förderung des Ein-

satzes energiesparender und ressourcenschonender, umwelt- und gesundheitsver-

träglicher Baumaterialien und Bauweisen. Weiterhin hat das Katalyse Institut den

Anspruch politikwirksam zu sein und berät politische Entscheidungsträger bezüg-

lich umweltrelevanter Themen. Umweltpolitisches Ziel von Katalyse ist es, einer

nachhaltigen Rohstoffpolitik auf der Basis erneuerbarer Ressourcen und ökolo-

gisch angepasster biotechnischer Verfahren zum Durchbruch zu verhelfen. Hierzu

werden verschiedene Studien und Gutachten (s. u.) erstellt, um eine verlässliche
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Grundlage für die ökologischen und wirtschaftlichen Abschätzung zukünftiger

Markt- und Produktentwicklung von Erzeugnissen aus nachwachsenden Rohstof-

fen und biotechnologischer Herstellung zu liefern und die zivilgesellschaftliche

Beteiligung an öffentlichen Entscheidungsprozessen wird durch konzeptionelle

Beiträge zur Lokalen Agenda 21 gefördert.

a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  G ü t e r

Im Bereich der Verbraucher- und Bürgerberatung bietet Katalyse eine telefonische

Beratung montags, mittwochs und freitags von 10 bis 11 Uhr und dienstags von 14

bis 17 Uhr an, in denen individuell und kostenlos Auskunft zu umwelt- oder ge-

sundheitsrelevanten Fragestellungen erteilt wird. Fördermitglieder können diesen

Service zudem außerhalb der offiziellen Sprechzeiten in Anspruch nehmen. Zu den

Themenbereichen zählen unter anderem z.B. chemische Belastung von Nahrungs-

mitteln, gentechnische Veränderungen von Lebensmitteln, Vermeidung von Wohn-

giften in Baustoffen und Einrichtungsgegenständen oder gesundheitliche Gefahren

von elektromagnetischen Feldern. Bei den vielfältigen Publikationen sticht beson-

ders das ‚Umweltlexikon’ hervor und die Publikation ‚Chemie in Lebensmitteln’, die

bereits über 50mal neu aufgelegt wurde, außerdem auch der gratis erhältliche

Ökologische Stadtführer Köln. Neben dem informativen Bereich bietet Katalyse

eine Vielzahl weiterer Dienstleistungen an. So wurden z.B. die Marktpotentiale von

Färbepflanzen untersucht und die Wiedereinführung traditioneller Nutzpflanzen

unterstützt. In Fragen umweltgerechter Beschaffung werden Schadstoffmessungen

in Innenräumen (u. a. Wohnungsbegehungen zur Identifizierung von Schadstoff-

quellen, Probennahmen und Schadstoffmessungen, Handlungsempfehlungen, Er-

stellung von Sanierungskonzepten) und Sanierungen PCB-belasteter Gebäude

durchgeführt. Weiterhin bietet Katalyse Messungen und Bewertungen elektroma-

gnetischer Wellen und Felder, Handlungsempfehlung zu der Vermeidung oder Re-

duktion und Überprüfungen nach der Bildschirm-Arbeitsplatz-Verordnung an. Au-

ßerdem bietet Katalyse ein breites Leistungsspektrum für den Bereich ökologi-

scher Bauweisen und –materialien an. Es werden Baustoffe und Bauprodukte be-

züglich ihrer ökologischen, gesundheitlichen und materialtechnischen Eigenschaf-

ten begutachtet und ganzheitliche Bewertungen von konventionellen Gebäuden

und Fertighäusern erstellt und Zertifizierungen durch den eigens entwickelten Ka-

talyse-Gebäudepass und das –Qualitätssiegel vorgenommen. Weiterhin werden

bauökologische Beratungen von der konzeptionellen Begleitung in Planung und

Durchführung sowie bei der Auswahl geeigneter Baustoffe für Neu- und Umbau
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wie Sanierungsmaßnahmen angeboten. Neben diesen konkreten umsetzungsna-

hen Dienstleistungen werden verschiedene Forschungsprojekte durchgeführt, in

den Bereichen Erneuerbare Ressourcen765, Biotechnologie766 und Landwirtschaft767.

Auch im Bereich Umweltmanagement ist Katalyse aktiv und unterstützt Unterneh-

men und Institutionen bei Schwachstellenanalysen durch die Erstellung von Öko-

bilanzen768, Beratung und Kriterienentwicklung für Umweltzeichen, Benchmarking,

Umweltcontrolling, Öko- und Qualitätsaudits und mit der Qualifizierung in Umwelt-

management-Techniken auf Basis der in Katalyse entwickelten Lehrpläne.

G e s c h i c h t e  u n d  G e s e l l s c h a f t s f o r m e n

Das Katalyse Institut wurde 1978 von Bürgern und Jungwissenschaftlern (vor allem

Chemikern), im Zuge der aufkommenden Sensibilisierung gegenüber Umwelt-

schutz gegründet. Am Anfang stand die Smog-Thematik, es folgte das Thema Che-

mie in Lebensmitteln. Über die Vernetzung des Vereins mit einer Vielzahl von Bür-

gerinitiativen wurde Katalyse zunächst auf kommunaler, dann auf regionaler Ebene

Anfang der 1980er Jahre zunehmend bekannter, und die Mitglieder wurden für Vor-

träge auf Symposien und in Diskussionsrunden eingeladen. Die Initialzündung gab

die Herausgabe eines Buches (eine Zusammenfassung einer 16-teiligen Artikelse-

rie) zur Thematik Lebensmittel, welches mit großem Erfolg verkauft wurde, es war

auf einmal Geld vorhanden. Dieser Publikation folgten zwei weitere Bücher, die

ebenfalls erfolgreich verkauft wurden und damit war ein finanzieller Sockel für die

weitere Arbeit gelegt. Die damalige Katalyse-Umweltgruppe arbeitete zunächst

völlig informell, erst 1981 wurde der Vereinsstatus angenommen. Dieser Schritt

wurde vor allem deshalb unternommen um Aufträge akquirieren zu können, und

ohne den Vereinsstatus gab es keine zusätzliche finanzielle Unterstützung, die

aber mit der Ausweitung der Aktivitäten von Katalyse immer wichtiger wurden. Von

Anbeginn gab es zwei verschiedene Typen von Mitgliedern. Das waren zum einen

die aktiven Mitglieder, Anfang der 1980er Jahre waren dies 10 Personen, und die

passiven (Förder)Mitglieder, wovon es 1981 schon 90 gab. In dieser Gründungs-
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 Marktpotenziale nachwachsender Rohstoffe, Entwicklung von Qualitätsstandards, Biogasnutzung zur nachhal-
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 Bewertung von Produkten und Verfahren unter Umwelt- und Gesundheitsaspekten.
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phase entbrannte eine Richtungsdebatte, ob es eine Ausrichtung auf ökologische

Landwirtschaft oder auf ein Umweltlabor geben sollte. Nicht zuletzt durch den ho-

hen Chemikeranteil der aktiven Mitglieder setzte sich das Umweltlabor durch. Hier-

mit war auch der Grundstein für die Orientierung auf eine Verbraucheraufklärung

zum Thema privathauswirtschaftlicher Güter gelegt. In dieser Konstituierungs-

phase war Katalyse immer noch zu einem hohen Anteil auf Spenden angewiesen,

für die sich der Vereinsstatus wegen der Möglichkeit der Ausstellung von Spen-

denquittungen und der Steuerfreiheit für den Empfänger besonders günstig er-

wies.

1984 wurde Katalyse dann auf ein zweites Standbein gesetzt. Durch den zuneh-

menden Arbeitsaufwand und den daraus resultierenden Finanzbedarf wurde Ka-

talyse in einen Zweckbetrieb, den Verein, und einen Geschäftsbetrieb, die Katalyse

GmbH, geteilt. Über die GmbH darf Katalyse Gewinne machen (im Consulting-Be-

reich, über kommerzielle Tagungen, Studien, Gutachten), während diese Option für

den Verein nicht besteht. Dies war speziell durch die Asbest- und PCB-Skandale

Mitte der 1980er Jahre wichtig, denn dadurch wurden verschiedenste Beratungen,

Moderationen und Sanierungskonzepte von Stadt und Bürgern gebraucht, die aber

ohne die alternative Gesellschaftsform zum Verein nicht wahrnehmbar gewesen

wären. Aus diesem hohen Auftragsaufkommen resultierte eine relativ finanzstarke

GmbH. Die Grenzen zwischen den beiden Gesellschaftsformen waren fließend, und

die funktionale Teilung diente vor allem der formellen Ausweisung, intern war sie

weit gehend aufgehoben. Dennoch erwuchsen über die Verteilung der Gelder auch

zunehmend Konflikte, mit der Folge, dass sich die GmbH Anfang der 1990er Jahre

sich von Katalyse distanzierte und sich im 1995 schließlich auflöste. Das Umwelt-

labor wurde an Mitglieder von Katalyse verkauft, aus dem sich dann das ECO-Um-

weltinstitut entwickelte, eine im Kölner Raum bekannte gewerbliche Institution.

Anfang der 1990er Jahre spaltete sich vom Katalyse Institut noch die WIND (Wis-

senschaftlicher INformations Dienst) GmbH ab, 1995 spaltete sich eine GbR von

Katalyse ab, das Baubiologische Büro Löfflad und im gleichen Jahr wurde in Hürth

zudem das Nova-Institut GmbH (Thematik: nachwachsende Rohstoffe, Hanf, Elekt-

rosmog, EU-Strukturförderung) von vier ehemaligen Mitarbeitern gegründet. Ge-

genwärtig sind an den Verein noch drei weitere GmbH´s (Altlasten/ Böden, Um-

weltanalytik, Innenraum/ Schadstoffe) angegliedert, über welche die Arbeit des

Vereins zu Teilen unterhalten wird.
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A r b e i t  u n d  F i n a n z i e r u n g

Insgesamt waren seit Vereinsgründung ca. 50 ABMler bei Katalyse beschäftigt, da-

von wurden ca. 40 ins dritte Arbeitsjahr von Katalyse übernommen und, soweit be-

kannt, haben alle im Katalyse Institut tätigen ABMler den Sprung in den 1. Arbeits-

markt geschafft, zum großen Teil gerade auch in ‚gute’ Jobs. Einige von ihnen wur-

den von Katalyse selbst übernommen, ebenso auch einige Zivildienstleistende. In

der Regel hatten die Mitarbeiter eine Durchlaufzeit von zwei bis fünf Jahren und

haben sich dann zumeist selbstständig gemacht oder sind in andere Firmen ge-

wechselt. Insbesondere leistet Katalyse eine hohe Trainingsleistung für die beruf-

liche Selbständigkeit, denn es gibt nicht eine Ressorttrennung im üblichen Sinne,

alle Mitarbeiter sind prinzipiell für alle Aufgaben gleichermaßen zuständig.

Gegenwärtig sind bei Katalyse 10 Personen hauptamtlich tätig. Davon sind sechs

komplett aus Eigenmitteln finanzierte unbefristete Vollzeitkräfte, zwei sind auf ein

bis zwei Jahre befristete Werkverträgler (ebenfalls aus Eigenmitteln finanziert) und

zwei sind über ABM-Gelder des Arbeitsamtes finanziert. Acht dieser Mitarbeiter

sind auch Vereinsmitglieder. Weiterhin stehen fünf Stellen für Zivildienstleistende

zur Verfügung, von denen aber nur drei vergeben sind, eine davon ist Mitglied im

Verein.

10 Personen sind zur Zeit ehrenamtlich bei Katalyse tätig. Diese arbeiten vor allem

als Autoren für die Publikationen und in der Vorbereitung von Tagungen, zwei nur

im Vereinswesen. zwei von ihnen sind zeitweise auch als Auftragnehmer tätig,

wechseln also zwischen Ehrenamt und Erwerb. Insgesamt hängt die Zahl der akti-

ven Ehrenämtler stark von der Bereitschaft der Hauptamtliche ab Betreuungsarbeit

für diese zu leisten.

Die Finanzierung des Geschäftsbetriebes wird zu 75 % aus Gutachten, Studien,

Tagungen und sonstigen Auftragsarbeiten gedeckt und zu 25 % über die Finanzie-

rung der ABM-Stellen.

Der Zweckbetrieb trägt sich zu 85 % über Spenden, Mitgliedsbeiträge, Publika-

tionsverkäufe, Sachspenden (z.B. Computer vom Hersteller, machte 1999. einen

Gegenwert von ca. 20 000,.- DM aus) und zu ca. 15 % über die Zuschüsse für die

Zivildienstleistenden. Insgesamt lag der Umsatz bei ca. 900 000,- DM, davon ent-

fielen ca. 170 000,- auf den Verein, dieser Anteil schwankt über die Jahre sehr

stark. Mitte der 1980er Jahre, zur Zeit der Asbest-Projekte, lag der gesamte Jahres-

umsatz beizeiten über 3 000 000,- DM.
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M i t g l i e d e r s t r u k t u r  u n d  H i e r a r c h i e

Es gibt 19 aktive Mitglieder, von denen neun formelle Arbeit leisten, 10 leisten in-

formelle Arbeit (s. o.). Außer ihnen gibt es ca. 400 Fördermitglieder, davon sind 20

gewerbliche Firmen. Die Beiträge betragen 96,- DM/ Jahr (bzw. 48,- DM/ Jahr redu-

ziert) für Einzelpersonen und mind. 250,- DM/ Jahr für Firmen und sonstige Einrich-

tungen.

Die Mitglieder erhalten die vierteljährliche Vereinszeitung (Katalyse-Nachrichten)

und teilweise Vorzugspreise für Publikationen und bestimmte Dienstleistungen,

Grundlage der Mitgliedschaft ist aber Idealismus und Solidarität mit der Vereins-

idee.

Der Vorstand setzt sich aus zwei Ehrenämtlern und zwei Hauptämtlern zusammen,

in beratender Funktion ist ein ‚Ältestenrat’ (setzt sich aus Langzeitmitgliedern zu-

sammen) tätig. Er setzt den handlungsbevollmächtigten Geschäftsführer ein und

beruft diesen ab.

W e i t e r e  I n t e r v i e w e r g e b n i s s e

Die momentane Zukunftsperspektive für Katalyse ist sehr von der Entwicklung auf

dem Umweltmarkt abhängig. Aufklärungs- und Beratungsbedarf vermindern sich

zusehends mit der Folge des Auftragsmangels. Zudem nimmt der Wettbewerbs-

druck stetig zu, die klassischen Anbieter (handwerkliche Spezialisten) übernehmen

nach und nach die Auftragsvolumina. Die ehrenamtliche Arbeit wird aus Sicht von

Katalyse immer unattraktiver: ‚Weg von der Philosophie, hin zum Geld’, und diese

Tendenz nimmt zu. Weiterhin professionalisiert und kommerzialisiert sich der Con-

sulting-Bereich immer mehr, und der alternative Consulter wird ebenso wie der

Ehrenämtler verdrängt.

Zukunftsentwürfe und innovative Visionen geraten zunehmend ins Hintertreffen,

denn das theoretische und ideelle Konzept kam bisher von den Ehrenämtlern. Die

Beratungsleistung lässt qualitativ in der Folge nach, denn es wird nur noch jenes

geleistet, welches gut bezahlt ist, unentgeltliches dafür überhaupt nicht mehr. Die

Aufgaben des Vereins werden immer weniger vom Geschäftsbetrieb getragen, die

Folge ist Mitgliederschwund und damit weiterer Gelderschwund. Der Wert und die

gesellschaftliche Anerkennung der Gemeinnützigkeit ist viel zu gering, weshalb sie

vom Trend der Kommerzialisierung immer leichter verdrängt werden kann.

Positiv lässt sich der Trend zu einer Weiterorientierung zu sozial-ökologischen The-

menfeldern bewerten. Die mit den hieraus resultierenden neuen Aufgabenfeldern
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verbundene Notwendigkeit der Interdisziplinarität bedeutet auch eine Neuausrich-

tung von Katalyse auf einen noch nicht gesättigten Zukunftsmarkt. Zudem wird ver-

stärkt an Kooperationen mit anderen Einrichtungen und Organisationen verwand-

ter Zielrichtung gearbeitet und Netzwerkstrukturen gezielt aufgebaut.

Auch im Rahmen der Lokalen Agenda 21 bieten sich neue Chancen, besonders

auch für den Verein neue inhaltliche Aufgaben mit hoher bürgerschaftlichen Ein-

bindung und einem hohen Auftragspotential.

Insgesamt wird eine inter- und intrakulturelle Vernetzung und Verdichtung ange-

strebt, aus der sich neue Themenfelder und Handlungsperspektiven eröffnen. Ein

multidisziplinärer Mitarbeiterpool soll aufgebaut werden, um die Flexibilität und

Qualität der erbrachten Leistungen zu erhöhen.

Ein visionärer Ausblick wäre eine Neubewertung der Förderungsmodelle von Ar-

beitsplätzen, insbesondere ein Alternativmodell zu den ABM-Stellen. Hier muss

ganz besonders eine Planungssicherheit der Arbeitsplatzförderung erreicht wer-

den. Um eine Stärkung von Selbstverantwortlichkeit und –organisation wie auch

Eigenmotivation zu erreichen, sollten viele Förderaufgaben vom Arbeitsamt ent-

koppelt und z.B. eventuell auf Stiftungen zur Förderung auch informeller Arbeit

und Selbstorganisationsstrukturen verlagert werden. Von großem Wert könnte

auch die Hebung der verwaltenden, administrativen und koordinierenden Institu-

tionen (bisher vor allem Arbeits- und Sozialamt) in die Schnittstellen (Einrichtun-

gen für informelle Arbeit/ Vereine) selber sein. Eine höhere Kooperation mit der

informellen und bürgerschaftlichen Ebene käme den Sachkonflikten insgesamt

zugute. Auch wäre für viele Maßnahmen eine Verlagerung der Förderetats von der

kommunalen Mikroebene auf die staatliche Makroebene wünschenswert, beson-

ders um auch einer lokalen Willkür ausweichen zu können.

S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o g i e n

Bei der Katalyse kann eine zunehmende Formalisierung über ihre Entwicklungs-

geschichte diagnostiziert werden. Zwischenzeitlich (Ende der 1980er Jahre) wäre

sie dem Trend der Informalisierung mit formeller Verdrängung bzw. Rückzug zu-

zuordnen gewesen, da sich formelle Elemente aus Gründen der Wettbewerbsfä-

higkeit zurückzogen/ abspalteten und in der Folge die informellen Strukturen und

deren Funktionsfähigkeit geschwächt wurden. Inzwischen muss der Trend der zu-

nehmenden Formalisierung gewählt werden, wobei die Entscheidung zwischen

dem Trend Formalisierung bei funktionaler Teilung und Formalisierung bei Ver-
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drängung informeller Strukturen schwer fällt. Da aber der Aspekt der Verdrängung

informeller Strukturen durch formelle Strukturen gegenüber einer komplementä-

ren Entwicklung beider zu überwiegen scheint, wird hier, allerdings unter Vorbe-

halt der Trend Formalisierung bei informeller Verdrängung gewählt. Ausschlagge-

bend wird die Entwicklung der nächsten Jahre sein, ob sich diese Entscheidung

aufrechterhalten lässt.

Die finanzielle Abhängigkeit entspricht zwar nach Auskunft von Katalyse dem Typ

der formellen und informellen Alimentation mit intrainstitutioneller Arbeitsteilung,

aus den Interviewergebnissen steht aber die Konsequenz der intrainstitutionellen

Arbeitsteilung in Frage, weshalb dem Verein Katalyse der Typ der informellen Ali-

mentation durch Mitglieder und bürgerschaftlich Engagierte, nämlich die finanziel-

le Abhängigkeit in erster Linie den informellen Strukturen in Form von Mitglieds-

beiträgen und Spenden zugeordnet werden kann. Unter schwerem Vorbehalt wird

dennoch, vor allem aufgrund des nicht sehr umfangreichen Materials über Finan-

zierung und Umsätze der Typ der informellen und formellen Alimentation bei funk-

tionaler Teilung gewählt, in der Annahme, dass die Verbindung beider Gesell-

schaftsformen (GmbH und Verein) so dicht ist, dass zwar offiziell eine strenge

Trennung erfolgt, nach welcher der Verein dem Typ der informellen Alimentation

durch Mitglieder und bürgerschaftlich Engagierte zuzuordnen wäre, inoffiziell aber

wirklich der hier gewählte Typ der informellen und formellen Alimentation bei funk-

tionaler Teilung vorliegt.

Die Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit liegt eindeutig beim Typ der for-

mellen Integration, also mit deutlicher Gewichtung auf formeller Arbeit und formel-

len Strukturen. Dies resultiert daraus, das zwar die Zahl der informell tätigen Mit-

glieder von Katalyse mit 10 Personen leicht gegenüber den formell Tätigen (neun

Personen) überwiegt, die erbrachten Leistungen der hauptamtlich Tätigen jedoch

deutlich überwiegen. Zudem ist die strukturelle Einbindung der Einrichtung we-

sentlich stärker an formellen Kommunal- und Landeseinrichtungen, wie auch sons-

tigen Firmen orientiert.

Wenigstens die Leistungen sind deutlich extern gerichtet, wobei sie nicht auf eine

bestimmte Zielgruppe gerichtet sind, sondern sich an der Umweltthematik im wei-

testen Sinne orientieren, weshalb hier keine klare Zuordnung zu einer bestimmten

Zielgruppe möglich ist. Deshalb wird hier der Typ der externen, gemischen Leis-

tung gewählt, nachdem verschiedene Zielgruppeninteressen zu einem Gesamtin-

teresse verschmolzen werden.
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R e s u m é e

Zusammenfassend lässt sich für Katalyse ein aufschlussreiches, aber nicht in allen

Bereichen eindeutiges Resumée ziehen. Katalyse hat sich klar informell initialisiert

und in den Anfängen auf Leistungen aus informeller Arbeit aufgebaut. Durch den

zunehmenden Erfolg kam es zu einer funktionellen Umorientierung, und die Leis-

tungen, die zuerst vorrangig dem Spektrum der Beratung und Information zuzu-

ordnen waren, verschoben sich zugunsten wettbewerbswirksameren (und besser

bezahlten) Leistungen wie Consulting und Umweltanalytik, mittlerweile klassische

ökologische Dienstleistungen. In Verbindung mit der Kommerzialisierung der Akti-

vitäten von Katalyse wuchs die Notwendigkeit zur Professionalisierung und nach

Arbeitseffizienz. Hiervon wurde die informelle Arbeit weiter an den Rand gedrückt

bis sie zum heutigen Zeitpunkt nur noch ergänzend zur formelle Arbeit geleistet

wird. Der Verein scheint fast mehr ein geliebter Status als eigenständig agierende

Gesellschaftsform zu sein. Allerdings wurde zwar über die inhaltliche Arbeit der

Katalyse umfangreiches Material zur Verfügung gestellt, die Verwaltungsmateria-

lien waren nur im geringeren Maße zugänglich.

Dennoch, trotz dieser sehr kritischen Bilanz, muss Katalyse unter dem Aspekt die-

ser Studie als äußerst positives Beispiel der beschäftigungsfördernden Wirkung

informeller Arbeit betrachtet werden. Über die Plattform einer Einrichtungen für

informelle Arbeit, unabhängig ob es fragwürdig ist, Katalyse heute noch als eine

solche zu betrachten, wurde eine beträchtliche Zahl von Erwerbsarbeitsplätzen

durch Qualifikation und Training sowie Vermittlung geschaffen, sowie einige wei-

tere Firmenneugründungen initialisiert. Am Anfang von all dem stand die langjäh-

rige unbezahlte informelle Arbeit auf Grundlage der eigenmotivierten Selbstorga-

nisation. Die Leistungen die von Katalyse erbracht wurden und weiterhin erbracht

werden, sind qualitativ hochwertigst, zeichnen sich durch hohe Innovativkraft und

Zukunftspotential aus und der Wert dieser Einrichtung für die Stadt Köln ist sicher-

lich hoch einzuschätzen.

Das die Funktionalität des Vereins Katalyse zunehmend von den formellen markt-

orientierten Elementen verdrängt wurde, bzw. ersetzt wurde, deutet zum einen da-

rauf hin, das in diesem Fall offensichtlich die erbrachten Leistung in großem Maße

durch formelle Arbeit ersetzt werden konnte. Die Leistungen, die vom Markt nicht

ersetzbar sind, wurden von Katalyse offensichtlich nicht in so hohem Maße er-

bracht, dass sie für die aktiven Mitglieder als schwerwiegender Verlust empfunden

worden wären. Dies mag auch daran liegen, dass der überwiegende Teil der ak-

tiven Mitarbeit ohnehin schon seit über 10 Jahren vorwiegend formell erbracht
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wurde und die Mehrzahl der Mitglieder passive Fördermitglieder sind. Zum ande-

ren zeigt die Entwicklungsgeschichte von Katalyse deutlich auf, dass die Markt-

anbindungen für Einrichtungen für informelle Arbeit sich über den Wettbewerbs-

druck unter Umständen so kontraproduktiv äußern, dass nahezu alle informellen

Strukturen zerstört werden. Das sich Katalyse in der Organisation der Arbeit und

der Arbeitsteilung versucht an Modellen für informelle Arbeit zu orientieren, dass

bürgerschaftliche Partizipation, Kommunikation und gemeinnützige Dienstleistun-

gen weiterhin eine große Rolle in der Arbeit und dem Selbstverständnis des Kata-

lyse Instituts spielen ist bemerkenswert und lässt hoffen, dass diese Elemente

über die Eigendynamik der Marktorientierung nicht verdrängt wird, sondern in zu-

nehmendem Maße in die formelle Erwerbsarbeit hinein getragen wird. Denn ent-

weder stärkt man informelle Arbeit komplementär zur formelle Arbeit, oder es

muss die formelle Arbeit wesentlich umfangreicher Aspekte informeller Arbeit

adaptieren.
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G .  Q U E R K O P F  E . V .

A R B E I T S L O S E N S E L B S T H I L F E  –  M I T M A C H Z E I T U N G  –

Ü B E R R E G I O N A L  –  K R I T I S C H

Trend stabil/ Informelle Alimentation von Mitgliedern & bürgerschaftlich Engagierten./ Informelle

Integration/ Externe Leistungen für bestimmte Personengruppen.

Sülzburgstr. 76, 50937 Köln, Tel.: 0221-7205274, Fax: 0221-7205279 und 0221-428403

„Die Mitmachzeitung von kritischen Menschen, denen die gezielte Meinungsma-

che der allgemeinen Presse gegen den Strich geht. Das Organ für alle, die sich

gegen die Willkür der Mächtigen zur Wehr setzen, denen Macht- und Geldinteres-

sen ein Dorn im Auge sind.“769.

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

Querkopf ist eine Mitmachzeitung, die vor allem zur Unterstützung finanzschwa-

cher Sozialhilfeempfänger, speziell für Wohnungslose, arbeitet. Der Verein setzt

sich zum Ziel, die soziale und psychische Lage von Armen und Obdachlosen bzw.

der von Armut und Obdachlosigkeit bedrohten Menschen zu verbessern. Im Sinne

eines friedlichen gesellschaftlichen Miteinanders soll Gegensätzlichkeiten zwi-

schen Betroffenen unterschiedlicher sozialer, nationaler wie beruflicher Herkunft

entgegengewirkt werden. Insbesondere legt der Verein auch großen Wert darauf,

„der gemeinsamen Lage der Armen, Arbeits- und Obdachlosen in einem zusam-

menwachsenden Europa im Sinne einer europäischen Völkerverbrüderung und

–verschwisterung durch entsprechende Kontakte und Zusammenarbeit auf euro-

päischer Ebene Rechnung zu tragen”770. Querkopf versteht sich besonders auch als

Forum für Menschen, die über soziale Ausgrenzung berichten und darüber wie man

ihr entgegenwirken kann, und die durch den Akt des Schreibens, des Veröffentlich-

ens und des unmittelbaren Kontaktes mit anderen Menschen beim Vertrieb ihre

prekäre soziale Lage bewältigen bzw. ihr Selbstwertgefühl erhalten.

Querkopf hat zwei Büros in Köln, in denen die Zeitung in Eigenarbeit verlegt wird.

Die Artikel werden von informell tätigen Mitarbeitern geschrieben, Beiträge wie

Karikaturen und Grafiken werden ebenfalls rein informell erarbeitet. Die Zeitung

wird an drei verschiedenen Ausgabestellen im Raum Köln-Innenstadt an die Ver-

käufer ausgegeben. Diese erhalten sie zum Selbstkostenpreis von 1,50 DM und

verkaufen sie auf der Strasse, in U-Bahn-Stationen, in Passagen, Cafés und Knei-
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 Querkopf, Dezember 1999.

770
 Aus der Vereinssatzung von Querkopf e.V..
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pen für den Solidaritätspreis von 2,50 DM weiter. Der Ertrag von 1,- DM pro ver-

kauftem Exemplar kommt den zumeist obdachlosen Verkäufern zugute und unter-

stützt sie finanziell. Querkopf versteht sich als kritische Zeitung, die aktuelle politi-

sche und gesellschaftliche Inhalte aufarbeitet und – auf ihre Zielgruppe ausgerich-

tet – Zusammenhänge transparent macht. Neben der Mitarbeit bei der Erstellung

der Zeitung und der Ausgabe an die Verkäufer, vertritt die Redaktion die Interessen

der eigenen Klientel gegenüber Ämtern und Behörden und versucht auch die bür-

gerschaftliche Ebene auf die Belange von Wohnungslosen und gesellschaftlich

Ausgegrenzten aufmerksam zu machen. Die Zeitung arbeitet rein selbsttragend,

und ist finanziell völlig unabhängig.

a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  G ü t e r

Querkopf erscheint monatlich in einer durchschnittlichen Auflage von 5 000 Exem-

plaren. Neben der eigenen Zeitung stellt Querkopf den Verkäufern bei Bedarf auch

andere Zeitungen (z.B. die Kölner Stadtrevue, das Satiremagazin Titanic, u. a.) zum

Verkauf zur Verfügung. Diese werden beim Grossisten eingekauft, und zum Selbst-

kostenpreis ausgegeben.

Die Ausgabe der Querkopf erfolgt an drei Ausgabestellen in Köln-Innenstadt, im

Büro auf der Sülzburgstrasse, im Kiosk in der U-Bahn-Station Rudolfplatz und in

der Kneipe Q-hof in der Limburgerstrasse. Die Ausgabe ist wochentags zwischen

fünf Uhr morgens bis ein Uhr nachts möglich, am Wochenende sogar bis drei Uhr

nachts. In der Ausgabe Sülzburgstrasse können die Zeitungen auch auf Kommis-

sion ausgegeben werden, ansonsten zahlen die Verkäufer den Selbstkostenpreis

von 1,50 DM.

Die Versteuerung dieser Einkommensergänzung liegt bei den jeweiligen Verkäu-

fern, vor allem auch um Konflikte mit dem Sozialamt zu umgehen, denn bei Zusatz-

einkommen wird die Sozialhilfe in Höhe von zur Zeit i. d. R. 526,- DM771 (Nebenkos-

ten sind hier nicht enthalten) noch weiter gekürzt.

Der monatliche Verkauf liegt bei 3 000 bis 6 000 Exemplaren, abhängig von Jahres-

zeit, Wetter oder sonstigen Umständen. Für ungefähr 220 Stammkunden wird zu-

sätzlich die Stadtrevue angeboten, weiterhin werden ca. 50 Exemplare der Titanic

verkauft

                                                  
771 Das ist die Summe, die den Obdachlosen bar im Monat zur Verfügung gestellt wird, Zahlungen von Woh-

nungsmieten entfallen für das Sozialamt meistens.
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Neben dem Verkauf des Querkopf besteht mit dem Berliner Verein Knast Abo Ber-

lin e.V. eine Kooperation. Der Querkopf ist als Zeitung in den Justizvollzugsanstal-

ten der BRD zugelassen, und von 203 Insassen abonniert. Von Knast Abo Berlin

erhält Querkopf die Anschriften der gefangenen Abonnenten. Diese kriegen die

Zeitung dann kostenlos von Querkopf zugeschickt.

Über den Zeitungsverkauf und –versand hinaus vertritt Querkopf die Interessen

ihrer Verkäufer, aber auch anderer Rat- und Hilfesuchenden, gegenüber Kölner

Ämtern und Behörden. Querkopf ist als Vermittler zwischen formeller Administra-

tion und Obdachlosen für die Betroffenen sehr wichtig und hebt diese aus der

Anonymität der Strasse. Außerdem stellt die Zeitung einen Schutz vor dem Ord-

nungsamt dar. Gebettelt werden darf auf Kölner Strassen und öffentlichen Plätzen

nicht. Dies geht soweit, dass die Polizei den Bettlern ihr erbetteltes Geld wegneh-

men darf und diese im Extremfall wegen Bettelei angezeigt werden, und dann, da

sie mittellos sind, diese Strafen entweder über unbezahlte Sozialstunden ableisten

müssen, oder ins Gefängnis kommen. Für einige Bettler und Stadtstreicher gibt es

Verbote für ganze Straßenzüge oder öffentliche Plätze, die sie dann bei Strafandro-

hung nicht mehr betreten dürfen. Dies sind in der Regel Verkaufsstrassen, wo sie

die ansässigen Ladengeschäfte und Kaufhäuser stören, indem sie angeblich das

Konsumverhalten der Kunden beeinträchtigen.

Für den Verkauf bekommen die Verkäufer einen Verkäuferpass zur Verfügung ge-

stellt. Darauf ist ihr Name und die Kontakttelefonnummern des Querkopf verzeich-

net. Sie können sich in Konfliktfällen (mit z.B. dem Ordnungsamt, der Polizei oder

privaten Wachdiensten) auf den Verein berufen und erhalten von diesem Rücke-

ndeckung. Querkopf ist inzwischen vom Kölner Ordnungsamt anerkannt und es

bestehen Übereinkünfte für den Verkauf der Zeitung im öffentlichen Raum. Es gibt

eine Sonderverordnung des Ordnungsamtes, die den Verkauf der Zeitung für be-

stimmte Standorte (U-Bahn-Stationen, einige Passagen und öffentliche Plätze)

legitimiert. Diese Legitimation wurde in mühevoller Arbeit und Beharrlichkeit vom

Verein gegenüber dem Ordnungsamt durchgesetzt. So können Bettler sich auch

mit dem zusätzlichen Verkauf des Querkopf vor der öffentlichen Willkür schützen.

Die Beratungsarbeit stellt zwar nicht den Schwerpunkt der Arbeit des Querkopf

dar, der Bedarf ist jedoch hoch. Die Betroffenen werden in Bereich der Sozialen

Rechte beraten und im Einzelfall an Sozialrechtsanwälte weiter vermittelt. Es wird

Beratung über staatliche, kommunale und kirchliche finanzielle Hilfen erbracht,

sowie über spezielle Selbsthilfegruppen und Einrichtungen der freien Wohlfahrts-

pflege informiert.
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Für die Zeitung führt Querkopf verschiedene Aktivitäten durch. Dies sind vor allem

die Recherche im Internet nach neuen, unzensierten Nachrichten, aber auch eine

Umfrage an Kölner Schulen unter dem Motto ‚Wie sehen Kinder die Welt’, in der

Kinder zu aktuellen gesellschaftspolitischen, ökologischen und wirtschaftlichen

Fragestellungen befragt werden. Die Ergebnisse dieser noch nicht abgeschlosse-

nen Studie (ca. 500 Fragebögen) werden von der Redaktion ausgewertet und in der

Querkopf veröffentlicht.

G e s e l l s c h a f t s f o r m  u n d  - s t r u k t u r

Querkopf ist ein eingetragener gemeinnütziger Verein und selbstlos tätig. Er hat 15

Mitglieder, davon sind fünf aktiv. drei Personen sind im Vorstand, zwei sind Kas-

senprüferinnen. Die Zielgruppe der Wohnungslosen und Bedürftigen ist zum Groß-

teil nicht im Verein in einer Mitgliedschaft vertreten. Besonderen Wert wurde in der

Vereinssatzung darauf gelegt, dass es keine festgelegten Hierarchien innerhalb

des Vereins gibt und das sich niemand finanzielle Vorteile durch die Vereinsarbeit

verschaffen kann. Hierfür wurden in der Satzung verschiedene Kontrollmechanis-

men verankert, wie z.B. zwei neutrale Kassenprüferinnen, welche die Transparenz

der Ausgaben und Einnahmen gewährleisten.

A r b e i t  u n d  F i n a n z i e r u n g

Der Jahresumsatz von Querkopf liegt bei ca. 60 000,- DM, der Verein arbeitet damit

kostendeckend. Der Anteil der Miete inklusive Nebenkosten beträgt ca. 15 %, 35 %

werden für die Druckkosten verwendet, 20 % der Kosten verursachen die, vor al-

lem an bedürftige Verkäufer und die Gefängnisinsassen, verschenkten Zeitungen,

die restlichen 30 % werden für Material–, Bürokosten und sonstige Kosten ver-

wendet.

Vier Mitglieder des Vereins sind mit der Erstellung der Zeitung regelmäßig beschäf-

tigt, weiterhin gibt es einen größeren Pool von Ehrenamtlichen, die bei Bedarf aktiv

werden. Querkopf wird am Computer erstellt und auch die Druckvorlage entsteht

in Eigenarbeit. Der Druckauftrag geht an eine Druckerei (und damit werden dort

wieder Arbeitsplätze gesichert).

Ca. 10 Verkäufer kommen pro Tag, insgesamt sind ca. 30 Verkäufer regelmäßig mit

dem Querkopf im Kölner Raum unterwegs, außerdem eine weitere größere Zahl an

sporadischen Verkäufern, die bei Bedarf zu den Ausgabestellen kommen.
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Außerdem besteht eine Kooperation mit der Staatsanwaltschaft Köln. So ist eigent-

lich immer mindestens eine Person bei Querkopf tätig, die Sozialdienststunden ab-

leistet (die Staatsanwaltschaft führt eine Liste der Einrichtungen, für die Sozial-

dienststunden abgeleistet werden können. Die Betroffenen können sich dann eine

dieser Einrichtungen aussuchen und fangen dann, nach Absprache mit der jewei-

ligen Einrichtung, dort an zu arbeiten).

W e i t e r e  I n t e r v i e w e r g e b n i s s e

Es fehlt vor allem an finanzierbaren Räumlichkeiten. Dringend nötig wäre eine grö-

ßere Wohnung oder ein Haus, wo sich für die Verkäufer die Möglichkeit eröffnen

würde, sich in einem Badezimmer zu waschen und zu duschen, in einem Kaffee-

raum sich zusammenzusetzen und auszuruhen, wo es private Spinde für die Woh-

nungslosen gäbe, in denen sie ihre persönlichen Besitztümer unterbringen könn-

ten, mit einer Küche und einem Ruhe- und/ oder Gesellschaftsraum. Die jetzige

Ausgabestelle und das Büro in der Sülzburgstrasse ist viel zu klein zum Arbeiten

und nur als Durchlaufstation tauglich. Wenn man bedenkt, dass die Verkäufer i. d.

R. sowieso Anspruch auf Wohnungsgeld hätten, welcher aber zumeist nicht ge-

nutzt wird, wird klar, dass das Sozialamt an der Wohnungslosigkeit oft sogar Gel-

der einspart gegenüber den Sozialhilfeempfängern, die über Wohnungen verfügen.

Somit wäre es nur angebracht, die Schaffung solcher Räumlichkeiten auch von

formeller Seite zu unterstützen.

S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o g i e n

Die Typologie nach Trends legt den stabilen Trend nahe, denn der Status von Quer-

kopf bleibt weit gehend unverändert, eine zunehmende Informalisierung ist nicht

festzustellen und zu erwarten, ein zunehmende Formalisierung ist erstens nicht

gewünscht, zweitens ist das Klientel von Querkopf für den Markt uninteressant,

also würde hier nicht investiert. Auch die kommunale Administration ist offensicht-

lich wenig an der Verbesserung der Lebenssituation der Menschen unterhalb der

Armutsgrenze in unserer Gesellschaft interessiert. Diese stellen bisher keinen ech-

ten Konflikt für die Politik dar, denn sie verfügen über keine Lobby, werden also

kaum wahrgenommen. Querkopf ist formell außerdem anerkannt, man lässt die

Zeitung agieren, denn sie hält formellen Einrichtungen Ärger vom Hals. Soweit, sie

zu fördern, geht die Liebe aber dann doch nicht.
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Die finanzielle Abhängigkeit ist schwierig einzuordnen. Querkopf finanziert sich in

erster Linie über die Verkaufserträge. Diese reichen immer gerade aus, um die

nächste Ausgabe zu drucken. Alle im Verein geleistete Arbeit ist rein informell, be-

zahlbar wäre sie ohnehin nicht. Da die Verkäufe zu einem Solidaritätspreis abge-

wickelt werden, müssen die Erträge, die den Verkäufern zugute kommen, eigent-

lich als Spenden betrachtet werden. Damit liegt, zusammen mit der informell ge-

leisteten Arbeit, die finanzielle Abhängigkeit vor allem auf informellen Strukturen

und zwar vor allem auf Spenden, deshalb wird hier der Typ informellen Alimenta-

tion gewählt, wobei die Spendengeber im erweiterten Sinne als bürgerschaftlich

Engagiert bzw. UnterstützerInnen des Querkopfs betrachtet werden.

Die Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit liegt mit deutlicher Gewichtung

auf informeller Arbeit und informellen Strukturen (mehr als 70 %), also dem Typ

der informellen Integration, da die Redaktion und alle aktiven Mitglieder des Ver-

eins rein ehrenamtlich tätig sind.

Der Typ der externen Leistungsorientierung, zugunsten der Wohnungslosen und

finanziell Bedürftigen als spezielle Personengruppe, ist eindeutig.

R e s u m é e

Zusammenfassend werden folgende Leistungen durch die Tätigkeit des Querkopf

e.V.´s erbracht: für die Verkäufer dienen die Erträge als wichtige finanzielle Ergän-

zung zur Sozialhilfe, über die Arbeit in der Redaktion wird die Qualifikation der

Mitarbeiter gefördert, die Verkäufer trainieren sich selbst in Arbeit und Selbstorga-

nisation und werden durch die Erträge der eigenen Arbeit motiviert, sich wieder

stärker gesellschaftlich zu beteiligen. Außerdem wird Vermittlungsarbeit zwischen

Ämter und Obdachlosen und sonstigen Bedürftigen geleistet und konkrete Hilfe-

stellung in Sachfragen gegeben. Der wichtigste Beitrag, den Querkopf erbringt, ist

die massive Hebung der Lebensqualität für die Verkäufer. Sie sind wieder in einen

Arbeitsalltag integriert, so gering und unlukrativ die Arbeit auch sein mag, und ihre

Bereitschaft zur Selbsthilfe, zum Ausbruch aus ihrem sozialen ‚Loch’, steigt be-

trächtlich. Für viele bedeutet die Arbeit für den Querkopf auch einen Schutz vor

dem Sturz in die Kriminalität, denn der Bedarf nach Geld ist oft lebenswichtig, da

viele der betroffenen Obdachlosen alkoholsüchtig sind, und sie so ohne ein wenig

Geld in existentiellste Not geraten können. In der Öffentlichkeit wird die Wahrneh-

mung der Bürger und Passanten von Wohnungslosen geschärft und mit positiven

und konstruktiven Aspekten bereichert. Da Querkopf keinerlei regelmäßige Gelder

erhält, weder von der Kommune, noch vom Land oder Bund, von keinen Stiftungen
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oder anderen Einrichtungen, somit finanziell völlig autark kostentragend arbeitet

(durch informelle Arbeit), aber auf der anderen Seite eine Erhöhung der Lebens-

qualität für ihre Klientel zustande bringt, diese motiviert und berät, ist die gesell-

schaftsstärkende Wirkung dieser Einrichtung unbestreitbar. Alles erwirtschaftete

Geld fließt direkt in Konsumartikel zum alltäglichem Leben zurück.

Die beschäftigungsfördernde Wirkung von Querkopf ist ebenso deutlich. Querkopf

schafft für mindestens 30 Personen Teilzeitjobs unterhalb der 630,- DM-Grenze.

Diese Jobs können aber nicht als formelle Beschäftigungsverhältnisse betrachtet

werden, da weder ein Arbeitsvertrag noch ein Auftrag existiert. Querkopf bietet die

Zeitung nur den Obdachlosen an, was diese dann damit tun, ist ihre Sache, ob sie

die Erträge von Verkäufen versteuern ebenso. Dennoch, Querkopf schafft Arbeit

als Ersatz für formelle Arbeit und schafft Erwerbseinkommen als Ersatz für fehlen-

des reguläres Einkommen und mangelhafte Versorgung über soziale Sicherungs-

systeme.

Und wie die Redakteure des Querkopf sagten: Menschen werden krank, wenn sie

nicht sinnvoll arbeiten können.
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H .  T A L E N T S K U L P T U R  –  D A S  K Ö L N E R  N E T Z W E R K  F Ü R

G E L D L O S E S  T A U S C H E N

Trend stabil/ Informelle Alimentation von Mitgliedern & bürgerschaftlich Engagierten/ Informelle

Integration/ Interne Leistung

Scharnhorststr. 6, 50733 Köln, Tel.: 0221-760 52 64, Fax: 0221-76 58 89, eMail: talentskulptur@t-

online.de

„Warum nicht ohne Geld Deine Fähigkeiten mit anderen tauschen?”772

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

Die TalentSkulptur ist der einzige Tauschring in Köln. Er versteht sich als organi-

sierte Nachbarschaftshilfe und wurde im März 1995 gegründet. Die ca. 350 Mit-

glieder des Tauschringes tauschen untereinander Kenntnisse und Fertigkeiten,

teilweise auch Güter aus. Teilnehmen kann jeder, der/ die eine Fähigkeit oder Sa-

che geldlos im Tauschnetz zum Einsatz bringen will. Dies können Privatpersonen,

Kneipen, Geschäfte oder auch Organisationen sein. Verrechnet wird der Tausch mit

einer alternativen Währung, dem Talent (Tt). Alle Mitglieder der TalentSkulptur

verfügen über ein Talentkonto und Tt-Scheckformulare. Der TalentSkulptur be-

treibt das Talentbüro, welches die TeilnehmerInnen über Angebote und Nachfra-

gen unterrichtet, die Tt-Konten führt und die Tauschaktivitäten dokumentiert. Die

Bürozeiten des Talentbüros sind Montags von 10 – 12 Uhr, Mittwochs von 15 – 18

Uhr, jeden zweiten Samstag von 9.30 – 12.30 Uhr und nach Terminabsprache. An-

gebote und Nachfragen nach zu tauschenden Diensten (und Gütern) werden in den

Gelben Talentseiten veröffentlicht, weiterhin erscheint monatlich der Talentbrief,

die TeilnehmerInnenzeitung. In den Gelben Talentseiten wie auch im Talentbrief

sind Arbeitsangebote und Nachfragen veröffentlicht, zusammen mit den Kontakt-

adressen der Inserenten. Jeder Inserent bietet ein Spektrum an Dienstleistung (s.

u.) an, die gegen Talente getauscht werden können. Zusätzlich zu diesen Medien

gibt es in regelmäßigen Abständen den Tauschrausch. Hierbei findet in den Räum-

lichkeiten der TalentSkulptur ein Mitgliedertreffen statt, bei dem, neben Kommu-

nikation, Kaffeeklatsch und Sich-Kennen-lernen, in Form einer Tauschbörse, direkt

getauscht wird oder Aufträge vermittelt werden.

Der Vorteil der TalentSkulptur gegenüber sonstigem Tausch ist, dass kein direkter

Tauschpartner notwendig ist, der im Gegenzug das anbietet, was man selber

braucht. Die Preisbildung der getauschten Arbeit oder Sache wird individuell aus-
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 aus der Broschüre der TalentSkulptur, 2000.
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gehandelt und den Teilnehmern (mittels Scheck) auf ihrem Talentkonto gutge-

schrieben oder belastet. Neben der Aushandlung des Wertes eines Tauschgutes

gibt es noch die Gruppe 20, in der immer für 20 Talente pro Stunde getauscht wird,

jede Stunde ist gleich viel wert. Jedes Mitglied der TalentSkulptur kann sich dafür

entscheiden, seine Fähigkeiten im Rahmen der Gruppe 20 anzubieten, oder bei

Nachfrage einen eigenen Wert auszuhandeln.

Bei Eintritt in die TalentSkulptur steht das eigene Konto auf Null. Es darf bis – 500

Tt belastet werden, darüber hinaus werden keine Schecks mehr eingelöst, für posi-

tive Kontostände gibt es keine Grenze. Mit jedem monatlich erscheinenden Talent-

brief bekommt jedes Mitglied einen Kontoausweis mit dem aktuellen Kontostand

zugeschickt. Dieser dient zum einen der Information und des Nachweises des Teil-

nehmers aber auch zum Liquiditätsnachweis für die jeweiligen Tauschpartner. Um

einen Anreiz zu schaffen, Geben und Nehmen auszugleichen, also nicht nur

Dienste zu beanspruchen, sondern auch welche zu leisten bzw. umgekehrt, gibt es

eine monatliche Umlaufsicherungsgebühr in Höhe von ein Prozent. So werden also

beispielsweise aus 100 Tt Guthaben am Monatsende 99 Tt und aus 100 Tt Defizit

101 Tt. Zudem bezahlt jedes Mitglied für den Betrieb der TalentSkulptur monatlich

einen Beitrag von vier Tt. Diese werden für die in der TalentSkulptur anfallenden

Arbeiten verwendet. Zusätzlich kostet die Mitgliedschaft in der TalentSkulptur fünf

DM im Monat. Hiervon werden Porto- und Druckkosten des Talentbriefes und der

Gelben Talentseiten, Miete des Talentbüros und Telefongebühren, … etcetera, also

jene Dienste, die nur monetär finanziert werden können, bezahlt. Zusätzlich wer-

den für bestimmte Leistungen, die seitens des Talentbüros erbracht werden, wei-

tere Talentgebühren erhoben.773

a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  G ü t e r

Die Dienste weisen eine breite Varianz auf. So werden Renovierungs-, Aufräum-,

Koch- und Putzhilfen angeboten, ebenso Arbeiten auf dem Bauernhof, Massagen,

Musikunterricht und jegliche sonstigen Formen des Unterrichts, Unterstützung am

Computer und weitere technischen Hilfen, ein sehr breites Spektrum an Beratungs-
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 z.B. hat jeder Teilnehmer fünf Anzeigen á 10 Worte in den Gelben Talentseiten frei, jede weiteren 25 Worte

kosten fünf Tt. Im monatlichen Talentbrief hat jedes Mitglied eine Anzeige á 25 Worte frei, jede weiteren 25 Worte

kosten fünf Tt. Jeder Teilnehmer hat einen Bogen mit vier Talentschecks frei, jeder weitere Bogen kostet fünf Tt.

Ebenso ist ein Exemplar der Gelben Talentseiten frei, jedes weitere kostet 10 Tt, jedes weitere des Talentbriefes

(außer das eine monatlich freie) kostet zwei Tt. Ein zusätzlicher ausführlicher Kontoauszug mit detaillierten Kon-

tobewegungen kostet weitere fünf Tt.
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tätigkeiten, von Finanz- und Rechtsberatungen über astrologische und psycholo-

gische Beratungen, bis hin zu einem überproportional breiten Feld esoterischer

Beratungen und Körper- und Ernährungsberatungen. Das Spektrum therapeuti-

scher Angebote ist ebenso überdimensional ausgeprägt (Reiki, Klangmassage,

Ayurveda, Tantra, Tarot, Thai-Massage, Bachblüten, Hypnose, Homöopathie, Ku-

schelmassagen, Craniosacrale Körpertherapie, Pränatale Metamorphose und vie-

les mehr). Weiterhin werden technische Geräte (Kameras, Werkzeuge …) Räume

und (Ferien)Wohnungen vermietet, Sport angeboten, viel Garten-, Büro- und

Schreibarbeiten, Kinderbetreuung und die verschiedensten Künste vom Feuerspu-

cken über Chansons bis hin zur künstlerischen Gestaltung. Unterrepräsentiert sind

jedoch professionelle handwerkliche Arbeiten, und Gütertausch. Die Anbieter die-

ser Dienste (besonders KfZ-Bereich) oder Güter (z.B. ein Biobauer mit Obst und Ge-

müse) können der Nachfrage oftmals nicht nachkommen und sind selten in der

Lage, die so erwirtschafteten Tt wieder in Umlauf zu bringen. Für die Qualität der

getauschten Dienste haften die Tauschpartner, die TalentSkulptur übernimmt für

eventuelle Schäden, Ansprüche von Versicherungen oder der Steuer keine Haf-

tung.

G e s e l l s c h a f t s f o r m ,  H i e r a r c h i e n  u n d  E n t s c h e i -

d u n g s f i n d u n g

Die TalentSkulptur ist in allen organisatorischen und finanziellen Belangen um

Transparenz bemüht, die wiederholt in der monatlichen Plenumssitzung, dem Ta-

lentplenum, einer Kontrolle unterliegt. Dieses Talentplenum steht allen Mitgliedern

zur Mitarbeit offen, beschlossen wird per Mehrheitsentscheid. Austritte aus der

TalentSkulptur sind nur nach Kontoausgleich möglich. Da keinerlei Gesellschafts-

form besteht, existieren auch keine festgelegten Hierarchien. Die Vereinsbildung

würde einen Vorstand, und damit Hierarchienbildung, voraussetzen und wäre mit

einem breiten Spektrum formell-administrativer Verbindlichkeiten verbunden.

Deshalb, aber vor allem wegen der Hierarchienbildung, hat sich die TalentSkulptur

gegen diese Gesellschaftsform entschieden. Somit ist die TalentSkulptur eine rein

informell organisierte Einrichtung, der Organisationsstruktur zwar zentral über das

Talentbüro gesteuert, aber von der Basis der Mitglieder getragen wird. Sie taucht

aus diesen Gründen auch nicht in offiziellen Verzeichnissen oder Registern auf.

Ihre Kooperationsstrukturen gründen ausschließlich auf der Mitarbeit und Motiva-

tion der Mitglieder, die Grundlage bildet hierfür eine weit gehend selbstorgani-

sierte und –getragene Kommunikation zwischen den Tauschpartnern und deren
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Bereitschaft zur gestaltenden Mitwirkung. Zudem bestehen bundesweit gute Kon-

takte zu anderen Tauschringen, und es wird an einer intensiveren Vernetzung der

Tauschringe in der BRD und besonders NRW gearbeitet.

A r b e i t

In der TalentSkulptur findet ausschließlich informelle Arbeit statt. Alle Mitglieder

tauschen mehr oder weniger regelmäßig informelle Arbeit in Form von Diensten

aus, mit denen unter anderem auch die Organisation der TalentSkulptur getragen

wird. Im Talentbüro ist an den Bürozeiten eine Mitarbeiterin regelmäßig tätig. Sie

wird entsprechen der Gruppe 20 bezahlt, mit 20 Tt pro Stunde. Diese Bezahlung

betrifft alle Büroarbeiten des Talentbüros, auch wenn andere Mitglieder dort tätig

sind. Diese Talente werden aus den Tt-Mitgliedsbeiträgen bezahlt. Wenn mehr

Arbeit im Talentbüro anfällt, als die TalentSkulptur an Talenten zur Verfügung hat,

kann sie sich auf ihr eigenes Konto Talente gutschreiben, das bedeutet also, die

gesamte Summe der sich im Umlauf befindlichen Talente zu erhöhen, was indirekt

einer Erhöhung der Mitgliedsbeiträge gleichkommt.

M i t g l i e d e r s t r u k t u r  u n d  T a u s c h v e r h a l t e n

In diesem Abschnitt wird sich bei den Prozentangaben auf die Ergebnisse einer

Befragung im März 1998 im Tauschring TalentSkulptur von Daniela Meier gestützt,

die dem Autor zur Verfügung gestellt wurde.

57 % der Mitglieder sind Frauen. 75 % der Mitglieder sind jünger als 45 Jahre774,

insgesamt 50 % unter 36 Jahren.

12 % der Mitglieder sind arbeitslos775, 11 % sind Studenten776, 33 % der Mitglieder

sind teilzeitbeschäftigt, von den erwerbstätigen Mitglieder sind es 50 %. 41,8 %

der Mitglieder lebt alleine, weitere 33,5 % in Zwei-Personen-Haushalten777. Insge-

samt haben 75 % der Tauschringmitglieder weniger als 2000,- DM netto monatlich

                                                  
774 Vergleichswert mit der Kölner Gesamtbevölkerung: 60 % unter vier5 Jahren.

775 Die Kölner Arbeitslosenquote lag im Frühjahr 1998 bei 14,7 % nach dem Kölner Amt f. Statistik, Einwohnerwe-

sen und Europaangelegenheiten.

776 Anteil von Studenten an der Kölner Gesamtbevölkerung lag zum Befragungszeitpunkt bei acht %.

777 Vergleichswert mit Kölner Gesamtbevölkerung: 23,6 % Single-Haushalte, 27,5 % Zwei-Personen-Haushalte.
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zur Verfügung, 15 % weniger als 1000,- DM, wenigstens 5,7 % empfangen Sozial-

hilfe778, wahrscheinlich mehr.

Setzt man die Arbeitslosenquote, die unter dem der Gesamtbevölkerung liegt, in

Beziehung zum hohen Anteil der Teilzeitbeschäftigten und der Studenten sowie

der Einkommensstruktur, ließe sich folgern, dass der Tauschring zwar keinen Er-

satz für fehlende formelle Arbeit darstellt aber zumindest eine wertvolle Einkom-

mensergänzung darstellt, die offensichtlich zur Erhöhung des Realeinkommens

beitragen kann (siehe auch unten). Das die Arbeitslosenquote so niedrig liegt,

hängt aus Sicht der Gesprächspartner eher mit mangelnder Wahrnehmung als mit

mangelnden Interesse zusammen. Zudem ist bei Niedrigsteinkommen wie Arbeits-

losen- oder Sozialhilfe häufig der Bedarf nach materiellen Konsumgütern höher als

nach Dienstleistungen, welche aber in der TalentSkulptur überwiegen.

40,3 % der Mitglieder gaben an, sich durch die Tauschringaktivität ‚mehr leisten zu

können’. Ein Drittel profitiert von Leistungen ‚die ich sonst nirgends finde’. Für 12,9

% spielt die Möglichkeit Steuern einzusparen eine Rolle, 44,7 % meinten, dass

Leistungen in der TalentSkulptur zumindest teilweise billiger wären. Politisch/

Ideologische Motive, ‚ein alternatives Wirtschaftssystem unterstützen’, fallen nur

für 8,2 % ins Gewicht, während persönlich-subjektive Belange offenbar wesentlich

wichtiger sind. Ein Drittel der Tauschringmitglieder empfindet es als befriedigend,

sich für andere mit den eigenen Fähigkeiten nützlich zu machen, für 52,4 % bedeu-

tet die Ausweitung eines Kooperationsnetzes eine große Rolle, auch gerade um

das enge persönliche Umfeld zu entlasten (‚nicht immer Freunde und Bekannte um

einen Gefallen bitten müssen’), für ebenso viele sind die persönlichen Kontakte

wichtig (‚nette Leute treffen’).

Negativ fällt zu Buche, dass insgesamt eher wenig getauscht wird. 35 % der Mit-

glieder tauschen überhaupt nicht, weitere 40 % arbeiten nur bis zu vier Stunden im

Monat für die TalentSkulptur. 14 % arbeiten bis zu acht Stunden, die verbleiben-

den 10 % mehr.

Aus denselben Gründen sind die Talenteinnahmen gering. Nur 11 % erreichen mehr

als 100 Tt im Monat während über die Hälfte weniger als maximal 20 Tt im Monat

erreichen. 66,7 % wollen gerne mehr im Tauschring arbeiten, beinahe 75 % sind

mit der Nachfrage nach ihrem Angebot unzufrieden.

Verwunderlich ist das nicht, denn nach den angebotenen Diensten besteht quasi

keine Nachfrage. 80 % der Mitglieder fragen seltener als einmal pro Monat oder

                                                  
778 In Köln: 6,4 % der Einwohner erhalten Sozialhilfe.
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nie etwas nach. Zudem haben viele Hemmungen sich zu verschulden. Nur neun

Prozent der Mitglieder haben ihr Limit zu mehr als der Hälfte ausgeschöpft, 30 %

wollen sich nicht (weiter) verschulden und fragen deshalb nichts nach. Außerdem

stört es viele Mitglieder, dass ihr Guthaben zu gering ist. Kein Wunder, es wird ja

wenig getauscht. Unter anderem werden die Distanzen zu den Anbietern als teil-

weise zu groß empfunden und die mangelnden Nachweise über deren Qualifika-

tionen, für 12 % stellt Zeitmangel ein Problem dar. Immerhin 10 % der Mitglieder

gaben in der Kategorie ‚Sonstiges’ mangelnde Qualität der Dienste und Unzuver-

lässigkeit der Anbieter als Minuspunkte an. Insgesamt fällt noch auf, dass im tech-

nisch-handwerklichen Bereich eine hohe Nachfrage bei niedrigem Angebot besteht

und bei Diensten besonders aus dem esoterischen Bereich und alternativen Ge-

sundheitsbereich ein Überangebot bei geringster Nachfrage besteht. Gut laufen

Arbeiten der klassischen Nachbarschaftshilfe wie Umzüge, Garten- und Haushalts-

arbeiten, Renovierungen und kleinere Reparaturen.

W e i t e r e  I n t e r v i e w e r g e b n i s s e

Die TalentSkulptur hat sich nicht als Verein eintragen lassen, um die hier vorgege-

benen Hierarchien nicht übernehmen zu müssen. Diese wären für die Funktionali-

tät der TalentSkulptur zusätzlich kontraproduktiv. Interessant wäre der Vereinssta-

tus am ehesten dann, wenn eine Gemeinnützigkeit erreicht werden könnte. Das

Kriterium der Gemeinnützigkeit jedoch wurde stark hinterfragt, denn es wäre i. d.

R. an die Kriterien der Hilfe für Bedürftige gebunden, und dies wäre der überwie-

gende Teil der Mitglieder der TalentSkulptur nach den politischen Vorgaben nicht.

Die selbstorganisierte Verbesserung oder Optimierung der eigenen Lebensbedin-

gungen und des eigenen Wohlstandes auf bürgerschaftlicher Ebene wäre nicht im

Interesse des Staates und der Wirtschaft. So fordern die formellen politischen und

administrativen Ausgangsbedingungen zu ihrer Umgehung auf. Als Alternative zum

Verein wäre ein neuer Gesellschafts- oder gewandelter Vereinsstatus interessant

so z.B. eine Solidargemeinschaft, die primär Kooperationssysteme von Bürgern auf

Grundlage informeller Arbeit zur Erhöhung des individuellen und gemeinschaftlich-

en Wohlstandes unterstützen und fördern würde. Vor allem strebt die TalentSkulp-

tur eine intensivere Vernetzung innerhalb von Köln, aber auch mit anderen Tausch-

ringen an. Die Intensivierung der Vernetzung soll neben der personalen auch auf

institutioneller Ebene mit anderen Einrichtungen für informelle Arbeit für Koopera-

tionen erreicht werden. Limitierend hierfür sei jedoch das bisherige Tauschverhal-

ten.
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Das Modell der Ersatzwährung wird aus verschiedenen Gründen befürwortet. So

bewegt es sich in ‚kleineren’ überschaubaren und vor allem geschlossenen Krei-

sen. Die Bezugssysteme zwischen Währung und Tauschgut sind deutlicher und

nachvollziehbarer, die sozialen Verbindlichkeiten innerhalb des sozialen Bezugs-

rahmens sind überschaubarer, Aspekte des Steuerrechts wie auch der Gemeinnüt-

zigkeit wirken sich nicht hinderlich aus (Verlierer der Gesellschaft brauchen nicht

mit finanziert zu werden, dabei sind die Kosten für die selbstorganisierte Adminis-

tration relativ gering. Auf nachbarschaftlicher Ebene kann die Kooperation geför-

dert werden. Dies geschieht allerdings nur dann, wenn diese noch nicht oder nicht

mehr existiert, und der Tauschring somit zum Initialfunken wird. Eine bestehende

funktionale Nachbarschaftskooperation senkt eher die Nachfrage nach Angeboten

aus dem Tauschring, als das sie diese erhöht. Auf der Basis des Zukunftsszenarios

‚Vollbeschäftigung bei geringerer Arbeitszeit und ohne vollen Lohnausgleich’ wird

dem Tauschring ein hohes kompensatorisches Potential zugesprochen, unter der

Voraussetzung einer verbesserten Vernetzung. Als Negativaspekt wurde darauf

hingewiesen, dass nur die Leistungsträger Vorteile aus dem Tauschring ziehen

können, während jene, deren Leistungsfähigkeiten aus verschiedenen Gründen

gering ist, oder die Leistungen erbringen, deren Nachfrage gering ist, nicht mit

getragen würden.

Weiterhin wirkt sich die Konkurrenz mit dem Geldmarkt kontraproduktiv aus, denn

erstens werden die angebotenen Leistungen anhand der Messlatte des potenziel-

len Gegenwertes in DM bewertet, was soweit geht, dass viele Mitglieder ihre ange-

botenen und in Anspruch genommenen Leistungen von DM in Tt umrechnen, und

daran ihren Tauschwert bemessen. Außerdem können nur jene am Tausch teilha-

ben, die in ihrer formellen Tätigkeit soviel Zeit erübrigen können, um noch zusätz-

lich informell tätig zu sein, oder die Bereitschaft zu Mehrarbeit haben. Der Wert der

Talente wird unter den Teilnehmern nicht voll anerkannt, da die Kaufkraft der DM

wesentlich flexibler angewendet werden kann.

Um die Funktion der TalentSkulptur zu verbessern und neue Mitglieder zu werben,

soll zukünftig mehr Öffentlichkeitsarbeit (mit ‚Talentparties’, Infoständen, Flyern

und Plakaten) gemacht werden. Auch wird erwogen im Rahmen der lokalen Agenda

aktiv zu werden und hierüber Kooperationen auszubauen. Auch die Etablierung

einer landes- oder bundesweiten Alternativwährung für alle Tauschringe gemein-

sam wird erwogen. Hieraus erhoffen sich die Tauschringe eine größere räumliche

Dynamik der Tauschdienste und –güter sowie eine breitere Angebotsvielfalt.
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S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o g i e n

Bei einer Zuordnung zu den Entwicklungstrends liegt der stabile Trend nahe. Die

Organisationsstruktur der TalentSkulptur ist weit gehend stabil, ihre Funktionalität

ist ungefähr gleich bleibend, aber in vieler Hinsicht noch zu bemängeln. Dies ist für

die TalentSkulptur zwar nicht die Idealsituation, denn eine Optimierung ihrer

Schnittstellenposition und damit auch ihrer Funktion wäre wünschenswert, aber

sie ist nicht von einer Regression bedroht und hat sich in einem mehr oder weniger

stabilen Mitgliederpool informell gut etabliert.

Was den Aspekt der Alimentation betrifft, ist die Zuordnung zum Typ der informel-

len Alimentation von Mitgliedern und bürgerschaftlich Engagierten eindeutig. Fi-

nanzielle Unterstützungen werden ausschließlich über die Mitgliedsbeiträge getra-

gen, weiterhin sind keine Zuwendungen zu verbuchen.

Ebenso eindeutig ist die strukturelle Abhängigkeit gelagert. Hier ist der Typ der

informellen Integration zu wählen.

Bei der Dienstleistungsorientierung ist der Typ der internen Leistung, also nur für

Mitglieder des Tauschringes, ebenso eindeutig.

R e s u m é e

Für den Tauschring TalentSkulptur lässt sich feststellen, dass die Funktion und

Qualität der erbrachten Leistungen von den Mitgliedern kritisch bewertet werden,

das Prinzip des Tauschringes als Ergänzung zum Realeinkommen aber als sinnvoll

erachtet wird und trotz den Umsetzungsmängeln ein stabiler Mitgliederpool be-

steht. Besonders konfliktreich sind aber die direkten und vor allem die indirekten

Impulse, die von formellen Strukturen ausgehen. Insbesondere das monetär ge-

prägte Wertesystem wirkt sich äußerst kontraproduktiv auf die Funktion der Ta-

lentSkulptur aus, denn dessen Wertmaßstäbe werden bewusst und unbewusst von

den Mitgliedern adaptiert. Auch die Integration in einen formellen Arbeitsmarkt

behindert die informelle Arbeit im Tauschring, denn die formelle Arbeit schöpft die

Leistungskapazitäten der einzelnen Mitglieder i. d. R. soweit aus, dass eine Mehr-

belastung durch informelle Arbeit nicht mehr als Gewinn empfunden wird, sondern

nur noch die Inanspruchnahme von Diensten ohne Gegenleistung als Entlastung

empfunden würde. Hinzu kommt, dass nur jene Arbeit im Tauschring geleistet

wird, die keine formelle Entsprechung hat, oder die man nur so mangelhaft be-

herrscht, dass sie in formeller Arbeit nicht akzeptiert würde. Die Folgen sind ein

schlecht ausbalanciertes Angebot mit entsprechender Nachfrage. Somit werden
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viele Ansprüche, die formelle Arbeit nicht befriedigt, an den Tauschring gestellt,

dieser kann ihnen aber nicht gerecht werden, weil er unter den selben ungünstigen

Ausgangsvoraussetzungen leidet, welche die Leistungsfähigkeit der formelle Ar-

beit auf der Ebene der Kooperation, Kommunikation und Partizipation begrenzt.

Deshalb ist die Strategie der strukturellen Emanzipation von formellen Strukturen

nahe liegend. Sinnvoller aber wäre es eine Kooperation zugunsten einer Komple-

mentarität formeller und informeller Arbeit zu erreichen. Hierfür bräuchte es die

Etablierung eines alternativen Vereins- oder Gesellschaftsstatus und eine formelle

Anerkennung der aus der TalentSkulptur in die Gemeinschaft getragenen Leistun-

gen. Diese sind vor allem Ergänzung des Realeinkommens (und daraus resultier-

end größere Bereitschaft zu Teilzeitarbeit), Identifikation mit der Eigenleistung,

Erhöhung des immateriellen Wohlstandes durch sonst nicht wahrgenommene

Dienste und die Initialisierung von Kommunikations- und Kooperationsnetzen auf

kommunaler Ebene.
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I .  S S M  –  S O Z I A L I S T I S C H E  S E L B S T H I L F E  M Ü H L H E I M

E . V .

Trend stabil/ Formelle Alimentation, öffentlich/ Informelle Integration/ Interne und externe Leistung

Düsseldorfer Str. 74, 51063 Köln, Tel.: 0221-6405245, Fax: 0221-6403198

„Dort wo alles Arbeit ist, ist gleichzeitig nichts mehr Arbeit.” 779

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

Am 3. November 1979 besetzten Mitglieder der damaligen Sozialistischen Selbst-

hilfe Köln (SSK) die Häuser und Hallen der alten Gewerbefläche der in Konkurs ge-

gangenen Schnapsfabrik Esser in der Düsseldorfer Str. 74 im Kölner Stadtteil

Mühlheim. Zum damaligen Zeitpunkt gab es auf dem Gelände weder Strom noch

Wasser noch Heizungen und die Gebäude waren schwer sanierungsbedürftig. Die

erste Unterstützung kam vom Besitzer der benachbarten Dachpappenfabrik ZIKO,

der sich durch die Besetzung Schutz vor der geplanten Verlagerung der eigenen

Fabrik versprach. Er versorgte die Besetzer mit Strom und Wasser, geheizt wurde

mit alten Kohleöfen vom Sperrmüll. Im Zuge geplanter Sanierungsmaßnahmen der

Stadt sollten verschiedene Gebäude im Stadtteil Mühlheim im Umfeld der Düs-

seldorfer Str. 74 abgerissen werden und Neubauten Platz machen. 1980 trug die

damalige SSK entscheidend zur Enthüllung und Bekanntmachung der Mühlheimer

Grundstücksaffäre bei, in deren Folge der Abriss gestoppt wurde und die betreffen-

den Gelände und Gebäude erhalten blieben. So öffneten sich für die SSK einige

Türen vor allem zur städtischen Politik und Behörden. Im Jahr 1984 startete die SSK

ein Landprojekt. Hier sollte es darum gehen, auf einem Hof in der ländlichen Nach-

barschaft Kölns ökologische Landwirtschaft auf der Grundlage informeller Arbeit zu

betreiben. In der Folge dieses Projektes kam es zu Streitigkeiten innerhalb der

SSK, das Projekt endete und die SSK spaltete sich. So entstand 1985 die Sozialis-

tische Selbsthilfe Mühlheim – SSM. Nach mehreren erfolglosen Räumungsklagen

kam es 1993 zum Mietvertrag mit der Stadt Köln. Die SSM bekam die Renovierung

des Geländes und der darauf befindlichen Gebäude angerechnet. Die aus informel-

ler Arbeit erbrachten Leistungen verrechnete die Stadt Köln mit der Miete, insge-

samt 380 000,- DM.

Auf dem Gelände wohnen heute 14 Menschen in einer ‚sozialistischen Gemein-

schaft’. Die SSM ist keine Kommune, alle Mitglieder haben eine eigene Wohnung

auf dem Gelände der SSM. Ziel des Zusammenschlusses ist es ‚ein menschenwür-

                                                  
779

 Aus einer Selbstdarstellung der SSM.
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diges Leben ohne Fremdbestimmung und Ausbeutung’780 zu führen. Jedes der Mit-

glieder der SSM arbeitet, entsprechend der eigene Möglichkeiten und Interessen,

egal wie gebildet, wie alt oder gesund er/ sie ist. Die SSM versteht sich als Platt-

form für die Menschen, die besonders gesellschaftliche Ausgrenzung erfahren:

Obdachlose, Behinderte, Psychisch Kranke, Strafentlassene und Querköpfe. Der

Zweck der Arbeit ist weniger, möglichst viel Geld zu verdienen, als jedem die Mög-

lichkeit zu geben, die eigenen Fähigkeiten zu entfalten und sich in der eigenen Ar-

beit zu verwirklichen. So wird im großen Umfang Gemeinschaftsarbeit geleistet,

z.B. indem Arbeitslosen die Möglichkeit gegeben wird, in den Zweckbetrieben tätig

zu sein und durch die Mitarbeit in verschiedenen Projekten und Initiativen (siehe

unten). In Not Geratenen, vor allem auch Wohnungslosen, werden Kleider und bei

Bedarf eine Mahlzeit gegeben, es werden Rechtsberatungen für Rat- und Hilfesu-

chende angeboten, und aktiv Nachbarschaftshilfe geleistet. Die SSM versteht sich

besonders auch als sozialpolitische Informationsquelle und unterstützt die bürger-

schaftliche Partizipation auf kommunaler Ebene, u. a. ist sie an der Erarbeitung der

‚Mühlheimer Erklärung’ mit dem Konzept der ‚Neuen Arbeit für Mühlheim’ und der

Forderung nach deren Verwirklichung auf Industriebrachen beteiligt. Die Grundfi-

nanzierung der Einzelpersonen der SSM wird von der Gemeinschaft getragen, zu-

sätzlich erhält jeder ein monatliches ‚Taschengeld’ von 400,- DM. Jeder trägt durch

gemeinsame Arbeit zur Gemeinschaftskasse bei. Um von öffentlichen Zuwendun-

gen unabhängig zu sein, betreibt die SSM eigene Zweckbetriebe und schafft sich

ihre Wohn- und Arbeitsräume selbst. Der Verein bietet u. a. Umzüge, Wohnungs-

auflösungen und Entrümpelungen an und hat einen eigenen Second-Hand-Laden

mit Möbeln, Kleidern und Hausrat. Damit sichert er den Lebensunterhalt seiner

Mitglieder und schafft sich die Möglichkeit unabhängig von Parteien, Behörden

und Interessensgruppen für die Verwirklichung seiner Ideen einzutreten. Die Arbeit

im Stadtteil Mühlheim steht dabei an erster Stelle. Hier hat sich die SSM über die

Jahre etabliert und ist wichtiger Teil der alternativen Infrastruktur geworden. Sie

beteiligt sich an der Verwirklichung und Initialisierung von Modellen für

selbstbestimmtes Wohnen und Arbeiten und in den Bereichen Freizeit und Kultur.

So sind unter maßgeblicher Mitwirkung der SSM z.B. die Projekte Wohnen gegen

Strom e.V. in der Holweider Strasse, der Nachbarschaftstreff ‚Böcking Treff’ im

Böcking-Park, der Kulturbunker e.V. am Marktplatz und das große Arbeitslosen-

selbsthilfeprojekt Bauen-Wohnen-Arbeiten e.V.781 im Ossendorf-Park hervorgegan-

                                                  
780 Aus einer Broschüre der SSM.

781 Obwohl die Initiative Baue–Wohnen–Arbeiten e.V. in der Gedankenwelt der SSM e.V. entstanden ist, definiert

sie sich mehr unter sachlichen als unter örtlichen Gesichtspunkten. Ihr Hauptbetätigungsfeld findet sich in der
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gen. Seit dem Oktober 1998 besteht auch das Institut für Theorie und Praxis der

Neuen Arbeit, INA e.V., welches in den Räumen der SSM arbeitet. Dieses beschäf-

tigt sich mit der Ausarbeitung und Weiterentwicklung von innovativen soziopoli-

tisch und –ökonomisch nachhaltigen Arbeitskonzepten, der politischen Arbeit für

die Unterstützung neuer Arbeitskonzepte und deren Bekanntmachung und bietet

regelmäßig Veranstaltungsreihen zur Thematik an. Außerdem verfügt es über eine

kleine öffentliche Bibliothek und ein Archiv, organisiert Praktika und Bildungsver-

anstaltungen. Die gesamte Arbeit des INA findet in enger Kooperation mit der SSM

statt. Es erhält keinerlei öffentliche Mittel und ist auf Spenden und tätige Mithilfe

angewiesen.

Als neues Großprojekt ist der Aufbau eines Kultur-, Arbeits- und Wohnprojektes

auf einer unbebauten großen Industriebrache in Köln-Mühlheim geplant. Erstes

Element dieses Großprojektes soll ein Baurecyclinghof sein, dass Gelände soll

dann komplett durch informelle Arbeit bebaut werden. Geplant ist neben des Bau-

recyclinghofes eine Einrichtung zum Thema Technik und Lehre, eventuell eine So-

lartechnikschule, verschiedene Werkstätten eine Kunstkneipe, Ateliers für Künst-

ler, eventuell ein Musikstudio für kleine Bands und vieles mehr. Dies alles soll un-

ter ‚neuen Arbeitsbedingungen’ umgesetzt werden, eine strukturelle Orientierung

an der SSM ist dabei geplant. Besonders die Kriterien der Lokalen Agenda 21 sol-

len umgesetzt werden. Das Land NRW unterstützt das Projekt seitens verschiede-

ner Ministerien und die Chancen sind gut, dass das Land das Gelände aufkauft und

der SSM zur Verfügung stellen wird. Als administrativer Überbau gründet die SSM

zur Zeit eine Genossenschaft zur Verwaltung des Geländes um so auch als Wirt-

schaftsunternehmen Anerkennung zu finden. Jeder, der dort arbeiten bzw. wohnen

will, soll in die Genossenschaft eintreten.

                                                                                                                                     

ehemaligen Kaserne Klerken in Köln-Ossendorf. Die Begriffe Bauen, Wohnen, Arbeiten stehen gleichsam für das

Programm des Vereins. Die Initiative hat hierzu das ‚Stufenmodell zur Wiedereingliederung Wohnungsloser in eine

vitale Stadt der Zukunft’ entwickelt, das Wohnungslosen die Möglichkeit gibt, durch Mitarbeit an einer Baumaß-

nahme das Anrecht auf eine Wohnung in diesem Projekt zu erwerben. Darüber hinaus ist es ihre Absicht, die

betroffenen Personen so in ihr neues Lebensumfeld zu integrieren, dass sie in der Lage sind, ihren Lebensunter-

halt durch eine Erwerbstätigkeit zu sichern. Der zu diesem Zweck gegründete Naturbau und Service Betrieb hat am

1.9.1998 seine Tätigkeit aufgenommen und arbeitet seit diesem Zeitpunkt erfolgreich mit sieben Wohnungslosen,

eine Sozialarbeiterin und einer Gartenbau-Ingenieurin (Stand August 1999) – alle zunächst finanziert auf ABM-

Basis. Die Hauptbeschäftigung des Betriebs ist das Recycling von Pflanzen und Naturbaustoffen. Weiterhin wurde

mit der Landesentwicklungsgesellschaft (LEG) des Landes NRW am 10.11.1998 der notarielle Kaufvertrag über den

Ankauf eines Gebäudes im künftigen Wohngebiet Ossendorf-Park geschlossen, welches seit Juni 1999 im Rahmen

des Projektes zu Wohnungen – u. a. auch für die Wohnungslosen – umgebaut wird.



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

424

a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  G ü t e r

Die SSM bietet vor allem ein Gesamtkonzept von gemeinschaftlichen Wohnen,

Leben und Arbeiten an. Bedingung hierfür ist die relativ hohe Bereitschaft zu ei-

nem suffizienten Lebensstil, der dennoch nicht bedeutet, dass es dabei an mate-

riellen Gütern fehlt. Jedes Mitglied der SSM verfügt über die Alltagsgüter, die es

zum Leben braucht, dazu gehören auch Luxusgüter wie Fernsehen, Stereoanlage,

Computer u. ä. Die Güter, die nur im begrenzten Rahmen verfügbar bzw. finanzier-

bar sind, z.B. Autos, werden gemeinsam genutzt. Die Güter stammen vor allem aus

Spenden, den Entrümpelungen und den Wohnungsauflösungen. Im Interview wur-

de gesagt: ‚Wenn du einen Computer brauchst, dann wartest du einige Wochen,

und plötzlich ist er da, das was wir brauchen, kriegen wir auch immer irgendwie.’

Neben einem kompletten Lebenskonzept ist die SSM auf bürgerschaftlicher und

kommunalpolitischer Ebene sehr aktiv. Sie ist Mitglied der Bürgerdienste, einem

Zusammenschluss verschiedenster Einrichtungen zur Thematik bürgerschaftlicher

Arbeit zum Zweck einer optimierten Kooperationsstruktur. So besteht eine enge

funktionale und materielle Kooperation mit anderen Einrichtungen, aus der in der

Folge die Mühlheimer Gesprächsrunde erwuchs. Hier werden in einem diskreten,

nicht öffentlichen Rahmen Gespräche mit Politikern und Bürgern sowie Vertretern

der verschiedenen Einrichtungen zu kommunalpolitischen Themen geführt. Dieses

Treffen von bürgerlicher Fachkompetenz und Politik hat sich inzwischen gut eta-

bliert und die konstruktive Kooperation und Kommunikation hat für die kommu-

nale Entwicklung bereits wichtige Impulse hervorgebracht.

Neben der kommunalen und der stadtteilbezogenen Arbeit bietet die SSM ver-

schiedene kleineren Projekten Raum und unterstützt bzw. initialisiert weitere Pro-

jekte. Hierzu gehört eine Rechtsberatung zu alltäglichen Rechtsfragen und kos-

tenlose medizinische Versorgung und ärztliche Hilfe für Bedürftige in den Räumen

der SSM, die Bibliothek des INA und verschiedenen politische und gesellschaft-

liche Informationsveranstaltungen, Strassen- und Stadtteilfeste u. ä. 12 Projekte

wurden seit 1980 von der SSM initialisiert und zum Grossteil ausgelagert und ha-

ben sich mittlerweile überwiegend gut als eigenständige Einrichtungen etabliert.

G e s e l l s c h a f t s f o r m ,  H i e r a r c h i e n  u n d  E n t s c h e i -

d u n g s f i n d u n g

Die SSM ist ein eingetragener Verein. Diese Gesellschaftsform wurde als notwen-

diges Übel wegen administrativer, formeller Vorgaben (Mietstatus etc. …) ange-

nommen. Der Hauptkonflikt bestand für die Mitglieder der SSM in der notwendigen
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Hierarchienbildung des Vereinsstatus, was gegen die Idee einer selbstbestimmten,

selbstregulierenden Gemeinschaft geht. Um diesen Konflikt zu umgehen, sind alle

14 Mitglieder der SSM zugleich Vorstandsmitglieder des Vereins und es finden täg-

lich um neun Uhr am Morgen Vorstandsversammlungen statt, wo der Tagesplan

des vorigen und des kommenden Tages besprochen wird, sowie andere aktuellen

Belange. So ist eine hohe vereinsinterne Transparenz gegeben, die es nahezu un-

möglich macht, gegen die Vereinsinteressen zu agieren. Wer in die Gemeinschaft

aufgenommen wird, entscheidet die Mitgliederversammlung, an der alle Bewohner

teilnehmen. Es gibt keine festgelegten Hierarchien, jeder hat die Möglichkeit bei

allen Tagesordnungspunkten mit zu stimmen. Entschieden wird immer im Konsens.

F i n a n z i e r u n g

Die Kosten für 14 Personen, die in der SSM tätig sind, betragen insgesamt ca. 16

000,- DM pro Monat. Diese verteilen sich auf eine Lohnauszahlung, im Sinne eines

Taschengeldes in Höhe von 400,- DM pro Person. Die Essensausgaben betragen

täglich für alle 14 Personen ungefähr 100,- DM, darin sind durchschnittlich zwei

variierende Personen zusätzlich enthalten, die als Besucher oder Bedürftige täglich

hinzukommen. Mieten müssen gegenwärtig keine gezahlt werden (s. u.). Die Ne-

benkosten der Wohn- und Arbeitsgebäude betragen ca. 1 000,- DM im Monat, hin-

zu kommen ca. zwei Säcke Briketts pro Kohleofen vom Herbst bis zum Frühjahr.

Auf dem Gelände der SSM sind im Winter ca. 20 Öfen in Betrieb, dies entspricht ca.

40 Sack Brikett pro Monat (Preis für den Sack Brikett war nicht bekannt). Telefon-

kosten verursachen ca. 300,- DM im Monat. Die Kosten für die Krankenkasse betra-

gen ca. 900,- DM im Monat für alle 14 Personen, dies entspricht den Studententa-

rifen von 1973. Es gibt mit der betreffenden Krankenkasse seit über 25 Jahren ei-

nen ‚alten Deal’. Wie auch in vielen anderen Bereichen, wo es die SSM geschafft

hat, die formellen Zwänge wie Krankenkassenzahlungen, Steuern etc. zu ihren

Gunsten zu ‚informalisieren’ besteht auch mit ihrer Krankenversicherung eine still-

schweigende Übereinkunft über die Fortzahlung eines stark ermäßigten Tarifs.

Wenn ein neuer Sachbearbeiter auftaucht und bei der SSM anruft, wird er freund-

lich darauf hingewiesen sich mit seinen Vorgesetzten in Verbindung zu setzen. In

der Regel erfolgen daraufhin keine weiteren Maßnahmen mehr (s. u.).

Die Einnahmen der SSM stammen aus den unterschiedlichsten Quellen, vor allem

aber stammen sie aus formellen Strukturen. Bemerkenswert ist, dass diese zwar

meist aus formellen Institutionen, vor allem verschiedenen Behörden, kommen,

aber nicht an formelle Reglementarien gebunden sind. So bestehen verschie-
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denste informelle Kontakte und Freundschaften mit Amtsinhabern verschiedener

Behörden der Stadt Köln aber auch des Landes NRW bis hin zu Landesministern,

über die verschiedenste Unterstützungen der SSM ermöglicht werden. So wurde

z.B. der LKW der SSM mit 30 000,- DM aus städtischen Mitteln finanziert. Diese

stellten quasi einen Ausgleich für nicht in Anspruch genommene ABM-Stellen dar,

die sonst an Mitarbeiter der SSM gegangen wären, und vor allem eine finanzielle

Mehrbelastung des Arbeitsamtes bedeutet hätten. So wurden stillschweigend

eventuelle Paragraphen und Regularien umgangen, die Stadt finanzierte den LKW

und die SSM stellt keine weiteren Ansprüche. Zusätzlich werden Entrümpelungen

und Umzüge durch die SSM durchgeführt. Die Einnahmen aus diesen Arbeiten

braucht die SSM nicht zu versteuern. Hierüber besteht eine Absprache mit ver-

schiedenen Personen der Ämter der Stadt Köln. Da alle Mitarbeiter der SSM An-

spruch auf Sozialhilfe haben, zwei Personen, die in der SSM leben außerdem An-

sprüche auf verschiedenste Unterstützungen und Pflegegelder im Rahmen der Un-

terstützung Schwerbehinderter hätten, wären die Kosten, die für die Stadt anfallen

würden wesentlich höher, wenn diese formellen Ansprüche geltend gemacht wür-

den, als wenn ‚informell’ die Arbeit der SSM durch Zuwendungen bei Bedarf und

Umgehung eventueller administrativer Vorgaben unterstützt wird. Aus diesem

Grund zahlt die SSM keine Steuern782, bekommt eventuelle kostenintensive Repa-

raturen auf dem Gelände aus städtischen Mitteln finanziert, für das Abkippen des

Lkws auf städtischen Halden steht eine so beträchtliche Tonnage pro Jahr frei zur

Verfügung, dass diese nicht ausgenutzt werden kann und die Mieten für das Ge-

lände der SSM sind sehr niedrig mit -,50 DM/qm Gewerberaum und 2,50 DM/qm

Wohnraum veranschlagt. Die Sanierung des Geländes der SSM wird in Eigenarbeit

geleistet. Die Sanierungsmaßnahmen wurden in ihren formellen Entsprechungs-

wert umgerechnet, wenn sie also in formeller Arbeit hätten erbracht werden müs-

sen. Dies entspricht einem Gegenwert von 380 000,- DM an Sanierungsleistungen

durch informelle Arbeit der SSM. Diese Summe wird von der Stadt mit der Miete

verrechnet und über einen Zeitraum von 14 Jahren abgewohnt. Somit muss auch

der ohnehin geringe Mietsatz nicht gezahlt werden, sondern es wird mittels infor-

                                                  
782 Es gab seitens der SSM einen offenen Brief an das Finanzamt. Hier wurde dargelegt, dass die SSM nicht in der

Lage ist Steuern zu zahlen. Zudem spare der Staat, das Land und die Stadt durch die von der SSM erbrachten

Leistungen. Auch für einen Steuerberater sei kein Geld vorhanden. Sollte das Finanzamt dennoch darauf beharren,

dass die SSM Steuern zahlen müsse, bliebe für die SSM natürlich keine andere Möglichkeit, als dem zu entspre-

chen. Allerdings sind 12 Personen der SSM sozialhilfeberechtigt und zwei Personen geistig behindert (haben

dadurch besondere Ansprüche auf Versorgungsleistungen). Diese Ansprüche werden gegenwärtig nicht erhoben.

Im Falle der Verpflichtung zu Steuerzahlungen ist die SSM jedoch gezwungen, alle diese Gelder in Anspruch zu

nehmen, die Kosten, die hieraus für Stadt, Land und Bund entstehen, würden die ohnehin geringen Steuerzah-

lungen nicht aufwiegen. So besteht ein ‚Waffenstillstand’ zwischen der SSM und den Ämtern in der Stadt Köln.
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meller Arbeit die monetäre Entgeltung umgangen bzw. ersetzt. Für die Mietzeit von

30 Jahren ist die Stadt von allen Kosten wie Grundbesitzabgaben, Versicherungen

und Instandhaltungskosten befreit. Die Stadt Köln profitiere von dieser Regelung

massiv. Die Unterbringung von 14 Menschen im sozialen Wohnungsbau würde

nach Schätzung der SSM für 30 Jahre ca. 2 000 000,- DM kosten. Allein durch die

Unterbringung und Integration von Schwerstbehinderten erspart der Verein der

Stadt jährlich ca. 150 000,- DM.

Bisher hat diese Übereinkunft zwischen Behörden und SSM sich bewährt und für

beide Seiten Vorteile gebracht.

In Mühlheim bestehen außerdem informell verschiedenste Kooperation mit Privat-

unternehmen, welche die Aktivitäten der SSM unterstützen indem sie diese bei

Bedarf mit verschiedensten Gütern versorgen, seien es Getränke und Essen bei

Straßenfesten (werden ohne Vorschuss für den Verkauf in Kommission gegeben)

oder Leihgaben von technischem Equipment für Küche, Gastronomie, Konzertver-

anstaltungen, die ohne Gegenleistung je nach Bedarf zur Verfügung gestellt wer-

den.

A r b e i t

Bei der SSM ist einerseits alles Arbeit und zugleich nichts Arbeit. Es gibt keine for-

mellen Beschäftigungsverhältnisse, diese sind auch nicht erwünscht. Alle Arbeit ist

informell. Es leben zur Zeit 14 Personen in der SSM, welche alle informell tätig sind.

zwei von ihnen sind geistig behindert, für sie werden adäquate Arbeitsmöglichkei-

ten geschaffen, die sie einerseits ausreichend fordern, sie andererseits aber nicht

überfordern. Der Grossteil der Arbeitszeit wird für die Kommunikation innerhalb

der SSM und auch nach Außen (in die Nachbarschaft) verwendet. Sie stellt die

Grundlage jeder Arbeit in der SSM dar und der Aufbau, die Pflege und Aufrechter-

haltung einer funktionalen lebendigen Gesprächs- und Partizipationskultur fordert

viel Zeit und Kraft. Diese ist elementar wichtig für die Aufrechterhaltung der Orga-

nisationsstruktur der SSM, denn diese baut auf Motivation jedes und jeder Einzel-

nen auf, und der Bereitschaft Verantwortung auch für die Gemeinschaft zu über-

nehmen. Das bedeutet auch, dass eine Mehrheitsentscheidung nicht sinnvoll ist,

denn diese führt immer zur Ausgrenzung der Interessen und Wünsche der Minder-

heiten. Aus diesem Grund baut die SSM auf einer Konsenskultur auf und diese

fordert Auseinandersetzung und Diskussion.
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Vor allem geht es der SSM darum, Menschen wieder in einen produktiven Lebens-

zusammenhang einzubetten, fern dem Erwerbszweck, die sich „für den Prozess der

kapitalistischen Produktion als unbrauchbar erwiesen haben, den Ausschuss aus

der Produktion von angepassten Arbeits- und Konsumsklaven. Diese Menschen

zeichnen sich dadurch aus, dass sie nicht bereit und/ oder in der Lage sind, in dem

Modell von ‚aufgeschobener Belohnung’ (Konsum) zu funktionieren, in welchem

die Erwerbsarbeit organisiert ist. Anders gesagt, diese Menschen können Arbeit als

nackte, abgetrennte Produktionssphäre nicht ertragen.”783 Sie finden in der SSM

die Möglichkeit zur Arbeit und zum Wohnen bei kommunikativer und kooperativer

Teilhabe an einem gemeinschaftlichen Gesamtprozess.

W e i t e r e  I n t e r v i e w e r g e b n i s s e

In einem Gespräch mit zwei Mitgliedern der SSM, Michael, 5zwei Jahre und Detlev,

40 Jahre, wurde insbesondere der Aspekt Lebensqualität fokussiert. Besonders

wertvoll erscheint der hohe Grad der Selbstbestimmung in der Lebensgestaltung,

dies betrifft vor allem den Arbeitsbereich. Alle Mitglieder sind Mitbesitzer der Pro-

duktionsmittel und Teilbesitzer der Firma, es gibt keine festgelegten Hierarchien,

alle Verpflichtungen sind nicht durch Zwang sondern Motivation geprägt. Die Form

und der Inhalt der Arbeit geben eine andere Möglichkeit mit Freizeit umzugehen.

Freizeit ist deshalb nicht mehr durch ‚Leere’ geprägt, sondern Arbeit, Lebenssinn

und Kreativität verschmelzen mit der Mußezeit zu einem Ganzen. Die materielle

Versorgung ist sehr gut. Jeder hat 400,- DM Monatseinkommen zur Verfügung und

kann seine Wohnung z.B. mit Antikmöbeln versorgen. Mit Geduld kommt jedes ma-

terielle Gut irgendwann vorbei. Mit einer Nachbarin aus den anliegenden Miets-

häusern (zur Nachbarschaft bestehen sehr gute Kontakte) wurde interessehalber

einmal gerechnet, wer mehr Geld zur Verfügung hat. Sie hat 2 200,- DM netto im

Monat zur Verfügung, Michael und Detlev jeweils 400,- DM. Mit allen Abzügen für

Miete, Krankenversicherung, Essen und sonstige Grundversorgung bleibt der

Nachbarin höchstens 350,- im Monat zur freien Verfügung. Bei gleichem Güter-

wohlstand und Wohnfläche, wie auch Grundversorgung und Versicherung haben

                                                  
783

 Aus der 20-Jahres-Jubiläumsbroschüre der SSM.

Karl Polanyi fasste diesen Konflikt unter dem Begriff entbettete Ökonomie zusammen, einer Wirtschaftsweise, die

aus den gesellschaftlichen Bezügen herausgelöst ist, gewissermaßen aus der Gesellschaft abstrahiert (Polanyi, K.

(1978): The Great Transformation. Politische und ökonomische Ursprünge von Gesellschaften und Wirtschaftssys-

temen. Frankfurt a. M.
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die Mitglieder der SSM damit durchschnittlich 50,- DM mehr für Freizeitkonsum

und Luxusgüter.

Was die Zukunftsperspektiven der SSM betrifft, zielen sie zunächst auf die Ver-

wirklichung des Großprojektes auf der betreffenden Industriebrache (s. o.). Eine

Trennung zwischen Perspektive und Vision liegt nicht im Selbstverständnis der

SSM, die sich auch als gelebte Utopie versteht. Vision ist gleich Perspektive und

fordert nur die Umsetzung. Demgemäß sieht sich die SSM auch nicht unter admi-

nistrativen und formellen Druck gesetzt, sondern blickt sehr selbstbewußt in die

Zukunft. Die grundsätzlichen Zielsetzungen gehen in Richtung einer Expansion des

Lebensmodells der SSM auf der Grundlage von intensiver gesellschaftlicher Kom-

munikation und im permanenten Vorantreiben einer inneren Evolution der SSM

wie der Gesellschaft.

S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o g i e n

Die Zuordnung zum stabilenTrend mit einer weitgehend stabilen Organisations-

struktur ist deutlich, insbesondere wenn man die Expansionspläne der SSM an-

hand ihres strukturellen Musters in Betracht zieht. Die Funktionen bleiben erhalten

bzw. weiten sich zunehmend aus, und auch die formelle Etablierung scheint mitt-

lerweile gesichert.

Die Zuordnung zu einer finanziellen Abhängigkeit fällt schwer, denn das finanzielle

Input wird von der SSM zum überwiegenden Teil selber (Umzüge, Entrümpelungen,

Wohnungsauflösungen, Second-Hand-Laden) erbracht. Da die Ausgaben der SSM

jedoch extrem niedrig sind, da von formellen Strukturen, vor allem der Stadt und

dem Land finanzielle Vergünstigungen bzw. Erlasse gewährt werden, kann jedoch

schon von einer finanziellen Abhängigkeit durch die hieraus resultierende massive

Kostenreduktion gesprochen werden. Hier ist der Typ der formellen Alimentation

durch vor allem öffentliche Stellen zu wählen.

Dem steht jedoch mit dem Typ der informellen Integration eine deutliche Gewich-

tung der Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit zugunsten informeller Ar-

beit und informellen Strukturen gegenüber, über die es vermutlich jederzeit mög-

lich wäre, flexibel auf eventuell konträre Maßnahmen von formeller Seite (z.B.

durch Aufhebung der Vergünstigungen und Erlässe) kompensatorisch zu reagie-

ren, bzw. auf andere Quellen auszuweichen.

Die Leistungsorientierung ist intern und extern gerichtet, deshalb der Typ der inter-

nen und externen Leistung. Ein großer Teil der Leistungen werden für die in der
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SSM vertretenden Personen erbracht, die Summe der Leistungen für Personen-

gruppen wie Obdachlose und politische Interessensgruppen und andere Einrich-

tungen für informelle Arbeit ist ebenfalls beträchtlich. Auch mit formellen Einrich-

tungen bestehen Kooperationen, wie z.B. Konzerthallen. Die Leistungen, die im Be-

reich der Gemeinschaftsarbeit dem gesamten Stadtteil zugute kommen, sind

schwer bemessbar, deshalb ist keine klare Gewichtung festzulegen. Vermutlich ist

es aber so, dass die indirekt extern erbrachten Leistungen besonders auf kommu-

naler Ebene die intern erbrachten sogar überwiegen. Der gegebene Untersu-

chungsstand legt gegenwärtig noch den Typ der internen und externen Leistungs-

orientierung nahe, bei einer Erweiterung der SSM um das angestrebte Großprojekt

auf der Industriebrache müsste vermutlich der Typ der externen Leistungsorientie-

rung als dann dominierend gewählt werden.

R e s u m é e

Die SSM ist ein erfolgreiches Modellprojekt für eine Verbindung von Wohnen, Le-

ben und Arbeiten. Sie stellt eine wichtige Schnittstelle zwischen informellen und

formellen Strukturen in Köln und besonders im Stadtteil Mühlheim dar. Ihre initia-

lisierende Wirkung auf Selbstorganisationsprozesse trägt in hohem Maße zur bür-

gerschaftlichen Beteiligung bei und sie fungiert in dieser Funktion zudem als

Schnittstelle zwischen Bürgern und Politik. Ihr kommunaler Bekanntheitsgrad ist

sehr groß. Für viele Obdachlose, Arbeitslose aber auch Jugendliche, StudentInnen

und Bürger bedeutet die Arbeit der SSM sehr viel, denn sie demonstriert Bürger-

beteiligung und die Freiheit der Wahl der Lebensform. Das erfolgreiche Überdau-

ern eines alternativen Lebensstiles letztlich seit Anfang der 1970er Jahre, geprägt

von Kommunikation, Solidarität und Nachbarschaftlichkeit verdrängt den Geruch

der Utopie. Außerdem ist sie als eine Hilfestelle für die, die in Not geraten sind, be-

kannt und für die es in formellen Strukturen keine Entsprechung gibt.

Das die SSM von Politik zunehmend Unterstützung erfährt, deutet jedoch weniger

darauf hin, dass sich die formellen Strukturen zu ihren Gunsten verändert hätten,

sondern vielmehr auf die langjährige Mithilfe von verschiedensten Einzelpersonen

in kommunaler Politik und Landespolitik. Dadurch ist sie noch lange nicht gelieb-

tes Kind der Kommunalpolitik.

Eine direkt beschäftigungsfördernde Wirkung für den Erwerbsarbeitssektor geht

von der SSM nicht aus. Die von ihr initialisierten Projekte, allen voran Bauen-Woh-

nen-Arbeiten e.V., erbringen diese Wirkung dagegen eindeutig. In dieser Perspek-

tive kann die SSM somit als innovative Keimzelle betrachtet werden. Die Menschen
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in der SSM demonstrieren aber sehr anschaulich und bürgernah, inwieweit infor-

melle Arbeit zum Realeinkommen beitragen kann, und wie die Wohlstandskriterien

Selbstbestimmung, schöpferische Entfaltung, Kommunikation und Kooperation

den allgemeinen individuellen Wohlstand soweit erhöhen können, dass sie wert-

voller als der Besitz von Konsumgütern empfunden werden. Den Mitgliedern der

SSM kann eine hohe Suffizienz zugesprochen werden. Dass die materiellen Güter,

die in der SSM verwendet werden, fast ausschließlich entweder Recyclingprodukte

oder Gebrauchtgüter darstellen belegt die Ökoeffizienz dieser Lebensform.

Im weitesten Sinne kann die SSM wohl auch in das Spektrum der Einrichtungen

aufgenommen werden, die Qualifikation vermitteln. Dies betrifft den Bereich der

Partizipation und Kooperation im speziellen. Denn dort, wo die SSM auf bürger-

schaftlicher Ebene aktiv ist, hat der Grad der nachbarschaftlichen Beteiligung zu-

genommen. Wenn man also es auch als qualifizierend verstehen will, wenn Partizi-

pation und Kooperation auf nachbar- und bürgerschaftlicher Ebene initialisiert,

vermittelt, begleitet und trainiert wird, dann erfüllt dies die SSM auf jeden Fall.

Wenn Kooperations- und Kommunikationspotentiale, wie auch Aspekte der Selbst-

organisation in der Erwerbsarbeit stärker ab- und nachgefragt würden (und der

Trend geht eindeutig in diese Richtung) dann wirkt die SSM über Qualifikation

direkt beschäftigungsfördernd auch im Erwerbsarbeitsbereich. Das geplante Pro-

jekt der Wiederbelebung der Industriebrache in Mühlheim wird sicherlich neben ei-

nem hohen Bedarf besonders an informeller Arbeit auch formelle Beschäftigte

brauchen und den formellen Beschäftigungssektor fördern.

Insgesamt stellt die SSM einen wertvollen Gewinn für die bürgerschaftliche, kul-

turelle und politische Landschaft der Stadt Köln dar und ist dadurch ein wichtiger

Standortfaktor, besonders für den Stadtteil Mühlheim.
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J .  E M A N Z I P A T I O N  E . V .  –  S C H . U . L . Z .  ( S C H W U L E N -

U N D  L E S B E N Z E N T R U M  K Ö L N )

Trend stabil/ Informelle Alimentation, gemischt/ Informelle Integration/ Externe Leistung, gemischt

Kartäuserwall. 18, 50678 Köln, Tel.: 0221-931880-80, Fax: 0221-931880-85, eMail: info@schulz-co-

logne.de, www: http://www.schulz-cologne.de

I n h a l t e  u n d  F u n k t i o n

Die Emanzipation e.V. ist der Dachverband 34 Kölner lesbischer und/ oder schwu-

ler, bisexueller oder sympathisierender Gruppen/ Organisationen und ca. 60 Ein-

zelmitglieder zum Zwecke einer gemeinsam verstärkten emanzipatorischen Wirk-

samkeit. Dieser Dachverband hat sich ein Bürgerhaus geschaffen und unterhält

dieses – das Schwulen- und Lesbenzentrums (Sch.u.L.Z.) in Köln. Die Zweckbestim-

mung von Emanzipation e.V. ist die Emanzipation784 von Lesben und Schwulen und

der Geschlechter allgemein. Im Rahmen dieser Zielsetzung hat der Emanzipation

e.V. das Bildungs- und Kommunikationszentrum Sch.u.L.Z. gegründet, das diesem

Zweck entspricht und dessen Trägerverein er ist. Emanzipation e.V. ist geschäfts-

führender BetreiberIn des Sch.u.L.Z.

Es entwickelte sich in Folge der homosexuellen Emanzipationsbewegung in

Deutschland seit Dezember 1971 aus der Gay Liberation Front (glf), der ersten

Schwulengruppe in Köln.785 Der Vorläufer des Sch.u.L.Z. war letztlich das glf-Zent-

rum, welches 1974 eröffnete. Heute ist das glf-Sozialwerk e.V. als Beratungsstelle

für Lesben und Schwule im Sch.u.L.Z. tätig. 1984 gründete sich der Emanzipation

e.V. und am 16.3.1985 eröffnete das Sch.u.L.Z. in der Bismarckstr. 17 im Belgischen

Viertel in Köln. Diese Räumlichkeiten platzten schon nach kurzer Zeit aus allen

Nähten, und die Suche nach einem Ausweichgelände begann. 1986 wurde Emanzi-

pation e.V. als gemeinnützig anerkannt und ein Jahr später die Sch.u.L.Z. Gastrono-

mie GmbH gegründet. Am 4.3. 1994 feierte das Sch.u.L.Z. am Kartäuserwall die

Neueröffnung, auf dem vormals besetzten Gelände einer ehemaligen Brauerei. Es

bestand ein Vertrag mit der Landesentwicklungsgesellschaft (LEG), jedoch unter

der Auflage, dass der Innenausbau aus Eigenmittel erbracht wurde. Unter dem

massiven Einsatz informeller Arbeit konnte auch dies bewältigt werden, und das

                                                  
784

 Unter dem Begriff Emanzipation wird die ‚Befreiung von Abhängigkeit und Bevormundung’ oder ‚die Befreiung

einer durch Rasse, Geschlecht, Stand oder sonstige Eigenschaften bestimmten Teilgruppe einer Gesellschaft aus

einem Zustand der rechtlichen, politischen oder sozialen Abhängigkeit oder Unterprivilegierung’ verstanden.

785
 Köln gilt heute als die Stadt Europas mit dem höchsten Homosexuellenanteil, genauere absolute und pro-

zentuale Angaben liegen gegenwärtig nicht vor.
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Sch.u.L.Z. wurde so zu einem der wichtigsten und bekanntesten Zentren für Homo-

sexuelle in der BRD.

Das Sch.u.L.Z. hat zum Ziel, die in der Öffentlichkeit bestehenden Vorurteile und

Diskriminierungen gegen Lesben und Schwule sowie allen weiteren von der hete-

rosexuellen Norm abweichenden Menschen abzubauen und für deren Gleichbe-

rechtigung und die Gleichberechtigung der Geschlechter allgemein zu arbeiten. Es

hat eine zentrale Bedeutung in der homosexuellen Emanzipationsbewegung in

Köln um Entfaltungs- und Lebensräume zu schaffen, für Aufklärungs- und Öffent-

lichkeitsarbeit zu sorgen und sich für die Gleichstellung insbesondere von Lesben

und Schwulen in der Gesellschaft einzusetzen.786

Das Sch.u.L.Z. ist als größtes soziokulturelles Zentrum seiner Art in Deutschland

täglich bis zu 15 Stunden allen interessierten BürgerInnen offen. Da Vorurteile und

Diskriminierung am besten in und mit enger Beteiligung der Bevölkerung abgebaut

werden, bietet es als eigenes soziokulturelles Zentrum dafür eine gute Vorausset-

zung. Das Sch.u.L.Z. widmet sich dem Bereich der sexuellen Identität der BürgerIn-

nen in einer Weise und einem Ausmaß, wie es andere Bürgerhäuser nicht leisten

können. Es will „Gelegenheit zum politischen, sozialen und kulturellen Austausch

zwischen den Menschen schaffen und der Förderung von Partizipation und Bürger-

beteiligung dienen. Dabei spielt die Integration unterschiedlicher Bevölkerungs-

gruppen und Generationen eine wichtige Rolle. Das Sch.u.L.Z. will unter Berück-

sichtigung traditionell gewachsener Strukturen neue Dienstleistungen und neue

Formen der Individualität und Alltagssolidarität entwickeln”787. Dies bedeutet für

homosexuelle Menschen insbesondere, Vorurteile und Diskriminierungen über-

haupt wieder wahrzunehmen und diese nicht einfach hinzunehmen und sich zu

solidarisieren, die Konfrontation mit Aids und den davon Betroffenen nicht zu ver-

drängen, sondern neue Umgangsweisen zu entwickeln und die Konsumzwänge

besonders in der kommerziellen Subkultur für Schwule und Lesben in Frage zu

stellen und vor allem die durch Sozialisierungen übernommen Verhaltensnormen

gerade im Umgang mit Beziehungen zu überprüfen und neue zu entwickeln, wie

auch einer Triebabspaltung einer vom Alltagsleben getrennten Sexualität entge-

genzuwirken und offen und selbstbewußt auftreten zu können.

                                                  
786

 Trotz rechtlicher und gesellschaftlicher Liberalisierung in Deutschland werden Lesben, Schwule und andere

Menschen mit von der heterosexuellen Norm abweichender sexueller Identität nach wie vor in vielen Bereichen

gesellschaftlich und rechtlich diskriminiert.

787
 Aus dem Konzeptpapier des Sch.u.L.Z .
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Hierzu schließen sich Lesben und Schwule aufgrund der jeweiligen Lebens- und

Bedürfnislage in Gruppen, Organisationen und Verbänden zusammen und enga-

gieren sich in bestehenden gesellschaftlichen Institutionen, wie z.B. Parteien, Ge-

werkschaften, Kirchen. Für diese bildet das Sch.u.L.Z. eine Plattform, und bietet ein

breites Angebot an Informationsveranstaltungen, Netzwerkanbindungen und kul-

turellen Aktivitäten. Dieses reicht von Diskussionen, Infoständen, Seminaren, Vor-

trägen und Tagungen über kulturelle Veranstaltungen mit renommierten Ensem-

bles aus Theater, Kabarett und Musik bis hin zu Veranstaltungen von Nachwuchs-

künstlerInnen, Tanzkursen, Spirituellen Angeboten, Kino, Disko, Parties unter ver-

schiedensten Mottos und Postfächern für die Kölner Schwulen- und Lesbenver-

eine, -gruppen und –organisationen. Alle Veranstaltungen sind öffentlich zugäng-

lich, einige jedoch sinnvollerweise auf bestimmten Zielgruppen beschränkt.788

Darüber hinaus können sich im Sch.u.L.Z. Trägergruppen und Initiativen in Berei-

chen engagieren, die mit den genannten Zielsetzungen unmittelbar im Zusammen-

hang stehen, wie z.B. der Kampf gegen Ausländerfeindlichkeit und Aktivitäten in

der internationalen Homosexuellenbewegung. Außerdem dient das Sch.u.L.Z. als

Kommunikationszentrum für zahlreiche Selbsthilfegruppen verschiedener Inhalte

und nicht zuletzt auch der Geselligkeit zwischen Schwulen, Lesben und Interessier-

ten. Neben diesen Aktivitäten wendet sich das Sch.u.L.Z. mit einem umfangreichen

Beratungs- und Bildungsangebot an die Öffentlichkeit.

Die Emanzipation e.V. hat die Gastronomie in einigen Räumen im Erdgeschoss des

Sch.u.L.Z. an den Cafébetrieb ‚Anders im Sch.u.L.Z.’ GmbH verpachtet. Mit diesem

Angebot wird eine optimale gastronomische Versorgung durch privatwirtschaft-

liches Engagement im Hause gewährleistet. Die Pachteinnahmen werden im Rah-

men der Zielsetzung der Emanzipation e.V. verwendet. Die Gastronomie berück-

sichtigt die Belange des soziokulturellen Zentrums, z.B. bei der Vermietung von

Räumen oder der Vermeidung von Verzehrzwang und Mindestverzehr.

Entscheidend im Selbstverständnis des Sch.u.L.Z. ist die Überzeugung und Erfah-

rung, dass eine gemeinsame und solidarische Emanzipationsarbeit mehr bewirkt

als die Summe ihrer Teile. Die emanzipatorische Wirkung eines großen und leben-

digen soziokulturellen Zentrums in der Kölner Südstadt mit den gebündelten Akti-

vitäten aller Trägergruppen kommt nicht nur den Homosexuellen zugute, sondern

wirkt auch massiv auf die Bevölkerung und Öffentlichkeit. Dies kommt besonders

in der Stärkung von Solidaritätsnetzwerken, Partizipationsmechanismen, durch Er-

fahrungsaustausch und Information wie kulturellem Angebot zum Ausdruck. In die-
                                                  
788 In die Disko für lesbische Frauen dürfen z.B. keine Männer.
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sem Sinne ist das Sch.u.L.Z. ein wichtiger Bestandteil der Bürgergesellschaft in

Köln.

a n g e b o t e n e  D i e n s t e  u n d  G ü t e r

Emanzipation e.V. ist primär für das Management des Sch.u.L.Z. und der Zweck-

bestimmung des Vereins zuständig. Im Vordergrund steht das Zentrumsmanage-

ment (Haus-789, Programm-790, Raum791 und Veranstaltungs-/ Angebotsmanage-

ment792). Eine wichtige Funktion stellt außerdem der Bereich des Kommunikations-

managements zwischen Mitgliedern, Bürgern, Kommunalpolitik und Nachbarschaft

dar, sowie das gesamte Spektrum der Informations- und Öffentlichkeitsarbeit.

Das Sch.u.L.Z. bietet als soziokulturelles Zentrum eine leistungsfähige Plattform

und Infrastruktur für politische, soziale und kulturelle Aktivitäten im Rahmen

emanzipatorischer Ziele in der Gesellschaft. So ist es Kommunikations- und Infor-

mationsstelle für alle an lesbisch/ schwulen Fragen Interessierten und bietet eine

umfangreiche und aktuelle Mediathek mit lglf793-Bibliothek und eines Archivs zur

Vergangenheit und Gegenwart homosexueller Männer und Frauen zum Leihen und

Lesen, zwei Internet-Terminals zur öffentlichen Nutzung per Münzautomaten und

eine Infothek mit einer umfangreichen Informationsbroschürenauslage an.

Insbesondere über die Aktivitäten der Trägergruppen wird in Publikationen, Aus-

hängen und in den Bürosprechzeiten laufend informiert. Die Trägergruppen kön-

nen darüber hinaus die weitere Infrastruktur des Hauses für Arbeitstreffen und Mit-

gliedsversammlungen, wie Räumlichkeiten und eigene Briefkästen zu Sonderkon-

ditionen nutzen. Das Sch.u.L.Z. verfügt über eine Postfächerzentrale für zur Zeit 44

Gruppen.

Das Sch.u.L.Z. ist insgesamt 865 qm groß. Verschiedene Räumlichkeiten können zu

verschiedensten Zwecke günstig angemietet werden. Es verfügt über eine 120 qm

große Katakombe im Keller mit Bühne, leistungsfähiger Musik- und Lichtanlage,

Stühlen und Bänken und ist besonders geeignet für Diskos, Konzerte, Theater,

Kino, etc. … mit Platz für bis zu 230 Personen, weiterhin ein 100 qm großer Tanz-

                                                  
789

 Nachbarschaftspflege, Mietverpflichtungen erfüllen, Hausmeisterei, Technik.

790
 Didaktische und methodische Entscheidungen.

791
 Koordinierung und Vermietung.

792
 Beratung, Planung, Organisation, Betreuung, Durchführung.

793
 lesbian and gay liberation front



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  
S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

436

saal mit Parkettboden, Spiegelwand, Klavier, Musikanlage, Bestuhlung, besonders

geeignet für Empfänge, Mitgliederversammlungen, Konferenzen, Lesungen, klas-

sische Konzerte, Tanz- und Gesangskurse, Gymnastik, etc. … mit Platz für ca. 120

Personen (sitzend). Außerdem gibt es zwei kleinere helle Seminarräume mit je 20

Stühlen, Konferenztischelementen für 10 Tischplätze und Flipcharts für Arbeits-

gruppen, Unterricht, …, darüber hinaus verschiedenstes technisches professio-

nelles Equipment für Kino, Gastronomie, Konzerte und sonstige Veranstaltungen.

Der Grossteil der Räumlichkeiten im Sch.u.L.Z. ist rollstuhlgerecht ausgestattet.

Alle diese Räume können für Veranstaltungen angemietet werden, von Mitgliedern

des Vereins vergünstigt, für sonstige Interessenten zu sehr moderaten Preisen.

Weiterhin verfügt das Sch.u.L.Z. über mehrere Büroräume, die fest an Mitglieds-

vereine vermietet sind oder selbst genutzt werden.

Eine wichtige Rolle spielen die Beratungsangebote im Sch.u.L.Z. der verschiedenen

Träger. Nicht nur Schwule und Lesben, sondern auch viele andere Menschen kön-

nen die Beratung haupt- und ehrenamtlicher MitarbeiterInnen des Sozialwerks für

Lesben und Schwule e.V. nutzen, welches über alle Fragen des schwul-lesbischen

Lebens informiert und berät. Außerdem bietet die Selbsthilfeorganisation ‚Lila und

Rosa Gehörlose Köln 1989’ Beratungen besonders für Gehörlose an. Auch der

Emanzipation e.V. bietet verschiedene Beratungen an, diese haben aber vorwie-

gend einen vernetzenden und vermittelnden Charakter. Informations- oder Bera-

tungsanfragen werden an die entsprechenden Trägergruppen weitergeleitet. Wenn

sich jemand thematisch engagieren möchte und seine Aktivität von keiner Träger-

gruppe betreut werden kann, bietet die Emanzipation e.V. Informationen an und

unterstützt das Engagement oder die Projekte mit Räumlichkeiten, Infrastruktur

des Hauses und gegebenenfalls mit eigenen Veranstaltungen.

Das Kino im Sch.u.L.Z. ist ein wöchentlicher Kinoabend mit lesbisch/ schwulen Fil-

men, die aus kommerziellen Gründen sonst kaum gezeigt werden. Hierfür gibt es

im Sch.u.L.Z. eine eigene Kinogruppe. Dieses Programmkino bietet eine sehr breite

Angebotspalette und legt im besonderen Maße Wert auf eine hohe Vielfalt unter-

schiedlichster Dokumentationen für Aufklärungsarbeiten in verschiedensten Be-

reichen. Da es an Spielorten für Filme mit homosexuellen Inhalten fehlt, das Ange-

bot aber dafür ausgesprochen groß ist, stellt dieses sehr professionell geführte

Kino ein wichtiges öffentlichkeitswirksames Instrument des Sch.u.L.Z. dar. Beson-

ders wichtig ist es den Veranstaltern, die Fortbildung und Vernetzung von Fach-

frauen und Fachmännern zu den Themen ‚lesbisch-schwuler Film’ sowie ‚lesbi-
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sches und schwules Kino machen’794 zu initiieren und zu fördern. Nach Auskunft

des Emanzipation e.V. ist das Kino im Sch.u.L.Z. das einzige Programmkino mit

ausschließlich homo- bzw. bisexueller Thematik weltweit.

Das Theater im Sch.u.L.Z. realisiert jährlich zwei bis drei professionell betreute

Theaterproduktionen und Lesungen, in denen verschiedene Themen, wie z.B. Aids

oder soziale und politische Themen, einem breiten Publikum angeboten werden.

Weiterhin werden Wochenendseminare in Frauenselbstverteidigung und Kurse für

Stimmbildung und Atemtechnik angeboten, sowie eine Vielzahl von Kursen in den

verschiedensten Themenbereichen. Außerdem bietet das Sch.u.L.Z. Raum für die

Treffen zu Proben verschiedener Männer- und Frauenchöre sowie einer Vielzahl

von Selbsthilfegruppen.

Mehrmals jährlich findet im Sch.u.L.Z. ein Flohmarkt statt.

Über Jahre hinweg wurde die Zeitschrift Raus in Köln (RIK) herausgegeben, inzwi-

schen wurde der Titel, mit inhaltlicher Zweckbindungen, verpachtet, um das Ar-

beitsvolumen weiter bewältigen zu können. RIK wird als monatliches Magazin in

einer Auflage von über 25 000 kostenlosen Exemplaren vertrieben. Jede Ausgabe

enthält Informationen über die Sch.u.L.Z.-Aktivitäten und einen ausführlichen Ter-

minkalender.

Die Fleashdance Party für Lesben, Schwule und Interessierte über dreißig wird

zweimal monatlich als zielgruppenspezifische Veranstaltung angeboten. Dazu

kommen jährlich fünf Feste (Karneval, Tanz in den Mai, Christopher Street Day795,

Halloween, Sylvester). Neben diesen Veranstaltungen finden eine große Zahl von

regelmäßigen Party- und Diskoveranstaltungen mehrmals pro Woche im Sch.u.L.Z.

statt.

Im Bereich der Netzwerkarbeit ist Emanzipation e.V. ausgesprochen engagiert. Zur

Zeit sind 34 Gruppen und 54 Einzelmitglieder im Emanzipation e.V. als Dachver-

band vertreten. Für diese fungiert Emanzipation e.V. als administrative Zentrale

und Kommunikationsschnittstelle innerhalb der Mitgliedsgruppen, aber auch nach

Außen gegenüber (an Mitarbeit) interessierten Bürgern. Hier spielt die Öffentlich-

keitsarbeit des Emanzipation e.V. eine besonders große Rolle, wie auch die initia-

lisierende Kraft zur Neugründung von Gruppen und Projektkonzeptionen, die be-

ratend aber auch aktiv unterstützt werden. Außerdem ist Emanzipation e.V. Mit-

                                                  
794 Aus dem Konzeptpapier zum Kino im Sch.u.L.Z .

795 Auf dem jährlichen Christopher Street Day Anfang Juli ist das Sch.u.L.Z zudem mit einem Informationsstand

vertreten und nimmt an der Parade teil.
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glied in verschiedenen überregionalen Netzwerken und Dachverbänden und dort

beratend für andere Zentren tätig. So tritt Emanzipation e.V. in einer Vorreiterfunk-

tion auf vielen Tagungen auf und unterstützt andere Zentren im Bereich Organisa-

tion, Profilentwicklung und Imagearbeit.

Nicht zuletzt ist das Sch.u.L.Z. die Plattform für den Gastronomiebetrieb Anders im

Sch.u.L.Z. und stellt neben den Räumlichkeiten auch die Kundschaft zur Verfü-

gung.

G e s e l l s c h a f t s f o r m ,  H i e r a r c h i e n  u n d  E n t s c h e i -

d u n g s f i n d u n g

Emanzipation e.V. ist ein eingetragener Verein und mit ihren sozialen Aktivitäten

als gemeinnützig und besonders förderungswürdig anerkannt. Rund 30 Organisa-

tionen796 und Gruppen aus der Kölner Lesben- und Schwulenbewegung haben sich

gemeinsam mit ca. 60 Einzelmitgliedern797 in der Emanzipation e.V. zusammenge-

schlossen. Sie alle verfolgen emanzipatorische Ziele aufgrund unterschiedlicher

Bedürfnisse und Lebenslagen und engagieren sich politisch, sozial oder kulturell.

Die Emanzipation e.V. stellt primär einen Dachverband dar, der ihre Arbeit durch

den Betrieb des Sch.u.L.Z. unterstützt oder ermöglicht und eigene emanzipato-

rische Aktivitäten leistet.

Ausführende Organe der Mitgliederversammlung des Emanzipation e.V. sind der

Vorstand, die angestellten und die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen. Sie haben

dafür Sorge zu tragen, dass insbesondere Vermietungen der Party- und Veranstal-

tungsräume, die Veranstaltungen, Ausstellungen und Publikationen im Sch.u.L.Z.

den emanzipatorischen Zielen des Hauses gerecht werden. Sie legen die Regeln

des Betriebes des Zentrums fest und setzen sie um, und haben die Aufgaben der

finanziellen und organisatorischen Verwaltung des Zentrums, sowie der Vorberei-

tung der Mitgliederversammlungen. Dazu gehört auch die Einflussnahme auf die

Rahmenbedingungen für das Zentrum, insbesondere in kommunalpolitischer,

rechtlicher und konzessioneller Hinsicht sowie in Hinsicht auf Nachbarschaft und

den Bezirk Köln-Südstadt.

                                                  
796 Gruppen zahlen 1,50 DM pro eigenem Mitglied im Monat, mindestens für fünf Mitglieder, maximal für 100.

797 Einzelmitglieder zahlen 60,- DM im Jahr.
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F i n a n z i e r u n g

Der Emanzipation e.V. und das Sch.u.L.Z. sind komplett selbsttragend. Die Aner-

kennung als gemeinnützige Einrichtungen erweist sich nur für den Spenden- und

Steuerbereich als günstig, ansonsten erwachsen hieraus keine Vorteile. Das Kino-

projekt wurde 1998 von der Stadt Köln mit 10 000,- DM und vom Schwulen Netz-

werk NRW mit 3 500,- DM gefördert, außerdem wurde 1994 eine Eröffnungsbro-

schüre vom Schwulen Netzwerk NRW mit ca. 2 000,- DM gesponsert. Seitdem gab

es keinerlei Förderungen mehr.

Der Grossteil der Ausgaben entfallen auf die folgenden Kosten, ohne das eine ab-

solute oder prozentuale Angabe verfügbar war, der Größenordnung nach ungefähr

in der angegebenen Reihung: 1. Miete; 2. Personal; 3. Strom/ Gas/ /Wasser/ sons-

tige Nebenkosten/ Versicherungen; 4. Reinigungskosten; 5. Reparatur/ Wartung/

Ersatz; 6. Büro- und sonstige Materialkosten; 7. Neuanschaffungen; 8. Sonder-

leistungen für Ehrenämtler (freier Eintritt für viele Veranstaltungen, zeitweise freier

Verzehr) und 9. Sonstige Kosten.

Die Finanzierung der Arbeit der Emanzipation e.V. und des Sch.u.L.Z. erfolgt in

erster Linie durch die Verpachtung der Gastronomiefläche und die Mieteinnahmen

von den Untermieten und die Pachterträge einer Werbetafel, durch die Beiträge der

Trägerorganisationen und Mitglieder, durch Spenden sowie durch eigene Veran-

staltungen und Aktionen. Weitere Gelder kommen über die Partyeinnahmen (Ein-

trittsgelder und Garderobe), über den Kinoeintritt und die Werbungen auf der ei-

genen www.-Homepage sowie Flohmarktumsätze und sonstigen kleineren Ein-

nahmen (Kopierer-, Telefonbenutzung) herein. Die Internetterminals sind von der

NetCologne GmbH gesponsert, hierfür fallen keine Kosten an.

Zusätzlich kommen über die Parties und verschiedene sonstigen Veranstaltungen

und Angebote auf der Plattform des Sch.u.L.Z. eine weitere beträchtliche Summe

an Einnahmen hinzu, die aber nicht der Emanzipation e.V. oder dem Sch.u.L.Z.,

sondern den jeweiligen Veranstaltern zugute kommen.

Ursprünglich kamen Einnahmen über eine eigene Gastronomie GmbH herein, wel-

che aber den Konkurs anmelden musste, da die finanziellen Ansprüche/ Belastun-

gen seitens des Vereins als Gesellschafter für den Betrieb zu groß wurden, wes-

halb der gastronomische Bereich an die Anders GmbH übertragen wurde.

Alle Überschüsse werden in den Betrieb des Sch.u.L.Z. eingebracht, insgesamt

arbeitet Emanzipation e.V. für das Sch.u.L.Z. knapp kostendeckend mit der Ten-

denz zum Minus.
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A r b e i t

Die Hauptarbeit des Emanzipation e.V. ist es, die Funktion der Infrastruktur des

Sch.u.L.Z. zu gewährleisten, zu organisieren und koordinieren, sowie das breite

Spektrum der Beratungs- und Vernetzungsarbeit besonders zwischen den ver-

schiedenen kommunalen, aber auch überregionalen Gruppen und Organisationen.

Die Vielzahl der Kooperationsprojekte auf der Plattform des Sch.u.L.Z. stellt einen

hohen Anspruch an Koordinationsleistung zwischen den verschiedenen Vereinen.

Ebenso fordern die Hausmeisterei des großen Zentrums, die Buchhaltung, Finan-

zierung und Instandhaltung des Equipments viel Einsatz. Sehr zeitintensiv ist auch

die Informationsarbeit mit telefonischen, persönlichen und schriftlichen Beratun-

gen, die Pflege und Aktualisierung der Mediathek, der Infothek und der www.-

Seite, wie auch die Terminöffentlichkeitsarbeit (Monatsprogramm).

Eine feste Stelle für den Bereich des Vermietungsgeschäftes, des Informations-

telefons, der Projektbetreuung, der Büro- und Verwaltungsarbeiten wird von Eman-

zipation e.V. aus Eigenmitteln finanziert. Seit Dezember 1998 gibt es eine weitere

halbe Stelle für die Finanz- und Mitgliederverwaltung. Diese war ein Jahr zu ca. 50

% aus Bundesmitteln finanziert und wird seit dem Jahr 2000 ebenfalls aus Eigen-

mitteln getragen. Weiterhin beschäftigt Emanzipation e.V. zwei Personen gering-

fügig mit 20 bzw. 12 Stunden im Monat für die Erstellung des Monatsprogramms

und die Verwaltung der Vermietungen. Auch diese werden aus Eigenmitteln finan-

ziert.

Insgesamt übersteigt die Zahl der informell Tätigen auch bei Emanzipation e.V. die

Zahl derer in erwerbsorientierter Beschäftigung. Sieben Personen sind mit ca. fünf

Wochenstunden pro Person ehrenamtlich im Vorstand aktiv, eine Person davon ist

mindestens 15 Stunden wöchentlich mit der Vorstandsarbeit beschäftigt. Zwei Per-

sonen arbeiten informell als Berater des Vorstandes mit ca. vier Stunden pro Wo-

che und Person. In der Kinogruppe sind weitere sieben Personen mit Kinomana-

gement und –betrieb ca. 15 Wochenstunden pro Person beschäftigt. Die Mitarbei-

ter der Kinogruppe werden in ihrer Arbeit mit Fachleuten im technischen wie orga-

nisatorischen Bereich des Films und dessen Vorführung bis zur Professionalität

qualifiziert und ausgebildet. Für die Fleashdance Party sind weitere sieben infor-

mell tätige Personen zuständig, welche an zwei Monatsterminen jeweils ca. neun

Stunden arbeiten. Für die Vermietungsbetreuung, vor allem die Hausmeisterei bei

den Veranstaltungen, sind weitere sechs Personen mit ca. 12 Stunden pro Monat

und Person informell tätig, außerdem sind drei Personen ca. drei Stunden wö-
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chentlich pro Person mit der Vorbereitung der Flohmarktveranstaltungen beschäf-

tigt. An zwei großen Flohmarktterminen im Jahr sind zudem noch ca. 10 Personen

mit jeweils acht Stunden pro Termin informell tätig.

Der überwiegende Teil der Arbeit im Sch.u.L.Z. wird jedoch nicht von Emanzipation

e.V. geleistet, sondern von der Vielzahl von Gruppen und Organisationen, die auf

der von Emanzipation e.V. bereitgestellten Plattform des Sch.u.L.Z. aktiv sind.

In der Beratungsstelle des Sozialwerks für Lesben und Schwule e.V. sind drei Per-

sonen hauptamtlich beschäftigt, ihre Finanzierung war dem Emanzipation e.V.

nicht sicher bekannt, soll aber aus Eigenmitteln geleistet werden. Für die Anders

GmbH (Gastronomie) ist ein Betriebsleiter fest angestellt und weitere fünf Perso-

nen als KellnerInnen, Küchen- und Thekenkräfte geringfügig beschäftigt, alle aus

Eigenmitteln finanziert.

Außer diesen formell Beschäftigten sind weiterhin über 120 Personen regelmäßig

informell im Sch.u.L.Z. aktiv.

In der Beratungsstelle des Sozialwerks für Lesben und Schwule e.V. sind ca. 20

Personen informell tätig, für die Lila und Rosa Gehörlose 1989 e.V. sind es 12 Per-

sonen, für die Tanzkursanbieter Swinging Sisters drei Personen, für das Klein-

kunst- und Travestieprogramm Kulturschock ca. 10 Personen, für die Gottesdienste

der Metropolitan Community Church (MCC) ca. sechs Personen und für den lglf e.V.

(s. o.) und deren Bibliothek und Archiv insgesamt weitere acht Personen. Außer-

dem sind für die Gastronomie ca. sechs Personen informell tätig, für das Stadtma-

gazin Raus In Köln (RIK, s. o.) ca. sechs Personen, für die homosexuellen Unter-

gruppen der SPD fünf Personen und der LSU (Lesben und Schwule in der Union –

CDU) sechs Personen und für den Streetdancekurs PAUW! noch eine Person. Da-

rüber hinaus arbeiten ca. 40 Personen informell bei den verschiedenen Parties798

des Sch.u.L.Z. mit und für die Offenen Gruppentreffen noch mal ca. 18 Personen.

Weiterhin sind bei Bedarf ca. 20 Personen unregelmässig informell für das

Sch.u.L.Z. tätig und ca. 60 Personen bei verschiedenen Gruppen aktiv, die sich mit

                                                  
798

 POPKORN – Indie-Party vom Sozialwerk für Lesben und Schwule e.V.; U27 – Party für Schwule und Lesben bis

27 von BoyTrek, schwule Jugendgruppe; UFERLOS – Party für alle von der Bi-Gruppe Köln; TURKISH DELIGHT

PARTY – Türkische Popmusik und Dancefloor von der Gruppe TÜRK-GAY; TURN YOU OUT – Dancing for Women,

House, Soul & Dancefloor vom Two 4 Two Club; MOF**** - Charts, Independent, Techno, nur für Frauen von den

BadGirls, lesbische Jugendgruppe; BODYCHECK – Cruising Party für Schwule von CheckUp; Hausparties Party, Tanz

und Fun im ganzen Haus von Emanzipation e.V. und unregelmässig einige zusätzliche Parties und Sonderpro-

gramme.
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Gesang (speziell Chöre) und Theater beschäftigen, diese haben aber eher Hobby-

charakter.

Neben dieser formell und informell erbrachten Arbeiten im Sch.u.L.Z. ist dieses

Auftraggeber für die formelle Arbeit einer Reinigungsfirma und sehr häufige In-

standhaltungs-, Reparatur und Wartungsarbeiten verschiedenster Handwerksbe-

triebe.

W e i t e r e  I n t e r v i e w e r g e b n i s s e

Der Emanzipation e.V. wurde rein informell initialisiert. Die einzige verfügbare for-

melle Arbeit war die von Mitarbeitern aus anderen Einrichtungen, die unterstüt-

zend vernetzend mitarbeiteten. Die Arbeit anderweitig formell Beschäftigter erwies

sich schon häufig als nützlich. Diese ‚heimliche’ Unterstützung durch die Arbeit an

einem anderen Arbeitsplatz ließe sich m Grunde auch als ‚informelle Arbeitszeit in

einem formellen Beschäftigungsverhältnis’ bezeichnen.

Es wird zur Zeit intensiv an verschiedenen Förderanträgen gearbeitet. Diese richten

sich alle an das Schwule Netzwerk NRW e.V., da die staatlichen Fördertöpfe, wie

die der Länder und Kommunen, für die Arbeit des Emanzipation e.V. und des

Sch.u.L.Z. jeden Antrag der Erfahrung nach ablehnen. Deshalb Emanzipation arbei-

tet e.V. an einem Antrag für die Anerkennung des Sch.u.L.Z. als Bürgerhaus, um

den Zugang zu Fördergeldern zu verbessern. Die Stabilisierung der Finanzsituation

ist elementar wichtig für Emanzipation e.V. und damit für das Sch.u.L.Z., denn die

Gefahr einer Insolvenz ist sehr hoch und dies würde die Schließung des soziokul-

turellen Zentrums bedeuten. Zu diesem Zweck werden seit neuestem in verschie-

denen Gastronomiebetrieben in Köln Sammeldosen für Spendengelder zur Unter-

stützung des Sch.u.L.Z. aufgestellt. Durch die sehr enge Finanzlage fällt auch die

Akquise neuer Gelder schwerer, denn das Fehlen professionellen hauptamtliche

‚Know-hows’ behindert die Koordination des hohen ‚Manpower’-Potentiales der

informell Tätigen.

Ein für das Sch.u.L.Z. sehr wichtiges Gerichtsverfahren läuft gegenwärtig über die

Nutzungsbestimmungen bestimmter Räumlichkeiten aufgrund einer Klage aus der

Nachbarschaft wegen Lärmbelästigung. Würde der Entscheid des Gerichtes zu Un-

gunsten des Sch.u.L.Z. ausfallen, würde dies eine bedeutende zusätzliche finan-

zielle Belastung bedeuten, denn die Nutzung dieser Räumlichkeiten für Disko, Par-

ties, Tanz- und Gesangsveranstaltungen wäre dann nicht mehr möglich.
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Eine Zukunftsvision wäre es, wenn Einrichtungen wie dem Sch.u.L.Z. eine höhere

gesellschaftliche und wirtschaftliche Anerkennung entgegengebracht würde. Dies

würde z.B. bedeuten, dass bei Bedarf der Zugang für Kredite durch Banken verein-

facht bzw. erst ermöglicht würde.

Auch die Finanzierung von wenigstens einer festen Stelle für einen Hausmeister

durch z.B. die Stadt wäre äußerst dringlich. Hierfür besteht Grund zur Hoffnung, da

einige Stadtratsmitglieder gegenüber dem Sch.u.L.Z. eher positiv eingestellt sind.

Keine Chance dagegen haben zur Zeit die Wünsche nach einer geförderten Stelle

für eine professionelle Geschäftsführung, einer weiteren Stelle für das Programm-

management und einer Stelle für den Bereich der Öffentlichkeitsarbeit, obwohl

diese die Qualität der aus dem Sch.u.L.Z. erbrachten Leistungen wesentlichen

verbessern würden.

S y s t e m a t i s i e r u n g  n a c h  S c h n i t t s t e l l e n t y p o l o g i e n

Der Status des Emanzipation e.V. und des Sch.u.L.Z. bleibt weit gehend unverän-

dert, die Organisationsstruktur ist dabei weit gehend stabil bzw. instabil (die In-

stabilität hat nicht zugenommen, sie ist gleich bleibend vorhanden), die Funktio-

nen bleiben erhalten, wobei die informelle Etablierung klar gegeben ist und weiter

zunimmt, deshalb die Wahl des stabilen Trends. Eine formell anerkannte Etablie-

rung wurde immer noch nicht erreicht, was wohl mit der fortdauernden Behand-

lung der Homosexuellen in Köln als Randgruppe (seitens der formellen Strukturen)

zusammenhängt, was definitiv aufgrund ihrer hohen Alltagspräsenz nicht mehr

gerechtfertigt ist. Vermutlich wird sich dieser Umgang zugunsten der Situation

Homosexueller zumindest in Köln mittelfristig verbessern.

Die finanzielle Abhängigkeit des Emanzipation e.V. und damit des Sch.u.L.Z. liegt

klar bei informellen Strukturen, dabei verteilt sie sich auf die verschiedenen Mit-

gliedsvereine und die Vereinsmitglieder, die informell Tätigen und sonstigen Un-

terstützer in etwa gleichem (oder wechselndem) Umfang, weshalb hier der Typ der

gemischten informellen Alimentation gewählt wird.

Die strukturelle Abhängigkeit von Gütern, Diensten und Arbeit liegt ebenso mit

deutlicher Gewichtung auf informeller Arbeit und informellen Strukturen, vor allem

auch deshalb, weil keine Unterstützungen ebenso wie im Bereich der finanziellen

Abhängigkeit von formellen Strukturen gewährt wird. Aus diesem Grunde liegt

auch hier die Wahl auf dem Typ der informellen Integration.
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Die Leistungsorientierung ist extern gerichtet, wobei die Leistungen für andere

informelle Einrichtungen und Strukturen vor allem auf kommunaler Ebene, aber

auch auf Landes- und Bundesebene, ebenso wie für die Personengruppen der ho-

mosexuellen und bisexuellen, wie auch anderer von der heterosexuellen Norm

abweichenden Menschen erbracht werden. Außerdem ist besonders auch wegen

des sehr hohen Anteils von Homosexuellen Menschen in Köln die positive Wirkung

auf formelle Einrichtungen und Wirtschaftssektoren durch das vielgestaltige Veran-

staltungsangebot, aber auch die Förderung kultureller Großveranstaltungen in

Köln, wie dem Christopher Street Day, den ‚Rosa Sitzungen’ im Karneval und vieles

mehr, unbestreitbar. Vor allem die Erhöhung der Standortqualität Kölns für Homo-

sexuelle auf nationaler aber auch internationaler Ebene darf keinesfalls unter-

schätzt werden, da homosexuelle Menschen zwar häufig in Paarbeziehungen le-

ben, aber zugleich oft Doppelverdiener sind, zudem meist keine Kinder haben und

sehr viel Geld für Konsum und Alltagsgüter ausgeben können. Dadurch ist ihre

Wirtschaftswirkung ausgesprochen konstruktiv. Aus diesen Gründen wird hier der

Typ der gemischten externen Leistung gewählt.

R e s u m é e

Zusammenfassend kann für den Emanzipation e.V. resümiert werden, dass er mit

dem Management des Sch.u.L.Z. einen wesentlich wichtigen Beitrag für die kultu-

relle Landschaft nicht nur für Köln, sondern das gesamte Rheinland leistet. Die po-

sitive überregionale Wirkung nicht nur auf homosexuelle Personen, sondern auch

auf Jugendliche, junge Erwachsene und viele andere Menschen ist beträchtlich.

Köln gewinnt sehr stark am Image einer toleranten und weltoffenen Stadt und

macht diese dadurch für viele andere Interessensgruppen attraktiv, deren Arbeit

und Lebensweise sich oft nicht im Durchschnitt der Bevölkerung widerspiegelt.

Dies trifft auch für viele Menschen im kulturschaffenden Bereich, in der Musik, der

Kunst, den Wissenschaften und den Medien zu. Gerade diese Personengruppen

sind für Köln wichtige Imageträger. Das durch eine Einrichtung wie das Sch.u.L.Z.

auch der lokale Standort Köln-Südstadt an Attraktivität als Wohnort wie auch als

Standort für Gastronomie und andere Dienstleister gewinnt, ist aufgrund der ho-

hen Zahl homosexueller Menschen in Köln klar. Das die auf der Plattform des

Sch.u.L.Z. erbrachten Dienstleistungen nicht nur soziale Stabilität durch Integra-

tions- und Partizipationsarbeit stärken, sondern auch durch Beratung und Infor-

mation wesentliche Beiträge zu einer funktionierenden demokratischen Bürgerge-

sellschaft erbringen, muss auch einleuchten.
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Darüber hinaus wird über das Sch.u.L.Z. und die dort stattfindenden Veranstal-

tungen die Arbeit im Stadtteil Südstadt gestärkt, indem die Attraktivität dieses

Standortes für weitere gastronomische und kulturelle Einrichtungen zunimmt.

Über das Kino im Sch.u.L.Z. wird Filmförderung von unterrepräsentierten Filme-

machern auf internationaler Ebene betrieben, und zudem die informellen Mitar-

beiter im Bereich Filmvorführung und Kinomanagement weiter qualifiziert.

Emanzipation e.V. dient als unterstützende und initialisierende Keimzelle für neue

Einrichtungen für informelle Arbeit und betreibt wichtige Kooperationsarbeit auf

Bundesebene, um die Leistungsfähigkeit der thematisch verwandten Einrichtun-

gen und ihre gesellschaftliche Präsenz zu optimieren.

Insgesamt fördert die personen- und gruppenbezogene Arbeit des Emanzipation

e.V. die Vernetzung von Einrichtungen für informelle Arbeit verschiedenster Cou-

leur in ganz Köln und verbessert in wesentlichem Maße die Lebensqualität und das

Wohlbefinden für viele homo- und bisexuelle Menschen, wie auch für Menschen,

für die zwischenmenschliche Toleranz ein wichtiges Wohlstandskriterium bedeu-

tet.
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Q U A N T I T A T I V E  B E F R A G U N G :  F R A G E B O G E N

FRAGEBOGEN

1. Name und Adresse der Einrichtung

 ………………………………………………………………………………………………………

 ………………………………………………………………………………………………………

 

2. Kurze Beschreibung der Zweckbestimmung

 ………………………………………………………………………………………………………

 ………………………………………………………………………………………………………

3. Wieviele Mitglieder hat Ihre  Einrichtung?

 ……… Personen
 

4. MitarbeiterInnen und Arbeitsstunden

 4.1. Formell Beschäftigte (Gehalt, Lohn, Werkvertrag)

 4.1.1. Anzahl in Personen: ……… Frauen

 ……… Männer

 Wieviele Arbeitsstunden leisten diese zusammen pro Monat?

 ……… Stunden/ Monat

 4.1.2. Wieviele Personen werden zur Zeit finanziert über:

 – ABM: ……… Personen

 – H.z.A.-Stelle (Hilfe zur Arbeit, 8. BSG): ……… Personen

 – Zivildienst: ……… Personen

 – Praktikum (bezahlt): ……… Personen

 – sonstige Fördermittel): ……… Personen

 – Eigenmittel: ……… Personen

 4.1.3. Wieviel wird im Durchschnitt pro Stunde bezahlt? ……… DM/ Stunde

 

4.2. Informell Beschäftigte (unentgeltliche Mitarbeit, evtl. Kostenerstattung)

 4.2.1. Anzahl in Personen: ……… Frauen

 ……… Männer

 Wieviele Arbeitsstunden leisten diese zusammen pro Monat?

 ……… Stunden/ Monat
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4.2.2. davon wieviele Personen

– unter 10 Stunden/ Monat ……… Personen

– mehr als 10 Stunden/ Monat ……… Personen

– mehr als 25 Stunden/ Monat ……… Personen

– mehr als 40 Stunden/ Monat ……… Personen

– mehr als 50 Stunden/ Monat ……… Personen

– mehr als ……… Stunden/ Monat ……… Personen

5. Ausgeübte Tätigkeiten

 5.1. Administrative Tätigkeiten (Verwaltung, Buchhaltung, Archivierung, Vorstand, …)

 – Wieviele Stunden werden hierfür insgesamt erbracht? ……… Stunden/ Monat

 – Von wievielen MitarbeiterInnen? ……… Personen

 – Wieviele dieser Stunden werden formell bezahlt? ……… Stunden/ Monat

 

 5.2. ‚Inhaltliche’ Arbeit

 5.2.1. Beratung (z.B. Rechts-, Sozial-, Verbraucher-, Asylberatung …) und Vermittlung
(zu ExpertInnengesprächen, Gruppen, Vereinen, Organisationen, Netzwerken …)

 

 – Wieviele Stunden werden hierfür insgesamt erbracht? ……… Stunden/ Monat

 – Von wievielen MitarbeiterInnen? ……… Personen

 – Wieviele dieser Stunden werden formell bezahlt? ……… Stunden/ Monat

 – Wievielen NutzerInnen kommen diese Leistungen zugute? ……… Personen

 

 5.2.2. Information und Wissen (durch Öffentlichkeitsarbeit, Plakataktionen, Infoti-
sche, Tagungen, Vorträge, Veröffentlichungen …), Qualifikation (durch Semi-
nare, Fortbildungen, Kursangebote …)

 

 – Wieviele Stunden werden hierfür insgesamt erbracht? ……… Stunden/ Monat

 – Von wievielen MitarbeiterInnen? ……… Personen

 – Wieviele dieser Stunden werden formell bezahlt? ……… Stunden/ Monat

 – Wievielen NutzerInnen kommen diese Leistungen zugute? ……… Personen

 

 5.2.3. Begleitung, Betreuung, Pflege (Kranke, Alte, sonstige Hilfebedürftige)
 

 – Wieviele Stunden werden hierfür insgesamt erbracht? ……… Stunden/ Monat

 – Von wievielen MitarbeiterInnen? ……… Personen

 – Wieviele dieser Stunden werden formell bezahlt? ……… Stunden/ Monat

 – Wievielen NutzerInnen kommen diese Leistungen zugute? ……… Personen

 

 5.2.4. (Neu)Schaffung oder Erhaltung von Arbeitsplätzen/ Arbeitsvermittlung
 (formelle und informelle Arbeit)
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 – Wieviele Stunden werden hierfür insgesamt erbracht? ……… Stunden/ Monat

 – Von wievielen MitarbeiterInnen? ……… Personen

 – Wieviele dieser Stunden werden formell bezahlt? ……… Stunden/ Monat

 – Wieviele Arbeitsplätze wurden in den letzten 12 Monaten geschaffen? ……… Arbeitsplätze

 

 5.2.5. Vernetzungen, Aufbau von Kooperation und Kommunikation zwischen Bürge-
rInnen, Gruppen, Vereinen, Politik

 

 – Wieviele Stunden werden hierfür insgesamt erbracht? ……… Stunden/ Monat

 – Von wievielen MitarbeiterInnen? ……… Personen

 – Wieviele dieser Stunden werden formell bezahlt? ……… Stunden/ Monat

 – Wievielen NutzerInnen kommen diese Leistungen zugute? ……… Personen

6. Bedarfsdeckung

 6.1. Können Sie den gesamten Bedarf nach den Leistungen Ihrer Einrichtung be-

friedigen?

     Ja, unsere Kapazität reicht aus

Nein, wir können nicht alle befriedigen/ betreuen, die es nötig hätten

 Bitte Erläuterungen dazu:

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

Falls Nein: Wieviel zusätzliche Kapazität wäre nötig?

 – In Stunden informeller Arbeit pro Monat? ca. ……… Stunden/ Monat

 – In Stunden formeller Arbeit pro Monat? ca. ……… Stunden/ Monat

 – In DM pro Monat? ca. ……… DM/ Monat

 

 6.2. Werden vergleichbare Leistungen auch über den Markt (z.B.: Privatwirtschaft,

staatliche Stellen, …) erbracht?

  Ja Nein

 

 Wenn Ja, welche? ……………………………………………………………………………………………….

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

 und von wem? ……………………………………………………………………………………………………

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

Bitte erläutern: ……………………………………………………………………………………………………
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 ……………………………………………………………………………………………………………………………

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

 

7. Motivationen

 Was motiviert die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen in Ihrer Einrichtung dazu, unbe-
zahlte Arbeit zu verrichten?

 Bitte Nennen:

 1. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 2. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 3. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 4. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 5. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 6. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 7. ………………………………………………………………………...........................…………………………

8. Qualitäten

 8.1. Hat die informelle (unbezahlte) Arbeit besondere Qualitäten, die von formeller
(bezahlter) Arbeit nicht erbracht werden?

 Bitte Nennen:

 1. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 2. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 3. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 4. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 5. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 

 8.2. Hat die formelle (bezahlte) Arbeit besondere Qualitäten, die von informeller
(unbezahlter) Arbeit nicht erbracht werden?

 Bitte Nennen:

 1. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 2. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 3. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 4. ………………………………………………………………………...........................…………………………

 5. ………………………………………………………………………...........................…………………………
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9. Mängel

 Unter welchen Mängeln leidet die Leistungsfähigkeit ihrer Einrichtung am meisten,
was behindert am stärksten eine effiziente Arbeit?

 Bitte kreuzen Sie auf den Skalen an, wie die folgenden Aspekte die Funktion ihrer
Einrichtung behindern (0 = gar nicht hinderlich, 5 = sehr stark behindernd):

 

 – fehlende Gelder durch:

 zu geringe Spenden und Beiträge 0----1----2----3----4----5

 

 zu geringe öffentliche institutionelle Förderungen 0----1----2----3----4----5

 

 zu geringe Förderung durch Wirtschaft und Investoren 0----1----2----3----4----5

 

 zu wenig Förderungen, die speziell auf Bedürfnisse der
 Vereine/ Gruppen/ Organisationen zugeschnitten sind 0----1----2----3----4----5

 

 – Mangelnde Wahrnehmung und Anerkennung informeller Arbeit:

 auf bürgerlicher Ebene 0----1----2----3----4----5

 

 in Politik und Wirtschaft 0----1----2----3----4----5

 

 in der Stadtverwaltung 0----1----2----3----4----5

 

 in den Medien 0----1----2----3----4----5

 

 – Arbeitsplatzförderungen sind:

 nur auf Zeiträume von maximal 2 Jahren beschränkt,
 deshalb ungünstig für langfristige Planungen 0----1----2----3----4----5

 

 schwer zu bekommen, Gutqualifizierte entsprechen
 häufig den Förderkriterien nicht 0----1----2----3----4----5

 

 insgesamt in zu geringem Umfang verfügbar 0----1----2----3----4----5

 

 zu stark thematisch eingeschränkt (z.B. selten Förderung
 von EhrenamtskoordinatorInnen, für Öffentlichkeitsarbeit) 0----1----2----3----4----5

 

 – Mängel an Räumlichkeiten durch:

 mangelhafte Ausstattung 0----1----2----3----4----5

 

 zu wenig Platz 0----1----2----3----4----5

 

 ungünstige Lage 0----1----2----3----4----5
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 zu hohe Mieten 0----1----2----3----4----5

 

 – zu wenig Kooperation zwischen den Vereinen, Gruppen
 Organisationen/ fehlende Netzwerkanbindungen 0----1----2----3----4----5

 

 – zu wenig Kooperation mit Stadt, Land, Bund
 und deren Institutionen (z.B. Ämter, Ministerien, …) 0----1----2----3----4----5

 

 – zu wenig Kooperation mit Wirtschaftsunternehmen 0----1----2----3----4----5

 

 – zu wenig Unterstützung von BürgerInnen/ Nachbarschaft 0----1----2----3----4----5

 

 – fehlende Bereitschaft der BürgerInnen zu infor. Arbeit 0----1----2----3----4----5

 

 – Wirtschaftsinteressen gehen immer vor Gemeinwohl 0----1----2----3----4----5

 

 Weiteres:
 – …………………………………………………………………
 …………………………………………………………………… 0----1----2----3----4----5

 

 – …………………………………………………………………
 …………………………………………………………………… 0----1----2----3----4----5

 

 – …………………………………………………………………
 …………………………………………………………………… 0----1----2----3----4----5

 

 – …………………………………………………………………
 …………………………………………………………………… 0----1----2----3----4----5

 

 

10. möglichst auch: Angaben zu der Person, die den Fragebogen ausgefüllt hat

Funktion in der Einrichtung

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

Seit wann in der Einrichtung aktiv? ………Monate

Telefon oder Adresse für Rückfragen

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

Persönliche Anmerkungen, Zusätze, Fragen

 ……………………………………………………………………………………………………………………………

 ……………………………………………………………………………………………………………………………
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B Ü R G E R S C H A F T L I C H E

E I N R I C H T U N G E N  I N  K Ö L N  –
R E C H E R C H E E R G E B N I S

12-Schritte-SHG (SRAA)

68 elf – Förderverein junger Kunst

A.D.M. – Verein zur Hilfe bei Problemen mit Alkohol,Drogen und Medikamenten e.V., Suchtbera-

tungsstelle

A.R.T.S. Anonymous – Artists Recovering through the Twelve Steps, c/o Friedensbildungswerk

ABC Höhenhaus Arbeitslosen BürgerCentrum

Abentoyer, Verein zur Förderung der Erlebnispädagogik e.V.

Abwasserforum Köln e.V. – Geschäftstelle Stadtentwässerungsbetriebe Köln

ACT

ADAF e.V. – Umwelt- und Verkehrszentrum

ADFC e.V. – Allgemeiner Deutscher Fahrradclub

Adipositas SHG e.V. c/o OPTIFAST – Centrum Institut für Adipositas-Therapie

Adolf-Grimme-Akademie

Ähzebär & Ko e.V.

Äthiopisch-Orthodoxe Kirche in Deutschland

Afrika Kunst und Kultur e.V.

AG ‚Arsch huh’ e.V.. Kulturamt der Stadt Köln

AG Bild und Tonkunst e.V.

AG Medizinische Versorgung, Vermittlung und Beratungsstelle für Flüchtlinge und MigrantInnen

AGEE e.V. – AG Entwicklungsethnologie e.V. c/o Institut f. Völkerkunde Universität Köln

Agisra e.V. – Arbeitsgemeinschaft gegen internationale un rassistische Ausbeutung Köln.

AIDS-Hilfe Köln e.V. – Aids-Hilfe NRW

AIESEC – Association Internationale des Etudiants en Sciences Economiques

AK Phillippinen d. ESG

AK Politische Gefangene International, c/o Infoladen

AK Schwule Geschichte Köln

Akademie für Rehabilitationstransfer (Reha-Akademie) e.V.

AKIK – Arbeitskreis für Interkulturelle Kommunikation e.V

AKIK BANONIMAMBU – Kinduku e.V., c/o Dr. Wilhelm Otto

Aktion Doppelbürger e.V.

Aktion gemeindenahe Psychiatrie

Aktion Grafik gegen Ausländerhaß, c/o Willy Hölzel

Aktivspielplatz Kinder- und Jugendzirkus

AL-ANON für erwachsene Kinder von Alkoholikern, Treff: Jugendheim der Gemeinde St. Barbara

Alba Kulturaktionen

Alevitisches-Bektaschitisches Kulturzentrum Köln e.V.

Alfons e.V. – Projekt Fahrrad-Selbsthilfe Schrott mit Herz

Allerweltshaus
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Alpha 1 Deutschland – Gesellschaft für Alpha I Antitrypsinmangel Erkrankte e.V.

Altenkreis Thenhoven-Roggendorf

Alternatives Forum

ALTERnatives Forum für Soziale und Pflegerische Berufe in Köln

Alzheimer Forum, c/o Gemeindehaus der Erlöserkirche

Alzheimer Gesellschaft Köln e.V., Geschäftsadresse: Caritasverband für die Stadt Köln e.V.

Amalganselbsthilfegruppe, c/o Gesundheitsladen Köln e.V.

Ambulanter Hospizdienst Norden (aH)

Ambulanter Hospizdienst St. Vinzenz

Ambulantes Hospiz Köln-Longerich

Amigas – Netzwerk lesbischer Unternehmerinnen u. Freiberuflerinnen

Amistad Santiago de Cuba y Colonia, c/o Bruno Reiferscheid

Amnesty International, Bezirk Köln

Amt für Diakonie des Evangelischen Stadtkirchenverbandes Köln

Angebot für Jugendliche mit psychisch kranken Familienmitgliedern

Angehörige von Menschen mit HIV und Aids

Angst-Panik SHG, Ev. Kirchengemeinde Köln-Weiden

Anonyme Adrenalin Süchtige  (AAdS), Treff: Quäker Nachbarschaftszentrum, Doris–Roper–Haus

Anonyme Alkoholiker (AA)

Anonyme Arbeitssüchtige (AAS)

Anonyme Beziehungssüchtige

Anonyme Beziehungssüchtige /Beziehungsmagersüchtige

Anonyme Esssüchtige

Anonyme Messies (AM)

Anonyme Sex-und Liebessüchtige (SLAA)

Anonyme Sexaholiker (AS)

Anonyme Spieler

Anonyme Spieler (GA) und Angehörige

Anthroposophische Studiengruppe

Anti-Apartheit-Bewegung Köln, c/o Beate Sokoll

Anti-Knast-Wekstatt

Anti-Shell-Kampagne/ Kölner Südafrika Komitee

Antifa Belgisches Viertel, Friedensbildungswerk

Antifa Mühlheim, in der MütZe

Antifa Südstadt, im Gesundheitsladen

Antifa-Cafe im Unikum

Antifaschistische Stadtteilkoordination

Antirassistische Gruppe Bickendorf, c/o Der Andere Buchladen

ANVE Angolanische Hilfsorganisation e.V.

anyway Jugendzentrum

Arab Women Soldarity Association (AWSA), c/o Abed Othman

Arabische Gemeinde Köln

Arbeiterverein Köln e.V.
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Arbeitsgemeinschaft Natur und Umwelterziehung ANU e.V.

Arbeitsgemeinschaft Offene Tür in Köln (AGOT)

Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der Waldorfpädagogik in Köln e.V.

Arbeitskreis Autofreie Siedlung Köln e.V.

Arbeitskreis Der Pankreatektomierten e.V. (AdP)

Arbeitskreis Dritte Welt e.V.

Arbeitskreis für das ausländische Kind e.V. -AaK- Geschäftstelle

Arbeitskreis Hilfe für Legastheniker e.V.

Arbeitskreis Rheinsteinstraße e.V. – Verein für Nachbarschafts-, Gemeinwesen- und soziale Stadt-

teilarbeit in Raderberg/Zollstock, c/o M. Konrad

Arbeitslosentreff im PEV

Arbeitslosentreff Zollstock

Arbeitsmöglichkeiten Nostra

Arche

Arkadas – Theater e.V.

Armenisch-Apostolische Kirchengemeinde

Art Concept Studio

Arttheater

ASB Ortsverband Köln e.V.

ASIANA (Tahang Filipino), c/o Alte Feuerwache

atelier roonstr. 78 e.V. (Ateliertheater)

ATTAC-Köln

Auf Achse – Treberhilfe

Ausländische Frauen mit Kindern e.V.

Autonome Antifa Ehrenfeld, im BüZe

Autonomes Frauen-und Lesbenreferat der PH-AFH

Autonomes Schwulen- und Lesbenreferat des AStA der Uni Köln

Avrupa Milli Görüs Teskilatlari (AMGT) – Vereinigung der neuen Weltsicht in Europa e.V., Hauptsitz

Europa

AWO-Kreisverband Köln e.V.

B.U.N.D. – Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland, Kreisgruppe Köln e.V.

[Ba]Rock e.V.

BAGIV – Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigranenverbände Landesgeschäftsstelle NRW

Bahnhofsmission

Baubiologischer Informationskreis Köln, BIK c/o Peter Schmidt

Bauchladen e.V. ,Beratung für Alleinerziehende

Bauspielplatz Abendrothstraße

Bauspielplatz Friedensplatz

BBK – Bundesverband Bildender Künstler, LV NRW e.V.

Begegnungs- und Fortbildungszentrum muslimischer Frauen e.V.

Begegnungsstätte zum Keltershof

Beginen e.V., Frauen Unternehmen & Frauen Dienstleistungsagentur

Begleitung eG., Sterbebegleitung

Beratungsstelle für Frauen
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Beratungsstelle für KünstlerInnen in Sozialfragen, c/o arting

Berufsbegleitender Dienst für Geistig- und Körperbehinderte

Beschwerdezentrum Psychatrie e.V.

Betreuen, Wohnen und Soziales e.V. (BWS)

Bhutan-Himalaya Club e.V.

Bi-Frauen-Gruppe Köln, c/o Schulz

BI-Gruppe Köln im Cafe Bürgerzentrum Ehrenfeld

Bildung, Beratung und Kommunikation für Frauen e.V. (BBKF), Hauptgeschäftsstelle

Bildungsforum Köln e.V.

Blaues Kreuz in Deutschland e.V., Ortsverein Köln

Blinden- und Sehbehindertenverein Köln e.V.

BLSJ – Bund lesbischer und schwuler JournalistInnen

Bluthochdruck-Liga SHG Köln, Treff: EV. Krankenhaus Weyertal

Böckingtreff e.V.

Borderliners Anonymous (BA)

Borreliose-Selbsthilfe-Information, c/o Peter Rohleder

Botan-Sportverein e.V.

BoyTrek, c/o SCHULZ (internes Postfach)

Brücke e.V.

Brückenschlag e.V.

Brunnenkinder e.V.

Buchforst gegen Gewalt und Rassismus für ein menschliches Miteinander

Buchheimer Selbsthilfe e.V.

BücherFrauen, im Literaturhaus

Bürger für Bürger e.V.

Bürger für Obdachlose (BfO) e.V.

Bürger Hilfe Köln e.V.

Bürger- u. Vereinszentrum Rath-Heumar e.V.

Bürgerforum Europa e.V.

Bürgergemeinschaft Rathenauplatz e.V. Veedelstreff e.V.

Bürgergesellschaft Köln von 1863

Bürgerhaus Kalk

Bürgerhaus Nippes

Bürgerhaus Stollwerk

Bürgerinitiative Hochwasser Altgemeinde Rodenkirchen

Bürgerinitiative Südl. Altstadt (BISA)

Bürgerinitiative Wohnen und Umwelt Kölner Norden e.V., c/o Rainer Zinkel

Bürgerinitiative ‚Zukunftsfähiges Kalk’

BürgerInnen beobachten Petunien c/o Gesundheitsladen Köln e.V.

Bürgerschaftshaus Bocklemünd/ Mengenich e.V.; Kindergarten

Bürgertreff 1006 e.V.

Bürgertreff Bilderstöckchen

Bürgerverein Dellbrück
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Bürgerverein Flittard

Bürgerverein Höhenhaus

Bürgerverein Holweide

Bürgerverein Siedlung Schlagbaum

Bürgerverein Stammheim

Bürgerverein Thielenbruch

Bürgervereinigung Mühlheim 1951 e.V.

Bürgerzentrum Ahl-Poller-Schull e.V.

Bürgerzentrum Alte Feuerwache

Bürgerzentrum Altenberger Hof

Bürgerzentrum Chorweiler

Bürgerzentrum Ehrenfeld

Bürgerzentrum Engelshof e.V.

Bürgerzentrum Vingst

Bürgerzentrum Vingst Et Sozi – Förderungs- u. Bildungsgemeinschaft

Bürgschaftshaus Köln-Bocklemünd Sozial-Kulturelles Zentrum e.V.

Büro für Angewandte Asylberatung, c/o Allerweltshaus

BUKI Buchheimer Kinder e.V.

Bund der Energieverbraucher (BDE), Köln e.V., c/o Dietmar Donath

Bund der Pfadfinderinnen und Pfadfinder e.V., c/o N. Jaeger

Bund Deutscher Rentner

Bund zur Förderung Sehbehinderter e.V., Treff: Trinitatiskirche

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk – Ortsverband Köln-Ost

Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) kritischer Polizisten und Polizistinnen (Hamburger Signal e.V.)

Bundesbetroffeneninitiative wohnungsloser Menschen e.V.

Bundesselbsthilfeverband für Osteoporose e.V.

Bundesverband der Verfolgten des Naziregimes/ Bund der Antifaschisten (VVN/ BdA)

Bundesverband Information und Beratung für NS-Verfolgte e.V. (IBNS)

Bundesverband Insulinpumpenträger e.V. (BVI)

Bundesvereinigung Stotterer Selbsthilfe e.V.

Bunterkunt e.V.

Buntes Frauennetzwerk e.V.

c.t.201

Cafe International

Cafe Victoria (Drogenhilfe Köln e.V. linksrheinische Beratungsstelle

Caritasverband für die Stadt Köln e.V.

CAS-Italia

CASAMAX Theater

Caterpillar e.V. Kinderladen

Ceno-Centrum zur nachberuflichen Orientierung

Centro Culturale Ricreativo di Colonia – ‚Speranza Sarda’ – Sardisches Kultur- und Freizeitzentrum

Köln

Centrum Schwule Geschichte
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CF-Selbsthilfe Köln e.V. – Hilfe bei Muskoviszidose und Cystische Fibrose

Check Up, Kölns schwule Gesundheitsagentur

Checkpoint – Gesundheitsberatung, Infozentrum und Shop

Chorweiler Selbsthilfe

Christliche Initiative Mittelamerika e.V. (Cima)

Circulo Cultural Antonio Machado e.V.

Circulo Cultural Rinascita

Club 68 – Verein für Behinderte und Nichtbehinderte

CODA Anonyme Co-Abhängige, c/o BZ. Altenberger Hof, Kontakt: Kiss

Comedia Colonia-Förderkreis e.V.

Comic on ! Theaterproduktion Köln

Con Action e.V., Verein für interkulturelle Begegnung

Confederacy of Fools

ConSol – Cubasolidarität, Treff: Bürgerzentrum Ehrenfeld

ConsumentenBund e.V. – Bund umweltbewußter Verbraucher

Corinto, Verein zur Förderung der Partnerschaft Köln–Corinto/El Realejo, Nicaragua

D.a.S. Theater

Dachverband der Kritischen Aktionäre und Aktionärinnen

Dakapo Köln e.V. – Berufsverband Ambulante Krankenpflege

Das Mundwerk – SHG junger Apahasiker, Treff: Neuroloisches Therapie Centrum

Das Neue Leben – Selbstheilungsgruppe

De Flo (im Verbund Kölner Möbellager)

Demokratische Fraueninitiative Türkei, c/o Kalker Laden

Demokratischer Jugendverein, c/o BüZe

Dersim-Gemeinde Köln e.V.

Deutsch-Ägyptische Gesellschaft e.V.

Deutsch-Chinesische Freundschaft-Gesellschaft

Deutsch-Nepalesische Gesellschaft e.V.

Deutsch-Finnische Gesellschaft e.V., Universität Köln

Deutsch-Französische Gesellschaft Köln e.V.

Deutsch-Griechisches Kulturzentrum Porz e.V.

Deutsch-Griechisches Theater e.V.

Deutsch-Indisches Kinderhilfswerk e.V.

Deutsch-Indonesische Gesellschaft e.V. (DIG)

Deutsch-Internationaler Kulturverein e. V.

Deutsch-Isländische Gesellschaft e.V.

Deutsch-Japanische Gesellschaft

Deutsch-Kanadische Gesellschaft e.V.

Deutsch-kurdischer Freundschaftsverein Köln – Komela Dostaniiya kurd u Elemanen

Deutsch-Luxemburgische Gesellschaft E.V.

Deutsch-Nepalesische Gesellschaft e.V. (DNG)

Deutsch-Polnischer Freundeskreis e.V.

Deutsch-Portugiesische Gesellschaft e.V.
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Deutsch-Russische Kultur- und Bildungsakademie e.V.

Deutsch-Russisches Kulturzentrum Millenium e.V.

Deutsch-Spanischer Kulturkreis Antonio Machado e.V.

Deutsch-Spanisches Zentrum

Deutsch-Tansanische Freundschaftsgesellschaft (DETAF) e.V.

Deutsch-Tschechisch und Slowakische Gesellschaft für die BRD

Deutsch-Türkischer Bürgerverein

Deutsch-Türkischer Kunst-und Kulturverein e.V.

Deutsch-Türkischer  Verein e.V

Deutsch-Zyprisches Forum

Deutsche China Gesellschaft e.V.

Deutsche Gesellschaft für internationale Kinderbegegnungen e.V.

Deutsche Gesellschaft für Transidentität & InterSexualität, dgti e.V.

Deutsche Hausfrauengewerkschaft e.V.

Deutsche Herzstiftung e.V., Region Köln – SHG herzkranker Patienten und Angehörige

Deutsche Huntington Hilfe e.V.

Deutsche ILCO e.V. – Region Köln & Junge ILCO

Deutsche Leberhilfe e.V.

Deutsche Multiple Sklerose Gesellschaft (DMSG)

Deutsche Parkinson Vereinigung e.V., Regionalgruppe Köln; Regionalgruppe Köln-Porz

Deutsche Pfadfinderschaft St. Georg DPSG

Deutsche Rheuma-Liga NRW e.V., Arbeitsgemeinschaft Köln

Deutsche Sarkoidose-Vereinigung gem. e.V., Gesprächskreis Köln

Deutsche Vereinigung Morbus Bechterew, Landesverband NRW e.V., Therapiegruppe Köln-Mitte

und Köln-Porz

Deutsche Zöliakie-Gesellschaft e.V.

Deutscher Diabetiker Bund e.V., Landesverband NRW e.V. – Bezirksverband Köln

Deutscher Freidenker-Verband e.V. (Landesverband NRW)

Deutscher Kinderschutzbund Ortsverband Köln e.V. – Geschäftsstelle und Kalker Laden

Deutscher Komponisten – Interessenverband, Landesverband NRW

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband, Kreisgruppe Köln

Deutscher Pfadfinderbund Mosaik

Deutscher Psoriasis Bund e.V., Regionalgruppe Köln

Deutscher Schwerhörigenbund (DSB) – Regionalgruppe der Schwerhörigen und Ertaubten Köln und

Umgebung e.V., DSB, OV Köln

Deutsches Rotes Kreuz e.V.

Deutschsprachige Islamische Frauengemeinschaft – DIF

Diabetiker SHG, Köln-Stadt

Diabetiker SHG Wesseling

Diabetische Eltern-Kind Gruppe Köln-Porz

Diabetische Jugendgruppe Köln-Stadt

Diakoniewerk Coenaculum Köln e.V.

Dialog Orient-Okzident e.V., c/o Martina Sabra

Dialyseverein Köln e.V.
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Dick ist Schick!

DIDF – Föderation der Demokratischen Arbeitervereine aus der Türkei in der BRD e.V.

Die 8% ImmigrantInnenverein für Bürgerrechte und politische Bildung

Die Ameise Verein zur Förderung kindlicher Entwicklung Köln e.V.

Die Falken e.V. – Sozialistische Jugend Deutschlands

Die Heilsarmee Corps Köln

Die Insuliner – SHG insulinpflichtiger Diabetiker Köln, c/o Bundesverband Insulinpumpenträger e.V.

(BVI)

Die Johanniter Regionalverband Köln

Die ‚lila Runde’ lglf-Sozialwerk, c/o SCHULZ

Die Waage e.V. – Verein zur Förderung des Täter-Opfer-Ausgleichs

Direkte Aktion Fau, Redaktion Zeitlupe c/o Infoladen

Don-Bosco-Club Köln, Haus der Offenen Tür e.V.

Donner und Doria  SKF e.V. Köln – Präventions- und Cleaningstelle gegem sexuelle Gewalt an

Frauen und Mädchen

Dritte Welt Laden Niehl

DRÜBER UND DRUNTER, Schutzgemeinschaft Boden und Wasser im Langeler Bogen, c/o RGW

Deutsche tschechische und slowakische Gesellschaft

Dünnwalder Bürgerverein

EA  – Selbsthilfegruppe für Emotionale Gesundheit, Dünnwald, c/o Ev. Gemeindezentrum Dünnwald;

EA–Ehrenfeld (I), c/o Ev. Gemeindehaus Friedenskirchekirche; EA–Ehrenfeld (II), c/o SPZ-Ehrenfeld;

EA–Innenstadt, c/o Ev. Gemeindehaus Antoniterkirche; EA–Mühlheim/ Buchforst, c/o Ev. Gemeinde

Andreahaus; EA-Neustadt.Süd (I), c/o Kath. Pfarrheim Maria Hilf; EA–Nippes, c/o Ev. Gemeindehaus

Lutherkirche; EA–Riehl, c/o Ev. Gemeindehaus St. Stephanus

Ear Catcher, Die Bürgerfunkgruppe des Bürgerhauses Kalk

Echo, Engagierte in Chorweiler

Ecole Maternelle Franco-AllemandeKöln, Deutsch-Französische Kindertagesstätte e.V.

Ecstatic Theatric

Ehemaligengruppe für Patienten aus alle 12-Schritte-Kliniken

Eichhörnchen e.V.

Ein-Eltern-Familien, Eltern-Kind-Cafe

Eine Schule für Kurdistan e.V., c/o Süleyman Ates

Eine-Welt-Arbeitskreis

Eine-Welt-Laden (in der ESG)

Eine-Welt-Laden St. Georg

Eine-Welt-Laden St. Anna

Eingliederungszentrum für Aussiedler e.V. Unitas

ELISA im Exil Lebende, Immigrantinnen, Schwarze Frauen in Aktion, c/o Allerweltshaus

Eltern-Kinder-Initiative Sternschnuppen e.V.

Elternbildungswerk Köln-Neubrück e.V.

Elterninitiative herzkranker Kinder Köln e.V.

Elterninitiative Kinderparadies e.V.

Elterninitiative Köln-Süd e.V.

Elterninitiative Tausendfüßler e.V
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Elternkreis Drogengefährdeter und Abhängiger Jugendlicher Köln I, im Haus der Selbsthilfe; Eltern-

kreis Drogengefährdeter und Abhängiger Jugendlicher Köln II, im Haus der Selbsthilfe, c/o Drogen-

hilfe Köln e.V.

Elternkreis eßgestörter Töchter und Söhne Selbsthilfegruppe im KISS

Elternkreis rheumakranker Kinder, c/o Deutsche Rheuma-Liga AG Köln/ Eduarduskrankenhaus

Elternselbsthilfe Wichtelhaus e.V.

Elternselbsthilfegruppe Integrativ-das behinderte Kind im KISS

Elternverein des Kinderhortes Spichernstr. e.V

Elternverein Flöhe e.V.

Elternverein Nippeser Flohkiste e.V.

EMMAUS-Gemeinschaft in Köln e.V.

Emotions Anonymous (EA ) Kontakt: KISS o. Kosa

Epilepsie-Selbsthilfegruppe

Eritrea-Hilfswerk in Deutschland e.V.

Eritreischer Kultur- und Sozialverein

Erste Person Plural, Kontaktgruppe für Frauen und Männer mit dissoziativer Identitätsstörung, c/o

Kiss

Erstes Kölner Wohnzimmertheater

Erwachsene Kinder  suchtkranker Eltern und Erzieher (EKS), c/o Alte Feuerwache

Et Blättche Begegnungszentrum Finkenberg

Europäische Down-Sxndrom Assoziation Deutschland e.V. (EDSA)

Expertinnen-Beratungsnetz Köln e.V.

Fachdienst Berufliche Wiedereingliederung (Drogenhilfe Köln e.V.)

Familien brauche Väter – Beratung für Väter/ Paare bei esperanza

Familien-Ferien-Werke e.V.

Familienforum Südstadt

Farbkleckse e.V.

FAU Anarcho-Syndikalisten c/o LC

Faultier Arbeitsloseninitiative

FC Fidele Senioren Kalk

Feministisches Archiv und Dokumentationszentrum

FIAN, Food First Information- und Aktions-Netzwerk, Köln-Gruppe, Treff: Allerweltshaus

Fibromyalgie-Syndrom Selbsthilfegruppe

Fips e.V. – häusliche Kinderkrankenpflege

Flaks e.V. und Projekt – Frauen leben und arbeiten kreativ und selbstbestimmt, c/0 im kleinen Laden

Flemingos e.V.

Flohkiste e.V.

FLoK – Freier Lokalrundfunk Köln e.V.

Flüchtlingscafé INVERNI, c/o Graswurzelwerkstatt

Flüchtlingshilfe Zülpicher Platz (FZP)

Flüchtlingsrat Köln c/o Haus der Ev. Kirche

FMS Selbsthilfw Köln e.V. Vereinigung für Fibromaylagie-Erkrankte, im Haus der Selbsthilfe

Föderation Gewaltfreier Aktionsgruppen, Graswurzelwekstatt (FÖGA)

Fördergemeinschaft der Querschnittsgelähmten in Deutschland e.V., Stützpunkt Köln
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Förderkreis Kölner Klagemauer für den Frieden, c/o Emmi Heinz

Förderungs- und Bildungsgemeinschaft Jugend- und Altenarbeit Vingst/ Ostheim e.V.

Förderverein Bauspielplatz Senkelsgraben in Wahnheide e.V.

Förderverein Bewährungshilfe Köln e.V.

Förderverein Brücke Köln e.V.

Förderverein der Pestalozzischule 5 Köln 90 e.V.

Förderverein der Rheinischen Schulen für Körperbehinderte Belvederestraße eV.

Förderverein des Haci Bektas Veli in Köln und Umgebung e.V.

Förderverein Diabetes Education e.V., c/o St. Antonius-Krankenhaus

Förderverein Drogenkontaktstelle Köln-Ehrenfeld – Kontaktcafe und Beratungsstelle

Förderverein Eigelstein e.V. – Der Veedelsmanager

Förderverein für die deutsch-türkische Zusammenarbeit von Lehrern und Eltern e.V.

Förderverein für psychisch Kranke im Stadtbezirk Köln-Kalk und Deutz e.V.

Förderverein für psychisch kranke Mitbürger im Stadtbezirk Köln-Mülheim e.V.

Förderverein Grundschule Bachemer Str. e.V. u. Schulpänz GGS Bachemer Str. e.V.

Förderverein Hospiz Köln-Porz e.V.

Förderverein junger Kunst ‚68.11’ e.V.

Förderverein Kurdische Kultur und Sprache e.V., c/o Hevalti

Förderverein Petersen Schule

Förderverein Romanische Kirchen Köln e.V.

Forum eine Welt e.V.

Forum Eine Welt, Niehl

Forum für ganzheitliche Altenarbeit e.V.

Fr™ie SHG Kontra Psychosen

Fragiles x-Syndrom Selbsthilfegruppe im KISS

Frauen gegen Erwerbslosigkeit e.V.

Frauen gegen Gewalt e.V. – Notruf und  Beratung für Vergewaltigte Frauen , c/o Frauen helfen

Frauen  e.V.

Frauen helfen Frauen e.V.

Frauen Leben e.V., Frauenberatungsstelle

Frauen-Musik-Club e.V.

Frauenberatungszentrum Köln e.V.

Frauencafe der Drogenhilfe Köln, im Cafe Victoria

Fraueninitiative TANGIERT, c/o Kiss

FrauenMediaTurm e.V.

Frauenselbsthilfe nach Krebs, Landesverband NRW e.V./ Gruppe Köln-Süd; Frauenselbsthilfe nach

Krebs  – und Männerselbsthilfe-Gruppe Köln-Porz, Treff: Begegnungszentrum Finkenberg

FrauenSicht e.V., Fem. Weiterbildung

Freie Literaturbühne im Rhenania, c/o Kunsthaus Rhenania

Freie Schule Köln

Freies Bildungswerk Rheinland – Die Elternschule Köln e.V.

Freies Werkstatt Theater

Freiluft- und Gartenarbeitsschule (FreiLuGa)

Freunde afrobrasilianischer Kultur e.V., c/o Y. Mete
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Freunde und Förderer gemeinsamer Erziehungsarbeit deutscher und ausländischer Eltern e.V., c/o

Günther Jikeli

Freundeskreis Botanischer Garten, c/o Bot. Garten (Grüne Schule Flora), Riehl

Freundeskreis Haus des Waldes e.V.

Freundinnen und Freunde der Ökobank im Raum Köln e.V.

Freundschaftsgesellschaft BRD-Cuba e.V.

Friedensbewegung Europa, Zweigstelle Köln

Friedensbildungswerk Köln e.V.

Friedenstreck e.V., Bundesgeschäftsstelle und Geschäftsstelle Köln

Frischluft Köln e.V.

FZP – Flüchlingshilfe Zülpicher Platz

GAP – Gesellschaft für alternative Energie Projekte e.V.

Gay-Manager

GDF – Dachverband Türkischer Arbeitervereine

Gebäude 9 (KHD Hallen)

Gefangeneninitiative Köln e.V.

Gemeinnütziger Bauverein Sachsenturm e.V.

Gemeinnütziger Verein Kindergarten Butterblume Köln e.V.

Gemeinschaft der Vinzenz-Konferenzen Deutschland e.V.

Gemeinschaft ‚Unser Platz im Leben’ e.V.

Gemeinschaft zur Förderung der Kindererziehung ‚Pinochio’ e.V.

Generationentheater ‚83er Spätlese’

Generationshaus Köln e.V. – Generationsübergreifendes Wohnprojekt

Germanwatch, Regionalgruppe Köln, c/o NordSüdForum Köln

Geschwister-Scholl-Haus

Gesellschaft für Inkontinenz, SHG Köln-Hohenlind, Treff St. Elisabeth-Krankenhaus

Gesellschaft für Umwelt, Gesundheit und Kommunikation e.V.

Gesellschaft zur humanitären Unterstützung der Palästinenser e.V. (G.H.U.P.)

Gesprächskreis für Allergiker und Asthmatiker, Service-Centrum Köln-Rodenkirchen (Johanniter-

Unfallhilfe)

Gesprächskreis für Angehörige von psychisch Kranken, c/o Teerstegerhaus

Gesprächskreis für pflegende Angehörige, Zu Huss e.V. Mühlheim

Gesundheit für Wohnungslose Köln e.V.

Gesundheitsladen Köln e.V., Patientenberatung

GLIMMSTENGEL a.D., Kiss

Golden Gays SHG für ältere Schwule, SCHULZ

Graswurzelgruppe Köln

Graswurzelwerkstatt (Teil der bundesweiten Föderation gewaltfreier Aktionsgruppen)

Greenpeace Köln

Griechisch-Türkische freundschaft e.V.

Griechische Gemeinde Köln e.V.

Griechische lesbische schwule Gemeinschaft, im Cafe Anders (Schulz)

Grün-Werkstatt (im Öko-Forum Eigelstein)

Gründerkreis für Dorf- und Wohngemeinschaften e.V.



J . D a n i e l  D a h m

Z U K U N F T S F Ä H I G E  L E B E N S S T I L E  –  

S T Ä D T I S C H E  S U B S I S T E N Z  F Ü R  M E H R  L E B E N S Q U A L I T Ä T

463

Grupo Cultural Galego

Gruppe Forstbotanischer Garten, Waldkindergarten

Guttempler Gemeinschaft Selbsthilfegruppe im Kölner Haus der Selbsthilfe

Hämochromatose-Vereinigung Deutschland e.V. – Eisenspeicherkrankheit

Hagazussa e.V. – Feministisches Frauengesundheitszentrum

Hand in Hand Menschen helfen e.V.

Handwerkerinnenhaus Köln e.V.

Haus der Begegnung – GOT

Haus der Hoffnung, Auf Achse – Treberhilfe e.V.

Haus Mobile e.V.

Haus Rupprechtstraße – Einrichtung für Straffälligenhilfe Gemeinnützige GmbH

Healing Theater

Heimatverein Köln-Dellbrück

Helferkreis für Seniorinnen und Senioren

HepatitisC-Selbsthilfegruppe im KISS

Herzgruppe Köln, SHG n. Dr. Dean Ornish, c/o Familienforum Südstadt

HEVALTI-Zentrum für deutsch-kurdische Freundschaft e.V.

Hexenring Frauen-Motorradclub

Hilfe für das autistische Kind – Vereinigung zur Förderung autistischer Menschen Regionalverband

Köln/ Bonn e.V.

Himmel und Ääd – Verein zur Förderung der psychosozialen Betreuung von Krebs- und AIDS-Patien-

ten e.V.

Hipp-Hoppers e.V.

Horizont Theater Förderverein

Horus Selbsthilfegruppe für in der Kindheit nissbrauchte Männer, c/o Zartbitter e.V.

HoSe – Holweider Selbsthilfe e.V.

Hospiz Köln-Deutz e.V.

Hüppedeercher Elterninitiative Nippes e.V.

Humanistische Aktion gegen Ausländerfeindlichkeit und Diskreminierung Leitung

Humanistisches Kommunikationszentrum Ehrenfeld

humanistisches n.e.t.z.

Humanistisches Zentrum für Mühlheim und Redaktion ‚guck nicht weg’

Humba-efau – Loser Zusammenschluss international jecker Bands und Einzelkünstler aus Köln

Huntington-SHG Köln

Hydrocephalus SHG für Erwachsene

I.S.D. – Initiative Schwarze Deutsche und Schwarze in Deutschland NRW e.V.

IAF – Verband binationaler Familien und Partnerschaften

IAK – Arbeitskreis für deutsche und ausländische Arbeitnehmer e.V.

IFK – Interkulturelles Flüchtlingszentrum e.V.

IG Frankfurter Straße

IGNIS e.V. Osteuropäisches Kulturzentrum

IKV – Islamischer Kultur Verein e.V.

Impuls Nippes am Baudriplatz

In Via, Verband katholischer Mädchenarbeit e.V. Köln
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INA - Institut für Neue Arbeit

Infoe e.V., Alte Feuerwache

Informationstelle für Psychotherapie

Informationszentrum Wahner Heide

Infotreffen gegen Rassismus und Gewalt in Ehrenfeld, c/o Allerweltshaus

Initiative Bauen, Wohnen, Arbeiten e.V. – Naturbaubetrieb

Initiative Dritte Lebensphase e.V. (I.D.L.)

Initiative gegen Auländerprogrome, c/o Bürgerhaus Kalk

Initiative Keine Ausländerfeindlichkeit in Deutz

Initiative Kölner Jazzhaus e.V.

Initiative zur Förderung des Freizeit- und Breitensports e.V.

Institut für kulturelle Weiterbildung e.V.

Institut für praktische Individualpsychologie e.V. – IPI

Integrative Kindertagesstätte Köln-Sürth e.V.

Interessengemeinschaft Pyrethroid-Geschädigter im KISS

Interessengemeinschaft Tierschutz

Interessenverband Contergangeschädigter und deren Angehörige – Contergangeschädigtenhilfs-

werk Bezirk Köln e.V.

Interessenverband Unterhalt und Familienrecht e.V. (ISUV) – Kölner SHG Trennung und Scheidung

Interessenvereinigung für Anfallskranke in Köln e.V. (IFA)

Interkommunaler Arbeitskreis Wahner Heide

Interkultureller Arbeitskreis Migration und psychische Gesundheit e.V. Köln (IKAM), c/o Pavel Liska

Interkulturelles Forum e.V. Köln – Atelier 13, c/o Frau Maria Waldermann

Internationale EMMAUS-Bewegung Deutscher Zweig e.V.

Internationaler Bund für Sozialarbeit, Beratungsstelle Grünes Haus

Internationales Erzählcafé, im Jugend-und Bürgerzentrum Deutz

Internationales Frauenzentrum e.V.

Internationales Zentrum für Jugendbegegnung, Scharifeh Center

Inzest Anonymous Selbsthilfegruppe im KISS

Iranisch-Deutscher Frauenverein e.V., c/o Allerweltshaus

Iranische Flüchtlingskinderhilfe

Iranisches Kulturhaus e.V.

Isentum e.V. – Initiative für Frauenförderung, Gesundheit und Kreativität, Ortsgruppe Köln, c/o

Kölner Amazonen

Islamische Akademie Villa Hahnenburg – ISLAH

Islamischer Arbeitskreis in Deutschland

Italienisch-Deutscher Verein

Italienische Frauengruppe

IWEKO – Innenstadt-West-Konferenz, c/o Bürgergemeinschaft Rathenauplatz e.V.

Johannishaus – Johannisbund

Jüdisches Forum Köln e.V., c/o Synagogengemeinde

Jugend des Deutschen Alpenvereins, Sektion Rheinland Köln

Jugend- und Kulturzentrum

Jugendclub Courage e.V.
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Jugendfilmclub Köln e.V.

Jugendfreizeit- und Bildungszentrum e.V. Wilhelmshof (Jugendfarm)

Jugendfreizeitheim Alte Schule

Jugendfreizeitwerk Köln e.V.

Jugendhaus für Behinderte und Nichtbehinderte

Jugendhilfe Köln e.V.

Jugendhilfe und Schule e.V., Jugendladen Nippes & Nippes Museum

Jugendinitiative Verein e.V.

Jugendkeller Poll

Jugendkunstschule Köln e.V.

Jugendladen Deutz

Jugendladen Mühlheim

Jugendtheater Tacheles

Jugendtreff ‚anyway’ des Sozialwerks für Lesben und Schwule e.V.

Jugendwerkstatt Nippes – Sozialpädagogische Wohn- und Lebenshilfe

Jugendzentrum Köln-Brück

Julia e.V. – Initiative für alternatives Arbeiten und Wohnen c/o Freies Werkstatt Theater

Junge Alte e.V.

Junkie Bund Köln e.V. – Selbsthilfe für Drogengebraucher, Ehemalige und Substituierte

Kääls Kölner Männerforum e.V.

Kantine

Katalyse (Institut) e.V.

Kein Blut für Öl, Treff: Bürgerzentrum Ehrenfeld

kein mensch ist illegal – Kölner Netzwerk, c/o Ev. Kirche Nippes

KEKS e.V. – Kölner Eltern und Kinder Selbsthilfe e.V.

KIK – Krebsinitiative Köln e.V., Krebsberatungstelle

KiKK e.V., Kunst im Kinderkrankenhaus

Kila-Kunterbunt e.V.

KIMM e.V. – Kölner Interessengemeinschaft ‘Mühlvermeidung statt Müllverbrennung‘

Kinder an der Bernsteinküste e.V.

Kinder und Jugendforum, Lindenthal, Sülz und Klettenberg

Kinder- und Jugendspielhof

Kinder- und Jugendtreff Ex-Magadha

Kinder- und Jugendtreff Picco

Kinder- und Jugendzentrum Paul-Schneider-Haus

Kinderbetreuung der Schule Geilenkircher Str. 52 e.V.

Kindercafe Lollypop e.V.

Kindergarten Flora e.V.

Kindergarten Huckepack e.V.

Kindergarten Köln-Deutz e.V.

Kindergarten Rappelkiste e.V.

Kindergarten Tante Maria Köln-Buchforst e.V.

Kindergruppe Sonnenstrahlen e.V.
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Kinderhaus Frauen helfen Frauen e.V.

Kinderhaus Naseweis e.V.

Kinderhilfe Chile Gruppe Köln

Kinderhort am Stadtgarten e.V.

Kinderhort Stenzelbergerstr. e.V.

Kinderladen 41 e.V.

Kinderladen Papperlapapp e.V.

Kinderladen Pillepup

Kinderladen Räuberhöhle e.V.

Kinderladen Schweer

Kinderladen ‚und der Bär fällt um’ e.V.

Kinderland Brasilien e.V.

Kindernöte e.V. – Förderkreis der Familienberatung Köln-Chorweiler

Kindernotbrücke e.V., c/o Larissa Bender, Sabine Fründt

Kinderschutzbund Köln e.V., Kalker Laden und Treff; Kinderschutzbund Köln e.V. Kinderschutz-

Zentrum Koeln, Familienberatungsstelle; Kinderschutzbund Köln e.V., Kinderwohngruppe des Kin-

derschutzzentrums

Kindertagesstätte Hüppekästchen e.V.

Kindertagesstätte PH e.V.

Kindertreff Kunterbunt e.V.

Kinderzirkus MiniMUMM

Kita Regenbogen e.V.

KL Räuberhöhle e.V.

Kleingärtnervereine e.V., c/o Lehr- und Beispielgarten

KÖLN HALKEVI (Volkshaus) e.V.

Köln Klima e.V.

Kölner AK Schwule Literatur, c/o SCH.U.L.Z.

Kölner Aktionsbündnis gemeinsam gegen Männergewalt an Frauen e.V.

Kölner Alzheimer Forum, c/o Zentrum für Senioren und Behinderte der Stadt Köln (SBK)

Kölner Amazonen

Kölner Anwaltsverein e.V.

Kölner Appell gegen Rasissmus e.V., Allerweltshaus

Kölner Arbeitskreis Schwule Literatur, c/o SCH.U.L.Z.

Kölner Arbeitslosen Zentrum KALZ e.V.

Kölner Arbeitslosenzentrum e.V.

Kölner Bewegungstheater Mobile

Kölner Bündnis gegen Rechts – Grundrechte verteidigen – Flüchtlinge schützen – Rassismus be-

kämpfen

Kölner Elternselbsthilfe e.V. – Kinderladen

Kölner Figurentheater

Kölner Flüchtlingsrat

Kölner Förderverein für das Allergie- und Asthmakranke Kind e.V. (FAAK), c/o Kinderkrankenhaus

Am.damstr.

Kölner Frauen Forum in der BÜTZE (Bürger Zentrum Ehrenfeld)
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Kölner Frauen in Schwarz – Frauen für den Frieden

Kölner Frauengeschichtsverein e.V.

Kölner Freiwilligen-Agentur

Kölner Friedensforum im Friedensbildungswerk

Kölner Gefangenen-Fürsorgeverein von 1889 e.V.

Kölner Gegenstrom (Anti-AKW), c/o Gesundheitsladen Köln e.V.

Kölner Gesellschaft zur Erforschung des Wandels der Politik in der Frühphase der politischen Publi-

zistik (1763-1848) Köln e.V.

Kölner Imkerverein vom 1882 e.V., c/o Finkens Garten

Kölner Initiative gegen Gentechnik – BürgerInnen beobachten Petunien, c/o Gesundheitsladen

Kölner Jugendpark e.V.

Kölner Jugendring e.V.

Kölner Künstler Theater

Kölner Lesben-und Schwulentag e.V.

Kölner Netzwerk ‚kein Mensch ist Illegal’, Netzwerk Asyl in der Kirche, c/o Allerweltshaus

Kölner Runder Tisch für Ausländer-Freundlichkeit, c/o Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusam-

menarbeit

Kölner Selbsthilfe bei Allergie und Asthma e.V. (KÖSAA)

Kölner Selbsthilfe e.V.

Kölner Senioren ‚Wir sind nicht mehr allein’ e.V.

Kölner Seniorentreff für Sport und Freizeitgestaltung e.V.

Kölner Singkreis

Kölner Spielecircus e.V.

Kölner Spielewerkstatt e.V.

Kölner Studentenwerk e.V. FH-Zwerge; Kölner Studentenwerk e.V. Uni-Kids

Kölner Suchthilfe e.V.

Kölner Theaterkonferenz e.V. – Vereinigung Kölner Theater, (Zentrales Büro: c/o Hänneschen Thea-

ter)

Kölner Tierschutzverein 1868, Konrad-Adenauer-Tierheim e.V.

Kölner Trainingskollektiv, für gewaltfreie Aktionen und kreative Konfliktlösungen, c/o Graswurzel-

werkstatt

Kölner Verein für Rehabilitation e.V.

Kölnische Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit e.V.

KölnischerKunstverein

KölnKlima e.V.

Kölsch Hätz

Kölsch Jeschräppels

Kolping-Bildungswerk

Kolumbiengruppe Köln Gruppo Colombia de Colonia, c/o Kölner Appell

KOM – Kölner Opferhilfe Modell, Uni Koln

KOMCIWAN – Jugend aus Kurdistan Köln e.V.

Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V.

KOMJIN – Verband kurdischer Frauen

KOMKAR – Verband der Vereine aus Kurdistan
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Kranke Pänz e.V. – Krankenhausersatzpflege für Kinder und Familienunterstützender Dienst

Krankenhausstiftung Porz am Rhein e.V. – Kindertagesstätte – Kreativkreis ´88 Köln-Mühlheim

Krebelshof e.V.

Krebskranke helfen Krebskranken ‚Ich will‘

Kreuzbund Köln e.V.

Krisenwohngruppe für Kinder im Kinderschutzbund Köln

Kristall e.V.

KünstlerInnenstammtisch im Cafe Elefant

Kultur- und Förderverein ältere Migranten/innen (KUFÄM)

Kulturbunker Mühlheim e.V.

Kulturhaus Lateinamerika e.V.

KUM & LUK e.V.

KUMBIG e.V.

Kumede Theater

Kunstfabrik Tor 1

Kunstschalter e.V. (KHD Hallen)

Kunterbunt e.V.

Kuratorium Deutsche Altershilfe Wilhelmine-Lübke-Stiftung e.V.

Kurdische Gemeinde in Deutschland e.V. – Civata Kurd li Almanya

Kurdischer Arbeiterbund

Kurdischer Frauenverein e.V. Köln, c/o Hamide Akbayir

La Leche Liga Deutschland e.V. Stillgruppe Köln

Lärmschutzgemeinschaft Köln/ Bonn e.V.

Land und Leute, Naturkostwaren (Psychosoziales Projekt)

Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt NRW e.V., c/o Dr. Hermann-Josef Roth

Langzeit-Positive-Selbsthilfegruppe im Quo Vadis

LC 36 – Infoladen Köln

LEB Lesbian Ballroom

Lebenshaus – Wohnen & Hospiz gGmbH

LEBENSHILFE für Menschen mit geistiger Behinderung, Ortsvereinigung Köln e.V.; Ortsvereinigung

Rodenkirchen e.V.

Lernen fördern – Förderverein für Lernbehinderte Köln-Thymianweg e.V., c/o Städt. Schule für Lern-

behinderte

Lesben gegen Rechts – Antifa-Initiative, c/o SCHULZ

lesbian and gay liberation front e.V. (lglf), c/o SCH.U.L.Z.

LIA – Leben Im Alter e.V.

Lila und Rosa Gehörlose Köln 1989 e.V.

Lion-Oase – Schule für chinesische Bewegungskunst

Literaturhaus Köln e.V.

Living Theatre Projekt

Lobby-Restaurant des KALZ e.V.

Locked-In-Syndrom – LIS-Selbsthilfe Köln, Treff: Ev. Krankenhaus Weyertal

Lollypop e.V.

Looks e.V., für junge Männer die anschaffen
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Loor ens Lerntreff für Gehörlose

LOTSE, c/o DBH e.V.

LSVD – Lesben- und Schwulenverband Deutschland

MaDiBu (Mach Dich Bunt) e.V., Interkulturelles Zentrum

Mäc-Up, Sozialdienst Katholischer Frauen

Mädchenhaus Köln e.V., Beratungs- u. Geschäftsstelle

MÄK e.V. Mädchenarbeitskreis Köln, c/o Claire Menke

Männerbüro Koeln, im Friedensbildungswerk

Magnet, Kinder- und Jugendzentrum, Jugendcafe Chorweiler e.V.

Mahnwache Deutzer Brücke

Mamma Grappa

Marienkäfer e.V.

Maßstab – Verein für eine soziale Zukunft e.V.

Media to the People e.V.

Media Watch, c/o Heinrich-Böll-Stiftung e.V.

medica mondiale e.V. – medizinsche und psychologische Betreung kriegstraumatisierter Frauen

Medien gegen Rassismus, c/o RTL Television, Ralf Radler

Mehr Demokratie e.V. NRW (für Volks-und Bürgerentscheide)

Metropolitan Community Church (MCC), Schulz (internes Postfach)

Migräne SHG, Treff im Nachbarschaftszentrum Klettenberg

Mimis Pänz e.V.

Mini-Justiz-Köln e.V.

miteinander leben e.V. – Verein zur Integration körper- und mehrfach behinderter Menschen

Mitmachzeitung Querkopf e.V.

Möbellager Umweltzentrum Köln-West

Morbus Crohn Selbsthilfegruppe

MOSAIK, Interkulturelles Zentrum

Mozartkugeln e.V.

MÜHLE – Mühlheimer Lebensdienste , Sozialer Betreuungsdienst für ältere Menschen und Familien

Mühlheimer Seniorentreff Selbsthilfe e.V.

MüTZe – Mühlheimer Selbsthilfe Teestube e.V., Sozialberatung

Multikulturelle Gesellschaft e.V.

Musikkomm – Gemeinnützige Gesellschaft zur Förderung von Musik und Kommunikationstechnolo-

gie mbH

Muslimisches Sozialwerk, c/o Murat Gür

Mutter-Kind-Heim für minderjährige und junge Mütter, CJGmbH Haus Miriam

Nachbarschaftsetage Raderberg e.V.

Nachbarschaftsinitiative Niederichstraße, c/o Simone Sitte

Nachbarschaftsselbsthilfe Sülz-Klettenberg e.V.

Nadjeh e.V.

Narcotics Anonymous

Natur bewegt e.V.

Natur & Kultur – Institut für Ökologische Forschung u. Bildung- e.V.
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NaturFeundeHaus Köln-Ost

NaturFreunde Köln, AK Bildung und Kultur

Naturfreunde Ortsgruppe Köln e.V. – Naturfreundehaus

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V.; Naturschutzbund Deutschland (NABU) Stadtverband

Köln e.V.

NAWAe.V. – Iranisches Musikzentrum

Netz NRW - Verbund für Ökologie und soziales Wirtschaften e.V.

Netzwerk gegen Konzernherrschaft und neoliberale Politik

Neues Wohnen im Alter e.V. – Arbeitgemeinschaft zur Förderung selbstständiger Wohn- und Haus-

gemeinschaften mit Älteren

ngr – Nachrichten gegen Rassismus

Nicaragua-Koordination Köln

Niehler Elternverein e.V., Kindertagestätte und Zentrum für Deutsche und Ausländer

Nippeser FrauenForum e.V., Treff: Bürgerzentrum Nippes, Altenberger Hof, c/o M.Alami

Nordstadtkinder e.V.

NordSüdForum e.V.

NS-Dokumentationszentrum

OASE, Benedikt-Labre e.V. – Zentrum für Geburtsvorbereitung und –nachsorge; offener Treff

Öffentlichkeit gegen Gewalt e.V.

Öko-Forum Köln e.V.

Ökobildungswerk

Ökoforum Eigelstein

Ömmes & Eumel

Offene Bühne Köln

Offene Jazz Haus Schule

Offene Kinder- und Jugendarbeit

Offene Tür Treibhaus

Offener Treff für Frauen mit HIV und AIDS

Offener Treff für Männer und Frauen mit HIV und AIDS

Ohne festen Wohnsitz (OfW) e.V.,  Wohnungslosenselbsthilfe

OIKOS – Umweltökonomische Studierenden-Initiative Köln e.V., Sitz: WiSo-Fakultät Uni Köln

One in One, Proberaumzentrum

Optimisten mit Multipler Sklerose Selbsthilfe

Orgelpfeifen, Verein zur Förderung kindlicher Enwicklung e.V.

Osiris, SHG für Frauen mit dissoziativem Überlebensmuster, c/o Kiss

OT – Haus der Jugend

Overeaters Anonymous (OA), Treff: Nachbarschaftszentrum Sülz

Pädagogischer Arbeitskreis Köln e.V., Kinderladen

Pänz e.V.

PAIrat (Positiven-Aids-Rat)

PARITÄTISCHE SOZIALARBEIT KÖLN e.V.

Paritätischer Altenclub Köln e.V.

Paschtunischer Kultur Verein

Patuljak e.V.
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PAX AN! AK Frieden Köln, c/o Allerweltshaus

PEV-Familientreff

Philippinenbüro e.V.

Piccolo Theater-Förderverein

Plenum gegen Sammellager, c/o Infoladen

Plötzlicher Säuglingstod Selbsthilfegruppe im KISS

Portugiesischer Verein Köln

Porzer Regenbogenpänz e.V.

Porzer Selbsthilfe gegen Wohnungsnot e.V.

ProFamilia

Projekt Oberbuschweg e.V.

Projekt Wohngemeinschaft e.V. Adaptions- u. Nachsorgeeinrichtung

Projekt Zuflucht, c/o Maastrichter Str. 49

Proton e.V. – Musik und kreative Kölner Elemente

Psychosoziales Zentrum für ausländische Flüchtlinge

Psychotherapie Informationsstelle des Fördervereins Psychologie und Gesundheit

Purzelbäume e.V.

Quäker Nachbarschaftsheim e.V., Kindertagesstätte; Sozial-Kulturelles-Zentrum (Doris-Roper-Haus)

Radikale Linke Köln (Treff: Alte Feuerwache)

Radiowerkstatt – Freier Lokalrundfunk Köln e.V.

Rappelkiste e.V.

Rat der Afghanischen Flüchtlinge in Deutschland, c/o Kölner Flüchtlingsrat

Rat und Tat e.V. – Hilfsgemeinschaft für Angehörige von psychisch Kranken, Worringer Bahnhof

Rather Zaubermäuse e.V.

Rechts- und Schuldnerberatung

Referat für interreligiösen Dialog (ÖKN)

Regenbogen Liste, c/o Toenges

Regenbogencafe von und für HIV-Oositive und deren FreundInnen

Rheinischer Verein für Denkmalpflege und Landschaftsschutz

Rheinischer Waisenfürsorgeverein e.V.

Rhiannon FRAUENBUCHLADEN Köln

Rio e.V.

Robin Wood, Alte Feuerwache (VCD-Büro)

Rockförderverein Köln e.V.

Rockinitiative Wesseling E.V

Rolf-Lappe-Stiftung e.V., Kindergarten

Rollstuhl-Club Köln e.V.

ROM e.V.

Rosarote Knasthilfe in der Alten Feuerwache

Rote Hilfe, Ortgruppe Köln c/o LC

Rotznasen e.V.

Rückgrat – Intensive Einzelbetreuung für Jugendliche

Rumänisches Forum Köln
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Runder Tisch Rodenkirchen, c/o Beate Bongard

S.C. Janus

S-Anon – Angehörige, PartnerInnen und Freunde von Sexsüchtigen; Kontakt über KISS oder KOSA

SAV – Sozialistische Alternative, Treff: Alte Feuerwache u. Allerweltshaus

SCH.u.L.Z. – Schwulen- und Lesbenzentrum

Schädel-Hirnpatienten in Not e.V., Haus der Selbsthilfe

Schädel-Hirnverletzt und jung, Treff: Neurologisches Therapie-Centrum

Scharifeh-Center

Scheherazade

Schlabberlätze e.V.

Schlafapnoe-Atemstillstand, Köln und Umgebung e.V., Treff: St. Hildegardiskrankenhaus

Schmetterlinge e.V.

Schmetterlinge, SHG für Eltern von Kindern mit Wahrnehmungs- und Bewegungsauffälligkeiten,

Treff: Ev. Gemeindezentrum Melanchtonkirche,

Schmierfinke e.V.

Schmuddelkinder Köln e.V.

Schülertagesstätte Peter-Petersen-Schule Köln-Höhenhaus e.V.

Schuldnerhilfe Köln

Schulkinderhaus Dellbrück e.V.

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Köln e.V. und Haus des Waldes

Schwangere Alleinstehende, Treff: Pfarrheim St.Georg

SchwIPS – Schwule Initiative für Pflege und Soziales e.V., Geschäftsstelle

Schwule Väter Köln, c/o SCH.U.L.Z.

Schwules Netzwerk NRW

SDAJ, c/o Sebastian Brandherm

Seeberger Treff (Offene Tür)

Selbsthilfe bei chronisch entzündlichen Darmkrankheiten – Morbus Crohn/ Colitis Ulcerosa, Treff:

Ev. Krankenhaus Weyertal

Selbsthilfe Lebertransplantierter Deutschland e.V.

Selbsthilfe Zartbitter e.V., von betroffenen Frauen für betroffene Frauen

Selbsthilfeverein für Junkies, Ehemalige und Substituierte

Senftöpfchen Theater

Seniorenschutzbund Graue Panther e.V.

Selbsthilfegruppe für Angehörige von Alzheimerpatienten, c/o Caritasverband Köln

Selbsthilfegruppe für Angehörige von Menschen mit Tourette-Syndrom

Selbsthilfegruppe für Angehörige von Schlaganfall-Betroffenen Köln, Treff: Ev. Krankenhaus Weyer-

tal

Selbsthilfegruppe Aphasiker Regionalgruppe Köln-Zentrum, Treff: Kath. Gemeindehaus der Herz-

Jesu-Kirche, M-G-Str

Selbsthilfegruppe für Aufschieber

Selbsthilfegruppe Aussöhnung mit dem inneren Kind, Kontakt: KISS, Treff: Bürgerzentrum Deutz

Selbsthilfegruppe Bandscheibenleiden – Wirbelsäulenprobleme, Kontakt : KISS, Treff: Lindenthal

Selbsthilfegruppe Cystrische Vibrose

Selbsthilfegruppe für Eltern von Kindern mit Tourette-Syndrom; Treff: Zentrale für Gehörlose e.V.
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Selbsthilfegruppe für erwachsene Kinder von Suchtkranken

Selbsthilfegruppe für erwachsene verwaiste Geschwister, Treff: Ev. Gemeindehaus der Christuskir-

che

Selbsthilfegruppe für Frauen mit Bulimie und Magersucht, Kontakt: KISS

Selbsthilfegruppe für Frauen mit Essstörungen, Kontakt: KISS, Treff: Nachbarschaftzentrum Sülz

Selbsthilfegruppe Geschlechtsidentität Köln

Selbsthilfegruppe Hirntumorpatienten und deren Angehörige

Selbsthilfegruppe für junge Menschen mit erworbenen Hirnschädigungen

Selbsthilfegruppe Junkie-Bund e.V., c/o Kontaktcafe und Beratungsstelle, Ehrenfeld

Selbsthilfegruppe für Mädchen und Frauen mit Eßstörungen

Selbsthilfegruppe für Menschen mit Tourette-Syndrom

Selbsthilfegruppe Morbus Menière

Selbsthilfegruppe Myome

Selbsthilfegruppe für Neurofibrimatose, c/o Praxis Dr. Jung

Selbsthilfegruppe Osteoperose Köln, Treff: Gesundheutsamt Köln

Selbsthilfegruppe Polyneuropathie

Selbsthilfegruppe Polymyalgie

Selbsthilfegruppe Psychisch Kranker, Treff: Antonitergemeinde

Selbsthilfegruppe für psychosomatisch Leidende e.V.

Selbsthilfegruppe Robin Good

Selbsthilfegruppe Sehbehinderter Frauen, Treff im Blinden- und Sehbehinderten Verein e.V.

Selbsthilfegruppe Traumkind

Selbsthilfegruppe für Zwangserkrankungen

Simsalabim e.V.

Sinti-Union Köln e.V. – Verein für die Wahrung und Förderung der Sinti-Kultur, gegen Diskriminie-

rung und Rassismus

Skoliose SHG Köln-Bonn-Achen, im Bundesverband Skoliose-Selbsthilfe e.V., Treff: Domforum

Solidarität Zaire Auguste Okita

Solidaritätsbund der Migranten aus der Türkei e.V.

SoMA e.V., Selbsthilfegruppe für Menschen mit Anerektalfehlbildung

Sommersprossen e.V.

Sozialdienst Katholischer Frauen e.V., Geschäftsstelle und Beratung von ehrenamtlichen Betreuern

nach dem BtG

Sozialdienst Katholischer Männer (SKM) e.V.

Soziales Zentrum Lino-Club e.V. (Kinder-und Jugendcirkus Linoluckynelli)

Sozialkulturelle Begegnungsstätte Köln e.V.

Sozialwerk für Lesben und Schwule e.V. (glf) im SCHULZ, Büro und Beratungsstelle

Spectral Kinder- und Jugendreisen e.V.

Spendenparlament e.V.

Spielball-Theater

Sprungtuch e.V., Frauengruppe zur gegenseitigen Unterstützung

SSK – Sozialistische Selbsthilfe Köln e.V. Ehrenfeld

SSK – Sozialistische Selbsthilfe Köln e.V. Salierring

SSM – Sozialistische Selbsthilfe Mühlheim
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St. Raphaelswerk

Stadtpiraten e.V.

StadtRaum Köln

Stadtteilarchiv Nippes e.V., c/o Buchhandlung Leipziger Platz

Stehaufmännchen e.V.

Sternschnuppe, Kontaktkreis für Eltern, die ihr Kind durch Fehl-, Totgeburt odr frühen Kindstot

verloren haben

Stop Crime e.V.

Stotterer-Selbsthilfe Köln e.V., Treff: Quäker Nachbarschaftsheim

Studentenarbeitskreis für christlich-jüdische Zusammenarbeit e.V.

Studiobühne Köln

Suchtnotruf Köln e.V.

Suchtprävention, Ev. Emmanuel Gemeinde Köln Longerich

Südstadtkinder Birkenbäumchen e.V.

Südstadtkinder e.V.

Südstadtstrolche e.V.

Südstadttreff

Sülzer Schülerladen e.V.

Sülzer Tiger e.V.

Survivors of Incest Anonymous (SIA), Kontakt über KISS

Swinging Sisters – Tanzkurse für Frauen und Lesben, c/o SCH.U.L.Z

Synagogen-Gemeinde Köln e.V.

TalentSkulptur – Tauschring Köln

Teater Kefka GmbH

Teatro Sur

TeeNTown – Mehrbereichszentrum für offene Kinder- und Jugendarbeit in der Stegerwaldsiedlung

Telefonketten

Terre des Femmes, Städtegruppe Köln – Autonomes Frauen- und Lesbenreferat der FH Köln

terre des hommes, AG Köln im Allerweltshaus

Theater 509 im Bürgerhaus Stollwerk

Theater Die Kugel

Theater ImPuls e.V.

Theater Kocer e.V.

Therapeutische Gemeinschaft Wendepunkt

Tiefenschärfe Filminitiative Köln e.V., Treff Kalz

TIK -Tierrechtsinitiative Köln, c/o Gelbes Haus

Tinnitus-Selbsthilfegruppe Köln

Tobias Verein e.V.

TPZ (Theaterpädagogisches Zentrum) e.V.

Transfair – Verein zur Förderung des Fairen Handels mit der ‚Dritten Welt’ e.V.

TransMann e. V., Treff Im Schulz

Trauer Netzwerk Köln – Zusammenschluss in der Trauerarbeit – Selbsthilfe, c/o Jürgen Kempf

Trauerhaus – offene Trauergruppe
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Triviatas – Schwuler Gesangsverein

Trockenes Auge – Siccasyndrom, Treff: Kölner Haus d. Selbsthilfe

TTE Bücherei, Alte Feuerwache

TÜDAY, c/o Alte Feuerwache

Tür e.V. Selbsthilfeverein

Türkischer Lehrerverein

TX Köln – Selbsthilfegruppe für Transidenten, Treff im Bürgerhaus Stollwerk

Überregionale Selbsthilfegruppe Exhibitionisten Köln

Uferlos Kölner Bisexuellen-Gruppe e.V., c/o Bürgerzentrum Ehrenfeld

Umbruch – Bildungswerk für gewaltfreie Veränderung

Umwelt und Wissenschaft e.V., Beratungsstelle

Umweltzentrum Köln West, Recyclinghof

Union türkisch-islamischer Kulturvereine (ATIB)

Universitätskindergarten e.V.; Kindertagesstätte

Urania Theater/ Förderverein

Väter-Projekt Köln

VCD Köln, Verkehrsclub e.V. (Alte Feuerwache)

VDK – Verein Deutscher Kriegshinterbliebenen

Veedel e.V. – Gemeinwesenarbeit in Köln

Verband der Islamischen Kulturzentren e.V. (VIKZ), c/o Hayrullah Özcan

Verband für sozial-kulturelle Arbeit e.V.

Verband Organtransplantierter Deutschlands e.V.

Verband zur Förderung der Gehörlosen Köln und Umgebung e.V.

Verbraucherzentrale Köln

Verbraucherzentrale NRW, Beratungstelle Köln e.V.

Verein armenischer Frauen in Deutschland, c/o Nina Harutunian

Verein Aussiedlerhilfe e.V.

Verein Berufstätiger Mütter e.V.

Verein der Eltern und Förderer schwerhöriger Kinder e.V.

Verein der Freunde und Förderer des Herzzentrums an der Universität zu Köln e.V. ambulante Nach-

sorge

Verein der Vogelfreunde Porz 1961 e.V.

Verein EL-DE Haus e.V., c/o P. Liebermann

Verein für Afghan Hindu Kultur in Deutschland

Verein für die Förderung Roter Fluß Kulturverein e.V.

Verein für die Kölner Neudeutsche Jugend e.V.

Verein für Erforschung und Schutz unangepaßten Verhaltens e.V. (V.E.S.U.V.)

Verein für internationale Jugendarbeit Ortsverein Köln

Verein für Kunsttherapie Köln e.V.

Verein für Soziale Bildungsarbeit e.V.

Verein für soziale Schuldnerberatung e.V.

Verein für Sozialpädagogik e.V., Kindergarten

Verein für Sport, Kultur und gesellschaftliches Engagement in der zweiten Lebenshälfte
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Verein zur Förderung der Kinder mit MCD

Verein zur Förderung der Städtepartnerschaft

Köln-Corinto/ El Realejo

Verein zur Förderung des Instituts zu Erforschung sozialer Chancen Nippes

Verein zur Förderung paritätischer Altenhilfe und Gemeinwesenarbeit Köln-Höhenberg e.V.

Verein zur Förderung sozialer Projekte im Nahen Osten

Verein zur Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Teilleistungsstörungen (MCD/HKS) e.V.

Verein zur Förderung von Seniorenwerkstätten e.V.

Verein zur Förderung zeitgenössischer Kultur e.V.

Verein zur Pflege klassischer Musik e.V.

Vereinigung der Sternfreunde Köln e.V. Volkssternwarte Köln im Schillergymnasium

Vereinigung der Vietnamesen in Köln

Vergiß mich nicht e.V., c/o Alte Feuerwache

Versiko AG Regionalbüro

Verwaiste Eltern Köln, Treff: Kath. Südstadtgemeinde

Vesuv e.V. – Infobüro für Psychotherape und Alternativen

VIKZ – Verband der Islamischen Kulturzentren e.V.

Vingster Treff

Völkinger Keis e.V.  Regionalgruppe Köln

Vorschule am Stadtgarten e.V.

Vringstreff e.V.

VSP/ SoZ – Vereinigung für solidarische Perspektiven und Sozialistische Zeitung

VVN – Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes e.V. Köln, Bund der Antifaschisten

Waldorfkindergarten Köln-Esch e.V.; Waldorfkindergarten Köln-Volksgarten e.V.; Waldorfkinderta-

gesstätte Köln-Brück e.V.

Waldwichtel e.V.

Waldzwerge e.V., c/o Herrn Krietemeyer

WDR AKTIV das Sozialwerk e.V.

Weißer Ring e.V. – Gemeinnütziger Verein zur Unterstützung von Kriminalitätsopfern und zur Verhü-

tung von Straftaten e.V., Außenstelle Nord

Weltladen Köln, Antoniterkirche

Weltnotwerk

Solidaritätsaktion der Katholischen Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) für die Entwicklungsländer e.V.,

c/o Verbandszentrale KAB Westdeutschland

Werkstatt für Demokratie-Entwicklung Köln e.V.

Werkstatt für Musik, Kunst, Tanz, Theater e.V.

Wichtelhaus e.V.

Wildwasser e.V.

WIR ALLE – Frauen gegen Brustkrebs e.V.

WIR e.V. – das Forum für besseres Verständnis zwischen Deutschen und Auländern, Treff: Ev. Kran-

kenhaus Weyertal

WIR – Selbsthilfegruppe für Schlaganfall- und Hirnverletzungsbetroffene

Wohnen mit Alt und Jung e.V., Treff: Paulushaus

Wohnprojekt Eigelstein
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Drogenhilfe Köln e.V.

WWF-Gruppe Köln

Zartbitter e.V.

Zeitsprung, Büro gegen Altersdiskriminierung e.V.

Zentrale für Gehörlose e.V.

Zentrum der internationalen Freundschaft und Kultur ‚Horizont’ e.V.

Zentrum für Frühbehandlung und Frühförderung e.V.

Zentrum für Interaktive Medien (ZIM)

Zentrum für therapeutisches Reiten Köln e.V.

Zipfelmützen e.V.

Zivilcourage gegen Rassismus, Worringer Bürgerinitiative

Zooschule

ZsL. e.V. – Zentrum für Selbstbestimmtes Leben, Beratungsstelle für behinderte Menschen

Zug um Zug–Baukooperative e.V.

Zurück in die Zukunft e.V.

ZWAR – ZWischen Arbeit und Ruhestand-Gruppe Ehrenfeld,im BüZe; ZWAR-Gruppe Innenstadt, im

Quäker Nachbarschaftszentrum; ZWAR-Gruppe Kalk, im Bürgerhaus Kalk; ZWAR-Gruppen Chorwei-

ler (3); ZWAR-Gruppen Porz (2), im Bürgerzentrum Engelshof

Zwillings- und Drillingselterninitiative Köln (Doppelpack), c/o S. Lühn

ZWISCHENRAUM-Initiative für betreute Wohnformen und bessere Lebensqualität für psychisch

erkrankte Menschen im Stadtbereich Köln 3  e.V.
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E R K L Ä R U N G  Z U R  D I S S E R T A T I O N

G E M Ä ß  D E R  P R O M O T I O N S O R D N U N G

D E R  M A T H E M A T I S C H – N A T U R W I S S E N -

S C H A F T L I C H E N  F A K U L T Ä T  D E R  U N I -
V E R S I T Ä T  Z U  K Ö L N  V O M  1 6 .  J U N I

1 9 9 4 ,  §  3  A B S .  1  N R .  1 0

‚Ich versichere, dass ich die von mir vorgelegte Dissertation selbständig angefer-

tigt, die benutzten Quellen und Hilfsmittel vollständig angegeben und die Stellen

der Arbeit – einschließlich Tabellen, Karten und Abbildungen –, die anderen Wer-

ken im Wortlaut oder dem Sinn nach entnommen sind, in jedem Einzelfall als Ent-

lehnung kenntlich gemacht habe; dass diese Dissertation noch keiner anderen

Fakultät oder Universität zur Prüfung vorgelegen hat; dass sie – abgesehen von

unten angegebenen Teilpublikationen – noch nicht veröffentlicht worden ist sowie,

dass ich eine solche Veröffentlichung vor Abschluß des Promotionsverfahrens

nicht vornehmen werde. Die Bestimmungen dieser Promotionsordnung sind mir

bekannt. Die von mir vorgelegte Dissertation ist von Prof. Dr. Bernd Wiese betreut

worden.’

J o h a n n e s  D a n i e l  D a h m
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L E B E N S L A U F

Dr.rer.nat. Dipl.–Geograph

J o h a n n e s  D a n i e l  D a h m

D o l z i g e r s t r a s s e  7

1 0 2 4 7  B e r l i n

e M a i l : j d d @ j - d - d . n e t

t e l . : + 4 9  –  ( 0 )  3 0 –  4 2 0  8 7 4  9 9

m o b i l . : + 4 9  –  ( 0 )  1 7 9 –  6 9  6  6 9  8 9

Geburtsdatum / –ort 3.11.1969, Köln.

Familienstand ledig.

STUDIUM & PRAKTIKA

10.5.1989 Abitur am Comenius–Gymnasium, Düsseldorf.

1.2.1990 – 31.4.1991 Zivildienst, Marien-Hospital Düsseldorf; Städt. Altenhilfe Düsseldorf.

1.10.1991 Universität zu Köln – Diplomstudiengang Geographie, Nebenfächer
Ethnologie / Botanik. Themenschwerpunkte: Tropenökologie, Deser-
tifikationsbekämpfung, (West-)Afrika, Human-/Kulturökologie, Wirt-
schaftsgeographie.

1991 – 1999 Finanzierung des Studiums durch diverse Jobs.

Frühjahr / Sommer 1998 4-monatige Feldforschung für die Diplomarbeit „Desertifikation in The

Gambia – Wohlstandskriterien und Wirtschaftsstrategien im ökologi-

schen Konflikt.

1.4.1999 Abgabe der Diplomarbeit, Bewertung 1,0.

1.7. – 30.9.1991 Praktikum am Sekretariat für Zukunftsforschung, Gelsenkirchen.

13.1. – 31.5.1997 Praktikum am Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH in
der Arbeitsgruppe ‘Neue Wohlstandsmodelle’ bei Dr. Wolfgang Sachs.
Recherchen und Literaturauswertungen zu William Morris „News from

Nowhere“ (1884), als Vordenker neuer Wohlstandsentwürfe.

22.2.2003 Doktorzeugnis (Dr. rer. nat. / cum laude) – Dissertation ‚Zukunftsfä-

hige Lebensstile – Städtische Subsistenz für mehr Lebensqualität’.
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BERUFLICHE ERFAHRUNGEN

Seit Sommer 1997 als freier Mitarbeiter des Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH, AG

‘Neue Wohlstandsmodelle’ (Honorarverträge und Kooperationsprojekte):

Juni – Oktober 1997 Wissenschaftlicher Assistent von Prof. Dr. Gerhard Scherhorn im Pro-
jekt „Arbeitsplatzvernichtung und Umweltzerstörung haben die glei-

che Ursache“.

Mai / Juni 1999 Projektentwicklung „Work in the interfaces of subsistence and market

economy – A contribution to the modernisation of self-sufficiency and

its interaction with market structures“ in Zusammenarbeit mit Beate
Schöne und Prof. Dr. G. Scherhorn für das 5. Forschungsrahmenpro-
gramm der EU.

Sept. 1999 – Nov. 2000 Durchführung des Forschungsprojektes „Förderung formeller Beschäf-

tigung durch informelle Arbeit“ im Verbundprojekt Zukunft der Arbeit II
in Kooperation mit dem Institut für Arbeit und Technik, Gelsenkirchen.

Juli 2001 – Mai 2004 Leiter der Projektgruppe Berlin im Forschungsprojekt ‚Urbane Sub-

sistenz als Infrastruktur der Stadt’. Projektkonzeption und
–antragstellung im Forschungsrahmenprogramm ‚Bauen und Wohnen
im 21. Jahrhundert’ des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung. Wissenschaftliche Koordination der Arbeitsgruppen Köln,
Stuttgart, Berlin. Anstellung am Institut für Haushalts- und Konsum-

ökonomik, Lehr- und Forschungsbereich für Konsumtheorie und

Verbraucherpolitik der Universität Hohenheim in Kooperation mit dem
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH.

Sonstige freie wissenschaftliche Tätigkeit und Beratung:

März 2000 – Mai 2001 Vorstandsmitglied des I.N.E.S.-Projektes I.N.E.S.P.E. (siehe Mitglied-
schaften). Dezember 2000 bis Mai 2001 Vorstandssprecher und Koor-
dination der internationalen Zusammenarbeit und Vernetzungen.

Mai 2000 Moderation des Workshops ‚Towards a Culture of Individual and Insti-

tutional Responsibility’ im Themenbereich ‚Developing the Culture of

Science and Engineering’ im Rahmen der Internationalen Konferenz
‚Challenges for Science and Engineering in the 21st Century’ an der
Academie of Sciences, Stockholm vom 14. – 18. Juni 2000 in Koopera-
tion mit Dr. Günther Emde.

Februar – April 2001 Auswertung von Zukunftsstudien (speziell internationale Delphi-Stu-
dien), Szenarioentwicklung und Trendanalysen – z_Punkt, Büro für Zu-

kunftsgestaltung GmbH, Berlin.

März – Juni 2001 Konzeption der internationalen ‚Afrikakonferenz für Frieden in der Re-

gion der grossen Seen / Kongo-Kinshasa’ für die ’Naturwissenschaftle-

rInnen-Initiative e.V.’ und die ‚Association pour la paix et le develop-

pement durable en Afrique’.

Mai / Juni 2003 Organisationsentwicklung und Strukturierung der Unternehmensko-
operationen – ‚Goya AG’, Berlin.
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WAS NOCH?

1999 – 2003 Diverse Vorträge und Podiumsdiskussionen, unter anderem am Wis-

senschaftszentrum NRW, an den evangelischen Akademien Tutzing,

Loccum und Berlin, am Institut für Stadtentwicklung und Stadtplanung

der Universität Kassel, am BMBF, im Roten Rathaus der Stadt Berlin,
etcetera ...

Mai 2000 Forschungspreis für Ökologische Ökonomie 2000 der Schweisfurth-

Stiftung, München für die Diplomarbeit „Desertifikation in The Gambia

– Wohlstandskriterien und Wirtschaftsstrategien im ökologischen

Konflikt“.

seit Februar 2001 Mitglied des Agenda21-Fachforums ‚Zukunft der Arbeit’, Senat der
Stadt Berlin.

seit Februar 2003 Projektberatung und –entwicklung für ‚Hotel Lux e.V. i.G.’, Berlin, seit
Juli 2003 wissenschaftlicher Beirat.

seit Juni 2003 Gründungs- und Vorstandsmitglied von I.R.I.S – International Research

for Integral Systems e.V. i.G., ein Verein mit Stiftungszweck, Vertrieb
des internationalen ‚Peacebands’ zur Akquise von Fördergeldern.

seit Juni 2003 Konzeption und Projektentwicklung des transdisziplinären Projektes
‚Wissenswerke, Kunstwerke, Weltwerte Triebkräfte zukunftsfähiger

Lebensstile’ in Zusammenarbeit mit verschiedenen KünstlerInnen,
WissenschaftlerInnen und VertreterInnen unterschiedlicher Berufs-
und Interessensgruppen.

SPRACHEN

Englisch: gut fließend; FFranzösisch: gute arbeitsfähige Grundkenntnisse;

Fulani, Haussa: Grundkenntnisse.

MITGLIEDSCHAFTEN

Netzwerk Zukunft – Gesellschaft für Zukunftsgestaltung ee.V. (seit 1995).

I.N.E.S. – IInternational Network of Engineers and Scientists for Global Responsibility (seit 1998).

NaturwissenschaftlerInnen–Initiative e.V. – (seit 1999).

V.Ö.Ö. – Vereinigung für Ökologische Ökonomie e.V. (seit 2000).

V.D.W. – Vereinigung Deutscher Wissenschaftler e.V. (seit 2001).

I.R.I.S. – International Research for Integral Systems e.V. i.G. (seit 2003).

Hotel Lux e.V. i.G. (seit 2003).

Kulturpolitische Gesellschaft e.V. (seit 2003).
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